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Dem 


Rh  ei  ni  s  ch  en     B  u  n  d  e 


mit  innigster  Ergebenheit 


^e^widm  et 


s, 


e. 


oviel  auch  bereits  über  den  rheinischen 

Bund  geßchrieben  worden  ist ,  so  fehlt  es 
doch  bis  jezt  noch  gänzlich  an  einer  solchen 
Arbeit,  welche  alle,  durch  die  Bundesakte 
vom  12.  Jul.  ißo6  gegebenen,  Elemente  des 
s^enannten  Bundes  in  einem  Ganzen  umfafste, 
und  aus  dem  Standpunkte  des  öffentlichen 
Rechts  in  systematischer  Ordnung  entwickelte. 

Bafs  Herr  Zintel  in  seinem  „Entwürfe 
eines  Staatsrechts  für  den  rheinischen  Bund , 
nach  den  Grundsätzen  des  allgemeinen  Völ- 
kerrechts bearbeitet.  München  1807"  zum 
wenigsten  gesagt ',  eine ,  in  irgend  einer 
Beziehung  brauchbare,  Arbeit  der  Art  nicht 
geliefert  habe ,  ist  in  allen ,  bis  jezt  öffentlich 
darüber  gefällten ,  üvtheilen  mit  einer  selte* 
iien  Übereinstimmung  anerkannt. 

Des  Hm.  geh.  Raths  Brauer  „Beyträge 
zu  einem  allgemeinen  Staatsrechte  der  rhei» 
nischen  Bundesstaaten  in  fünfzig  Sätzen. 
Karlsruhe  1807«*  behandeln  nur  wenige 
einzelne  Momente  des  Bundes  selbst,  son«^ 
dern  meistens  einzelne ,  zweifelhaft  schei- 
nende ,  Verhältnisse  zwischen  den  verbün- 
deten Fürsten  und  den,  diesen  tmtergebenen, 
vormaligen  Heichsständen  und  Heichsrittern, 
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ohne  allen  systematischen  Verband ,  als 
welchen  ihr  Verfasser  gar  nicht  beabsichtigt 
hat ,  sondern  die  Gegenstände  so  gewählt  zxi 
haben  scheint,  wie  sie  ihm  in  der  Praxis  ztir 
Bearbeitung  vorgekonmien  seyn  mögen. 

Des  Hrn.  Hof r.  Z  a  c  h  a  r  i  ä  ^jus  -publicum 
civitatmn ,  quae  foederi  rhenano  adscriptae  sunt, 
Heidelbergae  1807^*  ist,  seiner  Bestimmung 
gemäfs,  eine  blofse  Skizze,  welche  zu  sehr 
Compendium  ist,  als  dafs  damit  das  Bedürf- 
nifs  Clin  er  Arbeit  der  im  Eingange  bemerkten 
Art  für  befriedis^t  erachtet  werden  könnte. 

Die  Zeitschrift,  welche  unter  dem  Titel: 
,,  Der  rheinische  Bund , "  von  Herrn  Hofkr. 
W  i  n  k  o  p  p  herausgegeben  wird  ,  ist ,  laut 
des  sie  ankündigenden  Planes,  blofs  zum 
Depot  der,  den  Bund  und  seine  Bestandtheile 
betreffenden,  Aktenstücke,  xmd  zum  Behuf e 
der  Statistik  des  Bunrdes  bestimmt,  und 
diejenigen  staatsrechtlichen  Aufsatz^,  welche 
dessen  ungeachtet  von  ihr  geliefert  wurden , 
beschränken  sich  gleichfalls  meistens  auf 
Erörterung  der  Verhältnisse  der  untergeord- 
neten vormaligen  Heichsfürsten  zu  ihren 
nunmehrigen  Souveränen,  —  Einzelne  vor- 
treffliche  Aufsätze  über  den  rheinischen  Bund 
enthielt  bis  jezt  die  Kronik  der  Deutschen; 
allein  auch  damit  ist  höchstens  einiger  Vor- 
rath  schäzbarer  und  darum  von  mir  benuzter 
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Materialien  zu  einem  Gänzen  s^eliefert,  das 
Bedürfnifs  eines  geordneten  Ganzen  aber 
ebenmäfsig  nicht  befriedigt ;  und  das  i'^Heft 
der,  unter  dem  Titel;  «Germanien,**  eben 
be<nnnenden  Zeitschrift  von  den  Herren 
Creme  und  J  a  u  p  trägt  wenig  oder  gar 
nichts  zur  Übersicht  des  Ganzen  bey. 

Wenn  es  nun  unverkennbar  —  sowohl 
für  wirkliche  Staatsbeamte,  denen  ihre  prak- 
tischen Geschäfte  kaum  die  nöthige  Muse 
lassen ,  mn  die  gegebenen  Elemente  des 
neuen  Staatsrechts  zu  einem  systematischen 
Ganzen  zu  verarbeiten,  dessen  sie  doch  be- 
dürfen, wenn  ihre  staatsrechtlichen  Funk* 
tionen ,  die  jezt  unläugbar  nach  dem  Geiste 
der  gegenwärtigen  öffentlichen  Verhältnisse 
modifizirt'  werden  müssen ,  eben  diesem 
Geiste  entsprechen,  und  in  das  Ganze  har« 
monisch  einwirken  sollen;  als  auch  für  die-^ 
jenigen ,  welche  sich  eben  jezt  zum  künftigen 
Staatsdienste  vorbereiten  :  nicht  minder  für 
jeden  gebildeten  Deutschen ,  der  für  die  Ver- 
fassung seines  Vaterlandes  auch  nur  einiges 
Interesse  fühlt,  —  zum  Theile  dringendes 
Bedürfnifs ,  zum  Theile  wenigstens  eine  sehr 
gewünschte  Erleichterung  seyn  mufs,  eine 
systematisch  geordnete  Übersicht  der,  in  der 
Bundesakte  zerstreut  liegenden ,  meistens  nur 
selijr  kurz  angedeuteten ,    aber  desto  mehr 
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-umfassenden ,  staatsrechtlichen  Bestimmun- 
gen und  deren  Folgerungen  zu  erhalten, 
wodurch  zugleich  die  Richtigkeit ,  die  Z wek- 
mafsigkeit  und  der  innere  Zusammenhang 
dieser  Bestimmungen  vor  Augen  gelegt,  und 
die  ganze  Sphäre  derselben,  wenigstens  nacfe 
ihren  Hauptmomenten,  ausgemessen  ist;  so 
glaube  ich  mit  einiger  Zuversicht  mich  der 
Überzeugung  hingeben  zu  dürfen,  dafs  ich 
mit  der  vorliegenden  Darstellung,  «durch 
Welche  ich  eine  so  geartete  Übersicht  zu  liefern 
mich  bestrebte,  wenigstens  keine  überilüssige 
und  nuzlose  Arbeit  unternommen  habe. 

Jenes  Bedürfnifs  zu  befriedigen,  jene 
Erleichterung  zu  gewähren,  und  vorzüglich 
meine  deutschen  Mitbrüder  mit  dem  Wesen 
und  dem  Geiste ,  mit  der  Tendenz  und  den 
Vorzügen  unserer  neuen  Verfassung  vertraut 
zumaohen,  und  dadurch  nicht  nur  das  ge- 
wöhnliche Vorurtheil  gegen  diese ,  wie  jede 
andere ,  Neuerung  zu  verscheuchen ,  sondern 
auch  ein  warmes  Interesse  für  dieselbe ,  und 
einen  regen  Eifer  zur  thätigen  Einstimmung 
in  das  Erstreben  derselben,  in  ihnen  zu  er- 
wecken, sind  die  Funkte,  welche  ich  bey 
dieser  Darstellung  besonders  im  Auge  hatte, 
Schon  diese  guten  Zwecke  mögen  an 
ßich  z  ureicbende  Gründe  seyn ,  das  Publikum, 
fUr  w(?lcbe3  ich  geschrieben  habe,  mit  dem 
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Erühen  Beginnen  dieser  Arbeit  zu  versöhnen; 
und  da  nach  meiner  Einsicht  die  Grundlage 
und  die  Hauptbestandtheile  der  neuen  Ver- 
fassung durch  die  schon  erwähnte  Bundesakte 
bereits  vollständig  gegeben  sind ,  und ,  nach 
meinem  Glauben,  der  mächtige  Protek* 
tor  dieses,  von  ihm  aufgeführte,  Meister- 
werk im  Wesentlichen  unverändert  belassen, 
und  durch  das  verheifsene  Fundamentalstatut 
nur  noch  der  innere  Organismus,  wodiuch 
jene  Verfassung  in's  wirkliche  Leben ,  und  in 
der,  dem  Zwecke  entsprechenden,  Wirk- 
samkeit und  Richtung  erhalten  werden  soll  f 
bestimmt  werden  wird;  so  sehe  ich  nicht  ein , 
ivarumes  unzwekmäfsig  seyn  sollte,  vorerst 
das  Gebäude  des  Sundes  und  dessen  Grund- 
lage ,  seine  Bestandtheile  und  deren  Zwek- 
mäfsigkeit  und  Symmetrie  darzustellen ,  und 
sodann  dessen  innere  Einrichtung,  wenn 
diese  bestimmt  seyn  wird,  in  einer  eignen 
Arbeit  zu  beleuchten ;  um  so  weniger ,  je 
mehr  jene  erstere  Darstellung  als  eine  sehr 
ÄWekmäfsige  Einleitung  und  Vorbereitung 
dienen  kann ,  um  die  im  Fundamentalstatute 
zu  erwartenden,  dem  Geiste  der  Buudesakte 
gewifs  konsequenten  ,  organischen  Bestim- 
mungen desto  richtiger  aufzunehmen,  in 
deren  Geist  desto  leichter  einzudringen ,  und 
sie  desto  fertiger  ihrem  Geiste  gemäfs  an^u« 


wenden.  —  Doch!  die  Arbeit  selbst  mag  für 
sich  sprechen ,  ob  sie  zu  früh  begonnen  sey, 
oder  nicht:  die  Stimmung  einer  Nation  für 
die  ,  ihr  einmal  gegebene  ,  v  Verfassung  zu 
gewinnen ,  dürfte  auf  jeden  Fall  nie  zu  früh 
versucht  Werden  können.  —   • 

Mein  Beruf  zu  dem  Unternehmen  einer 
Arbeit  der  Art  ist  von  selbst  ausgesprochen 
durch  die  mir  übertragene  Professur  des 
positiven  Staatsrechts,  und  die  Pflicht 
eines  jeden  Lehrers ,  dem  Publikum  Proben 
seinet  Fähigkeit  zu  seinem  Lehramte  zu  geben. 
Dafs  ich  dieses  Berufes  und  dieser  Pflicht 
hier  ausdrüklich  erwähnt  habe,  obgleich  das, 
durch  meinen  Beruf  angeregte ,  Unternehmen 
auch  aufserdem  durch  seipe,  gewifs  gute, 
Absicht  gerechtfertigt  seyn  dürfte ,  hat  seineu 
Gnind  in  den  eignen  Verhältnissen  der 
gegenwärtigen  Zeit.  Der  weitere  Zwek, 
meinen  Zuhörern  einen  Leitfaden  zum  Ge» 
brauche  bey  meinen  Vorlesungen  über  das 
positive  Staatsrecht  z\i  verschaffen ,  wird  jene 
Rechtfertigung  ergänzen. 

Ob  zwekmäfsige  Ordnung  in  der  Anlage 
dieses  Werks,  und  Bestimmtheit  und  Konse- 
quenz in  seiner  Ausführmig  sey?  diefs  zu 
entscheiden  ,  überlasse  ich ,  ohne  weiter^ 
Vorbemerkmig ,  sehr  gerne  dem  Urtheile 
solcher  Richter ,   welche  durch  die  Art  und 


Weise  ihrer  Kritik  die  Unbefangenheit 
und  Kompetenz  ihres Urtheiis  beurkunden 
werden.  Reiiies  Streben  nach  Wahrheit  und 
die  strengste  Unpattheylichkeit  dürfte  auf 
jeden  Fall  Niemand  an  dieser  Arbeit  verken- 
nen können.  Ersteres  bürgt  der  Kritik  dafür, 
dafs  ich  jede,  durch  Gründe  überzeugende, 
Bemerkung  mit  warmen  Danke  aufnehmen 
und  benützen  werde ;  durch  die  Versicherung 
der  lezteren  aber  wünsche  ich  vorläufig  dar- 
auf  aufmerksam  zu  machen  ,  dafs  man  in 
dieser  Arbeit  —  keine  Vertheidigung  des 
Despotismus  ,  keine  Huldigung  einer  unbe- 
dingten Willkühr  der  verbündeten  Souveräne, 
wohl  aber  ein  vollständiges  Ausmessen  der 
Sphäre  ihrer  Souveränität  —  keine  Stütze 
ungegründeter  Prätensionen  von  Seite  der 
unterworfenen  vormaligen  Reichsstande  und 
Ritter,  wohl  aber  eine  Vertheidigung  des 
ganzen ,  ihnen  nach  der  durch  die  Bundesakte 
fixirten  Lage  wirklich  gebührenden ,  Rechts-^ 
gebieths  —  zu  gewärtigen  habe. 

Hrn.  geh .  Rath  Brauer  bitte  ich ,  meine 
in  der  lezteren  Hälfte  des  Werks  bey  mehreren 
Gelegenheiten  auf  die  von  ihm  aufgestellten 
Sätze  und  deren  Erörterung  genommene 
Rüksicht  als  eine  Folge  seines  eigenen  Wun- 
sches ,  die  von  ihm  behandelten  Gegenstände 
auch  von  andern  bearbeitet  zu  sehen  9  und 
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als  einen  Beweis  meiner  Überzeufindns:  von 
dem  hohen  Werthe  seiner  scharfsinnigen 
Beyträgö  zu  betrachten. 

Die  Materialien  zur  näheren  Bestimtnuns: 
des    inneren   Organismus    unseres   Bundes  % 
die  bereits  vor  einigen  Monaten  in  die  Hände 
einiger  Wenigen  gekommen  waren,  erschei-i 
11  en  hier  in  dem  Ganzen  Avieder,  von  welchem 
sie  damals  ausgehoben  waren.     Das  darüber 
--  von  dem  Rezensenten   sämmtUcher  über 
den  rlieinischen  Bund  bis  jezt  erschienenen 
Schriften  in  den  Dezemberblättern  der  Jena- 
ischen allgem. Liter.  Zeitung,  der  sich  durch 
den  Gehalt  seiner  Rezensionen  als  kompeten- 
ten Richter  hinreiciiend   bewährt  hat  —  an 
verschiedenen  Stellen  gefällte  günstige  Urtheil 
schien  mich   zu   berechtigen,    diesen  Theil 
vom  Ganzen  unabgesondert  zu  belassen ,  wo 
hingegen  das,   von  dem  Verfasser  einer,  in 
der  diefsjährigen  N^  V    der    oberdeutschen 
allgem.  Liter.  Zeitung  enthaltenen,   Anzeige 
—  an  der  man  den  gemeinsten  Handwerker 
aus  der  Rezensentengilde  uhmöglich  verken- 
nen kann  —  über  jene  Materialien  ohne 
alle    Angabe    von   Gründen    niederge-« 
schriebene  indirekte  Urtheil  offenbar  nicht 
die  mindeste  Rüksicht  verdienen  konnte. 

Warum  ich  aber  von  den  speziellen  Be- 
merkungen jenes  Jenaer  Rezensenten  keinen 
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Gebrauch  madbte ,   hat  seiae  Grunde  darinii , 
weil   i)  meuie  Ansicht  von  der  wahrschein- 
lichen Entstehnngsart  des  FundamentalstatiiLs 
von  der  seinigen  wesentlich  verschieden  ist; 
\feil  ss)  nach  meiner  Ansicht  vom  Zwecke  des 
Staats,  keine 'Religion 9   sie  sey,   welche  sie 
immer  wolle,  wenn  sie  nur  dem  Staatszwecke 
nicht  entgegenstrebt,    in  einem  vernunftge- 
mäfsen  Staate  ein  Hindemifs  des  Anspruchs 
auf  formelle  Rechtsgleichheit  von  Seite  seiner 
Glieder  seyn  kann;   Menschen  aber,   deren 
Religion  dem  Staatszwecke  widerstrebt ,  vom 
Staate  gar  nicht  aufgenommen  werden  dür- 
fen ;  weil  3)  seine  Anforderungen  aufser  Acht 
liefsen ,    dafs    ich  blofs    die   Absicht  hatte , 
Materialien  zur  näheren  Bestimmuntx  des 
Organismus  unseres  Bundes  zu  liefern,  und 
weil  endlich    4)  die   politischen   Schranken 
sich  noch  nicht  erweitert  haben,  welche  in 
der  gegenwärtigen  Lage  der  Dingcf  den  Bear- 
beiter solcher  Gegenstände  so  sehr  einengen, 
welche  Schranken  doch  ja  nie  von  einer  ge- 
rechten Kritik  übersehen  werden  sollten,  was 
ich  denn  auch  von  der  Kritik  der  vorliegenden 
Arbeit  erwarten  zu  dürfen  wohl  berechtigt 
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ZU  seyn  voraussetze. 

Übrigens  glaube  ich  nur  noch  das  einzige 
ausdrüklich  erinnern  zu  müssen,  dafs  das- 
jenige, was  ich  in  dieser  Darstellung   deut- 
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sehen  Fürsten   in  Beziehung  auf  den 

allmähligen  Verfall  des  deutschen  Reichs  zur 
Last  legte,  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
von  den  jezt  lebenden  deutschen  Fürsten 
gemeynt  seyn  könne. 

Sollte  es  mir  gelingen ,  in  meinen  deut- 
schen Mitbürgern  durch  vorliegende  Arbeit 
lebendige  Anhänglichkeit  an  die  jetzige  Ver- 
fassung zu  erwecken,  und  die  verbündeten 
Souveräne,  wenn  auch  nur  vorläufig,  zur 
näheren  Erwägung  des  einen  und  des  ande- 
ren hier  gewagten ,  unverkennbar  aus  reiner 
Vaterlandsliebe  geflossenen  ,  Vorschlags  zu 
bestimmen  ,  dann  würden  die  schönsten 
meiner  Wünsche  erreicht  seyn. 


Geschrieben  im  Februar  1808. 
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Nothweiidiali^ei t  einer  Reform  für  Deutsch- 
land.  —  Art  der  Auflöfsung  der  deutschen 
Reichsverfassung.  -—  Unmittelbare  Wir- 
kungen derselben,  — -  Vorläufige  allge- 
meine Reflexionen  über  den»  an  die  Stelle 
der  Reichsverfassung  getretenen)  Staaten- 
bund, 

§.      X. 

I  Jeutsche  können ,  *  ohne  sich  selbst  zu 
widersprechen,  auch  jezt  nicht  läugnen,  dafs 
ihre  Reichsverfassung  nebeii  einzelnen  Mängeln 
mehrere  ausgezeichnete  Vorzüge  gehabt  habe, 
und  wenn  ich  deniungeachtet  dem  allgemeinen 
Kufe  beystimme,  dafs  eine  Beform  seiner  Ver- 
fassung für  Deutschland  durchaus  nothwendlg 
gewesen  sey;  so  sieht  wohl  jeder,  dafs  nach 
meiner  LTberzeugung  der  Grund  jener  Noth- 
w^ndigkeit  einer  Reform  nicht  sowohl  in  dem 
Organismus  des  deutschen  Reichs  selbst,  aU 
vielmehr  in  der  Ermanglung  des,  zur  Belebung 
jedes  Staatsorganismus  nöthlgen  Prinzips,  näm- 
lich des,  der  Tendenz  der  Beichsrerfassung 
zusagenden,  Geistes  und  Willens  der  Verfafsten , 
in  dem  Mangel  einer  lebendigen  Einstimmung 


derselben  in  das  Erstreben  der  Verfassung ,  in 
dem  Ersrorbenseyn  alles  Gemeingeistes,  und  in 
der  unglüklichen  Politik  gelegen  habe,  welche 
ihre  Individur.lität  £u  verherrlichen  glaubte » 
indem  si^  das  Ganze,  in  Welchem  sie  bisher 
bestanden  war,  zu  zerstören  strebte« 

Es  wird  sich  im  Verlaufe  dieser  Darstellimg 
eine  schiklichere  Gelegenheit  darbieten,  die 
Richtigkeit  dieser  meiner  Ansicht «  zum  Behufe 
einer  Warnung,  näher  darzutlmn;  hier  mag  es^ 
an  der  Erinnerung  genügen,  dafs —  wenn  die 
deutsche  Reichsversammlung  sich  gerade  am 
wenigsten  mit  dem  beschäftigte ,  womit  sie  sich 
nach  der ,  ihrem  Daseyn  zu  Grunde  liegenden  f 
Idee  mit  unermüdeter  Thätigkeit  hätte  beschäf- 
tigen sollen,  wenn  das  Reichsoberhaupt,  statt 
dafs  die  exekutive  Macht  in  ihm  immer  mehr 
hätte  konzentrirt  und  erhöht  werden  sollen^ 
mit  raschen  Fortschritten  fast  bis  zur  Nullt 
herabgezogen  wurde  ,  wenn  die  Reichsgesez- 
gebung  um  ganze  Jahrhunderte  hinter  der  Wirk* 
lichkeit  zurükblieb,  wenn  die  Wirksamkeit 
der  Reichsgerichte  immer  mehr  beschränkt 
wurde  ,  und  ihre  Rechtssprüche  so  oft  ohne 
Effekt  blieben,  wenn  nach  einem  beschlossenen 
Reichskriege  die  Kontingente  entweder  gar  nicht, 
oder  doch  nur  mit,  dem  Reiche  Verderben 
bringender ,  Trägheit  gestellt  wurden,  u.  s.  w*  — - 
An  allem  dem,  und  der  dadurch  unvermeidlich 


herbeygefuhrten  Ohnmaehl:  des  Reichs  selbst, 
doch  wohl  offenbar  weder  der  Buchstabe  noch 
der  Geist  seiner  Konstitution ,  sondern  einzig 
der«  mif.  Unterdrückung  alles  Gemeingeistes 
vorherrschend  gewordene,  Individualegoismus 
der  aktiven  und  konstitutiven  Glieder  des 
Kelchs  die,  nur  ihnen  i^uzurechnen^e,  Schuld 
habe. 

Die  Wirkungen  des,  durch  die  alleinige 
Thätigkeit  jenes  Egoismus  über  das  Prinzip 
der  Einheit  siegenden,  Prinzips  der  Tren- 
nung konnten  für  das  Ganze  nur  zerstörend 
seyn ;  in  den  Köpfen  erlosch  die  Idee  des  Ganzen, 
und  in  deif  Herzen  erkaltete  das  Gefühl  für 
das  gemeinsame  Vaterland.  An  die  Stelle  des 
Nationalgeistes  trat  ein  beschränkter  Partikular- 
sinn. Je  mehr  4fir  Spielraum  der  Kräfte  verengt 
war ,  desto  weniger  erhoben  sich  die  Gemüther 
zu  grofsen  Empfindungen  t  es  erstarb  nach  und 
nach  der  Karakter,  durch  welchen  der  Deutsche 
früher  grofs  und  geachtet  wari  mit  der  Tugend 
verschwand  die  Kraft  und  Ehre,  und  auf  ein 
kümmerliches  moralisches  und  physisches  Sieg« 
thum  erfolgte  der  unvermeidliche  Tod.  Der 
Keichskörper  ohneGesammtkraft,  das  Haupt  ohne 
Macht  und  Ansehen ,  unfähig,  das  Ansehen  der 
Gesetze  zu  vertheidigen ,  die  Glieder  durph 
Verschiedenheit  der  Meinungen  und  Interessen, 
durch  Eifersucht  and  Mifstrauen  in  einem  feind- 


lieben  Verhältnisse  mit  einander,  die  schwächeren 
unter    ihnen  in   stäter    Gefahr  der  Unterdrük- 
kling*  verlassen  von  der  Hülfe«  Welche  der  todte 
Buchstabe  ihnen  verheifsen  hatte ;  die  st'4j:kerea 
in  stetem  Widerstreben  gegen  das  Reich  und 
sein  Oberhaupt,  der  Verfassung  hohnsprechend, 
wohl  gar  gewaffnet  gegen  die  Vollziehung  der 
Gesetze,    die  Unterthanen   jeder  Wohlthat  der 
Reichsverfassung  beraubt,  von  ihren  deutschen 
Nachbarn  entfremdet  und  vereinzelt»  ohne  allen 
Schuz  gegen  despotische  Willkühr  ihrer  Ober<> 
herren;  der  Wehrstand,  im  Einzelnen  gröfsten* 
theils  völlig  vernachläfsigt,    oder  doch  nur  dag 
Werk  fürstlicher  Liebhaberey,   und  selbst  nach 
seiner  äufserst  langsamen  Vereinigung  doch  nur^ 
uls    ein    übelkomponirter,    unbehälAicher   und 
kraftlofser  Körper^    weder  zum  Angriffe  noch 
zur  Vertheidigung  tauglich,    darum  das  Reich 
selbst,   von  der  Natur  bestimmt,    die  grofsen 
Mächte  von  Europa  entfetnt  von  einander  zu 
halten,    stets  der  Tummelplaz    ihrer  Leiden- 
schaften,  das  Opfer  ihrer  Politik,  derSchauplaz 
so  vieler  Kriege,    deren  Interessen  ihm  fremd 
waren ,  aulser  Stande ,  seine  Gränzen  selbststän- 
dig zu  schützen ,   oder  sich  mit  seinen  Feindea 
zu  versöhnen,  wanp  und  wie  es  wollte,   stets 
gegen  sein  Schiksal  sich  sträubend ,  aber  unverr 
mögend,   demselben  sich  zu  entschlagen,   von 
seinen  Fr^undea  wie  von  seilen  Feinden  mifs- 


handelt !  Ein  solcher  Staat  konnte  der  Erreichung 
des  Zweks  rechtlicher  Sicherheit  im  Inneren 
und  nach  aufsen  unmöglich  mehr  genügen ;  ein 
solches  System  9  das  durch  die  Untreue  und 
Zentrihigaltendenz  seiner  eigenen  Glieder  aller 
Zentralkraft  beraubt  war,  konnte  sich  unmöglich 
länger  halten;  ein  morsches  Gebäude  der  Art» 
dessenHauptpfeiler  s&mmtlichuntergraben  waren» 
konnte  unmöglich  den  gewaltigen  Stürmen  von 
aufsen  länger  trotzen«  Eine  Reform,  welche 
die  Schlafenden  zur  Thätigkeit  wekte,  und  die 
Thütigkeit  der  Wachenden  unwiderstehlich  ^a 
einer  andern  Richtung  zwang»,  war  für 
Peutschland  dringendes  Bedürfnib. 

Dafs  diese  unumgängliche  Reform  ▼on  dem 
Haupte  oder  den  Gliedern  selbst  ausgehen  würde» 
war  bey  der  geschilderten  Lage  der  Dinga 
durchaus  nicht  zu  erwarten ;  denn  ersteres  hatte 
bey  jedem  solchen  Beginnen  entschieden  alle 
Glieder  wider  sieh;  und  leztere  würden,  hätte 
sie  auch  nur  ein  Funke  von  Interesse  für  das 
Wohl  der  Gesammtheit  beseelt,  das  Übel  nicht 
BO  weit  haben  einreiCsen  lassen,  zur  H^rbey« 
führung  jenes  Zustandes  nicht  selbst  mitgewirkt 
haben »  sie ,  deren  Vielköpfigkeit  an  sich  schon 
ein  natürliches  Hindemifs  jeder  Besserung  war : 
Und  die  deutsche  Nation   selbst  — *  sie,  die. 


einst  der  Schrecken  der  Römer,  so  fürchterlich 
mäcl)tig  dagestanden  war,  ausgezeichnet  durch 
einen ,  zunächst  an  Troz  gränzenden »  Freyheit&p 
«inn,    durch  hohen  ^ationalstolz    und   zartec 
Ehrgefühl,    durch  das  lebendigste  Interesse  an 
dem  Zustande  des  Vaterlandes,  welches  sich  auf 
den  früheren  Reichs-  und  Landtagen ,  in  seiner 
Theilnahme  an  den  Beschlüssen  über  Krieg  und 
Frieden  so  thätig  ausgesprochen  hatte  i  —  eben 
dieselbe  Nation  y  jezt  ohne  Nationalgeist,   ohn^ 
Nationalenergie,    durch    ihre   Trennung    odec 
vielmehr  Zersplitterung  in  so  sehr  viele  einzelne, 
sich    allmähiig     fremd     gewordene ,     Tlueile» 
durch  den  so  laut  gewordenen  j  oft  gegründeten, 
noch  öfter  aber  grundlosen  Tadel  der  Reichs- 
verfassungy  durch  die  Leichtigkeit,  mit  der  sie 
ihre   Regenten    selbst    lej^tere  verletzen    oder 
umgehen  sah,  bis  zu  einer  gänzlichen  Apathie 
an  dem  Zustande  der  Gesammtheit  abgestumpft, 
durch  Verschiedenheit  der  Territorialverfassung, 
der  Religion  und  Sitten  einander  sogar  entgegeur 
strebend,    durch    übertriebene   Finanzsysteme 
und  unaufhörliche  Kriege  in  den  Hauptnerven 
ihrer  Kraft  durchschnitten,    im   Enthusiasmus 
für   Wahrheit    und    Aufklärung    durch    mehr 
oder  weniger  despotischen  Frefszwang  gelähmt, 
durch  ihre  eigenen  Regenten  von  aller  aktiven 
Theilnahme  an  den  öffentlichen  Verhältnissen 
zurül(gescheuch(,   und  zum  blinden  Gehorsame 
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verdammt;  im  Frieden  ohne  Sichevheit,  und  im 
Kriege  stets  bedrängt  und  überwunden;  diese 
Nation  konnte  eines  eignen  kräftigen  Aufi- 
5chwung^s  nicht  mehr  fähig  seyn.  Ohne  alle 
politische  Haltung,  ohne  Gefühl  und  Theilnahme, 
ohne  Liebe,  ohne  Furcht  und  Hoffnung,  stund 
sie  gleichgültig  da,  und  starrte  sinn-  und  leblos 
in  das  Erstarren,  ihrer  Verfassung  hin« 

Doch,  wohl  ihr!  dafs  es  in  der  Epoche» 
in  der  es  mit  dem  deutschen  Reiche  brechen 
mufste,  gerade  so  und  nicht  anders  war:  denn 
niemand  kann  ohne  Schaudern  auf  die  Schreckens- 
szenen und  deren  gräuelvolle,  nicht  berechen*- 
bare,  Folgen  hinblicken,  die,  nach  dem  Zeugr 
nisse  der  Geschichte,  dann  unvermeidlich  sind, 
wenn  die  ganze  Masse  eines  Volkes  selbst,  auf 
dem  Wege  einer  Revolution,  an  die  Reform 
seiner  Öffentliche^  Verfassung  Hand  legt;  und 
kein  unbefangener  Deutsche  wird  sich  erwehren 
können f  das  Verhängnifs  zu  segnen,  welches  — 
da  es  den  Primaten  der  deutschen  Nation  am 
Willen  wie  an  der  Kraft  gebrach,  das  baufällig 
gewordene  deutsche  Staatsgebäude  selbst  abzu- 
tragen, und  auf  eine  andere  Weise  wieder 
herzustellen  -r-  in  dem  grofsen  Helden 
unserer  Zeit -— der ,  wie  seine  merkwürdigen« 
an  die  Abgeordneten  von  Braünschweig- Wolfen? 
büttel  gerichteten  Worte :  «  das  deutsche  Volk 
,,ist  nie  wortbrüchig  und  treulos;  sein  Unglük 
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ninrar  seine  bisherige  Zersttikliing ;  durch  Ein« 
«heic  wird  es  in  Zukunft  glüklich  seyn** 
lehren  9  den  Siz  des  Übels  vollkommen  richtig 
erkannte,  und  die  ihm  wohl  bekannte  Schwäche 
Deutschlands  leicht  zu  dessen  Unterjochung 
hätte  benutzen  können  »-  den  grofsen,  edleu 
und  humanen  Entschlufs  reifen  liefs,  unser 
ITaterland  jenem  herabwürdigenden  Zustande 
der  Ohnmacht  zu  entreifsen ,  und  seinen  mäch« 
tigen  Arm  auszustrecken,  um  in  denselben 
Momente  das  unbrauchbar  geworden^  Alte  zu 
eertrümmern,  ein  besseres  Neues  zu  bilden  t 
dem  Neuen  seine  Gesetze  zugeben,  und  diesen 
Gesetzen  zureichende  Kraft  und  Achtung  zu 
verschaffen« 

Auf  Seine  Veranlassung,  und  in  Gefolge 
des  am  IQ.  Juli  iäo6.  mit  Demselben  in 
Paris  abgeschlossenen  Vertrags,  erklärten  am 
l^  August  desselben  Jahres  mehrere  Fürsten 
Deutschlands  öffentlich  ihren  Austritt  aus  dem 
deutschen  Reichsverbande,  und  noch  in  der 
ersten  Hälfte  desselben  Monats  legte  auch  das 
Reichsoberhaupt  diese  seine  Würde  vei  mittelst 
einer  zur  Publizität  gebrachten  Erklärung 
formlich  nieder,  und  entband  Reichsglieder 
und  Beamten  von  ihren  konstitutionellen 
Pflichten, 

Abgesehen  davon t  wodurch  die  Unbe« 
^tehbaikeit    der     deutschen    Reicbsverfassun^^ 
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herbeyg^fiihrt  worden ,  so  waren »  nachdem  sie 
einmal  eingetreten  war,  jene  Mitglieder  des 
Reichs  allerdings  befugt*  sich  davon  abzutrennen, 
und  einer  andern  Verbindung  sich  anzuschliefsen  ; 
denn  es  läfst  sich  nur  ein  Zwangsrecht  nach- 
weisen, dafs,  wenn  Menschen  in  Gemeinschaft 
mitbestimmten  andern  seyn  wollen ,  sie  ihre 
Willkühr  auf  die  Bedingung  ihres  Bestehen$ 
mit  der  Wilikühr  dieser  andern  beschränken 
müssen;  aber  es  läfst  sich  kein  Zwangsrecht 
nachweisen ,  sie  zur  Gemeinschaft  mit  diesen 
bestimmten  andern  zu  nöthigen;  die 
Menschen  können  sich  vielmehr  in  Gemeinschaft 
setzen ,  mit  wem  sie  wollen ,  wenn  sie  nur  den 
Bedingungen  dieser  Gemeinschaft  sich  unter- 
werfen. Ist  demnach  die  Dauer  der  Verbind- 
lichkeit eines  Staatsbürgervertrags  für  jeden 
einzelnen  Kontrahenten  stillschweigend  bedingt 
durch  clie  Dauer  seines  Willens,  mit  dieser 
besimmten  Menschenmenge  in  Gemeinschaft 
%VL  stehen,  so  hört  auch,  sobald  dieser  sein 
Wille  sich  ändert,  weil  mit  der  Bedingimg  da$ 
Bedingte  hinwegfälit,  die  Verbindlichkeit  des 
Bürgervertrags  fiir  ihn  auf,  und  er  kann  sonach 
frey  aus  dem  Staatsverbande,  dessen  Glied  er 
bisher  war,  austreten. 

£s  läfst  sich  also  auch  nach  meiner  Über- 
s&eugiing  gegen  jenen  Austritt  einzelner  Reichsir 
stände  aus  dem  Aeichsver bände  vom  Standpui^kt» 
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des  Rechts  aus,  um  so  weniger  etwas  einwenden, 
da  mit  dem  Grunde  iiires  Seyns  in  dem  Reichs* 
verbände,  nämlich  ihrer  Überzeugung,  durch 
diesen  den  Staatszwek  erreicht  zu  sehen ,  auch 
das  Begründete  für  sie  hinweggefallen  war. 

Einleuchtend  ist  auch  wohl  jedem,  dafs 
es  dem  Kaiser  Deutschlands  ,  bey  der  bereits 
bemerkten  Entgegenstrebung  der  Reichsstände , 
unmöglich  seyn  mufste,  dem  übernommenen 
Wahlvertrage  vollkommen  Genüge  zu  leisten, 
und  die  konstitutionellen  Gesetze  des  Reichs 
im  erforderlichen  ungeschwäehten  Ansehen  zu 
erhalten,  und  wenn  gleich  das  Kaiserhaus  selbst, 
wegen  allzugrofser  Nachgiebigkeit ,  und  weil  es 
dem  Organismus  der  Konstitution  vielleicht 
nicht  immer  den  nöthigen  und  rechten  Impuls 
gegeben,  nicht  von  aller  Schuld  an  dem  gewor- 
denen Zustande  der  Dinge  im  Reiche  frey  zu 
sprechen  seyn  dürfte  ;  so  ist  doch  nicht  zu 
läugnen,  dafs  eben  die  zu  grofse  Widerspenstig* 
keit  der  Stände,  und  die  gänzliche  Ohnmacht t 
zu  der  man  das  Reichsoberhaupt,  als  solches, 
stuffepweise  herabzog ,  das  Interesse  an  der 
Regierung  und  Verwaltung  des  Reichs  ,  und 
den  Trieb  zur  Energie  in  ihr ,  in  einem  so  hohen 
Grade  habe  vermindern  müssen  ,  dafs  man  es 
kaum  begreiflich  findet,  wie  das  Haus  Österreich 
es  über  sich  habe  gewinnen  können,  so  lange 
4i«>  kfsinenlreellen  Vortheil  ihm  gewährende» 
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HUT  läsdge  und  kraftverzehretlde  Krone  des 
deutschen  Reichs  zu  tragen.  Dafs  es  denn 
endlich  9  nach  dem  wirklich  erklärten  Austritte 
mehrerer  Reichsglieder,  der  Last  und  des 
Zwanges  müde,  die  Zügel  einer  undankbaren 
Regierung  von  sich  warf,  und  auf  jene  Krone 
verzichtete»  konnte  eben  so  wenig  befremdend 
als  widerrechtlich  befunden  werden.  Nur  unter 
der  Bedingung,  dafs  auch  sämmtliche  Stände 
und  Glieder  des  Reichs  ihren  konstitutionellen 
Verbindlichkeiten  gewissenhaft  entsprächen , 
und ,  80  viel  an  ihnen-  läge ,  zur  Erreichung  des 
Zweks  des  Reichsverbandes  treulich  mitwirk- 
ten,  waren  die  Zügel  der  Regierung  übernom-- 
men,  die  Artikel  des  Wahlvertrags  beschworen; 
seitdem  also  jene  Bedingung  unerfüllt  geblieben^ 
hörte  auch  das  Gebundenseyn  des  Kaisers  an 
diesen  Wahlvertrag  auf,  und  hieng  es  lediglich 
von  seiner  Willkühr  ab,  mit  grofsmüthiger 
Aufopferung  für  das  rechtliche  Wohl  deutscher 
Nation,  einseitig,  so  weit  es  klecken  konnte, 
die  Tendenz  des  Vertrags  zu  verfolgen.  Lang« 
ward  dies  Opfer  gebracht;  denn  jene  Bedingung, 
deren  Erfüllung  nur  ein  Recht  hätte  geben 
können»  fand  längst  nicht  mehr  statt;  auf  ein 
solches  Opfer  giebt  es  aber  kein  Zwangsrecht» 
und  es  wäre  übermenschliche  Laugmuth  gewesen, 
hätte  das  Reichsobeihaupt,  bey  der  undankbaren 
Verkennung  von  Seite  der  meisten ,    bey  des 
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reellen  und  endlich  auch  formellen  Abtrennung 
mehrerer  Reichsglieder,  der  einseitig  getragenen 
Last  auch  jezt  noch  nicht  sich  entledigt. 

Jedoch  nicht  durch  jenen  Austritt  einzelner 
Reichsstande»  —  denn  das  Bestehen  der  Reichs- 
verfassung an  sich  hieng  gar  nicht  von  einer 
bestimmten  Anzahl  seiner  Stände  ab,  — 
auch  nicht  durch  jene  Resignation  der,  auf  einer 
Wahl  beruhenden  Kaiserwürde ,  —  denn  damit 
zessirte  nur  der  Kaiser  in  concreto  ^  nicht  aber 
die  Reichsoberhauptliche  Würde  selbst  ,  als 
welche  nöthigenialls  durch  eine  neue  Wahl  in 
concreto  wieder  realisirt  werden  konnte;  — 
sondern  nur  erst  durch  das  Nichthandeln  des 
deutschen  Volks  bey  und  nach  diesen  Vorgängen , 
welches  zwar,  als  absolute  Ruhe,  und  Pafsivität, 
kaum  eine  stillschweigende  Einwilligung  aus- 
zudrücken fähig  war,  aber  doch  faktisch  dafür 
genommen  werden  mufste,  erst  dadurch,  dafs 
das  deutsche  Volk  die ,  nach  dem  Begriffe  eines 
Staats  zu  dessen  Bestehen  wesentliche ,  Staats- 
gewalt nicht  wieder  herstellen  wollte  und  konnte, 
hö  rte  das  deutsche  Reich,  von  einzelnen  seiner 
aktiven  Glieder  ausdrüklich ,  von  andern  still- 
schweigend verlassen  ,  von  seinem  Oberhaupte 
derelinquirt ,  und  von  seiner  eignen  Nation 
verläiignet,  zu  seyn  auf. 

'  Wenn   es    bei  diesem    Vorgange  fiir   den 
ächten   Deutschen  irgend    etwas   zu  beklagen 
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gab  f  so  war  dlels  —  sicher  nicht  die  Auflöfsung 
des  deutschen  Reichs  an  sich;  denn  diese  war 
unter  den  obge walteten  Umständen  unverkenn- 
bare Wohlthat;  — -  sondern  einzig  der  Umstand» 
dafs  deutsche  Fürsten  selbst  durch  ihr  Betragen  f 
in  Beziehung  auf  die  Gesammtheit  deutscher' 
Nation ,   allmählig    die   Nothwendigkeit    jener 
Auflöfsung  herbeygeführt  hatten.       Nicht  die 
deutsche  Reichskonstitution  an  sich  ^   sondern 
der  deutsche  Nationalkarakter  war  durch  deuj^ 
allen      menschlichen      Dingen      anklebenden  r 
Unbestand    fehlerhaft  ,   unzulänglich  ,   alt  und 
gebrechlich  geworden  ;     der   Geist   deutscher 
Nation    war   weit    hinter    dem    Geiste    ihrer 
Verfassung  zurükgeblieben ;    das»    was  früher 
rasche  That  und  eignes  reges  Leben  war»  ist 
späterhin  bloCser  Zeremoniendienst »  und  selbst 
dieser »    gleich    einem    lästigen    Frohndienste » 
nur  nachläfsig  und  mit  Widerwillen  verrichtet 
worden;     die    ursprünglichen    Elemente    d.es 
deutschen  Nationalkarakters»  höchste  Liebe  für 
Freyheit,   unbedingtes   Hingeben  für  deutsche 
Sicherheit ,    höchster  Stolz   auf  Ehre  »   Macht 
und  Ruhm   des  deutschen   Namens »   auf  deren 
Daseyn  die  Konstitution , des  Reichs,   als   auf 
ihrer   Hauptbedingung  »    berechnet  war ,    und 
durch  deren  Stütze   das  deutsche  Reich  früher 
80  mächtig  emporragte»    sind   allmählig  ganz 
abgestorben  ;    darum   konnte  ireylich  jent 
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Koijstitutioii  ]ezt  nicht  üiehr  piissetid  befanden 
werden  ;  denn  Aas  Bedingte  fällt  nothwendig 
mit  seiner  Bedingung,  So  sehr  aber  jener  Tod 
des  deutschen  Nationalkarakters  zu  beklagen 
war  f  so  sehr  itiufste  man  sich  freuen »  dafa 
der  mächtige  Kaiser  Frankreichs  das 
gtofse  Geschäft»  dem  nur  Er  gewachsen  war» 
tibernahm ,  durch  eine  erneuerte  Vereinigung 
der  getrennten  Deutschen  ihre  Natiönadität  zu 
einem  verjüngten  Leben  zurükzurufen ,  desto- 
mehr  mufs  nian  es  I  h  m  danken  ,  dafs  E  r  ^ 
was  entschieden  unumgängliches  Mittel  zur' 
Erreichung  dieses  Zweks  war,  ihrer  Koexistenz 
eine  neue  Form  gab,  die  Zügel  der  Verbindung 
etwas  schärfer  anlegte ,  und  solche  mit  eignem 
starken  Arme  ergriff:  denn^  wer  mag  es  läugnen? 
Die  Deutschen  sind  sich  zu  fremd  geworden  ^ 
als  dafs  nicht  gerade  ein  solcher  Arm  dazu 
gehörte,  um  sie  so  lange  friedlich  und  brüderlich 
zusammzuhalten,  bis  sie  wieder  zur  wahren 
Nationaleinheit  erzogen  sind.  Selbst  des  trau- 
rigen^Zustandes  einer,  zwischen  der  UmwiBilzung 
eines  Staates  und  seiner  Wiedergeburt  sonst 
gewöhnlich  eintretenden,  längeren  oderkürzerjen^ 
Anarchie,  hat  uns  die  Weisheit  Napoleons 
mit  sichtbarem  Wohlwollen  überhoben ,  indem 
E  r  dafür  sorgte ,  dafs  das  alte  Gebäude  nicht 
eher  abgetragen  wurde ,  als  bis  das  neue  bereits 
errichtet  war.     Das  Ab&llen  der  Trümmer  dea 
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alten  lüftete  geradezu  unserer  Ansicht  die 
meisterhafte  Vorarbeit/  An  die  Stelle  des 
aufgelöfsten  deutschen  Reichs  trat 
unmittelbar,  und  ohne  allen  Zwischenakt "—  der 
rheinische  Bund,  dessen  konstitutionelle 
Urgesetze  sich  in  der  Pariser  Yertragsurkunde 
vom  1?.  Jul.  iäo6,  insgemein  die  bundesakte 
genannt,  niedergelegt  befinden. 

§-     3. 

Che  ich  diese  neue  Schöpfung  selbst  näher 
entfalte ,  scheint  es  mir  der  natürliche  Ideengang 
zu  erheischen,  vdr  allem  die,  in  der  Bundesakte 
selbst  ausdrüklich  bestimmten ,  uninittelbaren 
Wirkungen  der  Anflöfsung  des  deutschen  Reichs 
für  sämmtliche  Buhdesglieder  zu  berüksich* 
tjgen.  pie  erste ,  eben  so  natürliche  als  noth« 
-wendige,  Folge  der  Trennung  der,  im  Art. I. 
der  Bundesakt^  benannten  ,  Regenten  vom 
deutschen  Reiche  ist  im  Art.  III.  derselben  dahin 
ausgesprochen:  «  d^s  jeder  der  verbündeten 
«»Könige  imd  Fürsten  auf  diejenigen  seiner 
^ Titel  verzichten  solle  ,  welche  irgend  ein 
»Verhältnifs  zum  deutschen  Reiche  ausdrücken.'* 
In  Gefolge  dieser  Bestimmimg  mufsten  noth« 
wendig  die,  auf  die  Reichsverfassung  sich 
beziehenden,  und  nur  durch  sie  begründeten 
Titel:  »Kurfürst,  Reichsfürst,  Mark-,  Land-, 
M  Reichsgraf,  u«  s.  w.**  gänzlich  verschwinden r 
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und  durch  andere^ ,  'wie  denn  auch  geschehen 
ist,  ersezt  werden. 

Eine  weitere  und  Wesentlichere  Folge  jener 
Trennung ,  war  die  Entbindung  der  neu  verbün« 
deten  Staaten  von  der  verbindenden  Kraft  aller 
Reichsgesetze,  gesezt,  dafs  auch  das  deutsche 
Reich  in  seinen  übrigen  Bestandtheilen  fort* 
gedauert  hätte,  denn  unmöglich  können  die 
Gesetze  eines  Staates  fifr  solche,  die  zwar  bisher 
Glieder  desselben  waren,  nun  aber  ausgetreten 
sind ,  aus  irgend  einem  Gjrunde  ihre  verbindendo 
Kraft  fortbehalten ;  denn,  so  wie  das  Anschliefsen 
an  einen  Staat  das  Gebundenseyn  an  die  Gesetz» 
des  fraglichen  Staates  unmittelbar  bewirkt, 
eben  so  fällt  mit  dem  Austritte  aus  demselben 
Verbände  aller  Grund  der  ferneren  Verbindlich* 
keit  seiner  Gesetze  für  die  Ausgetretenen.hinweg. 
Die  Ausgetretenen  sind  nicht  mehr  Glieder 
desselben  Staates ,  folglich  nicht  mehr  Subjekte, 
auf  die  seine  Gesezgebung  sich  erstrecken 
könnte ,  da  auch  er  nicht  mehr  Staat  für  sie  ist. 

Auch  diese  Wirkung  der  AuflÖfsung  des 
Reichs  ist  im  Art.  IL  der  Bundesakte  ausdrüklich 
mit  den  Worten  sanktionirt :  »Alle  Gesetze 
des  deutschen  Reichs ,  welche  Ihre  voraua 
benannte  Königl*  Majestäten  imd  Ihre  Durch« 
buchten ,  die  Fürsten  und  die  Grafen ,  ihre 
Unterthanen  und  Staaten ,  oder  einen  Theil 
derselben  betreffen  und  verpflichten  konnten  ^ 


»9 

werden  in  Anbetracht  derselben  für  nichtig  und 
vrirknngslos  erklärt;  jedoch  mit  Torbehalt  der 
von  den  Gläobigern  und  Pensionisten  durch  den 
Reichsdeputationsschlufs  von  i8o3  erworbenen 
Rechte  9  und  der  Anordnungen  des  Art«  39  in 
dem  gedachten  Schlüsse  wegen  der  Rhein« 
schifFBahrts-Oktroi,  welche  ferner  ihrer  Fprm  und 
ihrem  Inhalte  nach  voUs&ogen  werden  sollen/' 

Dafs  zufolge  dieser  Restimmung  alles  das, 
was  die  öffentlichen  Yerhältnisse  betrifft » 
in  den  Rundesstaaten  nicht  mehr  nach  den 
Reichsgesetzen  beurtheilt  werden  dürfe ,  die 
eben  bemerkte  Ausnahme  abgerechnet  t  ist  über 
allen  Zweifel  erhaben :  Demnach  haben  z.  R« 
das  Zoll-  und  Münzrecht,  das  Recht  1  Standes- 
erhöhungen und  akademische  Würden  zu  ver- 
leihen ,  Notarien  und  Hofpfalzgrafen  zu  kreiren 
u.  s«  w.  aufgehört,  Reservatrechte  zu  seyn« 
und  sind  nunmehr  I  als  unmittelbare  Ausflüsse 
der  Staatsgewalt  9  unstreitig  der  Rechtssphäre 
der  Rundesfürs{ten  zugeiheilr«  Eben  $0  ist  der 
vormalige  Lehensverband  der  jetzigen  Bundes- 
staaten zum  deutschen  Reiche  ,  mit  diesem 
verschwunden;  und  eine  Folge  devon  ist,  dafs 
auch  die  weiblichen  Deszendenten  der  Bundes« 
Fürsten ,  die  sonst ,  nach  den  Bestimmungen  des 
Lehenrechts,  von  der  Sukzession  in  die  Terri«* 
torien,  als  Reichslehne,  ausgeschlossen  waren,  nun 
ebne  Zweifel  zur  Sukzession ,  gelangen  können » 
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obgleich  noch  immer  erst  nach  erloschenem 
Mannsstamme,  indem  dieser  auch  in  den  nun  sou« 
veranen  deatschen  Regentenfamilien ,  aus  einem 
vom  deutschen  Reiche  unabhängigen  Grunde » 
einen  unstreitigenVorzughat^ünd  dieSukzessions« 
Ordnung  Fortdauernd  nach  dem  Erstgeburtsrechta 
bestimmt  wird.  So  ist  ferner  das  Besteueru|}gs« 
recht  nicht  mehr  an  die  Vorschriften  der  Reichs^ 
gesetzte  gebunden ,  sondern  blofs  nach  dea 
Grundsätzen  des  allgemeinen  Staatsrechts  durch 
das  Staatsbedürfnifs  normirt.  Mit  einem  Worte: 
die  Reichsgesetze  haben  auljgehöret  ,  Bestim« 
mungsquelle  der  öffentlichen  Rechtsverhältnisse 
XU  seyn,  und  an  die  Stelle  derselben  ist  für 
die  Staaten  unseres  Bundes  die  Koiiföderations« 
akte  f  und  i  bis  weitere  Bestimmungen  erfolgt 
seyn  werden  f  das  allgemeine  Staats  -  und  Staaten« 
recht  als  Quelle  des  öffentlichen  Rechts  einge- 
treten.        ^ 

Ob  aber  auch  die »  Bestimmungen  ia 
Ansehung  des  Privatrechts  enthaltenden» 
Reichsgesetze  durch  jenen  angeführten  Art«IU 
als  aufgehoben  zu  betrachten  seyen  ?  scheint 
noch  von  Einigen  in  Zweifel  gezogen  werden 
zu  wollen :  den  Zweifelsgrund  will  man  darina 
finden ,  weil  die  Verein igungsurkunde  über  das 
Privatrecht  in  den  souveränen  Bundes« 
5taaten  etwas  zu  verfügen  gar  keinen  Anlalj 
gehabt  hätte ,  mithin  ihr  Ausspruch^   wodurch 
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die  Kraft  der  vormaligen  Reiclisgesetzc  vernichtet 
'wurde,  als  auf  die  öffentlichen  Verhältnisse 
beschränkt  zu  betrachten,  demnach  das  Ansehen 
d^r  Beichsgesetze  über  Verhältnisse  des  P  r  i«^ 
v^trechts  unentschieden  gelassen  sey.     Mir 
indessen  kömmt  dieser  Zweifel  —  selbst  abge- 
sehen davon t  ob  nicht,   wie   doch  sehr  wahr- 
ßcheiniich  ist,  bey  jener  Bestimmung  des  Art.II. 
bereits    die   Einführung    des     Napoleonischeo 
Gesezbuches  in  den  Bundesstaaten  bezielt  worden 
€eyn,  und  eben  darinn  zu  einer  Verfügung  über 
das  Frivatrecht   Anlafs    genug   gelegen   haben 
dürfte  —  ungegründec  vor ;  denn ,  gesczt ,  dafs 
auch  jener' Art,  II.  in  der  Bundesakte  gar  nicht 
existirte ,  so  würde  doch  auch  die  Vernichtung 
der  verbindenden  Kraft  der  Beichsprivatgesetze 
eine  unmittelbareFolge  des  Austrittes  der  ver» 
bündeten  Staaten  aus  dem  Beicbsverbande ,  vind 
der  darauf  erfolgten  gänzlichen  Auflöfsung  des 
Jleichs   selbst  gewesen  seyn  : .  denn  mit  dieser 
Auflöfsung   Ael  die    einzige  Quelle   und   aller 
Grund    der    verbindlichen   Kraft    aller   Beichs- 
gesetze ohne  Ausnahme,   die,  und  der  nur  in 
dem  Bestände    der- gesezgebenden    Gewalt  des 
Reichs  liegen  konnte  ,    unstreitig  dahin ;    und 
es  läfst  sich  gar  nicht  absehen,    wie  Gesetze, 
nur  vom  deutschen  Reiche,  und  für  den  Zustand 
des  Privatrechts  im  deutschen  Beiche  gegeben» 
i^uch  nun ,  nachdem  ein  deutsches  lleich  gar  nicht 
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mehr  existirtf  und  ohne  dafs  die  jezt  bestehendd 

gesezgebende    Gewalt    jene    Gesetze    adoptirt 

hättet  noch  sollten  verbinden  können?     Auch 

die  Frivatgesetze  eines  bestimmten  Staats 

habeui   so  gut,  wie    seine   Staatsgesetze, 

ihren  RecKtsboden    in  dem  Daseyn  dieser 

Staatsverbindung  ,   und    ihre  Rechtsgewähr  in 

der  Existenz  der  obersten  Gewalt  dieses  Staats , 

und  wo  beyde  hinweggefallen  sind,  da  werden 

auch  jene  Privatgesetze  zu  einem  todten  Körper, 

dem  keine  Wirkung  des  Lebenden  mehr  zuge* 

schrieben  werden  kann  ;  auch  sie  bleiben  nur 

historische    Denkmäler    des    Privat  rechtlichen 

Zustandes,  den  die  erloschene  Staatsverfassung 

realisiren  wollte,  und  wovon  nur  das,  was  sie 

wirklich  re^lisirt  hat,  als  Faktum  des  Zustandes, 

den  die  eingetretene  Verändertlng  vorFand ,  in 

die  neue  Ordnung  der  Dinge  übergehen  kann  i 

die  einzige  Quelle  der  verbindlichen  Kraft  der 

Reichsprivatgesetze  war  die  gesezgebende  Gewalt 

.  des  Reichs;  mit  Auf löfsung  dieser  war  also  auch 

die    einzige    Quelle    versiegt ,     woraus   jenen 

Normen  bis  dahin  alle  Rechtsgewähre  zugeströmt 

war,  und  je  weniger  geläugnet  werden  kanh, 

dafs  in  dem  souveränen  Staate   eines    Rundes^ 

f ürsten  kein  Gesez ,  welcher  Art  es  auqh  immer 

aey ,  gelten  könne ,    wovon   nicht  die  Quelle 

seiner  verbindenden  Kraft  einzig  in  der  gesez« 

gebenden  GeW4lt  dieses  Fürsten  zu  suchen  wäre  ; 


destoweniger  kann  von  dem  Fortbestände  jener 
JVeichsprivatgefietze  in  einem  der  verbündeten 
Staaten  »    ohne  dafs    jenen   eine  neue  Rechts- 
gewähre  aus  der  jezt  bestehenden  gesezgebenden 
Gewalt  dieses  Staates  zugeflossen   wäre ,   ver* 
nünftigerweise    nur   die  Rede  seyn.       Erwägt 
man  daneben »   dafs  die  Vorschrift  jenes  Art.  IL 
ganz  deutlicht  bestimmt,  und  allgemein  ,  alle 
Beichsgesetze     fiiir    nichtig    und    wirkungslos 
erklärt ,     und   diese    Allgemeinheit  xait  einer 
besondern    Umschreibung    auszudrücken    sich 
bemüht ;  so  ist  in  ihr  offenbar  kein  Fall  gegeben, 
in  welchem  dem  doktrinellen  Interpreten  eine, 
die  Allgemeinheit  des  Gesetzes  beschränkende , 
Distinktion  zu  machen  f  gestattet  seyn  könnte. 
Allein  f    wenn  irgend  eines  der  souveränen 
Bundesglieder  in   seinem  Staate  seine  Bichter 
fortdauernd  nach  jenen  Frivatrechtsbestimmun» 
gen ,  die  vormals  das  Reich  aufgestellt  hat,  Recht 
jiprechen  läCst»  und  diefs  ausdrüklich  oder  still- 
schweigend genehmigt;  dann  gelten  zwar  noch 
jene  Privatrechtsbestimmungen  in  diesem  Staate, 
aber  offenbar  nicht  als  ReichsgesezHche, 
nicht  mehr  als  ein  einheimisches,  gemei- 
nes« Sonden)  nur  als  ein  fremdes,    zur 
Aushülfe     ausdrüklich     oder    still- 
schweigend rezipirtesRecht,  zu  welcher 
Rezeption  die  Bundesfursten ,    als    Souverän«, 
und  vermöge  der  in  ihrer  Souveränität  enthal- 
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tenen  gesezgebenden  Gewalt ,  vor  der  Hand 
wenigstens!  unläugbar  befugt  sind^  da  die 
Aufhebung  der  Keichsprivatgesetze 
bis  jezt  nicht  als  absolut  geboten,  angesehea 
werden  kann.  Unter  jener  Voraussetzung  ihrer 
Geltung  durch  Rezeption  ist  dann  aber  sowohl 
der  rechtliche  Grund  ihres  Ang^ehens,  als  auch 
ihr  Verhältnifs  zu  den  eignen  Landesgesetzen 
wesentlich  geändert ;  denn  jener  Grund  haftet 
uunnlehr  einzig  an  der  gegenwärtig  bestehenden 
gew^ezgebenden  Gewalt  des  rezipir^ndetl  Staats, 
und  jene  Privatrechtsbestimmungen  stehen  nun- 
mehr, als  rezipirtes  fremdes  Recht,  mit  d^m, 
auch  nur  zur  Aushülfe  rezipirten,  römischen 
Rechte  ganz  auf  gleicher  Stufe  ,  weshalb  bey 
ihrer  Anwendung  die ,  über  den  Gebrauch 
fremder  Redite  bereits  bekannten,  Vorsichts» 
maßregeln  genau  zu  befolgen  sind» 

.Wenn  ich  indessen  in  der  Voraussetzung» 
-nicht  irre,  dafs  es  in N  ap o  1  e o  n  s  Plan  liege,  sein 
Gesiezbuch  in  den  Staaten  des  rheinischen  Bundes 
.einzufiihreti  ;  so  dürfte  jene  ,  dem  Anscheine 
nach  sich  erhebende ,  Kontroverse  das  Gebiet 
^es  neuen  Staatsrechts  kaum  betreten,  und  da 
4lie  Deutschen  seit  mehreren  Jahrhunderten 
mehr  nach  fremden ,  als  nach  einheimischen , 
sich  selbst  gegebenen  ,  Gesetzen  zu  Jeben 
gewohnt  sind,  und  sie  eine  Summe  von  Kräften 
auf  die  Auslegung  fremder  Gesetze  verschwendet 
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.haben  t  wovon  der  hundertste  Theil  zur 
Erschaffung  des  vortrefFiichsten  Gesezbuchei 
sicher-  zugereicht  haben  würde ;  so  bürgt  diese 
Vorliebe  derselben  für  auswärtige  Gesezgebung 
dafür»  dafs  sie  der  Aiifnahme  des  Kodex 
Napoleons  um  so.  bereitwilliger  entgegenkom- 
men werden,  je  weniger,  neben  seinem  inneren 
Werthe,  die  Vortheile  einer  Gleichförmigkeit 
der  Gesezgebung  in  verbündeten  Staaten  zum 
Behufe  der  Erreichung  des  Bundeszweks  selbst 
verkannt  werden  können. 

Der  Gegenstand,  in  welchem  sich  gegen* 
wärtig  alle  unsere  Blicke  konzentriren,  in 
detn  alle  unsere  Wünsche  und  Hoffnungen 
sich  begegnen f  ist  der  rheinische  Bund« 
]VIit  seinem  Hervortreten  aus  den  Ruinen  des 
deutschen  Beichs  erwachte  die  deutsche  Nation 
xvL  einem  neuen  Leben ,  und  in  jedem ,  des 
Namens  würdigen,    Deutschen  die  erfreuliche 

Aussicht ,      dafs    Deutsche     sich     wieder     als 

f 

Deutsche  erkennen,  sich  ihrer  Verwandt- 
.  Schaft  wieder  freuen ,  und  sich  innigst  aneinan- 
der anschliefsen  -werden.  Durch  das  Emporr 
steigen  unserer  Fürsten  zur  Souveränität  ist 
das  höchste  Ziel  des  Strebens  ihres  IndividuaU 
Egoismus  erreicht ,  und  eben  dadurch^  das 
Prinzip  der  Einheit  der  Fesseth  entbunden, 
di«  dasselbe  bis  dahin  niederhielten.    Es  katm 


26 

und  wird  nun  wieder  mächtig  hervortreten; 
die  Zwietracht,  welche  geraume  Zeit  das 
ehrwürdige  Band  der  Verwandtschaft  unter  den 
Deutschen  trtonte  9  erlöschen ,  und  einen 
Brudersinn  erwecken ,  der  die  Nation  inniger 
und  fester  einigt,  als  es  bisher  möglich  war. 
Sprechend  genug  sind  schon  jezt  die  Proben 
des  neuen  Lebens  der  verbündeten  Staaten  nach 
aufsen ,  wie  in  ihrem  Inneren.  Mit  einer  lange 
nicht  mehr  gekannten  Schnelligkeit  sammelten 
sich ,  in  dem  ersten ,  von  dem  Bunde  zu  beste- 
henden Kriege ,  ihre  Kontingente  zn  den 
Fahnen  des  Protektors,  von  denen  sie  mit  dem 
stolzen  Bewufstseyn  wiederkehrten  ,  in  dem 
Kampfe  ,  der  des  Bundes  Unterdrückung  galt, 
als  Sieger  gestanden  zu  seyn ;  und  im  Inneren 
der  meisten  Staaten  des  Bundes  zeigt  sich  ein 
wirksamer  und  kühner  reformatorischer  Geist, 
der  ihre  Verfassungen  und  die  Art  ihrer  Admi» 
nlstrationen  umschafft,  das  unbrauchbare  Alte 
stürzt,  politische  und  religiöse  Vorurtheile 
verscheucht,  den  Schlendrian  tödtet,  Systeme, 
früher  nur  von  der  Theorie  gekannt,  realisirt, 
und  überall  neue  politische  Gebäude  aufführt; 
alles  mit  dem  sichtbaren  Bestreben ,  den  Gang 
der  Geschäfte  zu  vereinfachen ,  die  Kräfte  des 
Staats  möglichst  zu  entwickeln  und  ihnen  den 
gebührenden  Spielraum  zu  verschaffen ,  über- 
})dupt  die  Maschine  auf  den  höchsten  Grad  von 
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Starke  und  Bewegbarkeit  zu  bringen*  Diese 
herrliche  Art  ron  Energie  und  Thätigkeit  ist  in 
allen  Zweigen  der  Verwaltung  sichtbar ,  und 
eine  erfreuliche  Erscheinung  für  den  Beobachter, 
weil  Kraftäufserung  und  Betriebsamkeit ,  selbst 
dann  •  wenn  sie  im  Einzelnen  ihren  Zwek 
verfehlen  sollten ,  die  ersten  Bedingungen  alles 
Besserwerdens  sind,  und  es  vor  allen  bey  ^en 
deutschen  Regierungen  Noth  war ,  endlich' 
einmal  die  Rechte  anzuerkennen  ,  die  dem 
Verstände  vor  dem  Herkommen  gebühren ,  und 
sich  aus  ihrer  lahmen  Ruhe  zu  erheben :  denn , 
ehe  diese  Zeit  begann ,  schliefen  so  Manche  auf 
ihren  Thronen,  und  um  sie  her,  ihre  Minister 
und  Räthe ,  in  träger  Ruhe ;  dem  Spiele  der 
Wellen  überliefs  man  das  Schiff  des  Staats  t 
fürchtete  sich  vor  Reparaturen,  wenn  sie  gleich 
noch  $o  nothwendig  waren  ,  und  befolgte , 
lodern  man  vor  dem  Schlendrian  die  Knie 
beugte,  die  Regel,  alles  beym  Alten«  zukssen, 
als  einzige  Regierungsmaxime.  Der  Reform 
Deutschlands  aber  verdanken  wir  jenes ,  jezt 
eingetretene ,  Streben  zu  einem  nüzlicheren 
und  kräftigeren  Daseyn,  wodurch  wir  Deutsche 
zu  unserer  Bestimmung,  als  Menschen  zurük« 
Icommen  werden  ;  denn  diese  liegt  nicht  in 
fauler  Ruhe  ,  und  im  schwelgenden  Genüsse » 
sondern  in  der  Anstrengung  und  Aufserung 
ihrer  Kräfte»  ~»     Wehe  den  Wenigen,   vqu 
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denen  jene  Bestimmung  noch  imm,er  verkannt 
zu  werden ,  und  in  denen  der  Hang  zur  Trägheit 
40  sehr  vorzuherrschen  scheint  t  daCs  sie  sich 
£Ogar  durch  die,  um  sich  her  bemerkte f  Reg«- 
eamkeit  geirrt  und  gcdrükt  fühlen ! 

Das  Hinwegräumen  alier »  sich  gegenseitig 
bisher  gelegten  Hindernisse  der  Thätigkeit»  das 
Vertilgen  der  alten  Zwietracht  und  des  vorigen 
IVIifstrauen«  bis  auf  die  lezte  Spur,  das  gegen^ 
zeitige  ZusammengreiFen  im  Er^streben  des 
gemeinschaftlichen  Ziels,  die  Bruderliebe  selbst^ 
iind  der  Enthusiasmus,  keinen  seiner  deutschen 
Brüder  von  inneren  oder  äufseren  Feinden  unge^ 
straft  beleidigen  zu  lassen ,  und  sich  immer  und 
allenthalben  gemeinschaftlich  und  mit  Wärme 
7Ai  vertheidigen ,  mit  einem  Wort^ :  die  wahre 
deutsche  Nationaleinheit,  als  Produkt,  kann 
erst  Frucht  des  föderativen  Verbandes  werden; 
det:  deutsche  Nationalkarakter  kann  erst  durch 
ihn  wieder  gebildet  werden.  Zu  verlangen, 
dafs  jene  Frucht  in  einem  Momente  reife,  dafs 
diese  Bildung  sogleicb  vollendet  sey ,  w'är^ 
offenbare  Thorheit.  Aber  mit  der  Zeit  wird 
jene  sicher  reifen ,  und  diese  sicher  vollendet 
werden;  denn,  statt  der  leichten  Binde,  die 
unseren  freyen  Willen,  einig  zu  seyn,  voraus«* 
sezte,  aber  in  dieser  Voraussetzung  irrte» 
umfängt  uns  nun  ein  fester ,  wohlverwahrter 
Kreifsy  der  uns  so  lange  zur  Einheit  zwingen 
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-wird ,  bis  wir  wieder  aus  eigner  freyer  Selbst« 
.btttimmung  einig  seyn»  und  sonach  jene  Fesseln 
nicht  mehr  fühlen  werden.  Dafs  in  ihm  mehrera 
besondere  Staaten  bestehen,   hindert  die  Kraft 
der  Vereinigung»   und   ihre   Wirksamkeit   zur 
Herstellung   eines  Gemeinsinnes   nicht;   unseq- 
bislieriger  Beichsverband  war  wohl  auch  nicht 
mehr  in  der  That,  als  ein  Staatenbund ,  aber  er 
hajte^'  in  Vergleichung  mit  dem  .jetzigen  Bunde, 
den  Nachtheil,    dafs,    wegen   des   erstorbenen 
Gemeingeistes  und  der  Schwäche  der  Zentral- 
kraft ,  unaüHiÖrUch  Zwiespalt  unter  den  Gliedern 
genährt ,  und  dadurch  seine  Wirkung  im  Inneren 
wie  nach  aufsen  vereitelt  ward«      In  unserem 
gegenwärtigen  Bunde  mnfs  dagegen  die  Einheit 
um  so  mehr  gedeihen,    je  nachdrüklicher    sie 
gehandhabt   wird,    und    der    öffentliche   Geisl 
wird  einen  um  so  höheren  Schwung  nehmen, 
je  mehr  das  gemeinsame  Interesse  dem  Ehrgeiz 
Nahrung  darbietet.     Auch  hat  er  für  den  Zwek 
der  inneren  und  äufseren  Buhe  vor  der  Beichs- 
Verfassung  schon  das  voraus,  dafs  er  aus  einer 
viel  minderen  Zahl  von  Besundtheilen  zusam« 
anengesezt,  folglich  seine  Kraft  bewegbarer  und 
stärker  ist,   dafs  es,   um  ihn  in  Bewegung  zu 
aetzen,    der    Zeremonien    und    umstäqdlichen 
Formen  nicht  bedarf,    durch   welche  ehemals 
der  unbehülfliche  Beichfjkörper  erregt  werden 
nufste»    dafs    die  Militärmacht    in   Ansehung 


3o 

ihr^r  Aufbringntig  und  Anwendung  unzählige 
Vortheile  vor  dem,  bis  zum  Spott  herabgesui- 
kenen»  Reichswehrstande  darbietet  t  und  dafs 
der  Bund,  wenigstens  vor  der  Hand,  durch 
den  Karakter  und  die  Krftfte  der  Jugend  muthigf 
unternehmend  und  fröhlich  ist,  während  das 
Reichssystem  an  den  schon  bemerkten  Schwächen 
des  Alters  mUhselig  kränkelte« 

Überhaupt  bürgen«  sowohl  die  Art  der 
Konstruktion  des  rheinischen  Bundes ,  als  auch 
das  grofse  Interesse ,  das  sein  Urheber  in  seiner 
Erhaltung  findet,  dafür,  dafs  die  jets^ige,  blofs 
föderative,  Vereinigung  ihrer  Fürsten  der 
deutschen  Nation  das  gewähren  werde,  was  sie 
vorher,  vereinigt  zu  einem  Staate  und  unter 
einem  Oberhaupte  vergebens  erstrebte;  denn 
die  Geschichte  beweifst,  dafs  die  deutschen 
Völker  zur  absoluten  Einheit  in  der  Regierung 
nicht  bestimmt  sind,  und  darum  zeigte  sich 
ohne  Zweifel  Napoleon 8  Weisheit  darinn  am 
deutlichsten^  dals  er  Deutschlands  Völker  nur 
durch  ein  Föderativsystem  vereinigte«  Weit  * 
lockerer,  als  wir  in  unserem  jetzigen  Bundes« 
tage,  hieng  vormals  das,  in  viele  von  einander 
unabhängige  Staaten  zerstückelte ,  Griechenland 
in  der  Versammlung  seiner  Amphyktyonen 
zusammen,  und  doch  erstarb  der  Nationalsinn 
der  Griechen  nicht;  und  er  würde  noch  blühen- 
der sich  erhalten  haben,   wären  nicht  einige 
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Glieder  der  Föderation  zu  mächtig  geworden. 
Aber  gegen  diese ,  wie  gegen  so  manche  andere , 
Gefahr  sind  wrir  durch  das  Protektorat 
gesichert«  Durch  dieses  erscheint  das  Gebäude 
des  neuen  Bundes  vor  uns  in  einer  Gröfse  und 
in  einer  Stärke,  welche  jeder  Bemühung,  es 
zu  erschüttern ,  trotzen ;  und  die  uns  belehren , 
dafs  seine  Zerstörung  nur  durch  solche  Kräfte 
möglich  wäre,  durch  deren  Anwendung  auch 
noch  alles  das  zertrümmert  werden  müfste ,  was 
wir  zur  Einrichtung  einer  andern  Ordnung  der 
Dinge  bedürften. 

Dafs  vielleicht  manches  Gute,  was  wir 
w^ohj  hätten  gebrauchen  können ,  mit  dem  Alten 
liinweggeschaft  worden  seyn  mag,  darf  uns  jezt 
nicht  irren;  es  ist  nicht  zu  vermeiden,  dafs 
nicht  mit  .dem  Ausjäten  des  Unkrauts  mancher 
fruchtbare  Halm  ausgerauft  werde;  wollte  man, 
um  dieser  wenigen  Halme  willen,  das  Unkraut 
stehen  lassen ,  so  würde  es  zur  Zeit  der  Erndta 
den  ganzen  Acker  bedecken.  In  grolser  Menge, 
und  in  unzählbaren  Arten  war  das  Unkraut  auf 
dem  Acker  der  Staaten  Deutschlands  aufgeschos«^ 
sen ,  und  es  war  hier  nicht  anders  möglich  zu 
helfen,  als  dafs  man  den  ganzen  Acker  umbrach, 
und  ihn  mit  neuem  Saamen  besäete.  Wenn  es 
bey  einem  solchen  Geschäfte  viele  Mühe  und 
Arbeit  giebt,  wenn  manche  gute  Ähre  unter  der 
Sense  fiel,   wenn  die  Vermarkung  der  Theile 
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Abänderungen  erlitt,  wenn  die  Meinungen 
über  die  Behandlung  des  Geschäfts  und  über 
seinen  Erfolg  verschieden  sind,—  sollte  man 
darum  seine  Hand  davon  abziehen,  oder  dio 
von  der  Noth wendigkeit  einmal  gebotene  Opera* 
tion  einstellen?  Die  gesunde  Vernunft  wilif 
dafs  man  dem  Schlechten  widerstehe ,  und  eib 
muthvolles  Herz  beginnt  fröhlich  den  Kampf 
mit  den  Hindernissen ,  die  ihm  entgegenwirken, 
indem  es  jenem  Willen  folgt.  Ihr  aber,  die 
ihr  wollt,  dafs  das  Schlechte  fortdauere,  und  die 
ihr  euch  feige  dem  Kampfe  mit  ihm  entzieht , 
gebt  dadurch  der  Welt  die  offene  Erklärung,  dafs 
es  euch  an  gesunder  Vernunft,  wie  an  einem 
muthvollen  Herzen  in  gleicher  Maafse  gebreche. 
Darum  lafst  uns,  Deutsche!  das  Alte  ver« 
gessen,  und  unser  neues  Nationalleben  fröhlich 
damit  beginnen ,  dafs  wir  vor  allem  die  Beschaf« 
fenheit  und  Vorzüge  der  neuen  Verfassung  voll- 
kommen kennen  lernen;  denn  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  werden  wir  solche  ehren  und 
lieb  gewinnen ,  und  nur  unter  dieser  Bedingung 
wird  jeder  auf  seinem  Standpunkte ,  soviel 
er  kann  ,  in  das  Erstreben  derselben  thätig 
einstimmen.  Um  zur  Realisirung  jener  Voraus« 
Setzung  und  dieser  Bedingung,  soviel  an  mir 
ist,  mitzuwirken,  ist  der  Zwek  der  folgenden 
Darstellung. 
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I.    Abschnitt. 

Zwek    des    r  h  e  1  nl  s  c  h  «  n  B  u  n  d  e  s. 

§.     5. 

öo  eitel  auch  das  Bestreben  seyn  würde ,  den 

Zwek  der  Umgestakung  des  deutschen  Reichs 

in  den  rheinischen  Bund  in  Beziehung  nuF  die 

Tendenz  des  Universums  erforschen  zu  wollen« 

-  denn  hierüber  bescheiden  wir  uns  gerne  >  nichts 

weiter  zu  wissen«    als  dafs   jene  Umschaffung 

ein  Produkt  der  Natur  sey,  welches»  als  solches» 

keinen  andern  Zwek  haben  kann»  als  den»  den» 

uns   übrigens  unbekannten»    Plan   des  grofsen 

Ganzen,  in  das  es  verflochten  ist»  zu  realisiren;  — 

^o   hindert    uns    dennoch   diese   Überzeugung 

nicht»  nach  den  Zwek  des  rheinischen  Bundes» 

das  ist»   nach  derjenigen  Vorstellung  zu  fragen» 

welche    diejenigen    freyen    Wesen»     die    ihn» 

obgleich   veranlafst   durch  den  von  ihrer 

JLeitung  unabhängigen  Gang  der  Natur»   doch 

immer   nur   durch    einen  Akt  ihrer  Freyheit» 

durch  einen  Vertrag»  stifteten;   zu  eben  dieser 

Stiftung  bestimmt  habe?  Und  nur  von  diesem 

Zwecke,  ist  hier  die  Rede»  mufs  aber  auch  vor 

allem  andern  hier  die  Kede  seyn»    weil  jede» 
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bereita  getroffene  oder  künftig  zu  treffende  t 
Bestimmung  über  den  rheinischen  Bund  nach 
eben  diesem  Zwecke  einzig  bemessen  und 
beurtheilt  i^erden  mufs,  nur  nach  diesem 
Zwecke  richtig  aufgefafst ,  verstanden  und 
erklärt  werden  kann. 

Hätte  man  es  blofs  bey  der  Auflöfsung  dea 
deutschen  Reichs  sein  Bewenden  haben  lassen» 
so  würden  diejenigen  mehreren  Territorien ,  die 
bis  zu  dieser  AuAöfsung,  durch  einen  Verein 
unter  einer  gemeinsamen  obersten  Staatsgewalt, 
rals  ein  Staat,  zusammenhiengen ,  und  einen 
Staatskörper  bildeten,  nun  eben  so  viele  ein- 
zelne, von  einander  ganz  getrennte,  und  durch 
nichtSs  zusammenhängende ,  Staaten  ausgemacht 
haben ,  als  aus  wie  vielen  einzelnen  Territorien 
das  deutsche  Reich,  als  seinen  Bestandtlieilen» 
zusammengesezt  war  :  Jeder  dieser  Staaten, 
als  die  Einheit  der  zu  ihm  verbundenen 
einzelnen  Menschen  ,  d.  i.  als  eine  Person ,  oder 
als  ein  eigenes,  für  sich  bestehendes  und  selbst- 
ständiges, juridisches  Subjekt,  wäre  nun  zu 
.  den  übrigen  Subjekten  seiner  Art ,  d.  h^  zu 
jenen  übrigen  Staaten,  wieder  in  deuiselben 
Verhältnisse  £:estanden ,  in  welchem  sich 
ursprünglich  jeder  einzelne  Mensch,  als  ein 
rechtjifähiges  Wesen ,  zu  den  übrigen  einzelnen 
Menschen  befindet;  das  heifst :  Jeder  jener  Staaten 
wäre  im  Verhältnisse  zu  den  übrigen  nieder  in 
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den  Zustand  natürlicher  Freyheit,  in  den 
Naturzustand,  zuriikge treten ,   es  wäre  die 
Geltung  des  Rechts  unter  ihnen  also  wiedl^r  dem 
blo&en  Zufalle  heimgestelU  worden,    indem  es 
an  aller  Garantie  gemangelt  hätte,   dafs  jeder 
derselben,  bey  ihrer  unvermeidlichen  Wechsel- 
wirkung,   es  sich  selbst  zum  unverbrüchlichen 
Gesetze  machen  würde,    seine  Freyheit  in  der 
Wechselwirkung  auf  die  Bedingung  der  Möglich- 
keit der  Freyheit  jedes  andern  Staats  mit  und 
neben  der  seinigen  zu  beschränken,   oder  dafs 
jeder  Staat  bey  seinem  Einfluw<;se  auf  den  andern 
sich    dem  Rechtsgesetze    unterwerfen    würde. 
Jeder  Staat  würde  den  Umfang  seiner  Freyheit  so 
weit  auszudehnen  gesucht  haben,  als  er  es  durch 
seine  physische  Macht  vermögt  hätte;   alles  ihr 
Eigenthum  würde,  ohne  gegenseitige  Anerken- 
nung und  ohne  eine  schützende  Macht ,  wieder 
in  den  provisorischen  Zustand  zurükgefallen ; 
es   würde,    wenn   Streitigkeiten    unter    ihnen 
entstanden  wären,  nirgends  eine  rechtliche  Ent- 
scheidung derselben  möglich  gewesen ,  sondern 
nur  Entscheidung  durch  Gewalt  des  Stärkeren 
til>rig  geblieben seyn ;  es  würde,  beym  gänzlichen 
IVIangel  an  Gewährleistung  ihrer  gegenseitigen 
Sicherheit  ,    immerwährende  Gefahr    endloser 
Befehdungen,    stäte   Bedrohung    eines   Kriegs- 
ausbruchs ;    es   würde  der  Zustand  des  Kriega 
unter  sie  zurükgekehrt  seyn. 
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§.     <5. 


Dafs  die  tf erbeyführung  eines  solchen  Zustan* 
des  der  Äuflöfsung  des  deutschen  Reichs  zum 
Grunde  gelegen  habe ,  läfst  sich  um  so  weniger 
annehmen,  je  deutlicher  diejenigen  Stände  selbstf 
welche  sich  zuerst  förmlich  vom  Reiche  trenn- 
ten» und  dadurch  dessen  AuAöfsung  zimächst 
veranlafsten  I  gerade  die  Unzulänglichkeit  der 
Reichs  Verfassung  9  femer  rechtliche  Sicherheit 
m  Inneren  und  gegen  aufsen  zu  gewähren,  ia 
ihrer  Erklärung  als  das  Motiv  ihres  Austritts 
aus  dem  Reichsverbande  angegeben  haben :  Es 
erhellet  vielmehr  eben  hieraus  schon »  dafs  ihre 
Absicht  auf  die  Stiftung  eines ,  dem  Zwecke  der 
rechtlichen  Sicherheit  kräftiger  entsprechenden , 
Verhältnisses  unter  sich  gerichtet  gewesen  seyn 
müsse.  Und  dafs  diefs  auch  wirklich  der  Fall 
jgewesen  sey ,  beweifst : 

\.  Der  Eingang  der  Konföderationsakte » 
in  den  Worten :  «  Seine  Majestät  der  Kaiser  der 
Franzosen  und  König  von  Italien ,  eines  Theils» 
und  Ihre  Majestäten  etc.  etc.,  andern Theils, — 
gesonneUf  durch  angemessene  Ver- 
träge den  inneren  undäufseren  Frieden 
Süddeutschlands  zu  sicherui  welchen, 
wie  die  Erfahrung  seit  langer  Zeit,  und  erst 
ganziiieueriich  bewiesen  hat»  die  deutsche  Yer- 
a^sung   nirgends  eine  Art  von  Gewähre  mehr 
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wenn  gleich  die  Politik  die  Versüiikiing  ihrer 
Macht,  welche  durch  Zuwachs  an  Kräften,  und 
durch  den  höchsten  Grad  von  Selbstständigkeit 
bewerkstelligt  wird ,  bey  allen  ihren  Operaiioneh 
zum  ersten  und  wichtigsten  Zielpunkte  hat, 
wodurch  man  berechtigt  wird,  im  Falle  einea 
Zw^eifels  über  ihre  Absichten  jene  Tendenz ,  als 
die  überwiegende ,  zu  unterstellen ,  so  gilt  doch 
bekanntlich  auf  dem  Hechtsgebiete  kein  Rekurs 
%u  Vermuthungen  oder  geheimen-  Absichten, 
sobald  eine  offene  Erklärung  der  Absicht  eines 
rechtlichen  Unternehmens  vorliegt,  und  die 
Erscheinungen  mit  dieser  erklärten  Absicht 
völlig  übereinstimmen ;  wir  sind,  denftiach 
genöthigt ,  jenen  erklärten  Zwek  des  rheinischen 
Bundes  als  den,  bey  seiner  Stiftung  wirklich 
bezielten ,  nnd.  zwar  um  so  mehr  anzunehmen , 
je  vollkommener  alle  bisherigen ,  hierhin  gehS« 
rigen,  Erscheinungen  dem  erklärten  Zwecke 
entsprechen,  nnd  je  mehr  sich  in  ihm  gerade 
das  ausdrükt,  was  nach  richtigen  PtUnzipen 
aller  Yerbündung  unter  Staaten  einzig  zu  Grunde 
liegen  soll:  denn,  so  wie  der  Staat,  als 
Rechtsanstalt,  die  unumgängliche  Bedingung 
der  Koexistenz  einzelner  Menschen,  als  freyer 
Wesen,  und  der  Erreichbarkeit  ihrer  Bestim- 
mung, als  Menschen,  ist,  eben  so  ist  der 
Staatenbund ,  zum  Behufe  rechtlicher  Sicherheit 
der   verbündeten  Staaten  i    die  unumgängliche 
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Bedingung  ihrer  Koexistenz,  als  freyer  und 
unabhängiger  Staaten,  iind  der  ^Erreichbarkeit 
des  ihnen,  als  Staaten,  aufgegebeneu  Zwek)s: 
Eine  9  nicht  nur  durch  die  Theorie ,  sondern 
auch  durch  Erfahrung  unserer  Überzeugung 
aufgedrungene  Wahrheit!  denn  der  Friede «  die 
Ruhe  eines  Staates  ist  die  erste  Bedingung  seines 
Gedeihens,  und,  wie  wir  bisher  nur  zu  deutlich 
gefühlt  haben,  alles  durch  ihn  nur  irgend 
erreichbaren  Wohlstandes«  Jener  Bedingung 
mufs  vor  allem  genügt  werden,  ehe  an  irgend 
etwas  Weiteres  gedacht  werden  kann ,  und  man 
kann  nach  jenei:  Bedingung  nicht  streben,  ohne 
iernfftlich  und  mit  %''ollem  Bewufstseyn  das 
gemeine  Beste  zu  wollen,  das  nur  durch  ^ie 
\ind  mit  ihr  möglich  ist. 

Da  die  einzelnen  Menschen  in  ihrem 
Zustande  vor  dem  Staate  vorher  ihre  Freyheit 
der  That  nach  gegeneinander  zu  behaupten 
nicht  vermogten  ,  indem  die  ungezügelte 
Freyheit  alier  sich  gegenseitig  auihob,  so  mufsten 
sie  einen  Verein  ihres  Willens  und  ihrer  Kräfte 
dahin  schlieiaen  ,  jeden  zu  zwingen ,  jeden 
andern  wirklich  so  frey  seyn  zu  lassen,  als  er 
es  seyn  soll,  jeden  andern  thun  zu  lassen,  was 
er  thun  darf;  das  Resultat  dieses  Vereins  ist 
der  Staat,  ein  Zustand  gegenseitig  gesicherter 
Freyheit.  Und  auf.  dieses  Resultat  mufste  die 
Menschheit  kommen ,  weil  der  Mensch  nur  im 


Zustande  gleicher  gesicherter  Fr  eyheit  Mensch 

^eyxiy    d.  h.  seine  Bestimmung,   als  sinnlich* 

vernünftiges   Wesen  ,    erreichen  kann.      Denn 

nur  in  diesem  Zustande  ist  wahrer  Aufschwung 

des  Menschen  im  Geistigen  wie  im  Physischen 

möglich  ;    nur  in  ihm  wird   jedem  Manschen 

^ein    heiliges    und   unverlezliches  Erbe »     die 

Selbstthätigkeit  der  VernunFt,  zuerkannt;  jene 

Sclbstthätigkeit,  ohne  welche  Wahrheit  in  den 

Erkenntnissen   und   Sittlichkeit  in   den  Hand* 

langen  ewig  unerreichbar  ist;  nur  in  ihm  ist 

also  dem  wahren  Fortschreiten  in  der  Ausbildung, 

den  edelsten  Trieben ,  den  Trieben  der  Thäiig- 

keit  9  des  Strebens  y  Wirkens  und  Schaffens  von 

innen  heraus  nacK  jedes  Kräftenmaafs  das  nöthige 

Feld  geöffnet;   nur  in    ihm  ist  Sicherheit  der 

Person  und  Ehre ,  des  Erwerbs  und  des  Gewin* 

nes;  nur  in  ihm  kann  al^o  auch  jeder,  durch 

nichts,  als  die  rechtliche  Unverlezbarkeit  seiner 

Mitbürger    gebunden ,     Frey    sich    regen    und 

bewegen ,   Kopf  und  Hand  gebrauchen ,   Kräfte 

und  Eigenthum   nach  freyer  Wahl  benützen, 

und  so,    nach  eigner   Selbdlbestimmung  ,    das 

seiner    subjekliren    Individualität     anpassende 

Wohl  erringen ,    mitliin  geistig  und  körperlich 

ToUkommner  werden. 

Eben  so,  wie  einzelne  Menschen,  befinden 
sich  einzelne  Staaten,  in  ihrem  äufseren 
Verbiltnisse  zu  einander  betrachtet ,  so  lang^ 
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sie  isolirt  neben  einander  stehen 9  aufser  Stande, 
ihre  Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  der 
That  nach  gegeneinander  :^u  behaupten,  indem 
die  zügellose  Unabhängigkeit  aller  sich 
gegenseitig  auHiebt  ;  auch  sie  müssen  daher 
einen  Verein  ihres  Willens  und  ihrer  Kräfte 
dahin  schliefsen ,  jeden  auf  den  Grad  von  Uhab« 
hängigkeit  zu  beschränken ,  der  nothwendig  ist, 
damit  alle  zusammen  als  unabhängige  Staaten 
nebeneinander  bestehen  können ,  jeden  zu 
zwingen  ,  jeden  andern  Staat  so  wirken  zu 
lassen ,  als  er  wirken  darf:  das  Resultat  dieses 
Vereins  ist  der  Staatenbund,  ein  Zustand 
gegenseitig  gesicherter  Freyheit  der  Staaten;  und 
auch  auf  dieses  Resultat  mufste  die  Menschheit 
kommen  ,  weil  auch  die  Staaten  nur  im  Zustande 
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ihrer  gegenseitig  gesicherten  Freyheit  ihren 
Zwek )  als  Staaten,  zu  erreichen  fähig  sind; 
denn  nur  in  diesem  Zustande  kann  jeder  Staat 
5eine  eicrnen  Kräfte  bis  zum  höchsten  Grade 
entwickeln  ,  und  sie  seinem  Zwecke  gemäfs 
verwenden  ;  nur  in  ihm  vermag  jeder  Staat 
seine  Gesezgfcbung  immer  mehr  zu  vervoll- 
kommnen, allen  Forderungen  der  Rechtspflege 
Genüge  zu  leisten ,  jedes  seiner  Glieder  ohne 
Ausnahme  vor  Beschädigungen,  Störungen  und 
Verletzungen  seines  Rechtsgebiets  kräftig  zu 
schützen  ,  und  ihm  nicht  mehr  abzunehmen  ^ 
als  es  gerade   zur  Realisirung  dieses  Schutzes 
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bedarf  9  mithin  ihm  so  manches  übrig  zu  lassen, 
was  ihm  geschüzt  werden  kann ;  überhaupt 
seinen  Bürgern  das  zu  gewähren ,  was  er  ihnen 
gewähren  soll,  und*  was  sie  nothwendig  haben 
müsfen,  wenn  sie  die  Aussteuer  der  Natur  zum 
Behufe  ihrer  Bestimmung  sollen  benützen 
können ,  nämlichf  Sicherheit  gegen  jede  unge* 
rechte  Behinderung  und  Beeinträchtigung» 
Unter  diesem  Schutze  wird  die  Menschheit 
übrigens  aus  eigner  Kraft  ihrem  Ideale  näher 
kommen,  der  Staat  wird  seinen  Zwek  in 
seinen  Gliedern  ,  und  die  Glieder  werden 
ihren  Zwek  im  Staate  ununterbrochen  erreichen, 
und  so  wird  alles  im  organischen  Gange  den 
Gesetzen  der  Natur  gemäfs  harmonisch  zusam* 
menwirken. 

Zur  HerbeyfühFung  jenes  Zustandes  gegen- 
seitig gesiclierter  Freyheit  ,  zur  Bealisirung 
jenes  dauernden  Friedenszustandes,  zur  Her-^ 
stellimg  jener  Legalität  in  ihren  Verhältnissen 
zueinander  —  hurt  es  Deutsche!  —  haben  sich 
die  Häupter  unserer  Staaten  inniger  und  fester 
verbündet,  da  sie  das  vorige  Band  für  jenen 
Zwek  unzulänglich  befanden.  Lafst  uns  innigst 
freuen  ob  dieses  neuen  Aufschwunges  zum 
Erstreben  des  würdigsten»  für  uns  wohlthätigsten, 
Ziels  :  Lafst  uns  Ihnen  innigst  danken ,  und 
Sie  bitten,  dieses  Ziel  unverrükt  im  Auge  zu 
behalten »   und   es  mit  aller  Kraft ,    derer  siß 
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fähig  sind ,   zu   erringeD«      Lafst   eucfa^  nichl 
irren  ,  dafs  der  Geburt  dieser  Verbündung  die 
Stüriue  und  Wehen  eines  fürchterlichen  Krieges 
vnmittelbqr  auf  dem  Fufie  folgten;  sie  glich  in 
dieser  Hinsicht  einem  volUaftigen  jugendlichen 
Körper,   in  dem  die  Anstrengung,  welche  die 
Operation  der  Entwiklung  fordert,  zwar 
die  Gefahr  der  Aufiöfsung   droht ,  aber,  wenn 
diese  Gefahr  vorüber  ist ,  die  herrlichste  Reife 
herstellt.      Sie    ist '  wirklich    vorüber  f    diese 
Gefahr,  und  in  der  That  jene  Reife  herrlicher 
hergestellt ,     als    die  kühnste  Hoffnung  hätte 
erwarten  können.     Nichts  wird   ihn  nunmehr 
noch  erschüttern ,  den  so  gereiften  Bund«  Unter 
seiner  Ägide  Werden  die  Staaten  Deutschland« 
in  brüderlicher  Eintracht  aufblühen  zu  grofser 
Macht  und  Stärke  ,    und  in  ihnen  wird  jeder 
Deutsche,  im  Besitze  der  Bedingungen  seines 
Glüks,  des  lange  entbehrten  Gefühls  der  Freude 
imd  des  Stolzes,    ein  Deutscher  zu^seyn» 
wieder  theilhaftig  werden. 
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IL    Abschnitt« 

Genesis    des    rheinischen    Bundes« 
öobaU  der  Wille  der  hier  nnterstellten  Statten 


im  Wollen  ihrer  gegenseitigen  Sicherheit  vor 
einander  und  gegen  aufsen  übereinstimmte  1  so 
mu&te  er  auch  im  Wollen  des  unumff8ns:Iichen 
Mittels  zur  Erreichung  dieses  Zweks  vereinigt 
seyn;  dieses  Mittel  ist  die  Stiftung  eines  recht« 
liehen  Verhältnisses,  die  Bewirkung  der  Geltung 
des  Rechtsgesetzes  unfer  ihnen ;  folglich  niuföto 
auch  ihr  Will«  dahin  übereinstimmen  9  dafs  ein 
solches  Yerhaltnifs  ,  wodurch  die  Geltun?  des 
Rechtsgesetzes  unter  ihnen  bewirkt  würde  1 
wirklich  errichtet  werde.  Diese  ihre  Überein- 
stimmung durfte  aber  nicht  ein  blofüer  Begriff 
bleiben,  sondern  mufste  unter  ihnen  realisirt 
werden  ;  und  dazu  ward  erfordert , ,  dnfs  jener 
ihr  Wille  in  der  Tbat  übereinstimmend  wurde« 
und  sich,  als  solcher,  äufserte,  dafs,  mit  einem 
Wotte  ,  ein  ,  die  rechtliche  Sicherheit  unter 
ihnen  begründender,  Vertrag  von  ilmen  j^e* 
schlössen  wurde.  Wirklich  ist  denn  auch  ein 
solcher  Vertrag  am  is.  JuU  1G06  zu  Paris  von 
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i^nen  geschlossen  und  unterzeiclinet:  worden  , 
den  wir  in  der  schon  erwähnten  Bundesakte 
vor  uns  haben. 

Die  Veranlassungen  zur  Bundeserrichtung 
durch  die  von  der  Natur  herbeygeführten  Um- 
stände hätten  noch  so  dringend  seyn  mögen  ; 
der  Bund  selbst ,  als  solcher  9  wäre  dennoch 
ohne  Vertrag  nimmermehr  wirklich 
geworden  ;  und  die  wirkliche  Errichtung 
unseres  Bundes  durch  Vertrag  ist  eine  sehr 
treffende  faktische  Widerlegting  der  neueren ' 
Theorie,  welche  bey  der  Genesis  des  Staats  wie 
des  Staatenbundes  von  einem  Vertrage  nicht« 
mehr  wissen  will »  sondern  alles  als  Produkt  dei 
Naturorgani&mus  erklärt  9  sich  aber  offenbar 
darinn  irrt,  dafs  sie  die,  von  dem  Organismus 
der  Natur  ausgehende,  Veranlassung  zur 
Errichtung  des  Staats  und  des  Staatenbundes  mit 
dem  Wirklichmachen  I  mit  der  Errich- 
tung des  Staats,  mit  der  Stiftung  des  Staaten« 
bundes  augenfällig  verwechselt. 

§*  9- 
Die  erste  Beditigung  der  Errichtung  eines 
rechtlichen  Verhältnisses  zwischen  Staaten  und 
Staaten  ist  die  vertragsmälsige  Festsetzung  einer 
umfassenden  und  durchaus  unzweydeutigen 
Gränzbestimmung  ihres  Eligenthums,  weil, 
ohne  sie  ,  immerwährende  Gränzstreitigkeiten 
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uxiirenneidlich  sind,   und  yreil^  da  es  ohne  sie 
an  einer  rechtlichen  Entscheidungsnorm  dieser 
fehlt«  diese  blofs  durch  die  Gewalt  des  StärkereUt 
also  nicht  nach  dem  Rechte  und  durch  das  Recht 
entschieden  werden  können  i   mithin  ohne  sie 
die  Gefahr  eines  beständigen  Kriegs  nnläugbar 
vorhanden  ist.     Jeder  einzelne  der,  die  Vereini- 
gung   bezielenden  ,     Staaten     miifste     sonach 
zuvörderst  mit  allen  übrigen  einzelnen  Staaten 
einig  werden  über  die  Eigenthumsobjekte ,  die 
er    haben ,    und  über   diejenigen ,    welche   er 
dagegen  den  anderen  überlassen 9  und  aufweiche 
er  aller  seiner  Ansprüche  sich  begeben  wollte 
und  sollte.     Mit  wenigem  :     Sie  mufsten  die 
Gränzen  ihres  Eigen  thums  unter  sich  feststellen. 
Dieser  Staatenrechtlichen  Anforderung  ist  denn 
auch  in  den  Artikeln  i3  —  q5  und  34.  der  Bundes«  ^ 
akte  Genüge  geleistet,   als  worinn  die  Staaten, 
Gebiete  und  Rechte ,     die  jeder  haben  ,    dem 
andern  abtreten ,  oder  von  demselben  erhalten , 
und   das,   was  zur  gänzlichen  Regulirung  der 
Gränzen  geschehen  solle ,  genau  bezeichnet  und 
bestimmt  sind. 

Die  Bestimmungen  erwähnter  Artikel  «nt« 
halten  demnach  sichtbar  den  Eigenthums« 
vertrag,  welcher  «ach  den  Prinzipen  des 
Staatenrechts  der  erste  ßestandiheil  eines  Staa- 
tenverein.4  seynmufs,  so  wie  der  Eigenthum.^- 
vertrag     den     ersten    Be^iaiulttietl    des,     zur 
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Reallsirung  eiues  rechtlichen  Verhältnisses  unter 
den  Einzelnen  einer  bestimmten  Menschen- 
menge erforderlichen  9  Staatsvereins  ausmacht« 

Durch  Schliefsung  dieses  Vertrags  allein 
würde  jedoch  der  gemeinschaftliche  Zwek  der 
unterstellten  Staaten »  nämlich  der  ihrer  gegen- 
seitigen inneren  und  äufseren  Sicherheit,  noch 
nicht  erreicht ,  ein  vollkommenes  rechtliches 
Verhältnifs  unter  ihnen  ^  ein  gesicherter  Frie* 
denszustandy  noch  keineswegs  hergestellt  gewesen 
seyn ;  denn  es  wäre  nun  doch  erst  darauf  ange- 
kommen ,  ob  jeder  Staat  gegen  den  andern , 
mit  dem  er  in  jenem  Vertrage  stund ,  diesen 
nach  seiner  ganzen  Ausdehnung  redligh  erfüllt 
haben  würde ;  denn  jener  EigentHumsvertrag 
enthielt  zugleich  stillschwei*gend  in  sich  das 
Versprechen  jedes  einzelnen  paziszirenden 
Staats  gegen  die  übrigen,  sich  mit  seinen  Gliedern 
auf  die  in  jenem  Vertrage  für  ihn  bestimmte 
Eigenthumssphäre  zu  beschränken ,  mithin  jede 
Überschreitung  derselben,  oder  jede  Verletzung 
von  Seite  seiner  Bürger  gegen  die  ihrigen  nach 
Kräften  zu  verhüten,  und  für  allen  Schaden, 
der  «dessen  ungeachtet  von  Seite  seiner  Bürger 
den  ihrigen  zugefügt  werden  könnte,  zu  haften, 
unter  der  Bedingung,  dafs  auch  sie,  die  übrigen 
Staaten ,  sich  ebenmäfsig  beschränken ,  eben- 
niäfsig  verhüten  und  haften  würden.  Die 
Verletzung    dieses   Vertrags  würde    ihnen   ein 


49 

Recht  zum  Kriege  gegen  den  verletzenden  Staat 
gegeben  haben»  dessen  Möglichkeit  doch,  zu- 
folge des  vorgestekten  Zweks  der  Befestigung 
des  inncfren  Friedens ,  aufgehoben  werden  sollte. 

Um  nun  jen^  Ungewifsheit  — -  ob  jeder 
Staat  gegen  den  andern  jenen  Eigenthumsvertrag 
redlich  erfüllen ,  und  ob  also  nicht  jeder  über 
kurz  oder  lang  zum  Kriege  werde  gezwungen 
werden  —  für  immer  aufzuheben  ^  und  den 
Frieden  unter  sich  für  die  Ewigkeit  zu  befesti*« 
gen  ,  mufsten  die  paziszirenden  Staaten  ,  zu 
Erreichung  ihres  Zweks »  sich  weiter  dahin 
vereinigen:  die  unter  sich  etwa  künftig  mög- 
lichen Streitigkeiten  durch  einen,  formlichen 
Bechtsgang  zu  schlichten»  gemeinschaftlich  über 
die  Erfüllung  jenes  Vertrages  zu  halten»  und 
denjenigen  auswärtigen  Staat »  der  den  Frieden 
mit  ihnen  brechen  würde »  mit  vereinigter 
Macht  zu  bezwingen.  Nur  unter  dieser 
Voraussetzung  konnte  auf  die  ErreichMng  des 
yorgestekten  gemeinschaftlichen  Zweks  gerech- 
net werden. 

Pafs  sie,  auch  wirklich  diesen,  weiterem 
Vertrag  unter  sich  abgeschlossen  haben,  bewei(st: 
i.  Der  Art.  9.  der  Bunde^akte  :  »  Alle  Streitig- 
keiten» welche  sich  zwischen  den  Ver- 
bündeten erheben  mögen»  sollen  durch 
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die    Bundesversammlung    zu    Frankfurt 
entschieden  werden»** 
a.   Die    schon    einmal    erwähnte  Aufserung 
Napoleons:  »Die Bundesversammlung 
ist  das  Stäatsgericht,   mit  der 
Bestimmung«  den  Frieden  zwischen 
den  verschiedenen  Mitgliedern 
des  Bundes  zu  erhalten,** 
3.  Der  Art.  35  der  Bundesakte  :    „Zwischen 
dem  französischen  Kaiserreiche  und  den 
Staaten  des  rheinischen  Bundes ,  sowohl 
sammt  als  sonders,  soll  eine  Allianz 
Statthäben,  kraft  welcher  ein  jeder 
Kontinentalkrieg,  welchen 
einerder  abschliefsenden  Theile 
zu  bestehen  hätte,  unmittelbar 
gemeinschaftlich  für  alle   ande- 
ren wird.*» 
Es  ist  aus  dem  Inhalte  dieses  Vertrags  von 
selbst  klar,  dafs  sich  derselbe  nicht  in  so  fem. 
auf  das  Innere  der  paziszirenden  einzelnen 
Staaten  erstrekte,    dafs  er  einen  gegenseitigen 
Einflufs  darauf  gestattet  hätte,  gleichwie  auch 
ein    solcher    rechtlich    nicht    gestattet  yrerien 
konnte 9  weil  die  einzelnen  Staaten ,  als  solche, 
schon   ein  inneres  Recht  und  eine   rechtliche 
Verfassung  hatten  ,   tind  ,    als    souveräne 
Staaten,  in  Ansehung  ihres  Inneren  sich  keinem 
äufseren  Zwange  unterwerfen   konnten,  ohne 


5& 

ihre  Selbstsändigkeit  nnd  daranf  g^rfindete 
Aatonomie  aofzogeben :  Eben  so  ist  ersichtlich» 
da&  der  Zwek  desselben  nicht  gewesen  sey, 
dafs  sich  die  einzebien  Staaten  ihrer  Konstitut 
tion  entikulsem.,  das  Verh'äitnifs  des  Souveräns' 
und  der  Unterthanen  in  sich  selbst  aufgeben, 
and  sich  zu  einem ,  alle  einzelnen  konföderirten 
Staaten  in  einem  einzigen  Staate  befassenden» 
Gemeinwesen  verschmelzen  sollten  ;  denn  dann 
wäre  der.  Begriff  von  Konföderation  unan« 
wendbar  gewesen:  Vielmehr  ging  sein  Zwek 
einzig  ^ahin ,  alle  auswärtigen  Eingriffe  in  das 
Innere  jedes  einzelnen  Gemeinwesens  abzuhal- 
ten, hingegen  in  den  äufseren  wechselseitigen 
▼erhältnissen  der  konföderirten  Staaten  unter 
sich  und  nach  aufsen  die  Herrschaft  des  Rechts, 
einen  Friedenszustand,  durch  eine  für  diesen 
realisirte  Übermacht  zu  befestigen,  und  so  das 
Eigenthum,  die  Freyheit  und  Selbstständigkeit 
derselben  für  die  Zukunft  zu  sichern, 
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In  so  fern  nun  aber  die  Gesammtkraft  der 
konföderirten  deutschen  Staaten  selbst  nicht 
hinlänglich  seyn  mogte ,  jene  zum  voUkommnen 
Widerstände  gegen  etwa  mögliche  Angriffe  von 
Seite  auswärtiger,  nicht  zum  Bunde  gehöriger, 
Staaten  erforderliche  Übermacht  zu  gewähren , 
^ar  für  den  Bund  und  die  ErreipUung  seines 


Zweks  der  Schuz.  und  die  Garantie  einer 
solchen  Macht,  die  in  ihrer  Vereinigung  mit 
der  Kraft  des  Bundes»  nach  den  bestehenden 
Verhältnissen»  jene  absolute  Übermacht  zu 
gewähren  vefmogte  »«unerläfsliche  Bedingung , 
und  diese  ward  denn  auch  durch  Antrag  und 
Übernahme  jenes  Schutzes  und  jener  Garantie 
an  und  von  Seite  Frankreichs  vollkommen 
erfüllt.     Beweise  hiefür  enthalten. 

1.  Die  Erklärung  der  Stände  am  Reichstage: 
worin»  es  unter  andern  heifst :  ^  Vergeb- 
lich aber  würden  sie  sich  geschmeichelt 
haben  ,  den  gewünschten  Endzwek  zu 
erreichen »  wenn  sie  sich  nicht  zugleich 
eines  mächtigen  Schutzes  ver- 
sichert  hätten»  wozu  sich  nunmehr  der 
nämliche  Monarch »  dessen  Absichten 
sich  stets  mit  dem  wahren  Interesse 
Deutschlands  übereinstimmend  gezeigt 
haben»  verbindet«  Eine  so  mächtige 
Garantie  ist  in  doppelter  Hinsicht 
beruhigend  etc."* 
£.  Die  Note  des  französischen  Ministers  an 
den  Reichstag  »  worinn  es  heifst :  „  Se. 
Majestät  der  Kaiser  und  König  haben  den 
Ihnen  angetragenen  Titel:  Schuzherr 
des  rheinischen  Bundes»  ange- 
nommen »  und  dieses  nur  in  der  Ab- 
sicht »    den  Frieden  zu  erhalten  »    und 
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mrir   nicLts    aiders    rar    Abisiclit«     ab 
nchdich  CestxiifetxeB«  was  ui  der  TtuK» 
acbe  seit  mdirereii  Jalirliiuidexteii  be* 
stand ;  durch  die  Annahme  die5ae>  Tilek 
haben  Wir  die  £wey£MJ>e  Verbindlichkeit 
elng^an^en,  das  Gebiet  des  Bundes 
gegen    fremde     Trappen,     und 
das  Gebiet  jedes  Bundesgenossen 
gegen     die    Anmafsungen    der 
übrigen  zu  sq^ütsen.*' 
Es   fliefst    indessen    von    selbst   aus    dem 
Begriffe  einer  Schuzherrschaft   und   Ga- 
rantie»  und    ist    durch  die»    bi.^ier  borcils 
angeführten»  und  noch  mehr  durch  die »  künftig 
noch     anzuFührenden »      eigenen    Erklhrun^'rn 
Napoleons  vollkommen  bestätigt^  daH)  durch 
jene  Übertiagung   des  Schuzrechts   an  don 
Monarchen    Frankreichs  »      dieser    kelntMwr^a 
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gemeinschaftlicher  bürgerHcher  Oberherr 
der  konföderirten  Staaten »  $o  wie  sie  selbst 
nicht  Unterthanen  desselben  geworden  seyen, 
sondern  dafs  sie  Demselben  blofs  das  Recht 
übertragen  9  und  Er,  nach  seinem  eignen  Aus- 
drucke, die  Verbindlichkeit  übernommen  habe, 
sie,  als  Souveräne,  in  der  Erhaltung  des  Frie- 
denszustandes unter  sich  und  gegen  aufsen  zu 
schützen  und  zu  sichern ,  welches  Uofse  Schuz- 
und  Sicherungsrecht  in  den  äufseren 
Verhältnissen  alles  Einmischen  in  die  Regierung 
und  Verwaltung  der  verbündeten  Staaten  selbst, 
sowie  in  ihre  inner  en^Angelegenheitenüber< 
haupt ,  von  selbst  ausschliefst. 

Auf  dem  Grunde  diese^  Prämissen  sind  wir 
mm  im  Stande»  unmittelbar  zu  bestimmen: 
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III.    Abschnitt. 


Die  Form  der  rheinischen  Konföderation. 

§♦     ". 
J-9ie  rheinische  Konföderation  i«t  ein  wahres 

• 

eigentlicher  Staatenverein  oder  Staaten* 
b  u  n*d ,  ganz  von  der  nämlichen  Beschaffenheit, 
\vie  die  Theorie  des  dllgemeinen  Staatenrechts 
ihn ,  als  zur  Stiftung  eitoes  rechtlichen  Verhält* 
nissses  unter  den  Staaten  noth wendig,  aufgestellt 
)iat,  und  ich  kann  hier  die  Bemerkung  nicht 
unterdrücken,  dafs  es  mich  innigst  freue,  den, 
von  der  Theorie  als  unumgängliche  Bedingung 
eur  Erreichung  eines  Friedenszustandes  unter 
den  Staaten  aufgestellten  ,  so  lange  aber  von 
Staatsoberhäuptern  und  ]V|inistern^  als  eine 
pedantische ,  höchstens  für  die  Schule,  keines- 
-W^egs  aber  für  die  Praxis  brauchbare  Idee 
belächelten  Vorschlag  zu  eine^m  Staatenvereine 
nun  dennoch  in  der  Praxis  realisirt ,  und  seine 
praktische  Brauchbarkeit  dadurch  verkom- 
men bestätigt  zu  sehen. 

Unter  einzelnen  Staaten  findet  nämlich 
ursprünglich,  wie  schon  bemerkt  wprden  ist, 
eben  dasselbe  Verhältnifs  :^u  einander  statt ,  in 
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welchem  einzelne  Menschen  vor  Errichtung  des 
Staats   zu   einander   stehen«     Jene  sind  ,    wie 
diese,  im  unterstellten  Zustande  natürlich  Frey 
und  unabhängig ;  da  nun  Staaten »  als  Aggregate 
einzelner  Menschen ,   so  wie  diese,   von  ihrer 
natürlichen  Freyheit  einen  schädlichen  Gebrauch 
zur  Unterdrückung  und  gänzlichen  Vernichtung^ 
der  Freyheit  anderer  Staaten  machen  können» 
und  dieses  ,    dafs  Menschen  im  Staate  leben » 
zwar    diesen    Menschen*     aber    nicht   andera 
Staaten »  also  auch  nicht  jenen  Menschen  gegen 
aufsen  für  ihre  Sicherheit  Gewähre  leistet,  so 
müfs  auch  i   zur  Bewirkung  dieser  Sicherheit, 
unter  den  Staaten  selbst  ein  solcher- Zustand , 
ditrch  welchen  der  Gebrauch  dar  Freyheit  des 
einen  Staats  mit  dem  Gebrauche  der  Freyheit 
der  anderen  bestehen  kann»  herbeygeFührt ;  es 
mufs,  mit  einem  Worte,   ein   rechtlicher 
Zustand   unter  den   Staaten    gestiftet   werden. 
Dieses  kaifti  aber  auf  doppelte  Art  geschehen ; 
nämlich  entweder  so  9   dafs  mehrere  Staaten  in 
das  Verhältnifs  zu  einem  Oberhaupte  treten, 
und  sich    einer,     allen    gemeinschaftlichen, 
höchsten  Gewalt  unterwerfen  —  das  ist ,  einen 
Völkisrstaat  errichten;    oder  so,  dafs  meh- 
rere Staaten  durch  einen  Vertrag  ihre  Freyheit 
und  ihre  Rechte,  in  einer  freyen  Verbindung, 
die  sie  übrigens  in  Rüksicht  auf  ihre  innere 
Verfassung  und  Verwaltung   von    den  andern 
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unabhängig  läfst,  sich  einander  wechselseitig 
rersichern ,  —  das  ist,  einen  Völker  -  oder 
Staatenbund  errichten. 

§.     i5. 

In  einem  Völkerstaate  steht  jeden 
einzelne  Volk,  das  ihn  iptegriren  hilft,  za 
der  höchsten  Gewalt  dieses  Staats  in  eben  dem 
Verhältnisse,  in  welchem  je^es  einzelne  Glied 
eines  besonderen  Staats  zu  dessen  höchster 
Gewalt  ^teht.  So  wie  dieses  Glied  des  Staats 
seinen  Privatwillen  dem  allgemeinen  Willen, 
der  durch  die  höchste  Gewalt  gehandhabt  wird, 
unterwirft,  so  unterwirft  auch  jeder  Theil  des 
Völken^taats  den  seinigen  dem  Repräsentanten 
des  allgemeinen  Willens  aller  staatsrechtlich 
verbundenen  Völker.  Der  Wille  eines  jeden 
einzelnen  dieser  Völker  ist  in  Beziehung  auf 
das  Total  derselben,  als  ein  einzelner  oder 
Privatwille  anzusehen.  Dieser  Privatwille  eines 
Volks,  der  nur  in  Rüksicht  auf  den  besonderen 
Staat  desselben  ein  allgemeiner  Wille  ist ,  wird 
von  den  Inhabern  der  höchsten  Gewalt  dieses 
Volks  verwaltet ;  diese  ist  aber  der  höchsten 
Gewalt  des  V^kerstaats  untergeordnet,  und 
der  Wille  jener  kann  imd  darf  dem  Willen 
dieser  nicht  widersprechen.  Die  höchste  Gewalt 
besteht,  ihren  Theilen  nach,  in  der  gescz- 
gebenden,  richterlichen  und  exekutiven  Gewalt! 
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Alte   diese  Theile   der   höchsten  Gewalt   einßs 
Volks  t    als    Staat ,    in    seinem    isolirten    und 
unabhängigen  Zustande  b^trachtetf  stehen  i|uch 
der  höchsten  Gewalt  in  einem  Völkerstaate  zu» 
da  sie  das  Wesen  derselben  überhaupt  ausmachen, 
und  ohne   dieselben  eine  höchste  Gewalt  sich 
gar  nicht  denken  läfst,.   und  es   folgt  hieraus 
nothwendig,  dafs  ^lle  jene  Rechte  der  höchsten 
Gewalt  der,   in  einen  Völkerstaat  vereinigten, 
Staaten   den  Rechten  der  höchsten  Gewalt  de$ 
Vöikerstaats  untergeordnet  $eyn  müssen;   dafs 
also  von  ihnen  nur  ein  solcher  Gebrauch  gemacht 
werden  dürfe,  der  die  ihm  durch  die  höchste 
Völkerstaatsgewalt   nothwendig    gesezten   Ein- 
schränkungen   nicht   aufhebt     Da,    nach    der 
Voraussetzung,    nur  der  allgemeine  Wille  aller 
zu  einem  Staate  verbundenen  Völker  und  ihrer 
Repräsentanten  herrschend  seyn  soll,   so  folgt 
ganz  natürlich,  dafs  der  besondisre  Wille  eines, 
mit  unter  dem  Gesammtoberhaupte  stehenden, 
Volks  und  seiner  Repräsentanten,  jenem  allge^ 
meinen  Willen  in  alle  Wege  nachtreten,  und  dals 
von  dem   besondern   Oberhaupte  eines  Volks, 
in  irgend  einem  Zweige  der  Staatsverwaltung, 
nichts    einseitig   und    ohne   Rüksicht  auf  die 
Bestimmungen    des    allgemeinen  Willens    der 
Völker    des    Staats    und    ihrer    gemeinsamen 
Repräsentanten   beschlossen  und  unternommen 
erden  dürfe. 
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£io  solcher  Volk  er  Staat  war  bekanntlich 
das  deutsche  Reich;  aber  eben  der  G(ang,  den 
dieses  genommen  hat ,  beweifst  zunächst» 
dafs,  weil  bey  einzelnen  Völkern  so  gut,  wie 
bey  einzelnen  Menschen  das  Interesse  der 
Individualität  '  nur  gar  zu  leicht  ül^er  das 
gemeinsame  Interesse  die  Oberhand  gewinnt, 
die  Verfassung  eines  Völkerstaats,  wenn  in  ihm 
nicht  eine  absolut  überwiegende  Zentralkraft 
vorhanden  ist,  die  ununterbrochen  jedes  unge* 
bührliche  Hervortreten  der  Individualitat  zu 
hindern  vermag »  kein  zureichendes  Mittel 
zur  Erhaltung  des  beabsichtigten  rechtlichen 
Zustandes  unter  koexistirenden  Völkern  oder 
Staaten  sey. 

§.14. 

Wesentlich  verschieden  von  dem  Volker- 
staate ist  der  Völker-  oder  Staatenbund; 
auch  er  vereinigt  zwar  mehrere  Völker  oder 
Staaten  zu  einem  Ganzen;  allein  der  Zwek 
ihrer  Vereinigung  ist  nicht  die  Regierung  und 
Verwaltung  aller  in  und  durch  ihn  zusammen- 
hängenden Staaten  durch  eine ,  allen  gemeinsanEie, 
oberste  Staatengewalt ;  die  verbündeten  Staaten 
bleiben  vielmehr  eben  so  viele  einzelne ,  eigene, 
von  einander  abgesonderte  und  unabhängige 
Staaten ,  wovon  jeder  sich  durch  sich  selbst  und 
allein  regiert  und  verwaltet,  und  in  seinem 
Inneren  den  freyesten  Spielraum  seiner 
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hat;  aber  in  ihren  äufseren  Verhältnissen » 
als  Staaten,  zu  einander  sind  sie  alle  in  gleichem 
Maafse  den  Bedingungen  ihrer  Koexistenz  y  als 
gleich  freye ,  gleich  unabhängige  Staaten ,  der 
Beschränkung  ihrer  Freyheit  auf  einen  Für  alld 
andern  unschädlichen  Gebrauch ,  dem  Gesetzo 
des  Gleichgewichts  der  Rechte,  das  jedem  so 
viel  Freyheit  gewährt,  als  in  der  Verbindung 
auf  seinen  Theil  kömmt,  unterworfen,  und 
eben  dadurch  im  Besitze  einer  rechtlichen 
Freyheit  und  Unabhängigkeit  gesichert,  Sio 
haben  kein ,  in  einer  Menschenperson  gewähltes» 
sichtbares  und  physisches  Oberhaupt,  sondern 
der  einzige  Souverän,  dem  alle,  unbeschadet 
ihrer  Selbstständigkeit  und  Freyheit  im  Inneren 
unterworfen  sind,  ist  der  gemeinsame  Wille 
der  Staaten,  der  sich  durch  den  Bundesvertrag 
ausdrüklich  und  feyerlich  zur  Obhut  des  Rechts 
und  eines  allgemeinen  Friedenszustandes  über- 
einstimmend erklärt  hat ;  der  Rechtsbegriff  ist 
ihr  Ge^ez,  das  Prinzip  ihres  gegenseitigen 
Einwii^kens  aufeinander,  und  die  Regel,  nach 

der  sie,   ohne  sich  zu  verwirren,  oder  zu  zer« 
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trümmern ,  in  harmonischer  Gemeinschaft  unter 
sich  stehen ,  gleich  den  Trabanten  und  Planeten, 
die,  in  ihren  bezeichneten  Bahnen,  um  ihre 
gemeinschaftliche^  Sonne ,  als  ihren  Mittelpunkt, 
durch  das  Gesez  der  Schwere  sich  friedlich 
schwingen. 
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Eben  darnm,  weil  hier  die  Indiridualität 
jedes  einzelnen  Staates  nicht,  wie  im  Völker» 
Staate,  in  sich  selbst  beengt i  und  dadurch  zum 
Widerstreben  desto  mehr  gereizt  ist,  sondern 
vielmehr  sich  gehörig  entwickeln  kann,  den 
gebührenden  Spielraum  hat,  und  nur  in  ihrem 
Wirken  nach  aufsen  eine«  sich  selbst  gesezte, 
Schranke  hat,,  welche,  indem  sie  die  aqdern 
sichert,  auch  hiewiederum  sie  selbst  siehert, 
trägt  der  Staatenbund  die  Garantieder  Erreichung 
seines  Zweks  und  seiner  Dauer  in  sich  selbst, 
und  ist  sonach  das  bewährteste  Mittel  zur 
Realisirung  eines  Friedenszustandes  der  Staaten 
unter  sich^ 

§.  i5. 
Die  Eigenschaften  eines  solchen  Staaten- 
bundes liegen  ander  rheinischen  Konföderation 
klar  vor  Augen ;  denn  diese  besteht  aus  mehreren,, 
selbstständigen ,  von  einander  ganz  unabhängigen 
Staaten,  die  blofs  zu  dem  Zwecke  verbündet 
sind,  die  Integrität  jedes  einzelnen  im  Bunde 
stehenden  Staats,  gegen  die  übrigen  Bundes- 
staaten, also  die  rechtliche  Sicherheit  dieser 
unter  sich ,  und  die  Integrität  der  Bundesstaaten , 
sammt  und  sonders,*  gegen  andere  nicht  zum 
Bunde  gehörige  .Staaten,  also  die  rechtliche 
Sicherheit  des  Ganzen  und  seiner  Theile  gegen 
au&en,  mit  gemeinsamer  Kraft  aufrecht  zu 
erhalten,  für  welche  Zwekserreichung  Frank" 
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reichs  Monarch  blofsden  Schuz  und  die  Garantie» 
nicht  aber  eine  Regentengewalt  über  die  Bundes- 
glieder, als  ob  sie  seine  Unterthanen  nvären, 
übernommen  hat« 

Das  vormalige  deutsche  Reich  bestund  auch 
aus  mehreren  Staaten ,  welche  aber  nicht  als 
eben  so  viele  selbstständige  und  unabhängige 
Staaten  zu  betrachten  waren,  sondern  durch 
einen  Verein  unter  einer  gemeinsamen  obersten 
Staatsgewalt,  als  ein  Staat  zusammen hiengen» 
Jeder  dieser  Theile  ward  zwar  durch  eine  eigene 
.Staatsgewalt,  Landeshoheit,  regiert,  diese 
aber  war  der  höhern  Staatsgewalt  des  Ganzen, 
der  Reichshoheit,  eigentlich  und  förmlich 
subordinirt,  weshalb  unter  den  Bestandtheilen 
des  deutschen  Staats  die  Fartikularstaaten , 
Territorien,  ausgezeichnet  werden  mufsten , 
durch  welche  seine  Verfassung  in  Aufstellung 
einer  subordinirten  Staatsgewalt  vom  Ideale  dea 
allgemeinen  Staatsrechts  sich  in  hohem  Grade 
entfernte.  •—  Allein  die  Staaten  der  rheinischen 
Konföderation  hängen  nicht  durch  einen  Verein 
tinter  einer  gemeinsamen  obersten  Staatsgewalt 
zusammen,  machen  also  nicht  einen  Staat: 
ans,  sondern  sind  eben  so  viele  eigene» 
einzelne,  unabhängige  Staaten,  als  wie 
viele  in  ihr  befofst  sind,  und  wovon  jeder,  aU 
ein  selbstständiger  Staat,  nach  seiner  eigenen 
Konstitution  und  durch  sich  selbst  regiert  wird^ 
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ohne  da(s  diese  seine  Regierung  einer,  allen 
Bundesstaaten  gemeinsamen,  Obergewalt  sub- 
ordinirt  wäre.  Es  hat  sich  nirgends  eine  solche 
gemeinsame  Obergewalt  für  sie  dargestellt,  und 
das  einzige  Band,  wodurch  sie  zusammenhängen, 
ist  der  ihnen  allen  gemeinschaftliche  Zwek , 
den  Frieden  unter  sich  und  gegen  aufi^en  zti 
erhalten,  xu  dessen  gemeinsamer  Verfolgung 
sie  sich  durch  einen  abgeschlossenen  Vertrag 
rerbindlich  gemacht  haben. 

Besteht  nitn  aber  in  einer  Vereinigung 
mehrerer  unabhängiger  Staaten,  als  solcher, 
zur  gemeinsamen  Verfolgung  des  Zweks  recht- 
licher Sicherheit  unter  sich  und  gegen  aufsen, 
das  wahre  Wesen  eines  Staatenbundes,  so 
glaube  ich  auch,  indem  ich  mit  diesem  Aus- 
drucke die  Form  der  rheinischen  Konföderation 
bezeichnete,  die  einzig  richtige,  das  Wesen 
dieser  Form  wahr  darstellende ,  Bezeichnung  ^ 
gegriffen  zu  haben,  was  denn  auch  durch  die, 
in  allen  bisher  bezogenen  öffentlichen  Akten 
gebrauchten  Ausdrücke:  »Rheinischer  Bund, 
rheinische  Bundesstaaten ,  die  verbündeten 
Köttige  und  Fürsten,*"  vollkommen  bestätigt 
ist;  und  es  würde  demnach  sehr  überflüssig 
seyn,  in  eine  Darstellung  der  Unrichtigkeit  des» 
von  Zintel  (in  seinem  Entwürfe  eines  Staats- 
rechts für  den  rheinischen  Bund.  München  1807) 
zur  Bezeichnung  eben  jener  Form  gebrauchten 
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Ausdruks:  »Föderativmonarchie*  weiter 
einzugehen,  da  der  Begriff  von  Monarchie, 
auf  das  Ganze  der  rheinischen  Konföderation , 
als  für  welche  nirgends  ein  Monarch  existirt« 
offenbar  gar  nicht  anwendlich  ist. 

Dafs  viel  darauf  ankomme,  die  richtige 
Kategorie  der  Form  unserer  Konföderation 
bestimmt  zu  haben  9  wird  um  so  weniger 
geleugnet  werden  können,  je  ausgemachter  es 
ist,  dafs  die  Bestimmung  aller  der  Punkte,  die 
in  der  Konföderationsakte  noch  zur  Zeit  unbe- 
stimmt geblieben  sind,  wenn  sie  des  Karakters 
der  Konsequenz  theilhaftig  seyn  soll,  ans  den 
allgemeinen  Prinzipien  jever  Kategorie  einzig 
abs[eleitet  werden  könne  und  müsse. 
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IV.   Abschnitt. 

Die  Glieder   des   rheinisciien  Bundes. 

$«     1 6. 
Diejenigen  Glieder,   welche  an  der  tirsprüng- 
lichen  Konstitnirung  des  Bundes  Theil  nahmen^i 
sind: 

DieKönige  vonBayern  nndWürl^mberg. 
Der  Kurerzkan^ler  des deutselven Reichs, 
mit  Annahme  des?  Titels]  ^Fiir  9 1  Pr  im  a  s 
und     Durchlauchtige    Eminenx« 
(Art«  4«  der  Bundesakte)«  .  *    *      i ' 
Der  Kurfürst  von  Baden.      •   •  '»- 
,    Der  Herzog  von  Cleve  und  Berg*' 
Der  Landgraf  von  Hessen -Darm^tadt, 
weiche  Sleztern  (nach  Art.  5.  der  Bundes« 
akte)  den  Titel:  Grofs herzog,  erhiel- 
ten t  und  die  mit  der  königlichen  Würde 
verbundenen  Hechte,  Ehren  und  Vorzüge 
geniefsen  sollen. 
Die  Fürsten   von  Nassau  -  Usingen    und 
Weilburg^  wovon  das  Oberhaupt  dcS 
Hauses   Nassau    den   Titel:     Herzog> 
erhielt.  •  (Art.  6.  der  Bundesakte.) 


Die  Fürsten  von  < 
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Hohenz  oller  n«*  He  Chi  n« 
gen     und     Hohenzol- 
lern-Sigmarlngen. 
Salm- Salm    und    Salm«* 

Kirburg,  und 
Isenburg-Biratein^ 
Der  Herzog  von  Ahremberg. 
Der  Fürst   von   Lichtenstein,   welcher, 
öffentlichen   Nachrichten   zufolge»    voa 
der  im  Artikel  y.  der  Bundesakte  enthal- 
tenen Bestimmung:  »Diejenigen,  welche 
schon  im  Dienste  fremder  Mächte  sind , 
und  darinn  bleiben  wollen,   sind  gehal- 
ten, ihr  Fürstenthum  einem  ihrer  Söhne 
abzutreten  *  Gebrauch  gemacht,  und  mit 
Genehmigung  des  Protektoriums  sein  Für- 
stenthum seinem  dritten  minderjährigen 
Prinzen  Karl  abgetreten  hat.     Endlich 
Der  Graf  von  der  Leyen,  mit  Annahme  des 
Titels  eines  Fürsten  (Art.S.  der  B.Akte). 
Ihnen  schlofs  sich  in  der  Folge,   nämlich 
im  September  1806-,  der  Kurfürst  von  Würz- 
burg an , .  mit  Annahme  des  Titels  eines  G  r  0  fs  * 
herzogs. 

Unverkennbar  war  es,,  dafs   das  Produkt 
welches  die  Bundesakte  ins  Daseyn  rief,  zur 
Zeit   ihres  Erscheinens  noch    nicht    vollendet 
war ;  es  glich  einem  grofsen  Fragmente ,  dessen 
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:ward  nicht  nur  der  Bund  selbst  von  den  Mächten 
des  tieferen  Nordens  anerkannt,  sondern 
auch  seine  Hauptlücke  auf  der  nördlichen  Flanke 
mit  dem  Beytritte  des  neuen  Königreichs  W  e  s  t- 
phalen  ausgefüllt i  und  dadurch  das  Ganze  auf 
die  herrlichste  Weise  zugerundet  undkonsolidirt. 
Sein  Hauptkörper y  ausgebreitet  vom  Garda«- 
see  bis  an  das  baltische  Meer»  und  vom 
Rheine  bis  an  dieElbe  undOder,  mit  keiner 
fremden  Macht  mehr  vermischt;  bey  weitem 
das  meiste,  was  sich  zum  deutschen  Namen 
bekennt,  umfassend,  von  der  Natur  mit  den 
reichsten  Htilfsquellen  ausgestattet,  mehrere 
Reiche  an  Flächeninhalt,  und  selbst  geographisch 
gröfsere  Staaten  an  Dichtigkeit  ^er  Bevölkerung 
übertreffend ,  m'ächtiger  noch  durch  den  hohen 
Grad  seiner  Kultur  als  durch  seine  physische 
Stärke,  auf  den  geßihrlichen  Flanken  durch 
natürliche  Schuzmauern  gedekt,  erscheint  nun 
in  der  Gestalt  eines  reinen,  geschlossenen, 
Achtung  gebietenden  Ganzen:  Seine  öffent- 
liehen  Feinde  sind  versöhnt,  und  die^  geheimtf 
Leidenschaft,  der  sein  Daseyn  ein  Ärgernifs 
seyn  mag,  wird  es  nicht  mehr  wag'en,  sich 
ans  ihrer  Nacht  zu  erheben.  Er  ist  von  allen 
Mächten  des  Kontinents  anerkannt,  so  wie 
seine  Fortdauer  von  der  öffentlichen  Meinung; 
die  Be^orgnifs,  dafs  scharfe  politische  Trennun- 
gen den  Süden  vom  Norden  Deutschlands  auf 
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ewig  3ondern  dürften  p  ist  rein  verschwunden , 
so  -wie  alles,  was  bey  seiner  ersten  Erschei- 
nung noch  problematisch  war.  Bald  wird  der 
deutsche  Name  in  den  öffentlichen  Akten 
der  Staaten,  ausweichen  er  auf  einen Augenbiik 
verbannt  war,  desto  glänzender  wieder  erschei- 
nen. In  das  beglückende  Element  des  Friedens 
versezt,  werden  die  Bundesfürsten  von  inneren 
Bewegungen  und  äufseren  Kriegen  nicht  mehr 
gehindert,  durch  eine  gerechte  Regierungs- 
weise sich  vor  ihren  Völkern  legitimiren  können, 
dals  sie  der  Selbstständigkeit,  zu  der  sie  auf  den 
Fvuinen  des  deutschen  Reichs  emporgestiegen 
sind ,  vollkommen  wUrdig  seyen. 

Das  nähere  statistische  Detail  unseres 
Bundes  mufs  ich  zwar  den  Statistikern  selbst 
überlassen,  die  es  mit  Recht  ihrem  Gebiethe 
viudiztren ,  und  unsere  Forderung  an  sie  gewifs 
bald  befriedigen  werden.  Jndessen  mag  es  nicht 
unzwekmäfsig  seyn ,  durch  folgende  Tabelle  eine 
vorläufige,  kurze,  approximative  Übersicht  der 
Flächengröfse ,  der  Bevölkerung ,  der  Einkünfte, 
und  des  zu  stellenden  Kontingents  jedes  einzelnen 
verbündeten  Staats,  und  dadurch  des,  aus  ihnen 
zusammengesezten ,  Ganzen  zu  gewähren ;  da 
die  Rangordnung  unter  den  Bundesgliedern  noch 
nicht  gesezUch  bestimmt  ist,  so  blieb  mir  nichts 
anders  übrig ,  als  jedes ,  in  seiner  Klasse ,  nach 
der  Zeit  seines  Beytritts  zum  Bunde  mifz.ufülircn. 
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iiihalt  an 
Qtiadrmt- 
mcileii« 


Königr.  Bayern  ♦ 
— -  Würtemberg  . 

—  Sachsen       .     , 

—  Westphalensegeii 
Grofsherz.  Baden , 

—  Berg       ,     .     , 

—  Hessen   .    .    • 

—  Würzburg  .  . 
Fürst  Primas  •  . 
Herzogth.  Nassau 

—  Ahremberg  . 
Fürstenth.  Saun  • 

—  Isenburg     .     . 

—  Hohenzollern 
— •  Lichtenstein    • 
•—  Leyen     .     •     . 
Herzogth.  Weimar 

—  Gotha  ... 
^-  Meinungen  , 
'—  Hildburghausen 

—  Koburg  ,  . 
Fiirrstenth.  Anhalt 

—  Schwarzburg  . 

—  Reufs  .  .  . 
--  Waldeck    .    , 

—  JLippe     ,     .    , 
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man. 
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12600000 
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»680 


8469^00 


291 

290 

4<> 

000 

ilOO 

3oo 
20U 
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V.    Abschnitt. 

Verbältqifa  der  BundesgUeder  unter  sich. 

Jene,  als  Bestandtheile  des  Bnndes  eben  anF- 
veführten,  Staaten  stehen  nebeneinander  als 
eben  so  viele  einzelne ,  selbsständige  und  unab- 
hängige Staaten,  wovon  jeder  einzelne  nach 
seiner  eigenen  Konstitution  regiert  wird ,  die 
er  entweder  in  ihrer  bisheriger  Art  beybehalten, 
oder  inodifiziren,  oder  auch  ganz  abschaffen  > 
und  durch  eine  neue  ersetzen  kann;  Keiner  von 
ihnen  steht  unter  der  Herrschaft  des  andern »  so 
^^wenigy  als  sie  alle  zusauiinengenommen  unter 
einer  gemeinsamen  Obergewalt  stehen ;  und  die 
Fürsten  von  Lichtenstein  und  Leyen  sind 
innerhalb  ihrer  kleinen  Fürstenthümer  eben  so 
souveräne  Regenten,  frey  und  unabhängig  von 
allem  äufseren  Einflüsse  auf  die  {Vegierung  und 
Verwaltung  ihrer  Fürstenthümer,  als  die  Könige 
von  Bayern,  Sachsen,  Westphalen  in 
ihren  Königreichen  souverän ,  und  von  aller 
äufseren  Einwirkung  auf  die  Regierung  des 
Inneren  ihrer  Staaten  unabhängig  sind.  Sou- 
veränität ia  ihrem  Inneren  oder  in  sich  salbst 
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ist  der  allen  Bundesstaten  ohne  Ausnahme  gleich 
eigene  Karakter.  Allein  in  ihren  äufseren 
Verhältnissen  unter  sich,  in  ihrer  Wechselwir* 
kung ,  als  Staaten  aufeinander  is(  ihi'er  Freyheit 
die,  durch  das Rechtsgesez  gebotene,  Schranke 
positiv  gesezt:  jeder  der  verbündeten  Staateii 
soll  sich  in  seinem  Handeln  gegen  den  andern 
verbündeten  Staat  durch  die  Bedingungen 
beschränken  ,  unter  denen  die  Freyheit  aller 
andern  Bundesstaaten  mit  und  neben  der  seinigen 
möglich  ist,  damit  alle  nebeneinander  rechtlich 
gesichert  seyen,  damit  alle,  als  gleich  freye 
und  selbstständige ,  Staaten  im  Frieden 
koexistiren  können.  Diese  Bestimmung  ihre$ 
Verhältnisses  ist  unverkennbar  ausgesprochen 
durch  den  angegebenen  Zwek  der  Verbindung, 
den  inneren  und  äufseren  Frieden,  die  innere 
und  äufsere  Ruhe  j^u  erhalten. 

Nach  dieser  Voraussetzung  hat  keiner  der 
verbündeten  Staaten  das  Recht  zu  einer  solchen 
Handlung  gegen  einen  andern  Bundesstaat,  wo# 
durch  dieser  in  derjenigen  Freyheit,  die  nach 
dem  Rechtsgesetze  auf  seinen  Theil  kömmt, 
gestört  oder  gekränkt  würde,  und  unternähme 
dennoch  einer  eine  solche  Handlung  gegen  den 
andern,  so  hätte  dieser  leztere  gegen  jenen 
ersteren  unläugbar  ein  Zwangsrecht»  Doch 
irvürde  ^s  um  die  Erhaltung  de$  Friedens  im 
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Inneren  sehr  schlimm  stehen ,    hätte  man  es 
jedem  selbst  überlassen»   sein  Zwangsrecht  gel- 
tend zu  machen ;    denn  w^e  sollte   einer   der 
mindermächtigen  Bundesfiirsten    sein  etwaiges 
Zwangsrecht  aus  eigner  alleiniger  Kraft  gegen 
eines  der  mächtigeren   Bundesglieder   geltend 
machen  können  ?     Und  es   würde    überhaupt 
dafür  -*-  ob  nie  ein  verbündete  Sta^t  gegen  den 
anderen  eine  Handlung  jener  Art, unternehmen, 
%nelmehr  jeder  sich  auf  jene  Bedingungen  seiner 
Koexistemr  mit  den  andern,   als  gleich  freyea 
Staaten,  wirklich  beschränken,  d.  h.  sich  dem 
KechtS8:esetze    stets    unterwerfen    würde  ?   --« 
nirgends    eine    Garantie    vorhanden    gewesen, 
die  Vereinigung  demnach  ilurem  Zwecke  offen* 
bar  nicht  genügend  gewesen  seyn ,   hätte  man 
sich  nftht  gegenseitig  dahin  verbindlich  gemacht^ 
die    etwaigen    Streitigkeiten   der  Verbündeten 
tmter  sich  gemeinsam  zu  imtersuchen  und  zu 
entscheiden,  und  im  Falle  der  Widersezlichkeit 
des    unterliegenden    Theils   mit    gemeinsamer 
Kraft  zur  Geltendmachung  des  Zwangsrechts  des 
obsiegenden  mitzuwirken,  um  durch  die  dadurch 
bewirkte  Überzeugung  des  Daseyns  einer,   auf 
Seite   des  Rechts  stehenden  ,     und   zu  dessen 
Durchsetzung  stets  bereiten  ,    Übermacht  jed^ 
rechtswidrige  Handlung  der  voraus  bezeichneten 
Art  zu  unterdrücken ,  und  eine  solche  gar  nicht 

zur  £»steii%  kommen  zu  lassen}   im  unvei> 
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hofften  eiitgegengesesten  Falle  aber  sie  sogleich 
in  ihrer  Geburt  zu  ersticken »  und  dem  verlezten 
zur  Schadloshaltung  und  Genugthuung  unaus^ 
bleiblich  zu  verhelfen, 

§.  20. 
Jene  Garantie  nun  ist  mrklich  hergestellt 
durch  die  Bestimmungen  der  Art.  9  und  35  der 
Bundesakte ;  denn  im  ersteren  heifst  es :  »  Alle 
Streitigkeiten ,  welche  sich  zwischen  den  Yer» 
bände ten  erheben  mögen,  sollen  durch  die 
Bundesversammlung  zu  Framfurt  ent« 
schieden  werden,**  Diese  ausdrükliche 
Bestimmung  enthält  natürlich  und  nothwendig 
die  stillschweigende  Bestimmung  in  sich, 
dafsf  im  Falle  ein  Bundesglied  sich  dieser 
Entscheidung  der  Bundesversammlung  nicht 
gutwillig  fügen  würde,  durch  die  geme%isame 
Macht  aller  übrigen  Bundesglieder  jene  Ent- 
scheidung gegen  ihn  in  Vollzug  solle  und  werde 
gesezt  werden ,  und  wenn  gleich  die  Absicht 
der  Bestimmung  des  Art.  36 :  » Zwischen  dem 
französischen  Kaiserreiche  und  den  Staaten  des 
Bheinbundes«  sowohl  sammt  als  sonders,  soll 
eine  Allianz  statt  haben  ,  kraft  welcher  ein 
jeder  Kontinentalkrieg  ,  welchen  einer  der 
abschliefsenden  Theile  zu  bestehen  hätte,  un^ 
mittelbar  gemeinschaftlich  für  alle 
wird**  zunächst  nur  auf  den  Fall  eines 
Kn^g^  XQxt  einer,  dem  Bunde  nicht  verwandten, 
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Macht  gerichtet  zu  seyn  seheint,  so  läfst  sich 

doch,   wegeo   der  Gleichheit  des  Grundes  und 

Zweks,  den  Frieden  im  Inneren  ebenso  gut» 

als  nach  aufsen  •  zu  erhalten  un^  zu  befestigen » 

die  gleiche  Absicht  der  Verbündeten  nicht  ver<- 

kennen,  dafs  auch  der  Krieg,  der  im  Falle  der 

Widerse^lichkeit  eines  Bundesstaats  gegen  die 

Entscheidung  der  Bundesversammlung,   gegen 

den  «widersezlichen  von  Seite  des  unmittelbar 

interessirten  gefuhrt  werden  müfste ,  unmittelbar 

allen  gemeinschaftlich  seyn  solle.     Dürfte  man 

diefs  nicht  voraussetzen ,   jenem  Art.  35  nicht 

diese  Deutung  geben,  so  wäre  die  rechtliche 

Freyheit  und  Unabhängigkeit  jedes  einzelnen 

Bundesstaats  im  Verhältnisse  gegen  die  übrigen 

Bundesstaaten  durch  nichts  gesichert,   die  Er« 

reichung    des    einen     Theils    des  Zweks   der 

Verbindung,    nämlich  Erhaltung  des  Friedens 

im  Inneren,  dem  blofsen  Zufalle  überlassen; 

Einen  solchen  Widerspruch  kann  man  aber  den 

Verbündeten  ohne  Beleidigung  nicht  anmuthen. 

Ist  aber  jene  Voraussetzung  und  Deutung 

wahr,  so  liegt  eben  in  dem  Umstände,  -^  da&t 

weil  jeder  der  Verbündeten  vorhersehen  mufs  f 

er  werde ,  im  Falle  der  Widersezlichkeit  gegen 

die     Entscheidung    .der    Bundesversammlung » 

von    sämmtlichen    übrigen    Bundesstaaten    in 

Vereinigimg   mit  Frankreich,    also  mit  einer 

soldieii  vereinigten  Macht ,  die  über  die*  Nothv 
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wendigkeit  des  Sieges  für  ihre  Seite  nicht  den 
geringsten  Zweifel  übrig   läfst,    bekriegt   und 
bezwungen  werden,  unmöglich  den  tollkühnen 
Versuch' wagen  kann,  einer  absoluten  Übermacht 
widerstehen    zu  wollen  —    eine  vollkommen 
zureichende  Garantie,  dafs  nie  ein  verbündeter 
Staat  gegen  den  andern  eine,  des  leztern  Freyr 
heit  widerrechtlich  störende,  Handlung  unter«* 
nehmen,  vielmehr  jeder  sich  in  seinem  Verfa^iren 
gegen  die  übrigen  auf  die  Bedingung  seiner 
Koexistenz  mit  ihnen,  als  gleich  freyen Staaten» 
wirklich  beschränken,   d.  h.  sich  dem  Rechts^ 
geaetze  im  Verhältnisse  zu  ihnen    stets  unter« 
w^fen ,  dafs  also  auch  durch  jene  Einrichtung 
der  Zwek  der  Erhaltung  des  inneren  Friedens 
xuverläfsig  werde  erreicht  werden, 

§•     au 

Ob  also  gleich  die  einzelnen  verbündeten 

Staaten  freye,  selbstständige,  und  in  Beziehuxig 
auf  die  Regierung  ihrer  Selbst  unabhängige 
Staaten  sind,  so  sind  sie  doch,  in  Beziehung 
auf  ihre  Wechselwirkung,  als  Staaten, 
untersich,  in  ein  solches  Verhältnifs  gestellt , 
welches ,  zum  Behufe  ihrer  gegenseitigen 
rechtlichen  Sicherheit,  oder  des  Friedens  unter 
sich ,  nach  Rechtsbedingungen  bestimmt,  einem 
jeden  die  Gewähre  für  diese  seine  rechtliche 
Sicherheit,  für  diesen  Frieden  leistet,  und, 
indem'  durch  Realisirung   dieses  Verhältnisses 
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dem  I  alle  Staaten  belebenden  ,  Egoismus  tmd 
gegenseitigen  Unterjochungsgeiste  der  nöthige 
Zaum  angelegt  ist,  so  ist  für  die,  so  verbün- 
deten, Staaten  die  Legalität  in  ihrem  äufseren 
Yerh'äitnisae  zueinander  gesichert,  und  für  sie 
nicht  nur  ein  Friede,  sondern  ein  dauernder 
Friedensziustnn^d  unter  sich  herbeygeführt, 
in  welchem ,  indem  jeder  einzelne  gesichert 
ist,  was  er  will,  zugleich  auch  die  andern  ge- 
sichert sind ,  was  er  vielleicht  nicht  will. 

Da  indessen  unser  Bund  nur  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Staaten  befafst,  aufs  er  welchen' 
noch  mehrere  Staaten  vorhanden  sind,  von  Seite 
derer  für  das  Ganze  oder  einzelne  Glieder  des 
Bundes  Beleidigungen  und  Bechtsverletzungen' 
möglich  und  zu  befürchten  sind  ,  so  mulste 
auch  zur  Erhaltung  und  Befest]gui)g  der,  inichi 
minder  vom  Bimde  bezwekten ,  rechtlichen 
Sicherheit  oder  des  Friedens  gegen'  aufsbn 
die  nöthige  Veranstaltung  getroffen  werden. 
Diefs  ist  denn  auch  durch  die,  «vorsuis  ichonr 
Angeführte,  Verfügung  des  Art.  3Ä  der  Bundesakte 
gescftiehen.  Durch  sie  besteht  zwischen  sämmtv 
liehen  verbündeten  Staaten  das  VerbaltnKs  und 
die  Verbindlichkeit  eines  gemeinschaftlichen- 
Defehsivbündnisses  I  zufolge  dessen  jede  Ver- 
letzung oder  Beleidigung,  es  sey  des  ganzen' 
JBundes    oder     irgend    eines    seiner    Glieder« 
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unttilttelbar  eine  gemeinschaftliche  Angelegen- 
heit aller  seyn  soll. 

Es  war  dies  anch  in  der  That  der  noth* 
wendige  und  einzig  richtige  Ausweg  zui^ 
Erreichung  des  gewollten  Zweks;  denn  hätte 
man  es  einem  jeden  selbst  überlassen  i  sich 
durch  seine  eigenen  Kräfte  gegen  aufsen  zu 
schützen  und  zu  vertheidigen «  so  würde  es  um 
die  Sicherheit  9  Unabhängigkeit  und  selbst  die 
Existenz  der  meisten  schwächeren  Bundes« 
Staaten  eine  sehr  prekäre  Sache  gewesen  seyn. 
Die  nöthige  Verstärkung  der  Kräfte  der  einzelnen 
konnte  nur  durch  die  Vereinigung  der  Kräfte 
aller  bewirkt  werden.  Aus  dieser  Vereinigung 
entspringt  eine  Summe  von  Kräften,  welche  die 
Summender  zu  befürchtenden  Gegenkräfte  za 
überwiegen  .vermag.  Die  nächste  Bedingung 
der  Existenz  eines  gesicherten  friedlichen 
Zustandes  ist  eine  V  er  bündung ,  deren  Glieder 
sich  zur  Sicherung  des  Friedens  vereinigt,  und 
ihre  Kräfte  zum  Schutze  aller  wechselseitig 
verpflichtet  haben«  Jeder  in  dieser  Vereinigung 
wird  abgeschrekt  von  Beleidigung  des  andern 
durch  die  Gesammtmacht,  die  jedem  zu  Gebote 
stehti  und  jeder  ist  sicher  vor  Beleidigungen 
ron  aufsen  f  weil  seine,  individuellen  Kräfte 
durch  die  gesammten  Kräfte  des  Ganzen  bis 
SLum  erforderlichen  Grade  gesteigert  sind.  So 
entsteht  Sicherheit  der  Staatenindividuen  gegen 
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die  übrigen  Bande^Iieder  -^  innere  Sicher* 
heit,  innerer  Friede:  Auf  eben  diese  Weise 
entsteht  aufs  er  e  Sicherheit  f  der  Friede  nach 
a  n  f  s  e  n  ,  der  Schnz  der  Freyheit  and  Unab« 
hangigkeit  gegen  die »  welche  nicht  Glieder  des 
Bundes  sind;  denn  jeder  einzelne  Staat  wird 
durch  die  Kräfte  aller ,  Alle  werden  durch  die 
vereinigten  Kräfte  der  einzelnen  gesichert: 
Jeder  erhalt  für  den  Beytrag  seiner  Kraft  die 
Kräfte  aller  zum  Gegengeschenke,  und  wird« 
indem  er  durch  seinen  Beytrag  jeden  andern 
einzelnen  und  das  Ganze  schützen  hilft,  hin  wie« 
derumauch  selbst  von  jedem  einzelnen  und  dem 
Ganzen  geschüzt» 

Gegenseitige  Rechte  und  Verbind« 
lichkeiten  auf  gegenseitige  Leistung 
und  Empfang  des  nöthigen  Schutzes 
xur  Erhaltung  der  inneren  und  äufse-» 
cen  rechtlichen  Sicherh/eit,  des  inne- 
ren und  äufseren  Friedens,  machen 
diesemnach  allein  das  wahre  Wesen 
des  Verhältnisses  aus,  durch  welche« 
die, übrigens  unter  sich  unabhängigen 
und  selbstständigen,  Staaten  der 
rheinischen  Konföderation  zu  einen* 
der  verbündet  sind,  und  durch  diese 
ihre  Verbündnng  einGanzes,  den  rhei- 
nischen Staatenbund,   konstituiren. 
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VI.    Abschnitt. 

t3as  Protcktorium  der  Konföderation,  und 
sein  Verhältnifd  zu  derselben. 

Oo  bedeittend  auch  die  Bevölkerung  unfere^ 
Bundes  ist ,  indem  solche  bereits  die  Summe 
von  1 3/  ooo/  ooo  Menschen  übersteigt «  und  so 
reich  auch,  man  kann  beynahe  sagen,  üppig 
die  Natur  die  meisten  der »  den  Bund  konsti^ 
tairemen ,  Staaten  mit  den  Quellen  physischer 
Kraft  und  Stärke  allet  Art  ausgerüstet  hat,  so 
würde  dennoch  derselbe  ohne  den  kräftigen, 
Schu£  einer  benachbarten  Macht  nach  den 
gegemvärtigen  Verhältnissen  kaum  haben  be-< 
ttehen ,  und  der  Erreichung  seines  Zweks  sich 
haben  erfreuen  können.  Mit  seiner  eigenen 
iiUeinigen  Gesammtmacht  würde  er  den^  bey 
weitem  überwiegenden ,  Kräften  der  ihn  umge« 
benden  Mächte  des  ersten  Ranges  um  so  weniger 
haben  widersteheil  können ,  je  utizureicbendec 
seine  Grenzen  f  etwa  die  sudlicbe  ausgenommen« 
wo  Tyrol  eine  natürliche  feste  Schu^wehre  für 
ihn  bildet,  gegen*  eben  diese  l6:ttei''en  Mächte 
gedekt  sind.      Ohne  unter  dem  Schutze  oder 
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.  im  engen  Verbände  mit  der  einen  oder  der 
anderen  dieser  Mächte  zu  stehen »  •  würde 
der  Bund  in  jedem  Augenblicke  von  die^^^en 
kiben  überschwemmt  werden  können,  da  seine 
flanken  auf  der  Seite  Frankreichs  und  Öster* 
reichs  gröfstentheils  von  militärischen  Linien 
und  festen  Punkten  entblöfst  sind ;  und  es  würde 
also  Frankreich  oder  Österreich  sich  eines  grofsen 
Theils  haben  bemächtigen  können,  ehe  noch 
Frankreich  oder  Österreich»  im  Falle  jenes  oder 
dieses  den  Bund  zu  vertheidigen ,  seinem 
Interesse  gemäfs  gefunden,  demselben  zu  Hülfe 
zu  kommen,  im  Stande  gewesen*  seyn  würde. 

Dazu  kömmt ,  dafs ,  bey  der  grofsen 
Ungleichheit  der  Macht  ^er  einzelnen  Bundes» 
Staaten  selbst,  für  die  mind ermächtigen  unter 
ihnen  nirgends  eine  Garantie  c^xistirt  hätte  gegen 
die  Gefahr,  über  kufz  oder  lang  von  dem  einem 
oder  anderen,    oder  von  einigen    ihrer  über« 

.  mächtigen  Bundesgenossen  in  Verbindung, 
unterdrükt  und  verschlungen  zu  werden ,  hätte 
man  sich  nicht  des  Schutzes  einer  Macht  vet« 
sichert ,  die  für  sich  jeden  einzelnen  i  selbst  den 
schwächsten,  Bundesstaat  in  seiner  Selbststän« 
digkeit  und  Unabhängigkeit  gegen  die  Macht 
aller  übrigen  Bondesgenossen  9  einzeln  oder  in 
Verbindung,  selbst  in  Verbindung  mit  irgend 
einer  dritten  auswärtigen  Macht,  zu  vertheidi* 
gen  und  zu  erhalten  entscliieden  vermag, 
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Endlich  ist  nichts  unwahrscheinlicher,  als 
dafs  in  einer,  aus  lauter  selb^tständij^en  Indivi« 
duen  zu^ammengesezten ,  Gemeinheit  immer 
derselbe  Wille  und  dasselbe  Streben  auf 
das  gemeinsame  Ziel  herrsche,  wenn  nicht  ein 
mächtiger  Geist  über  dem  Ganzen  waltet,  der 
dieses  Ganze  ununterbrochen  im  Auge  hat,  und 
Theile  so  zu  bewegen  und  zu  leiten  im  Stande 
ist,  dafs  sie  ersteres  nie  zum  Vortheile  ihrer 
Individualität  vernachläfsigen  können. 

Mit  einem  Worte:  der  Totalzwek  des 
Bundes,  den  inneren  und  aufseren  Frieden  zu 
erhalten,  war  unerreichbar,  und  die  Existent 
des  Bundes  selbst  äufserst  prekär,  ohne  den 
Bey tritt  des  Schutzes  und  de^  Garantie  einer 
benachbarten  Macht  überwiegender  Gröfse;  und 
dafs  Frankreich  diejenige  Macht  ist,  deren 
Schuz  die  Erreichung  aller  der  Zwecke ,  deren 
Bedürfnifs  den  Schuz  erheischt,  am  sichersten 
verbürgt,  ist  über  allen  Zweifel  erhaben. 

§•     24. 

Wirklich  hat  auch  Frankreich  in  seinem 
grofsen  Beherrscher,  dessen  Genie  unseren 
theoretisch  und  praktisch  gleich  vortrefflichen, 
Staatenbund  entworfen,  und  dessen  Bedürfnifs 
eines  Schutzes  am  deutlichsten  gedacht  hat, 
nach  Inhalt  des  Art.  ic.  der  Bundesakte,  den 
Schuz  und  die  Garantie  desselben  übernommen» 


und  damit  seine  Existenz  eben  so  unerschütter* 
lieh  befestigt:,  eis  die  Erreichung  seines  Zweks 
nach  jeder  Hinsicht  vollkommen  gesichert;  denn 
es  ist  wohl  nicht  dem  mindesten  Zweifel  unter- 
worfen,   dafs  die  Macht  Frankreichs  auch  den 
schwächsten  unter  den  Bundesstaaten  gegen  alle 
etwaigen    Anmafsungen     und  Unterdrückungs- 
versuche   aller    übrigen    Bundesgenossen    hin- 
reichend sicher  zu  stellen ,  das  Ganze  mit  dem 
erforderlichen  Geiste  zu  beleben«   alle  Theile 
in  der    gehörigen  Richtung  zu  erhalten,    und 
jede  Verletzung  des  Bundes «  oder  jeden  Angriff 
auf    denselben  9    oder   einen   einzelnen   seiner 
Genossen  1  von  Seite  irgend  einer  auswärtigen 
Macht  vollkommen  niederzuschlagen « .somit  in 
Vereinigung  mit  dem  Bunde  selbst  dessen  inneren 
und   äufseren  Frieden    zu    bewirken    und    zu 
befestigen  vermöge. 

Der  Beherrscher  Frankreichs  steht  also  zu 
unserem  Bunde 

A.  In  dem  Verhaltnisse  eines  Seh  üzh  er  rn 
der  Existenz  des  Ganzen  wie  jedes  seiner  Theile, 
und  eines  Garanten  der  Erreichung  des 
Gesammtzweks  des  Bundes  nach  seiner  doppelten 
Bichtung,  und  ist  in  dieser  Eigenschaft  berech- 
tigt, und  vermöge  seiner  eigenen  frey willigen 
Übernahme  des  Schutzes  und  der  Garantie  ver- 
pflichtet : 
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I.  Über  clas  Verfahren  der,  im  Bunde  begrif- 
fenen 9  Staatehlndividuen  gegeneinander» 
das  ist ,  über  ihre  Wechselwirkuncr ,  als 
Stäateti  f  aufeinander  I  also  über  ihre 
äufseren  Verhältnisse  unter  sich»  eine 
stets  wachsame  Aufsicht  zu  führen»  um 
jeder  Rechtsverletzung,  d.  h.  jeder  Stö- 
rung oder  Kränkung  der  Selbstständig- 
und  Unabhängigkeit  eines  Bund.esstaats 
durch  einen  seiner  Bundesgenossen  vor- 
beugen» oder  solche  in  ihrer  Geburt 
ersticken  zu  können;  denn  das  Recht 
und  die  PHicht  zum  Zwecke  enthält  auch. 
in  sich  das  Recht  und  die  Pflicht  zum 
Gebrauche  des  zur  Erreichung  des  Zweks 
nothwendigen  Mittels. 

s.  Eine  stete  Einsicht  in  die  Verhandlungen 
der,  zur  Regulirung  der  gemeinschaft- 
lichen Bunde  sangelegenheiten» 
als  solcher,  und  zur  Schlichtung  der» 
unter  den  Bundesgenossen  unter  sich  ent- 
standenen »  Streitigkeiten  angeordneten 
Bundesversammlung  zu  haben»  und  im 
Falle  einer  Stimmengleichheit,  vermit- 
telnd  einzuschreiten ;  zu  diesem  Ende 

3.  Einen  eigenen  Repräsentanten  seiner  Person 
zum  Behufe  jener  Funktion  bey  der 
Bundesversammlung  aufzustellen»  oder 
den  Fürsten  Primas  des  Bundes  dazu  zu 
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beyoHmäclitigen ,  dessen  jedesmaligen 
Nachfolger  Er  zu  ernennen,  im  Art.  12. 
der  Bundesakte  auktorisirt  ist. 

4.  Über  die  genaue  Vollziehung  der  Besclilüsse 

und  Sentenzen  der  Bundesversammlung 
zu  wachen,  und  nöth  igen  falls,  wenn 
nämlich  die  eigene  Kraft  des  Bundes 
unzureichend  befunden  werden  sollte, 
dieselbe  mit  seiner  eigenen  Macht  zu 
unterstützen. 

5.  Das  Verfahren  der,  dem  Bunde  fremden, 

Mächte  gegen  den  Bund  im  Ganzen, 
wie  in  seinen  Theilen ,  -  nicht  minder 
die  Verhältnisse  des  Bundes  gegen 
jene  ununterbrochen  zu  beachten,  und 
diesen  Verhältnissen  dle^  dem  Bundes- 
zwecke entsprechende  ,  Richtung  zu 
geben;  endlich 

6.  Im  Falle   eines  wirklich    zu  bestehenden 

Kriegs,  an  die  verbündeteu  Staaten  den 
Antrag  auf  die  Bewaffnung  des  regulirten 
Kontingents  zu  machen,  und  selbst  durch 
Stellung  von  soo/ooo  Mann  jeder  Art 
thätig  mitzuwirken  ,  welche  beyden 
Punkte  in  den  Artikeln  36.  und  38.  der 
Bundesakte  ihre  ausdrükliche  Bestim- 
mung erhalten  haben. 
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Mit  diesen,   eben  aufgezählten.   Rechten 
und  Verbindlichkeiten  —  die  zum  Theile,  wie 
bemerkt  wurde,  in  der  Bundesakte  selbst  positiv 
bestimmt  sind,  zum  Theile  aus  dem  Begriffe 
und  Wesen  einer  Schuzherrschaft  und  Garantie 
unmittelbar  hervorgehen,    und  deshalb  keiner 
positiven    Bestimmung    bedurften,  —   scheint 
mir  die  Sphäre   des  Verhältnisses  des  Beherr- 
schers von  Frankreich ,  als  Protektors  und  Garan- 
ten  unseres  Bundes,    zu  eben   diesen  in   den* 
Häuptmomenten  entschöpft,  gleichwie  der  Bund 
selbst  durch  praktische  Ausfüllung  dieser  Sphäre 
von  Seite  jenes  Beherrschers,    der  Erreichung 
seines  Gesammtzweks  mit  völliger  Zuversicht 
entgegensehen  kann.     Denn  der  Protektor  leiht 
dem  Bunde  seine  Macht,  i^enn  äufsere  Stürme 
ihn  bedrohen;  Er  vereinigt  seine  Genossen  um 
sich,  um  die  Angriffe,  die  ihnen  gelten,  abzu- 
schlagen;   Er  kpnzentrirt  ihre  Kräfte  in  eine 
Masse,    und   macht   sie  stark,  und  furchtbar, 
indem  sein  Wille  diese  Masse  belebt;    und, 
zerfallen   die  Glieder   des  Vereins   unter    sich 
selbst,   so  ist  keines  derselben  mächtig  genug, 
um  sich  dem  Ausspruche  des  Bundesgerichts  zu 
widersetzen,    dia    das    schützende    Haupt   der 
Ge^ammtheit  das  Wort  des  Richters  auf  jeden 
l^all    durch    seinen   Arm   geltend  zu   machen 
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wüfste.  — •     So  versichert  der  Protektor  dem 
Bunde  den  inneren  and  äufseren  Frieden. 

Doch  ist,  nach  dem  unverkennbaren  Sinne 
der  Bundesakte 9  der  Einflufs  des  Protektors  auf 
die  Angelegenheiten  des  Vereins  nur  sub- 
sidiarisch; denn  die  Souveräne  ^on  Deutschland 
sindy  -wie  Er  selbst  ausdrüklich  erklärt  hat, 
nicht  seine  Vasallen,  sondern  seine  Bundes- 
genossen, und  Er  hat  keine  andere  Verbindlich- 
keit tibernommeii,  als  nur  die,  zu  verhindern, 
daCs  das  Band  nie  mehr  zerreil^,  das  sie  unter- 
einander umschlingt.  Die  innere  und  äufsere 
Kühe  der  verbündeten  Staaten  ist  deshalb  zuerst 
Sorge  ihrer  Regenten ,  und  die  Realisirung  des  ^ 
Zweks  ihrer  Vereinigung  ist  vor  allem  ihre 
Pflicht.  Erst  dann,  -wenn  ihre  Kräfte  unzu- 
reichend sind,  oder  wenn  die,  die  Behauptung 
ihres  ersten  Grundsatzes  bedrohende,  Gefahr 
jene  zu  übersteigen  scheint,  will  der  Protektor 
einschreiten  mit  dem  Gewichte  seiner  Macht  und 
meines  Namens. 

Dafs  ferner  eben  jene,  zum  Behufe  des 
Schutzes  und  der  Sicherung  des  Bundes  dem 
Beherrscher  Frankreichs  über  diesen  zukommen- 
den, Kochte  und  Obliegenheiten  wesentlich 
verschieden  seyen  von  denjenigen  Rechten, 
welche  genanntem  Beherrscher  zustehen  würden, 
wäre  er  wirklicher  bürgerlicher  Oberherr 
oder  Souverän  über  die  Staaten  des  Bundes, 
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einzeln  oder  in  ihrer  Vereinigung ,  kann  dem- 
fenigen    unmöglich    entgehen,    der    mit    dem 
Wesen  und  Umfange  einer  eigentlichen  bürger- 
liehen  Oberherrschaft  oder  einer  höchsten  Staats* 
gewalt  bekannt  ist,  und  es  bedarf,    eben  jener 
augenfälligen    Differenz    wegen,    kaum   einer 
Erinnerung,  dafs  die  Souveränität  der  einzelnen 
Bundesstaaten ,   hinsichtlich  der  Regierung  und 
Verwaltung  ihrer  selbst,  durch  jene  Schuzherr- 
schaft  ganz  unangetastet  bleibe,    dafs  sich  die 
Rechte  des  Prot^tors ,  als  solchen ,   keineswegs 
auf  das  Innere  der  Staatenindividuen,  als  solcher, 
erstrecken,  und  dafs  also  keine  der  individuellen 
Bundesstaatsgewalten   als  der  Staatsgewalt  des 
französischen  Reichs  bürsrerlich  subordinirt  zu 
betrachten;    demnach    ihr   Verhältnifs   zu   der 
lezteren  von  ihrem  ehemaligen  Verhältnisse  zum 
Oberhaupte  des    deutschen  Reichs  wesentlich 
verschieden  sey. 

§•  07. 
Jedermann,  dem  die  Lage  der  öffentlichen 
Verhältnisse  1  unter  welchen  unser  Bund  ge« 
schlössen  wurde  ,  nichr  fremd  ist ,  wird  die 
Überzeugung  hegen ,  dafs  Kaiser  Napoleon 
sich  allerdings  zum  bürgerlichen  Qberherrn, 
zum  Souverän  der  Staaten,  die  unsern  Bund 
konstituiren ,  hätte  erheben  können,  wäre  diese 
Erhebung  in  seinem  Plane  gelegen.  Da  er  aber 
aus  eignem  freyeh  Antriebe  die  Bundesstaaten 
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als  souverän  erklärt  und  anerkannt «  und 
Selbst  seinen  Wirkungskreiis  in  Hinsicht  des 
Bundes  ausdrüklich  auf  den,  einer  Protektion 
und  Garantie  desselben ,  beschränkt  hat ;  so 
leuchtet  daraus  seine  Entfernung  von  der  Absicht 
auf  eine  bürgerliche  Oberherrschaft  über  den 
Bund  deutlich  genug  hervor,  und  jeder  Souverän 
im  Bunde  konnte  alle  etwaige  Besorgnifs ,  sich 
in  einen  Vasallen  oder  Unterthanen  Frankreichs 
verwandelt  zu  sehen ,  aus  diesem  Grunde  schon 
kühn  beseitigen. 

Allein  ein ,  unverkennbar  sehr  grofses,  Zart* 
gefühl  bestimmte  den  Kaiser ,  ausdriiklich  'alle 
etwaigen  Besorgnisse  jener  Art  vollkommen 
niederzuschlagen ,  und  allen  möglichen  Mifsver- 
ständnissen  kräftig  zu  begegnen,  indem  er  in 
einem,  aus  freyem  Antriebe  am  ii.Sept.  1806 
zu  Saint*Cloud  an  den  Fürsten  Primas  erlassenen, 
Schreiben  wörtlich  erklärte :  ^  Durch  die  An- 
nahme des  Titels  eines  Schuzherrn  de9 
rheinischen  Bundes  haben  Wir  die  zwey- 
fache  Verbindlichkeit  eingegangen,  das 
Gebieth  des  Bundes  gegen  fremde  Truppen,  und 
das  Gebieth  jedes  Bundesgenossen  gegen  die  An- 
mafsungen  der  übrigen  zu  schützen.  Diese, 
blofs  zur  Beschützung  abzweckenden» 
Verbindlichkeilen  sind  Unserem  Herzen  ange- 
nehm etc.  Aber  darauf  beschränken  sich  auch 
nur  Unsere   Pflichten    gegen  denselben.     Es 
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kömmt  Uns  keineswegs  in  den  Sinn, 
denAntheilvon  Souveränität,  welchen 
der  Kaiser  Deutschlands  als  Ob  er  lehn  s«* 
herr  ausübte,  Uns  anzumafsen.  Da  die 
Beherrschung  äex  Völker ,  welche  die  Vorsehung 
Uns  anvertraut  hat,  alle  Unsere  Augenblicke 
ausfüllt,  so  können  Wir  Unsere  Verbindlich- 
keiten nicht  mehren  sehen,  ohne  dadurch  beun- 
ruhigt  zu  werden.  So  wenig  Wir  .verlangisn , 
dafs  man  Uns  das  Gute  beymessen  könne,  welches 
die  Souveräne  in  ihren  Staaten  bewirken,  um 
so  weniger  wollen  Wir,  dafs  man  die  Übel, 
welche  ^der  Wechsel  der  menschlichen  Dinge 
in  denselben  herbeyführen  könnte,  Uns  zu- 
schreibe. Die  inneren  Verhältnisse 
eines  jeden  Staats  gehen  Uns  nichts 
an.  Die  Fürsten  des  rheinischen  Bun- 
des sind  Souveräne,  die  keinenOber- 
lehnsherrn  haben.  Wir  haben  sie  als 
solche  anerkannt.  Die  Streitigkeiten  mit 
ihren  Unterthanen  dürfen  daher  hey  keinem 
fremden  Gcfichte  angebracht  werden»  Die 
Bundesversammlung  ist  das  Staatsgericht,  mit  der 
Bestimmung,  den  Frieden  zwischen  den  ver- 
schiedenen souveränen  Mitgliedern  des 
Bundes  zu  erhalten  etc.  Nicht  Verhältnisse 
von  Oberlehnsherrlichkeit,  sondern 
blofs  vom  Schutze  knüpfen  Uns  an 
den    rheinischen    Bund.       Mächtiger, 
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als  die  verbündeten  Fürsten»,  wollen 
Wir  die  Überlegenheit  UnsererMacht 
gebrauchen,  nicht  um  die  Souveräne* 
tätsrechte  derselben  einzuschränken» 
sondern  die  Unumschränktheit  der- 
selben zu  gewähren.** 

§.     28. 

Durch  diese  eigene  Erklärung  Napoleons 
ist  eben  so  die  Richtigkeit  der  von  mir  ange* 
gebenen  Form  der  Konföderation  —  dafs  nämlich 
diese  nicht  einen,  aus  mehreren  Staaten 
zusammengesezten ,  und  einem  gemeinsamen 
höchsten  Oberhaupte  unterworfenen ,  Staat, 
sondern  einen  blofsen  Verein  freyer  und 
unabhängiger  Staaten,  einen  Staaten- 
bund im  eigentlichsten  Verstände  darstelle  — > 
als  auch  die  Wahrheit  des  von  mir  angegebenen 
Wesens  des  Protektoriums ,  und  seines  Verhält- 
nisses  zum  Bunde,  bis  zur  höchsen  Evidenz 
begründet  und  bestätigt,  und  es  ist  eben  darum 
die  Urkunde,  welche  jene  ErklM-ung  enthält, 
für  die  Bundessreno^sen  von  der  allerhöchsten 
Wichiigkeit,  indem  in  ihr  der  mächtige  Be- 
herrscher Frankreichs  sich  Selbst  sowohl,  als 
auch  allen  seinen  künftigen  Nachfolgern  in  der 
Begiening,  welche  das  öffentlich  gegebene  Wort 
ihres  erhobenen  Vorfahrers  heilig  ehren  werden, 
grofsmüthig    und    mit     einem     unbegränzten 
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Wohlwollen  gegeti  den  Bund,  die  Gränze  ge- 

zeichnt^t  hat ,  die  im  Gebrauche  der  Macht 
Frankreichs  in  ihrer  Einwirkung  aufdeu  rheini- 
schen Bund  nicht  zu  überschreiten  sey ,  und  in 
eben  dieser  Gränzezeichnung  auf  die  ganze 
Zukunft  Für  die  Freyheit  und  Unabhängigkeit 
der  einzelnen  Bundesstaaten  die  vollkommenste 
und  beruhigendste  Garantie  geleistet  hu 

Doch ,    kräftiger    noch  ,     ab    durch    jene 
Worte,  hat  Napoleon  durch  seine  T baten 
bewiesen ,  dafs  er  nichts  weniger  wolle  ,  als  die 
deutschen  Fürsten    unterjochen ,    und   dadurch 
alle  Bedenklichkeiten  über  den  wahren  Karakter 
und  die  eigentliche  Tendenz  des  Protektoriums 
bis  auf  den  lezten  Keim  vertilgt ;    denn  wäre  je 
seine  Absicht  auf  jene  Unterjochung  gerichtet 
gewesen,    so  hätte  er  nothweddig,    um   diese 
Absicht,  zu  erreichen  ,    den  rheinischen  Bund 
schwach  und  unmündig  erhalten ,   seine  Kräfte 
zersplittern ,  die  Interessen  seiner  Glieder  tren- 
nen ,  und  den  militärischen  Gei^it  in  ihnen  tödten 
müssen.  —    ^on  allem  diesem  aber  that,  und 
thut  er  fortdauernd  gerade  das  Gegentheil:  Er 
macht  den  Bund  stark  und  gewaltig ,   er  knüpft 
das  Wohl  aller  seiner  Bestandtheile  an  eine  Kette» 
er  erzieht  dessen  Offiziere  und  Soldaten  in  seiner 
Schule ,  er  wekt  den  Gemeinsinn ,  den  Ehrgeiz 
und  den  Muth  in  den  Völkern  des  Veireins ,  und 
er  beweifst  dadurch,    dafs  er  diesem  Vereine 
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Kraft  lind  Selbstständigkeit  zu  geben ,  und  ihn 
sogar  gegen  Antastungen  zu  verwahreta  sucht, 
die  ihn  dann  treffen  könnten,  wenn  seine  mäch- 
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tige  Hand  selbst  i^n  nicht  mehr  schüzt.  Er 
hat  überdiefs  sich  durch  die  zarten  Bande  des 
BluU  mit  den  Fürsten  dieses  Vereins  verkettet, 
und  seinem  eigenen  Bruder,  wie  seinem  gelieb« 
testen  Waffengenossen,  eine  Stelle  unter  ihnen 
eingeräumt.  —  Auf  diese  Art  verbindet  man 
sich  sicher  nicht  mit  denjenigen,  die  man  zur 
Sklaverey  bestimmt  hat. 

Es  beweifst  nichts  gegen  allfes  dieses,  wenn 
-Napoleon  zur  Zeit  noch  unmittelbarer  auf 
die  Staaten  unseres  Bundes  wirkt,  und  stärker 
in  ihr  inneres  Leben  eingreift ,  als  es  das  gesez« 
lieh  ausgesprochene  Yerhältnifs  derselben  zu 
Ihm  9  und  die  Natur  eines ,  nicht  v  a  s  a  1 1  i  t  i- 
schen  ,  sondern  blofs  sozialen,  Verbandes 
vielleicht  zu  erlauben  scheinen  könnten  ;  denn 
die  Herstellung  jener  Staaten  ist  sein  Werk, 
und  ihre  Zusammenordnung  ist  sein  Gedanke. 
Mit  der  Eröffnung  der  Bundesakte. konnte  dieser 
Gedanke  noch  nicht  voUeürdet  seyn ;  zu  dieser 
Zeit  war  das  Ganze  bey  weitem  noch  nicht 
geschlossen  ,  und  so  lange  dasw<:elbe  eines  Zu« 
Wachses  fähig  war,    blieb  seine  Einrichtung, 
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und  selbst  der  Grundsaz  ,  auf  dem  es  beruhte, 
vielen  Modifikationen  unterworfen.  Niemanden 
gebührte    es    aber ,    diese   zu  verfügen ,    und 
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Niemand  konnte  vollkommner  und  schneller 
Plan ,  Einheit  und  Kraft  herstellen ,  als  der  Stifter 
selbst ,  der  nur  auf  seinem  Standpunkte  den 
Sinn  des  ganzen  Unternehmens  fafste,  und  alles 
auf  seinen  Zwek  xn  führen  vermogte.  Darinn 
müssen  wir  Napoleon  seinen  SchöpRingsakt 
ohne  Miistranen  vollenden  lassen.  Nach  dessen 
Vollendung  wird  er  von  seinem  Werke  ruhen, 
und  der  Sonne  gleichen,  welche  den  sie  um« 
kreifsenden  Planeten  zwar  Licht »  Wärme  und 
Lebenskräfte  mittheilt ,  übrigens  aber ,  ohne 
sich,  um  das,  was  in  ihrem  Inneren  geschieht, 
zu  bekümmern  ,  sich  begnügt ,  sie  in  ihren 
Bahnen  zu  erhalten.  * 

Natürliche  Forderung  der  Billigkeit  und 
Gerechtigkeit  war  es,  dafs  der  Bund  —  für  die 
grofse  Wolilthat  des  Schutzes  seiner  Existenz, 
der  Garantie  der  Erreichung  seines  Zweks,  und 
des  Rechts  auf  eine  so  eminente.  Verstärkung 
seiner  Mächt  durch  aoo.ooo  Mann  jeder  Art  von 
Seite  Frankreichs  —  auch  seiner  Seits ,  soviel 
vseine  Kräfte  vermogten,  zur  thätigen  Mitwir- 
kung für  die  Erhaltung  der  Sicherheit  Frank- 
reichs  feyerlich  sich  verbindlich  machte,  indem 
er,  nach  Inhalt  des  Art.  35  der  Bundesakte,  mit 
dem    französischen   Kaiserreiche    eine   Allianz; 

*  M.  s«  Clironik  der  Deuuchen,   1807.  StUk  11  und  40. 
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schlofs  ,  kraft  welcher .  ein  jeder  Kontinental- 
krieg,  welchen  Frankreich,  als  einer  der  die 
Pariser  Konvention  vom  12.  Jül.  1806  mit- 
schliefsenden  Theile,  zu  bestehen  hätte,  unmit- 
telbar für  alle  andern  Mitkontrahenten,  d,  i» 
fdr  alle  Bundesstaaten,  gemeinschaftlich  seyn 
soll. 

Zufolge  jenes-  Artikels  steht  also  der  Be- 
herrscher Frankreichs ,  aufser  dem  Verbände  der 
Schuzherrschaft  und  Garantie,  zu  dem  Bunde 
auch : 

B.  In  dem  Verhältnisse  eines  Alliirten» 
der,  sowie  er  sich  anheischig  gemacht  hat,  die 
Sache  des  Bundes  in  jedem  Kriege,  den  er  zu 
bestehen  haben  könnte,  unmittelbar  zu  der 
seinigen  zu  machen ,  und  mit  einer  Macht  von 
200/0ooMann  zu  vertheidigen,  so  auch  berech- 
tigt ist ,  zu  erwarten  und  zu  bewirken ,  dafs 
jeder  von.  Seite  Frankreichs  zu  bestehende 
Kontinentalkrieg  immittelbar  zur  gemeinschaft- 
lichen Sache  des  Bundes  gemacht ,  und  von 
diesem  zur  Mitführung  desselben  eine  ,  nach 
Mafsgabe  der,  im  Art.  3  <3  der  Bundesakte,  und  in 
einzelnen  ihn  ergänzenden  Verträgen  regulirten, 
Kontingentsstellung  ,  aufzubringende  Macht 
gestellt  werde.  —  Eine  Gegenleistung  ,  die, 
wie  schon  bemerkt  wurde ,  die  Natur  der  Sache» 
Billig  -  und  Gerechtigkeit  gleich  stark  begrün- 
deten,   und  durch  deren  pünktliche  Erfüllung 
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der  Bund  Gelegenheit  haben  "wird,  sich  der 
grofsen  Wohlthat  des  Schutzes  und  der  Garantie 
von  Seite  Frankreichs  immer  mehr  zu  verge- 
wissern ,  und  sich  derselben  vrerth  zu  bezeigen. 
Bürge  für  jene  pünktliche  Erfüllung  ist,  gesezt, 
dafs  auch  nicht  eine  Übermacht,  um  sie  zu 
erzwingen,  vorhanden  wäre,  das  den  Deutschen 
vorzüglich  eigene  Gefühl  der  Dankbarkeit,  und 
die  Einsicht ,  dafs  das  Interesse  des  Bundes 
unzertrennlich  an  das  Interesse  Frankreichs 
geknüpft  sey ,  dafs  also  der  Bund  ,  indem  er  die 
Sache  Frankreichs  vertheidigen  helfe,  wirklich 
und  in  der  That  zugleich  für. die  seinige  streite, 
indem  der  Bund  nothwendig  mit  Frankreich 
steht  oder  fällt ,  und  die  Vergröfserung  der  Macht 
Frankreichs  dem  Bunde  den  Vortheil  eines 
kräftigeren  Schutzes  und  einer  zuverläfsigeren 
Garantie,  vielleicht  auch  den  Gewinn  an  eignem 
Umfange  und  eigner  Kraft  gewährt. 

Mag  also  immerhin  Deutschland,  kraft  jener 
Allianz ,  Mittel  für  die  Sicherheit  und  die  Ver- 
gröfserung der  Macht  Frankreichs  seyn;  Frank- 
reich ist  hinwiederum, ,  vermöge  seines  über- 
nommenen Schutzes  und  seiner  geleisteten 
Garantie,  *  Mittel  für  die  Sicherheit  und  die 
Vergröfserung  der  Macht  Deutchlands,  und  so 
sind  beyde  Nationen  sich  gegenseitig  Mittel 
zur  Erreichungeines  ihnen  gemeinschaftlichen 
Zweks »    nämlich  des  Zweks  ihrer  rechtlichen 
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Sicherheit«  Auf  eben  diese  Weise  sollten  alle 
Staaten  sich  gegenseitig  Mittel  seyn;  dehn  nur 
auf  diesem.  Wege  ist  der  Zwek  eines  durchgän* 
gigen  Friedensztistandes  für  sie  erreichbar. 

Noch  bemerke  ich,  dafs  jene  Allianz  bis 
jezt  ausdrüklich  auf  den  Zwek  der  Vertheidi« 
gungim  Kriege  beschränkt  sey ;  unverkenn* 
bar  aber  ist  es,  dafs  eine  Erweiterung  jener 
Allianz,  z.B.  auf  die  Verhältnisse  des  Kommerzes 
und  Handels,  für  den  Bund  äufserst  wohlthätig 
w^erden,  und  beyden  Theilen  bedeutende  Yor- 
theile  mancher  Art  gewähren  könnte. 
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VII.    Abschnitt. 

Der  Org.ani8mus  der  Konföderation  zum 
Behufe  ihres  Zweks^  so  weit  jener  bi^ 
jezt  positiv  bestimmt  ist,  und  Materia« 
lien  zur  näheren  Bestimmung  jenes 
Organismus. 

5.     So. 

Alle,  bis  jezt  (Monat  Januar  1808)  vorhan- 
denen ,  positiven  Bestimmungen  des  Orga- 
nismus des  rheinischen  Bundes  zum  Behufe 
seines  Zweks  reduzieren  sich  auf  folgende 
wenige : 

l.  Se.  Majestät  der  Kaiser  der  Fran- 
z  o  s  e  n  werden  als  Schuzherr  des  Bundes 
ausgerufen  ,  und  in  dieser  Eigenschaft 
ernennen  Sie,  bey  dem  Abgange  eines 
jeden  Fürsten  Primas,  dessen  Nach- 
folger. 
£.  Die  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
der  verbündeten  Staaten  ,  werden  in 
einer  Versammlung  behandelt,  deren Siz 
Frankfurt  ist,  und  alle  Streitigkeiten, 
welche  sich  zwischen  den  Verbündeten 
erheben  mögen ,  sollen  durch  eben  diese 
Bimdesversammlung  entschieden  werden. 
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(Die  gemeinschaFtlicheti  Ange* 
legenheiten  desBundeSi  als  solchCf 
und  die,  zwischen  den  verbündeten 
Staaten  unter  sich  ,  sich  etwa  erheben- 
den, Streitigkeiten  sind  demnach 
ausdrüklich  als  die  ausschlief  Menden 
Objekte  der  Thätigkeit  jener  Bundesver- 
sammlung 9  ganz;  der  Idee  des  Bundes 
gemäfs,  bezeichnet«) 

r>.  Die  Versammlung  soll  in  zwey  Kollegien 
abgetheilt  werden,  nämlich  in  das  Kol- 
legium der  Könige  —  wozu  auch  die 
Grofsherzoge  gehören  ,  da  diesen  im 
Art«  5  der  Bundesakte  die,  mit  der  k  ö  n  ig« 
liehen  Würde  verbundenen,  Rechte, 
Ehren  und  Vorzüge  beygelegt 
worden  sind  —  und  das  Kollegium  der 
Fürsten* 

4.  Den  Vorsiz  in  der  Bundesversammlung 
haben  der  vormalige  Kurerzkanzler  des 
deutschen  Reichs,  unter  dem  (im  Art  4 
der  Bundesakte  demselben  beygelegten) 
Titel;  „Fürst  Primas**  und  „Durch- 
lauchtige  Eminenz**!  mit  der  ans* 
drüklichen  Bestimmung«  dafs  der  Titel 
eines  Fürsten  Primas  keinen  Vorzug  in 
sich  begreife  ,  welcher  der  Machtvoll- 
kommenheit, die  ein  Jeder  Verbündete 
^eniefsen  soll  f  entgegen  wäre. 
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6.  Wenn   eines   der   beyden  Kollegien  über 

einen  6e|;enstand  allein  zu  berathen 
hätte,  soUenSe«  Durchl.Eminenz  in 
dem  Kollegium  der  Könige  »  und  der 
Herzog  von  Nassau  in  dem  Kollegium 
der  Fürsten  Vorsitzen. 
6«  Die  Zeit,  zu  welcher  sich  der  Bundestag-, 
oder  eines  der  Kollegien  gesondert ,  ver- 
sammeln soll,  die  Art  der  Zusammen- 
berufung, die  Gegenstände  der  Berathung, 
die  Art ,  die  Beschlüsse  zu  fassen ,  und 
sie  vollziehen  zu  lassen,  soUeri^durch  ein 
Grundgesez  bestimmt  werden,  welchesSe. 
Durchl.  Eminenz  der  Fürst  Primas 
vorschlagen  ,  und  von  den  Bundesglie- 
dern genehmigt  wetden  soll.  Das  näm- 
liche Grundgesez  wird  den  Bang  unter 
den  Mitgliedern  des  Fürstenkollegiums 
entscheidend  bestimmen» 

7.  Büstet  nch,  eine ,  dem  Bunde  fremde  und 

benachbarte,  Macht,  so  werden  die 
Bundesglieder  ,  um  ^  nicht  unversehens 
überfallen  zu  werden  ,  auf  den ,  von  dem 
Minister  Eines  Derselben  auf  dem  Bun- 
destage zu  Frankfurt  gemachten ,  Antrag 
sich  gleichfalls  rüsten.  —  Nachdem  das 
Kontiuj^ent,  welches  jeder  Verbündete 
zu  stellen  hat,  in  vier  Viertel  getheilt 
.istt  so  wird  der  Bundestag  bestimmen, 


lOl 


wie  viele  Viertel    in  Bewegung  gesezt 
werden  sollen.  Die  Mobilmachung  selbst 
aber  soll  nur  auf  den  Antrag  Sr.  Majestät, 
des  Kaisers  und  Königs ,   welche  selbst 
durch  Stellung  von  coo/OOO  Mann  jeder 
Art    thätig  mitwirken  werden,   an  eine 
jede  der  verbündeten  Mächte  vorgenom« 
men  werden« 
Diefs    sind  die    einzigen   Bestimmungen, 
welche,  die  Konstitution  oder  den  Organismus 
des  rheinischen  Bundes  betreffend ,  in  den'Arti-- 
kein  4,  5,  6,  9,  10,  11 ,  12,  35,  36  und  89  der 
Bundesakte  aufgeführt  sind;  und  es  ist  hieraus 
von  selbst  einleuchtend  ,  dafs  die  Aufstellung 
einer  vollständigen  Konstitutionsakte    für   den 
Bund   Bedürfiiifs  sey ,    welches   Bedürfnifs  im 
Art.  1 1  der  Bundesakte  selbst  ^psdrüklich  aner- 
ks^nnt  ist, 

§•  3u 
Der  Entwurf  des  Fundamentalstatuts,  als 
der  vollständigen  Kon.stitutionsakte  unseres 
Bundes ,  ist  unverkennbar  gegenwärtig  eine 
unserer  gröfsten  Natio.nalangelegenheiten ,  und 
mufs  für  jeden  Bürger  des  Bundes  Gegenstand 
des  höchsten  Interesses  seyn ;  gleich  beseelt  von 
diesem  Interesse  ,  wie  von  dem  Vertrauen ,  dafs 
die  Grofsmuth  des  erhabensten  Protektors  und 
der  Fürsten  des  Bundes  den  schlichten  unmafs- 
geblichen  Ausdrok  der  Gedanken  eines  Deutschen 
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wird  sich  eines  dieser  Rechte ,  als  ihm  nur  allein 
zuständig ,  anmafsen ,  und  andere  Staaten  von 
der  Ausübung  eines  solchen  Rechts  ausschliefsen. 

c.  Erhaltung  der  Ruhe  und  des  Friedens 
unter  sich  ist  erstes  und  höchstes  Gesez  des 
Bundes,  Für  alle  Bundesstaaten  in  ihren  äuTs^ren 
Verhältnissen  unter  sich ,  in  ihrer  Wechselwir» 
kung  als  Staaten  aufeinander,  gleich  heilig  und 
unverlezlich. 

d.^  Alle  Bundesglieder  versprechen  sich 
gegenseitig,  sich  auf  die,  in  der  Bundesakte 
vom  12.  Jul.  1806  ihnen  bestimmte ,  oder  dur(;h 
ahnliche  Verträge  und  Akte  ihnen  bestimmt 
werdende,  Eigenthumssphäre  zu  beschränken, 
und  jeder  widerrechtlichen  Überschreitung  der«» 
selben  sich  zu  enthalten;  auch  jede  Verletzung 
ihrer  gegenseitigen  Bürger  unter  sieh  nach 
Kräften  zu  verhüten ,  und  für  allen  Schaden , 
äer  dem  ungeachtet  von  den  Bürgern  des  einen 
Staats  jenen  eines  andern  zugefügt  werden 
könnte,  gegenseitig  zu  haften;  überhaupt  alles 
das  zu  verhindern  und  zu  vermeiden,  was  die 
Ruhe  und  den  Frieden  unter  ihnen  stören  könnte. 

e.  Kein  Bundesglied  wird  die  Unterthanen 
des  andern  verführen ,  abtrünnig  machen ,  oder 
gegen  ihren  Herrn  aufreizen,  oder  die  wegen 
Verbrechen  Entflohenen  in  seinem  Lande  hegen 
vnd  schützen;  vielmehr  solche,  wie  auch  alle 
enlwHliene  Militärpersonen ,    gehörigen    Orts 
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unverzüglich,  und  ohne  eine  vorgängige. Requi- 
sition deshalb  abzuwarten ,  ausliefern. 

t  Alle  Bundesglieder  begeben  sich  feyer- 
lich  des  Gebrauchs  der  SelbsthülFe  gegeneinander, 
insbesondere  der  eigenmächtigen  Besizergrei«' 
fung  undEntsetzung  in  streitigen  Fällen ,  so  wie 
des  Gebrauchs  von  Retorsion  und  Repressalien. 

g.  Alle  verbinden  sich  vielmehr  Wechsel«- 
seitig,  jede  Veranlassung  zum  Gebrauche  der 
leztern  zu  vermeiden ,  und  die  unter  ihnen  etwa 
entstehenden  Streitigkeiten,  wenn  der  Weg 
gütlicher  Ausgleichung  nicht  zum  Ziele  führen 
sollte,  durch  einen  Förmlichen  Rechtsgang  von 
der  Bundesversammlung  schlichten  zu  lassen,  und 
sich  deren  Entscheidung  willig  zu  unterwerfen. 

h.  Normen  dieser  Entscheidung  sind, 
neben  den  Grundgesetzen  des  Bundes ,  die 
Prinzipien  des  allgemeinen  Staaten^  oder  Völker«- 
rechts. 

i.  Sollte  je  Irgend  ein  Bundesgenosse  bund» 
brüchig  werden ,  und  gegen  die  übrigen  Bundes^ 
Staaten ,  oder  einen  derselben ,  Feindseligkeiten 
ausüben ,  oder  einen  derselben  unterjochen 
wollen,  oder  dem  Vollzüge  der  Entscheidung 
des  Bundesgerichts  sich  gewaltthätig  wider- 
setzen/ so  verbinden  sich  für  einen  solchen 
Fall  alle  übrigen,  mit  gemeinsamer,  nöthigen- 
falls  durch  erbetene  Hülfe  de?  Protektors  verr 
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stärkter,  Macht  den  Bundbrüchigen  zurRükkehr 
zur  rechtlichen  Ordnung  zu  zwingen,  oder 
denselben ,  nach  Maafsgabe  der  Umstände  i  und 
wenn  es  die  Sicherung  für  die  Zukunft  erheischen 
sollte,  aus  der  Zahl  der  Bundesgenossen  zu 
vertilgen.      * 

k.  Um  alle  Quelle  zur  Reibung  und  Eifer* 
sucht  unter  den 'Völkern  ubd  Unterthanen  der 
Bundesgenossen  ,  woraus  gar  leicht  Unruhen 
erwachsen  könnten ,  zu  verstopfen,  und  einen, 
zur  Begründung  eines  dauernden  Friedens« 
zustandes  unter  denselben  nöthigen,  Gemeinsinn 
herzustellen ,  werden  sich's  die  Bundesgenossen 
zum  angelegentlichsten  Geschäfte  machen ,  eine 
für  alle  Bundesstaaten  gleichförmige  Zivil-, 
Strafgesezgebung  und  Rechtspflege  —  womit 
die,  ohnediefs  aus  den  Gesandtschaften  aller 
Bundesstaaten  zusammengesezte ,  Bundesver«^ 
Sammlung  zu  beschäftigen  wäre,  —  so  viel 
möglich ,  Gleichheit  in  dem  Münzwesen ,  in  den 
Abgaben  -  und  Militärkonskriptionssystemen ,  so 
wie  in  den  Zunfteinrichtungen;  endlich  eine, 
den  Grundsätzen  einer  richtigen  Staatswirthschaft 
und  des  Staatenrechts  entsprechende,  gegen« 
seitige  vollkommene  Freyheit  des  Verkehrs  und 
des  Handels  unter  den  verbündeten  Staaten 
herzustellen;  indem  solche  Einrichtung  unver- 
kennbar das  wirksamste  Mittel  zu  Erreichung 
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unläugbar  ein  rorzügliches  Mittel  zu  Erreichung 
des  Zweks  des  Bundes  selbst  ist. 

1.  Aus  derselben  Rüksicht  machen, sich  die 
Glieder  des  Bundes  verbindlich,  ihren  Unter- 
thanen  eine  uneingeschränkte  Religionsfreyheit 
zu  gestatten,  oder  vielmehr,  sie  in  ihrem  natür* 
liehen  Rechte  darauf  zu  schützen,  und  alle 
Religionsverwandten,  ohne  Ausnahme,  gleiche 
Rechte  geniefsen  zu  lassen« 

m.  Alle  Bundesglieder  verpflichten  sich 
gegenseitig,  diejenigen  Hindernisse  zu  besei- 
tigen, die  bisher  durch  mancherley  Anstalten 
wechselseitig  den  Zwecken  des  andern  in  den 
Weg  gelegt  waren,  sich  gegenseitig  im  Noth- 
zustande  des  andern  zu  unterstützen,  und  sich 
in  ihren  aufseren  Verhältnissen  zu  einander 
überhaupt  so  zu  benehmen,  dafs  es  dem  Fremd- 
Jinge  einleuchten  müsse,  dafs  alle  zusammen  zu 
einem  innigen  Friedensbunde  vereinigt  seyen. 

n.  Alle  Bundesglieder  verpflichten  sich 
gegeneinander,  dafs  Alle  für  Einen,  und  Einer 
für  Alle  stehen,  dafs  Keiner  das  Ganze  zum 
Vortheile  seiner  Individualität  vernachläfsigen , 
vielmehr  jeder  mit  ununterbrochenem  Gemein- 
sinne die  Erhaltung  und  Förderung  der  Existenz 
der  Gesammtheit  erstreben  werde. 

o,  Se.  Majestät,  der  Beherrscher  Frank* 
reich«,  ist  als  Schuzherr  des  Bundes  und  Garant 
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der  Erreichung  seines  Zweks  erwählt  und 
anerkannt,  und  alle  BundesgUeder  sind  ver- 
bunden, die  Für  Denselben,  aus  dem  Begriffe 
und  der  Natur  der  Seiner  Seits  übernommenen 
Schuzherrlichkeit  und  Garantie  Aiefsenden , 
Rechte  unbedingt  zu  respektiren,  und  ihre 
gegen  denselben  Beherrscher,  als  hohen  Alliirten 
des  Bundes  ,  übernommene  Verbindlichkeit 
-—  jeden  Kontinentalkrieg,  den  Frankreich  zu 
bestehen  haben  könnte,  als  gemeinschaftliche 
Sache  des  ganzen  Bundes  zu  betrachten  — 
unverbrüchlich  zu  erfüllen;  dem  zufolge,  auf 
geschehenen  Antrag  Seiner  Majestät ,  die  Kon-i 
tingentsmannschaft ,  wie  sie  im  Artikel  53.  der 
Bundesakte  vom  12.  Juli  1806  und  in  andern 
einzelnen  Verträgen  bereits  regulirt  ist,  oder 
künftig  regulirt  werden  wird,  unverzüglich  zu 
dessen  Disposition  zu  stellen, 

p,  Erhaltung  des  Friedei^s  mit  auswärtigen, 
dem  Bunde  fremden ,  Mächten  ist  gemeinschaft^ 
lieh  mit  jenem,  unter  c.  bestimmten,  erstes  und 
höchstes  Gesez  des  Bundes  für  alle  Bundesstaaten 
in  ihren  äufseren  Verhältnissen  zu  auswärtigen 
Mächten  ebenmäfsig  heilig  und  unverlezUch. 

q.  Jedeis  Bundesglied  wird  demnach  alles 
das  vermeiden,  was,  ohne  der  Auktorität  des 
Bundes  oder  seiner  Souveränität  etwas  zu  verge*' 
ben ,  vermieden  werden  kann ,  um  den  Bund 
der  Gefahr  eines  Kriegs  zu  überheben;  also  von 
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seiner  Soaver'ämtät  nie  einen  solchen  Mifsbrauch 
machen,  der  gerechte  Beschwerden,  und  auf 
deren  Grund  einen<  gerechten  Angriff  von  einer 
auswärtigen  Macht  veranlassen  könnte. 

,  r.  Alle  einseitigen  OfFensiv-  und 
D^fensivbündnisse  eines  Bundes5taats  mitjrgend 
einer  dem  Bunde  fremden  Macht  sind  —  als 
dem  Zwecke  des  Bundes  gefährlich»  und  seinem 
Geiste  widersprechend  —  eben  so  alle  andere 
besondere  nähere  Offensiv-  und  Defensivbünd- 
nisse  unter^einzelnen  Bundesstaaten  unter  sich,  - 
als  zweklos,  und  zurTheilung  des  Interesses  und 
Trennung  in  Partheyen  führend  — •  durchaus 
unzuläfsig.  Nur  der  Bund  in  seiner  Gesammt- 
heit  ist  befugt)  mit  Einverständnifs  Sr,  Maj. 
des  Protektors,  Bündnisse  jener  Art  mit  auswär- 
tigen Mächten  zu  schliefsen. 

s.  Jeder  einzelne  Bundesgenosse  ist  berech- 
tigt und  verpflichtet  seine  Beschwerden  gegen 
eine,  dem  Bunde  nicht  verwandte,  Macht, 
die  er  im  Wege  diplomatischer  Verhandlungen 
gehoben  zu  sehen  nicht  vermag,  oder  seine 
Bemerkungen  über  die  Büstung  einer  solchen 
benachbarten  Macht,  die  gegen  den  Bund  oder 
einen  seiner  Genossen  gerichtet  scheint,  zur 
KenntniEs  des  Bundes  zu  bringen,  unl  dadurch 
die  Erwägung  über  die  Rätlilic!i-  und  Noth- 
wendigkeit  eines  Kriegs  zu  veranlassen.  Kein 
einzelnes  BundesgUed    kann    aber    bereclui^t 


rang,  indem  nach  erfolgter  Purifizirung  der 
Bundesstaaten  ein  solcher  Marsch  nur  zum 
Zwecke  des  Bundes'  statt  finden  kann» 

c  c.  Se.  Majestät ,  der  Protektor  des  Bundes« 
weiden  über  die  genaueste  Befolgung  aller  dieser 
Funkte  wachen ,  und  nöthigenfalls-  solche  durch 
das  Einschreiten  ihrer  Auktorität  un(|  ihrer 
Waffen  sicher  bewirken. 

d  d.  Die  Angelegenheiten  der  verbündeten 
Staaten  in  Hinsicht  des  ihnen  geimeinschaftlicheiü 
Zweks  werden  in  einer,  aus  den  Abgeordneten 
derselben  konstituirten,  Versammlung  behandelt^ 
die,  was  den  äufseren  Hang  betrifft,  in  zwey 
Kollegien ,  nämlich  in  das  Kollegium  der  ^ 
Könige,  wozu  auch  die  Grofsherzoge  gehören« 
und  das  Kollegium  der  Fürsten,  zerfällt. 

ee.  Die  Bundesversammlung  wird  sich, 
auf  erfolgten  Antrag  Sr,  Majestät,  des  Protektors» 
unverzüglich  konstituiren ,  und  der  Tag  ihrer 
Eröffnung  durch  ein ,  jenem  Antrage  gemäfs  an 
sämmtliche  Bundesglieder  von  Sr.  D.  E.  dem 
Fürsten  Primas  erlassenes ,  Einladungsschreiben 
bekannt  gemacht  werden. 

ff.  Die  Noth wendigkeit  einer  ununter^ 
brochenen  Obsorge  für  die  Erreichung  des  Zweks 
des  Bundes,  und  einer  steten  Bereitschaft  zur 
augenbliklichen  Ergreifung  der  erforderlichen 
Maafsregeln  in  dringenden  Fällen ,  erheischt  die 
Permanenz  der  Bundesversammlung,  ' 
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gg.  Se.  Majestät,  der  Protektor,  werden 
in  dieser  Eigenschaft  durch  einen  Reprä- 
«entanten  ihrer  Person  am  Orte  der  Versamm- 
lung gegenwärtig  seyn,  um  durch  ihn  stets 
die,  wegen  der  übernommenen  Obsorge  Für  die 
Erhaltung  des  Bundes  nöthige,  Einsicht  der 
Bundesverhandlungen  zu  erhalten. 

hh.  Jedes  Bundesglied  ist  berechtigt  und 
verpflichtet,  sich  bey  der  Bundesversammlung 
durch  einen  Abgeordneten  vertreten  zu  lassen: 
Ein  Abgeordneter  darf  aber  nie  mehr,  als  zwey 
Stimmen,  zugleich  führen,  und  zwar  nur  von 
solchen  Machtgebern,  die  zu  dem  nämlichen 
Kolleg  gehören.  Der  Abwesende  ist  an  den 
Beschlufs  der  Versammlung  gebunden. 

ii.  Da  die  Abgeordneten,  zufolge  des 
Zweks  der  Versammlung  bey  allen  ihren  Ver* 
handlungen  nicht  sowohl  auf  das  individuelle 
Interesse  ihrer  Machtgeber,  als  vielmehr  nur 
auf  das  Interesse  des  Ganzen,  mit  welchem 
übrigens  jenes  unzertrennlich  verknüpft  ist, 
Rüksicbt  zu  nehmen  habc^n,  und ,  um  die 
Lähmung  des  Ganges  der  Verhandlungen  durch 
jedesmalige  Einholung  von  Instruktionen  zu  ver* 
hindern ,  müssen  die  Vollmachten  der  Gesandten 
allgemein  und  uneingeschränkt  seyn. 
Alle  besonderen  Vollmachten  sind  demnach 
ungültig,  und  jeder  Souverän  im  Bunde  wird 
solche  Subjekte  wählen,   denen  er  die  Vertre* 
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tung  seiner  Person  an  dieser  Stelle  unbedingt 
anvertrauen  kann. 

k  k.  Die  spezielle  Obsorge  für  individuelle 
Verhältnisset  die  nicht  zum  Ressort  des  Bundes 
gehören,  und  die  Aufsicht,  ob  nichts  Wider* 
rechlliches  gegen  sich  und  die  Seinigen  unter- 
nommen werde,  kann  jeder  Bunde^^genosse 
durch,  dem  andern  zugeschikle,  besondere 
Gesandtschaften  geltend  machen. 

IL  Objekte  der  Berathung  der  Bundes- 
versammlung könl^en,  zufolge  ihrer  Bestimmung, 
nur  solche  Gegenstände  seyn,  welche  auf  die 
Erreichung  des  Zweks  des  Bundes  selbst 
direkten  oder  indirekten  Bezug  haben. 

m m.  Gegenstände  der  lezteren  Art  sind 
z.  B.  die,  in  den  Sätzen  k.  I.  n.  aufgestellten: 
Gegenstände  der  ersteren  Art  sind  alle,  aus 
den  bisher  aufgeführten  Sätzen  resultirenden , 
Rüksichten  und  Geschäfte ,  welche  die  Erhaltung 
und  Befestigung  der  lluhe  unter  den  Bundes« 
Staaten,  die  Schlichtung  der  Streitigkeiten  der- 
selben unter  sich,  die  Erhaltung  friedlicher 
Verhältnisse  mit  auswärtigen  Mächten ,  und  im 
unvermeidlichen  '  Falle  die  Beschlief>ung  und 
Führung  des  '  Kriegs  ,  die  Vt^iederherstellung 
friedlicher  Verhältnisse  durch  Abschlufs  des 
Friedens,  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  und 
Entscheidungen  der  Versammlung  ;  endlich  in 
den  Fällen,  in  welchen  ein  gemeinschaftlicher 
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Auf\(rand  gemacht  werden  mufs,  die  Repartition 
der  Beyträge  hierza,  und  deren  Erhebung 
betrefFen,  Auch  gehört  dahin  die  authen- 
tische Interpretation  der  Bundesakte  in  Stellen, 
die' einer  solchen  etwa  bedürfen  könnten. 

nn.  Ausgeschlossen  sind  dagegen  aus*^ 
drüklich  von  den  Verhandlungen  der  Bundes- 
versammlung alle  jene  Gegenstände,  welche, 
ohne  auf  die  Erreichung  des  Bundeszweks 
auch  nur  indirekten  Bezug  zuhaben,  lediglich 
zum  Ressort  der  Souveränität  der  Bundesindivi- 
duen geeignet  sind  ,  wohin  insbesondere  die 
Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Souverän 
nen  und  ihren  Unterthanen  gehören^  so  lange 
durch  diese  nicht  die  Gefahr  einer  gewaltsamen 
Empörung  herbeygeführt  ist* 

^  oo.  Das  Direktorium  der  Bundesversamm- 
lung führen  Se.  D.  £;  der  Fürst  Primas ,  jedoch 
ohne  allen,  der  Machtvollkommenheit  der 
übrigen  Bundesgenossen  entgegenstrebenden , 
Vorzug,  mit  dem  Rechte,  das  Bundesarchiv  zu 
halten,  und  die  Legitimationen  der  Gesandten, 
der  Gesandtschaftsräthe  und  Sekretäre  zu  unter- 
suchen. 

pp.  Von  der  Vollmacht  des  Repräsentanten 
Sr.  Majestät,  des  Protektors,  nehmen  mit  dem 
Fürsten  Primas  die  zwey  dem  Range  nach  ersten 
Mitglieder  des  Kollegiums  der  Könige ,  durch 
ihre  Abgeordneten,  im  Namen  des  Bundes ^  di^ 
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geeignete  Einsicht ^  und  der  Gesandte  Sr.  D.  E« 
des  Fürsten  Primas  unterlegt  seine  Vollmacht 
ebenfalls  der  Prüfung  dieser  ^wey  Mitglieder  des 
königlichen  Kollegs. 

qq.  Alles  das,  was  zur  Wissen.'^chaft  des 
Bundes  kommen ,  oder  ein  Gegenstand  der 
Berathung  -werden  soll,  miifs»  der  nöthigen 
Geschäftsordnung  wegen,  an  das  Direktorium 
gebracht,  und  von  diesem,  ohne  Aufschub  und 
Modifikation,  der  Versammlung  durch  den  Weg 
der  Diktatur  mitgetheilt  werden. 

rr.  Jedes  Glied  des  Bundes  hat  die  Pflicht 
auf  sich,  das,  was  es  dem  Bundeszwecke  Nach- 
theiliges oder  Hinderliches  bemerkt  —  und  das 
Becht,  seine,  jenem  Zwecke  förderlichen,  Vor-, 
schlage  bey  der  Versammlung  durch  das  bezeich* 
nete  Organ  zur  Sprache  und  allenfalsiger  Bera- 
thung zu  bringen. 

s  s.  Sobald  Stoff  zur  Verhandlung  oder  Bera- 
thung vorhanden  ist,  ladet  das  Direktorium  zÄr 
Versammlung  ein,  und  bemerkt  zugleich. die 
Berathungsgegenstände:  Bey  wichtigen  und  drin- 
genden Geschäften  sind  die  Sitzungen  nicht  an 
bestimmte Tagie  gebunden,  sondern  fortlaufend. 

I;t.  In  der  Regel  wird  die  Berathung  von 
der  Versammlung  der  Repräsentanten  aller  Bun- 
desglieder —  wovon  jedes ,  w  ie  es  die  Gleichheit 
desRechts  und  des  Zweks  erheischt,  gleichen  An- 
theilan  den  Verhandlungen  9  und  in  aller  Hinsicht 
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gleiches  Stimmrecht  hat  —  unter  dem  Vorsitze 
Sr.D.E.  des  Fürsten  Primas  oder  seines  Stellvertre- 
ters vorgenommen,  ^welcher  Hie  Berathungsgegen- 
stände  einzeln  in  Vorschlag  bringt«  und  sodann 
von  den  anvyesenden  Gesandten ,  nach  derjenigen 
Rangordnung,  wie  sie  zum  Theil  bereits  bestimmt 
ist ,  und  nach  erfplgter  Schliefsung  der  Anzahl 
der  Bundesglieder,  unter  entscheidender  Ein- 
-wirkung  des  Frotektoriums ,  bestimmt  seyn 
Avird,  die  Stimmen  einholt. 

,  uu.  Es  findet  durchaus  keine  Scheidung 
der  Stimmberechtigten  in  ein  corpus  catholico^ 
rum  tt  Evangelkorum  statt,  eben  so  wenig  eine 
itio  in  partes ,  sondern  die  Stimmenmehrheit  ist 
in  jedem  Falle  entscheidend* 

0 

ww.  Nach  Maafsgabe  dieser  Stimmen- 
inehrheit  wird  der  Beschlufs  vom  Direktorio 
redigirt,  der  Entwurf  der  Versammlung  vorge- 
legt, und,  wenn  er  von  dieser  als  der  richtige 
Ausdruk  der  Stimmenmehrheit  anerkannt  ist, 
dem  Repräsentanten  Sr«  Majestät,  des  Protektors, 
zur  Einsicht  mitgetheilt.  Sollte  dieser,  weil 
er  im  Beschlüsse  etwas  dem  Bundeszwecke  Hin- 
derliches zu  bemerken  glaubt,  Erinnerungen 
machen ,  so  sind  diese  Erinnerungen  ebenmäfsig 
in  Berathung  zu  nehmen. 

XX.  Sind  diese  Erinnerungen  erledigt, 
oder  fanden  keine  statt,  so  wird  alsdann  der 
Beschlufs  des  Bundes  vom  Direktorio  publizirt, 
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jedepi  Bundesgliede  ein  Exemplar  d^von  mitge* 
theilt,  ein  Exemplar  im  Bundesarchive  hinterlegt, 
und  ein  so  gefaf&ter  Beschlufs  ist  für  alle  Bundes« 
Staaten  gleich  verbindliche  Norm. 

yy.  Im  Falle  Gleichheit  der  Stimmen  ein-  , 
treten,  und  kein  Theil  von  seiner  Meinung 
abgehen  sollte,  erheischt  es  die  Natur  der 
Sache,  damit,  der  Gegenstand  nicht  unerledigt 
bleibe,  denselben  Sr.  Majestät,  dem  t^rotektor, 
zur  vermittelnden  Einschreitung  vorzulegen« 
Gleiches  findet  statt ,  wenn  sich  die  Versammlung 
über  die,  im  Satze  ww«  bemerkten,  Erinne« 
rungen  nicht  sollte  vereinigen  können. 

zz.  Werden  unter  zwey,  oder  mehreren 
Bundesstaaten  unter  sich  entstandene  Streitig« 
keiten^  weil  solche  im  Wege  gütlicher  Unter* 
handlung  nicht  beygelegt  werden  konnten ,  nach 
Maafsgabe  des  Satzes  g.  an  die  Bundesversatnm* 
lung  gebracht,  sb  sind  von  der Gesammtheit  der 
Bundesglieder  aus  ihrer  Mitte  vier  Deputirte 
—  wovon  zwey  zum  Range  der  klagenden, 
und  zwey  zum  Range  der  beklagten  Parthey 
gehören  —  zu  erwählen,  welche  sich  unver- 
züglich mit  der  Untersuchung  der  Streitsache  zu 
besch'äftigen  haben. 

aaa.  Die  streitFührenden  Fartheyen  sind 
gehalten,  dieser  Deputation,  binnen  eines  von 
derselben,  in  einer  an  Sie  erlassenen  Einladung, 
vorgejeichneten ,  verhältnifsmäfsigen  aber  uner- 
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streklicbcn,  Termins,  ihre  Rechtsansprüche 
sammt  allen  Gründen ,  die  sie  für  sich  anFühren 
zu  können  glauben,  .vorzulegen;  worauf  die 
Deputation  das  Geeignete  zu  verfügen  und  zu 
unternehmen  hat ,  um  die  wahre.  Lage  des 
ThatbestÄfldes  und  der  streitigen  Verhältnisse 
auszumitteln,  Läfst  eine  Parthey  den  Termin 
imgenüzt  verstreichen ,  so  fährt  die  Deputation 
demungeachtet  mit  .die^r  Ausmittlung  ohne 
weiteres  fort. 

bbb.  Diesem  vorgangig  hat  der  Vordere 
der  Deputirten  aus  dem  Stande  des  klagenden 
Theib  an  die  Bundesversammlung  über  den 
Bestand  der  Sache  entschopfenden  Vortrag  zu 
erstatten ,  und  der  Vordere  der  Deputirten  aus 
dem  Stande  des  beklagten  Theils  eiue  Correla- 
tion  darüber  abzulegen,  worauf  von  allen  Glie- 
dern der,  Versammlung  ,  mit  Einschlufs  der 
Deputirten ,  jedoch  mit  Ausschlufs  der  abgeord« 
neten  beyder  streitenden  Theile,  darüber,  nach 
den ,  im  Satze  h.  bemerkten ,  Normen ,  abge^ 
stimmt,  oder  im  Falle  der  Stimmengleichheit 
räch  Maafsgabe  des  Satzes  r.  verfahren  wird. 

c  c  c.  Zur  Vollziehung  der  Beschlüsse  und 
Entscheidungen  des  Bundes  machen  Se.  D.  E. 
der  Fürst  Primas ,  im  Namen  des  Bundes ,  die 
geeigneten  Einleitungen ,  und,  im  Falle  es  dazu 
einer  exekutiven  Macht  bedürfen  sollte,  mit 
vorgängiger    Genehmigung   der  Versammhmg, 
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den ,  dem  Zwecke  der  Vollziehung  entsprechen* 
den  9  Antrag  an  den  -  oder  diejenigen  Bundes- 
genossen »  der  oder  die  nach  allen  zu  berüksich* 
tigenden  Verhältnissen  zur  pünktlichen  Bewir* 
kung  des  bezwekten  Vollzugs  die  geeignetesten 
sind.  Nach  Maafsgabe  der  Umstände  tritt  die , 
im  Satze  i.  enthaltene,  Bestimmung  in  Wirk- 
samkeit. 

ddd«  Jedes  Bnndesglied  ist  verpHichtet, 
einem  an  dasselbe  gestellten  Antrage  jener  Art» 
mit  Ausschliefsung  aller  Individualrüksichten , 
ohne  Verzug  und  in  allen  seinen  Theilen  voll- 
kommen zu  entsprechen,  undSe.  Majestät,  der 
Protektor,  bürgen  insbesondere  mit  dem  Ver- 
sprechen der  subsidiarischen  Verwendung  ihrer 
Macht  für  unausbleibliche  Bewirkung  des  be- 
zielten Vollzugs. 

^  eee.  Ausnahmsweise,  wenn  nämlich 
die  zu  einem  Kollegium  gehörigen  Glieder 
allein  über  einen  Gegensund  zu  berathen  hätten, 
findet  eine  abgesonderte  Kollegialversammlung 
statt,  und  zwar  die  Versammlung  des  Kollegiums 
der  Könige  unter  dem  Vorsitze  Sr.  D.  E. 
des  Fürsten  Primas,  jene  des  Kollegiums  der 
Fürsten  imter  dem  Vorsitze  des  Herzogs  von 
Nassau.  Lezterer  hat  in  diesem  Jfalle  die 
Funktionen  eines  Direktors  in  seinem  Kolleg  zu 
besorgen. 
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ff  f.  Keines  von  beyden  Kollegien  kann 
ein ,  dem  Interesse  des  andern  entgegengeseztes» 
Interesse  zu  verfolgen  haben  f  und  es  ist ,  zur 
Verhütung  der  Erzeugung  einer  wirklicheii 
Trennung  in  entgegengesezte  Partheyen,  noth- 
-wendig,  dafs  ein  Kolleg  den  Zwek  seiner  abge« 
sonderten  Versammhing  dem  andern  auf  dessen 
Verlangen  ohne  Riikhalt  eröffne. 

ggg.  Sollte  diese  Eröffnung  eine  abge- 
sonderte Versammlung  auch  des  andern  Kollegs 
veranlassen ,  und  der  Gegenstand  der  Berathung 
am  Ende  die  Fassung  eines  gemeinschaftlichen 
Schlusses  erheischen  9  so  findet  kein  Gesammt« 
Votum  des  einen  und  des  andern  Kollegs  »  als 
solchen  9  statt,  sondern  es  ist  derselbe  Gegen* 
stand  in  einer  Generalversammlung  in  Berathnng 
zu  nehmen  /  und  aus  den  einzelnen  Stimmen 
nach  ihrer  Mehrheit  der  Beschlnfs  zu  fassen. 

h  h  h.  In  keinem  Falle  darf  das  Kollegium 
der  Könige  sich  irgend  ein  oberherrliches  Über- 
gewicht über  jenes  der  Fürsten  ahmafsen. 

i  i  i.  Sämmtliche  Glieder  des  Bundes  hegen 
die  Zuversicht,  dafs  der  jeweilige  Direktor  der 
Bundesversammlung  von  selbst  geneigt  seyn 
werde,  seine  Direktorialauktorität  nicht  weiter 
auszudehnen,  als  es  ihm  die,  durch  die  Natur 
einer  zwekmäfsigen  Verwaltung  seines  erhabe- 
nen Amts,  und  die  Beschaffenheit  dieses  Amts 
«elbst  gesezten ,  Schranken  gestatten ,  aber  auch 
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die  Sphäre  innerhalb  dieser  Gränzen  gewissen- 
hafc  auszufüllen. 

kkk.  Im* Falle  des  Todes  eines  Fürsten 
Frlnias  tritt  der,  dem  Range  nach  lezte,  Bun- 
desgenosse des  Kollegiums  der  Könige,  öder 
dessen  Gesandter,  auf  solange  in  des  ersteren 
Funktion  ein  ,'  bis  dessen  Nachfolger  von  Sn 
Majestät,  dem  Protektor,  ernannt  und  einge- 
troffen seyn  wird.  Se.  D.  E.  der  Fürst  Primas 
werden  übrigens  dafür  sorgen  ,  dafs  auf  dem 
Fall  eines  Abganges  ihres  Stellvertreters  beym 
Bunde,  dessen  Stelle  ungesäumt  ersezt,  und 
jeder  Stillstand  der  Geschäfte  verhütet  werde. 
Im  Falle  des  Abgangs  des  Gesandten  Sr.  DurchL 
des  Herzogs  von  Nassau,  versieht  der  Gesandte 
des,  dem  Range  nach  nächsten,  Mitglieds  des 
Kollegiums  der  Fürsten  die  Stelle  des  ersteren 
im  Vorsitze  dieses  Kollegs. 

HL  Im  Falle  der  rheinische  Bund  im 
Ganzen  ,  als  die  Einheit  der  verbündeten  Staaten, 
mit  irgend  einer  auswärtigen  Macht  zu  verhan- 
deln hätte,  bevollmächtigt  derselbe  zu  diesem 
Geschäfte  und  für  diesen  speziellen  Fall  einen , 
durch  Stimmenmehrheit  gewählten ,  aufser- 
ordentlichen  Bothschafter  an  diese  Macht,  oder 
ersucht  Se.  Majestät,  den  Protektor,  das  frag- 
liche Geschäft  durch  ihren  Gesandten  betreiben 
zu  lassen.  —  Der  Bund  selbst  nimmt  in  der 
Regel  nicht,  sondern  nur  ausnahmsweise  dann 
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Botliscb.iiter  von  auswärtigen  Mächten  an ,  wenti 
diese  mit  dem  Bunde  im  Ganzen  i  als  einer 
Staateneinheit ,  etwas  zu  verhandeln  haben , 
oder  verweifst  solche  an  den  hierzu  bevollmäch* 
tigten  Repräsentanten  Sr.  Majestät,  des  Pro- 
tektors. 

mmm.  ^  Se.  Majestät,  der  Protektor,  wer- 
den in  dieser  Eigenschaft  das  Verfahren  der, 
dem  Bunde  fremden ,  Mächte  gegen  den  Bund 
im  Ganzen,  wie  in  seinen  Theilen,  und  die 
Verhältnisse  des  Bundes  und  seiner  Glieder 
gegen  jene,  ununterbroclien  beachten,  und  diese 
Verhältnisse,  wie  jenes  Verfahren,  in  der,  dem 
Bundeszwecke  entsprechenden  Richtung  zu  er- 
halten suchen. 

nnn.  Der,  jedem  Bundesgliede  eigene, 
Karakter  der  Souveränität  verbietet  von  selbst 
das  Beybehalten  oder  die  Übernahme  irgend 
eines  Dienstverhältnisses  zu  einer  auswärtigen 
Macht  von  Seite  eines  Bundesgenossen  ,  und 
eben  so  verbietet  die  Natur  der  Sache  jede  Ver- 
äuf^eruns:  oder  Vererbung:  eines  Bundesstaats  an 
eine,  dem  Bunde  nicht  verwandte,  Macht. 


Dafs  mit  den,  in  diesen  von  a.  —  nnri. 
aufgestellten  Sätzen  gegebenen ,  Bestimmungen 
alle  in  einer  voliständicren  Konstitutionsakte  des 
rheinischen  Bundes  zu  berüksichtigenden  Ver- 
hältnisse entschöpfend  regulirt  seyen,  bin  ich, 


ic4- 

behaupten  za  wollen  t  weit  entfernt:  Sie  Folien 
ja  nur  als  Materialien  zu  dem  Entwürfe 
einer  solchen  Akte»  und  für  gar  nichts  mehr, 
gelten,  und  man  wird  demnach  keine,  über  die 
Gränzen  dieses  Zweks  gehende,  Forderungen 
machen  könnnen.  Zum  Beweise  ihrer  Ange« 
tnessenheit  an  die  gegebene  Idee  des  Bundes 
und  für  die  Erreichung  seines  Zweks  wird  der 
folgende  Abschnitt  beytragen* 


■■*■  ■» 
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VIII.    Abschnitt. 

Verbindlichkeiten  und  Rechte  der 
Bundesglieder,  als  solcher,  und-  als 
Souveräne. 

V 

§•     33. 

iln  den  Fürsten  f  welche  den  rheinischen  Bund 
konstituiren ,  sind ,  wenn  von  Aufstellung  ihrer 
Verbindlichkeiten  und  Rechte  die  Rede*  ist, 
nolhwendig  die  beyden  Hauptkaraktere ,  unter 
denen  sie  sich  darstellen ,  gehörig  auszuscheiden; 
näiplich  ihr  Karakter,  als  Bundesglieder, 
und  ihr  Karakter,  als  souveräne  Regenten 
ihrer  Staaten.  Jedem  dieser  beyden,  ob- 
gleich in  denselben  Subjekten  verbundenen, 
dennoch  wesentlich  verschiedenen,  Karaktere. 
entspricht  auch  eine  ganz  eigene,  von  der  andern 
wesentlich  verschiedene ,  Sphäre  von  Rechten 
und  Verbindlichkeiten  ,  welche  eben  deshalb 
auch  abgesondert  von  der  andern  entfaltet  werden 
xnuls,  soll  eine  eben  so  klare  und  geordnete, 
als  entschöpfende  Ansicht  des  Rechtsverhält- 
nisses jener'  Subjekte  gegeben  werden.  -—  Darum 
werde  ich  zuerst  von  den  Rechten  und  Verbind- 
Jichkeiten  der  Bundesglieder,  als  solcher, 
und  dann  von  ihren  Rechten  und  Verbindiick^ 


keilen,   als  souveräne  Regenten  ihrer 
Staaten,  handeln. 

Insoferne  es  aber  bey  einer  detallirten 
Zeichnung  dieser  beyden  Rechtssphären  häufig 
auf  eine  Ausmittlung  und  Feststellung  des  wahren 
Sinnes  einzelner  Worte  und  Stellen  der  Bundes- 
akte  anzukommen  hat,  dürfte  es  nicht  unzwek- 
mäfsig  seyn,  diejenigen  Hauptregeln  vorn 
auszuschicken  $  welche ,  nach  des  Verfassers 
Überzeugung,  als  Normen  einer  doktrinellen 
Interpretation  d^r  Bundesakte  unabweichlich 
befolgt  werden  müssen  p  wenn  nicht  durch  die 
Art  der  Interpretation  Stoff  zu  endlosen  Kon* 
troversen  auch  in  unserm  neuen  Staatsrechte 
erzeugt  werden  soll,  in  denen  sich  die  Deutschen, 
zu  ihrem  eignen  Unglücke,  bisher  so  wohl  ge- 
iallen  zu  haben  scheinen ,  und  welcher,  während 
der  kurzen  Periode  der  Existenz  der  Bundesakte 
von  einigen  deutschen  Interpreten  derselben, 
wie  an  seinem  Orte  gezeigt  werden  wird ,  leider 
bereits  wirklich  erzeugt  ist. 

§.     34. 

Ausgemacht  ist  es ,  däfs  eine  genaue  Unter- 
jiuchung  des  Wortverstandes  der  zu  inter- 
pretirenden  Disposition,  der  wahren  Absicht 
des  Disponenten,  und  des  Grundes  der  Dis^ 
Position  uns  zur  richtigen  Erkenntnifs  des 
eigentlichen  Sinnes  der  Disposition,   d«  h. 
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desienigen  Willens  führe,  den  der  Disponent 
durch  die  gebrauchten  Worte  ausgedrükt  hat» 
oder  hat  ausdrücken  -vrollen.  Aus  diesem 
Prinzipe  ergeben  sich  folgende  wenige  Regeln : 

Erste  Regel:  Die  Worte  einer  Disposi- 
tion  der  Bu^desakte  müssen  solange  in  dem 
Sinne  genommen  werden ,  den  sie  —  a)  zur  Zeit 
ihrer  Schöpfung,  b)  unter  der  Klasse  von  Per- 
sonen ,  welche  ihr  das  Daseyn  gegeben  haben , 
und  c)  nach  dem  Sprachgebrauche  der  Völker , 
oder  der  Nation,  für  die  sie  zunächst  bestimmt 
ist  —  haben ,  bis  andere  zusammentreffende 
Umstände  einen  andern  Sinn  nothwendic;  machen^  ' 
in  welchem  leztern  Falle  der  besondere  Rede- 
gebrauch des  oder  der  Disponenten  ausgemittelt 
und  Zum  Maal^stabe  genommen  werden  müfste« 

Zweyte  Regel:  Demnächs  ist  Rüksicht 
zu  nehmen,  auf  die  Verbindung,  in  der  ein« 
zelne  Worte  vorkommen ,  und  auf  die  Stellung 
einzelner  Bestimmungen  zum  Vorhergehenden 
und  Nachfolgenden  des  Ganzen,  wovon  sie  einen 
Theil  ausmachen. 

Dritte  Regel:  Hierauf  trifft  die  Reihe 
die ,  aus  dem  Geiste  und  der  Tendenz  der  Run- 
desakte  zu  erholende,  Äusmittlung  der  Veran* 
lassung  und  des  Grundes  der  fraglichen  einzelnen 
Disposition,  welcher  Grund  zugleich  die  Norm 
der  Ausdehnung  und  Gränze  der  Anwendbarkeit 
der  Disposition  abgiebt. 
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Vierte  Begel:  Endlich  ist  allenthalben 
der  deutlich  ausgesprochene  Zwek  des  Bundes 
nach  seiner  doppelten  Rieh tung,  und  die  Haupt- 
bestimmung der  Akte  ,  konstitutionelles  Urgesez 
desBundeSi  Norm  des  Verhältnisses  der  Bundes^ 
Individuen  unter  sich,  so  wie  des  Verhältnisses 
der  souveränen  Glieder  des  Bundes  zu  den, 
ihnen  unterworfenen  ,  Ständen  des  ehemaligen 
deutschen  Reichs  zu  seyn ,  unverrükt  im  Auge 
zu  behalten. 

§.     35. 

Jemehr  diese,  durch  die  Natur  der  Sache 
diktirten,  Interpretationsregeln  mit  den,  längst 
als  richtig  bew^ährten  und  anerkannten,  allge* 
meinen  Regeln  der  Hermenevtik  übereinstim« 
men,  desto  weniger  darf  ich  fürchten,  in  der 
Wahl  derselben  irre  gegangen  zu  seyn,  und  es 
kömmt  nun  darauf  nur  an ,  ob  es  mir  gelungen 
sey,  dieselben,  unter  «Beobachtung  der  weiteren 
Regel:  dafs  bey  einer  vollständigen,  deutlichen 
und  bestimmt  gefafsten  Disposition  keine  be- 
sondere Interpretation  zuläfsig  sey;  in  vorkom« 
menden ,  einer  doktrinellen  Auslegung  bedür« 
fenden,  Fällen  richtig  angewendet  zu  haben. 
Zugleich  stelle  ich  hiebey  noch  das  Bekenn tnif« 
auf,  dafs  nach  meiner  Überzeugung  der  doktri- 
nelle  Interprete  der  Bundes^kte  von  der  Ansicht 
ausgehen  müsse ,  dafs : 


i::i 


1.  Die  Bundesakte  nicht  lange  vor  Ihrer  Mit- 

theilung an  die  Fublicität  entWQrfen 
worden. 

2.  Dafs  die   Idee  dieses  Entwurfs  zwar  ur- 

sprünglich ganz  allein  von  dem  franzo-, 
sischen  Kabinette  ausgegangen  sey^  dafs 
aber  die  Akte  selbst  unter  einfliefsender 
Mitwirkung  wo  nicht  aller,  doch  wenig- 
stens einiger  der  mächtigeren  Bundes- 
gUeder  auf  einzelne  Datailbestimmungen 
ihr  Daseyn  erhalten  habe ;  und 

3.  Dafs  die  Konzipienten  mit  der  Reflexion 
.    geschrieben,  dafs  die  Bundesakte  zunächst 

für  deutsche  Volker  bestimmt sey,  und 
dafs  sie  also  ihren  gewählten  Ausdrücken 
denjenigen  Sinn  unterstellt  haben,  der 
diesen  Ausdrücken  nach  dem  Sprach- 
gebrauche  eben  jener  deutschen  Völker 
jezt  eigen  ist.  Die  Veranlassung  zu  die- 
sem meinem  Bekenntnisse  wird  meinen 
Lesern  im  Verfolge  klar  werden. 

-      I.       T     i    t    e    L 


Verbindlichkeiten     und     Rechte     der 
Bundesglieder y    als   solcher. 

§.      56.       - 

Die ,  den  rheinischen  Bund  konstituirenden, 
Fürsten  sind  unläpgbar  zu  allem  dem  verpflichtet 
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und  berechtigt,  was  re<jhtliches  Mittel  zur 
»Erreichung desBundeszweks  nach  seiner  doppel« 
ten  Richtung  ist,  und  es  müssen  demnach  alle 
ÜLechte  und  Verbindlichkeiten  der  Bundesglieder, 
als  solcher,  aus  dem  gegebenen  Zwecke  und 
Geiste  des  Bundes  selbst  abgeleitet  werden. 
Aus  dieser  unumstöfsilichen  Wahrheit  geht  der 
Sa z,  hervor: 

Das  Resultat  der  Prüfung  dessen,  was  recht- 
liclies  Mittel  zur  Erreichung  des  Bundes- 
zweks  ist,  ist  die  nächste  Quelle  der  Erkennt« 
nifs  jener  Rechte  und  Verbindlichkeiten. 

i  37. 
Alle  diejenigen  einzelnenStaaten,  welche  vor- 
mals, in  ihrer  Vereinigung  unter  einem  gemein- 
samen Oberhaupte,  den  deutschen  Reichskörper 
bildeten,  sind  durch  AuAöfsung  dieses  Reichs- 
verbandes eben  so  viele  einzelne,  freye,  selb^t- 
ständige- und  unabhängige  Staaten  geworden, 
wovon ^ich diejenigen,  welche  im  IV  Abschnitte 
aufgezählt  wurden,  zum  Zwecke  der  Erhaltung 
des  Friedens  unter  sich  tmd  gegen  aufsen ,  ver- 
bündeten. Diese  ihre^Verbündung  hob  aber, 
wie  schon  voraus  bemerkt  worden ,  ihre  Unab- 
hängigkeit nicht  nur  nicht  auf,  sondern  hatte 
vielmehr  deren  Integrität  zur  Endabsicht,  gleich- 
wie sie  auch  von  Sr.  Majestät ,  dem  Protektor , 
feyerlich  ausgesprochen,  anerkannt  und  garantirt 

« 

ward.     Daraus  folgt  also ,  dafs : 
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A.  Alle  im  Bunde  begriffenen  Staaten  \ind 
deren  Regenten  verpflichtet  seyen,  sich  gegen- 
seitig als  unabhängige  Staaten  und  als  Souveräne 
anzuerkennen  und  zu  respektireui  und  es  steht 
demnach  airf  Seite  jedes  Bundesgenossen  das 
Recht  auf  diese  Anerkennung  und  Respektirung ; 
wovon  eine  unmittelbare  Folge  die  ist;  dafs 
jeder  von  ihnen  sich  auf  die  Sphäre  seiner  Sou« 
veränität  zu  beschränken ,  jeder  Einwirkung  auf 
die  inneren  Angelegenheiten  des  andern ,  jeder 
Ausübung  eines  Souveränitätsakts  im  Gebiethe 
des  andern«  und  überhaupt  alles  dessen,  was 
der  Unabhängige  und  Selbstständigkeit  des  andern 
zu  nahe  träte,  pünktlich  zu  enthalten  habe.  Es 
existirt  nicht  nur  kein  Grund  fiir  irgend  einen 
Bundesgenossen,  sich  irgend  eine  Art  von 
Oberherrschaft  über  den  andern ,  oder  einen 
oberherrlichen  Einflufs  auf  des  andern  irtnere 
Angelegenheiten  zu  erlauben  ;  sondern  es  würde  , 
eine  Anmafsung  der  Art,  bey  der  dem  Bunde 
unterstellten  Voraussetzung  der  Souveränität 
seiner  Glieder,  und  bey  dem  Zwecke  des  Bundes, 
diese  ihre  Souveränität  zu  schützen  und  zu 
garantiren,  vielmehr  eine  offenbare  Verletzung 
der  übernommenen  Bundespßicbt,  ein  unmittel* 
barer  Angriff  auf  die  Basis  des  Bundes  selbst  sf-yn, 
gegen  welchen  ein  gemeinsartier  Widerstand  aller 
übrigen  Bundesgenossen  durch  den  Geist  und 
Zwek  des  Bundes  selbst  geboten  wäre. 
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§.     38. 

Jeder  einzelne  der  im  rheinischen  Bunde 
begriffenen  Staaten  bildet ,  als  Staat,  d.  i.  als  die 
Einheit  der  in  ihm  verbundenen  Personen,  ein 
eignes  juridisches  Subjekt,  welches,  als  ganz 
dasselbe,  mit  jedem  andern  Subjekte  seiner  Art, 
auch  mit  jedem  andern  ganz  dieselbe  Sphäre 
von  Rechten  hat;  und  es  läfst  sich  kein  Grund 
gedenken ,  warum  irgend  einer  dieser  Staaten 
irgend  ein  Recht,  als  Staat,  sollte  haben  können, 
welches  nicht  jedem  andern  Staate,  als  solchem, 
auf  vollkommene  gleiche  Weise  zukäme;  viel- 
mehr enthält  der  jedem  gleich  eigene  Karakter 
eines  unabhängigen  Staats  auch  gleichen  Grund 
zu  gleicher  Ausdehnung  der  Rechtssphäre  eines 
jeden. 

Mögen  demnach  auch  gleich  die  einzelnen 
verbündeten  Staaten  in  dem  Umfange  ihrer 
Macht  und  der  Menge  der  Materie  ihrer  Rechte, 
oder  der  Objekte,  an  welchen  sie  Rechte  haben, 
untereinander  noch  so  ungleich  seyn,  so  mufs 
doch  imter  ihnen,  als  Staaten,  die  vollkom- 
menste Gleichheit  des  Rechts,  seiner  Form 
nach ,  statt  finden ,  und  auf  dieselbe  Gleichheit 
des  Rechts  haben  alle,  auch  in  der  Eigenschaft 
als  Bundesglieder,  gleich  gegründeten 
Anspruch;  denn  dieFreyheit,  Selbstständig-  und 
Unabhängigkeit,  welche  die  Basis  ihrer  Rechts- 
sphäre ausmacht,   ist  in  allen  Bundesgenossen 
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eine  und  dieselbe,  und  jene  Prädikate  kommen, 
"wie  sie  Einem  zustehen»  Allen,  und  wie  sie 
Allen  zustehen ,  jedem  Einen  zu. 

Sind  sich  aber  die  Bundesgenossen  in  Anse- 
hung jener  Karaktere  vollkommen  gleich,  so 
mufs  auch,  dafs  das  Bedingte  nicht  weiter  als  seine 
Bedingung ,  die  Folge  nicht  weiter  als  ihr  Grund, 
gehen  kann,  das,  was  aus  jenen  Karakteren 
hervorgeht,  nämlich  die  Einschränkung  dersel- 
ben auf  die  Bedingung  ihres  friedlichen  Zusam- 
menbestehens  in  der  Wechselwirkung,  in  allen, 
und  für  alle  vollkommen  gleich  seyn.  Die  Kon- 
föderation soll  einen  Zustand  der  Einschränkung 
der  Wirkung  und  Gegenwirkung  der  Freyheit 
derKonföderirten  auf  die  Bedingung  ihres  Zusam* 
menbestehens  in  der  ganzen  Sphäre  ihrer  Wech- 
selwirkung bilden;  folglich  kann  dieser  Zustand» 
welcher  um  der  Freyheit  der  Konfoderirten 
willen  (in  der  sich  alle  gleich  sind)  seyn  soll, 
auch  nur  auf,  allen  gleiche,  Bedingungen  gegrün- 
det, folglich  die  Freyheit  der  Konfoderirten  im 
Konföderationszustande  auch  nur  nach  dem 
Gesetze  der  Gleichheit  der  Wirkung  und  Gegeni» 
Wirkung  beschränkt  werden.  Aus  allem  dem 
Ifolgt  also 4  dafs: 

B.  Alle  verbündete  Staaten  gegründeten 
Anspruch  haben  auf  vollkommene  Gleichheit 
des  Bechts,  sowohl  in  der  Eigenschaft  als  Staa- 
ten überhaupt,    als  in  der,    als  Bundes- 
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Staaten  insbesondere;  dafs  demnach  kein  ein- 
zelner  sich  eines'  dieser  Rechte ,  als  ihm  nur 
allein  zuständig,  anmafsen,  und  andere  Staaten 
von  der  Ausübung  eines  solchen  Rechts  aus» 
schliefen  dürfe,  wie  auch,  dafs  jeder  zu  der 
Erwartung  berechtigt  sey ,  in  Ansehung  der 
Befugnifs,  von  andern  gezwungen  zu  werden, 
dafs  er  sich  im  Gebrauche  seiner  Freyheit  auf 
die""  Gränze  ihres  Zusammenbestehens  mit  der 
Freyheit  aller  beschränke,  mit  allen  für  gleich 
gelialcen  und  behai^delt  zu  werden.  Die,  diesen) 
Ansprüche  auf/ Rechtsgleichheit  entsprechende, 
gegenseitige  Verbindlichkeit  ist  hierdurch  von 
selbst  ausgesprochen. 

§.     39, 

Es  war,  wie  ich  schon  voraus  bemerkt 
habet  vorzügliche  Bedingung  der  Realisiriing 
eines  gesicherten  Friedenszustandes  unter  den 
verbündeten  Staaten,  dafs  sie  die  Gränzen  ihre^ 
Eigenthums  auf  die  unzweydeutigste  Weise 
unter  sich  gegenseitig  feststellten ,  und  sie  haben 
auch  diese  Bedingung  erfüllt,  indem  sie  in  den 
Artikeln  i3  —  Sv5  und  54  der  Bundesakte  dieje- 
nigen Eigenthumsobjekte  fixirten,  die  jeder 
haben  ,  und  welche  er  dagegen  dem  andern 
überlassen,,  wie  die  ritterschaftlichen  Zwischen« 
besitzungen  getheilt  werden,  und  dafs  jedei^ 
^fineq  {lechteD  und  A^^prüchen  auf,  innerhalb 
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der  so  gezeichnetenEigenthumssphäre  des  andern 
liegende  9  Besitzungen  entsagen  solle.    '. 

Da  es  offenbar  ganz  einerley  ist,  ob  man 
sagt :  »  einer  Besitzung  entsagen,  ^  oder  „  a  1 1  e  n 
Rechten  auf  eine  Besitzung  entsagen,^  so  ist: 
die  Bestimmung  des  Artikels  34,  weiche  jenen  , 
gegenseitigen  Rechtsverzicht  ausdrükt,  an  und 
für  sich  ganz  klar  und  unzweydeutlg.  Allein 
der  Herr  geheime  Rath  Brauer  hat  (in.  seinen 
Beyträgen  zu  einem  allgemeinen  Staatsrechte  der 
rheinischen  Bundesstaaten  in  5o  Sätzen ,  Saz  44. 
und  folg.)  die*  erste  Kontroverse  in  die  Theorie 
des  öffentlichen  Rechts  der  rheinischen  Bundes- 
staaten eingeführt,  indem  er  zwischen  Staats* 
und  Privatrechten  imterscheidet,  und  leztere, 
so  wie  die  Güter  des  einen  BundesgUeds,  die 
innerhalb  der  Staaten  eines  andern  Bundes^lieds- 
gelegen  seyeni  von  dem  gedachten  Rechts- 
verzichte ausschliefst ,  oder  denselben ,  als  jene 
Hechte  und  Güter  nicht  umfassend ,  erklärt. 

Für's  erste  nehme  ich  hiitHerrn  B  rauer 
als  richtig  an,  dafs  die  Bestimmung  des  Art.  3c|. 
„ Les  Rois . . , .  renoncent  diaciin ....  d  tout  droit 
^^actuelj  quils  pourroient  avoir  ou  pretendre  siir 
^  leS'  possessions  des  autres  membrts  de  la  Confe'" 
^deration  etc^^  nur  äbersezt  werden  dürfe: 
»»Alle  verbündeten  Könige.,.,  leisten  Verzicht, 
^  oder  entsagen  den  gegenwärtig  habenden  oder 
M  angesprochenen  Rechten  auf  Besitzungen  (ohne 
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«den  Artikel)  der  übrigen  Bundesglieder,«* 
damit  Rechte  auf"  die  Besitzungen,  und  Bechte 
auf  d  en  Besitzungen  dem  Ausdrucke  unterlegt 
werden  können.  Ferner,  dafs  es  die  Natur  der 
Sache  erheische ,  in  d«r  Regel  bey  dem  Satze 
stehen  zu  bleiben:  dafs,  wer  Alles  nennt , 
nichts,  was  zu  diesem  Allem  gehört,  aus« 
geschlossen  wissen,  wolle. 

Auf  dem  Gründe  dieser  Bestimmungen  be- 
haupte ich  nun  weiter:  Da  unter  die  Klasse  ' 
derjenigen  Rechte,  welche  man /auf  die  Be* 
Sitzungen  hat,  oder  ansprechen  kann,  vorzüglich 
die  Eigenthumsrechte  gehören ,  und  der» 
jenige,  der  allen  solchen,  folglich  auch  den 
Eiiicnthumsrechten ,  entsagt,  eben  damit  auch 
den  Besitzungen  oder  Gütern  selbst,  welche  die 
Objekte  jener  Eigenthumsrechte  ausmachen, 
entsagt;  so  mufs  offenbar  jener,  im  Artikel  34 
ßusgedrükte  gegenseitige  Verzicht  auf  alle 
Bechte  auf  die  Besitzungen  der  übrigen  Bundes«« 
glieder ,  wi^  sie  in  Gemäfsheit  der  Bimde^^akte 
seyn  sollen,  auch  den  Verzicht  auf  die  (^üter 
selbst,  welche  ein  Bundesfürst  im  Territorio 
eines  andern  Bundesfürsten,  wie  dieses  durch 
die  Bundesakte  «bestimmt  worden  ist,  etwa 
gehabt  oder  angesprochen  haben  könnte ,  nebst 
dem  Verzichte  auf  die  Rechte,  welche  es  auf 
den  Besitzungen  des  andern  gehabt  oder  ange- 
sprochen haben  könnte,  und  wohin  %.  B,  Servi^ 
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tuten,  Rechte  der  Gerichtsbarkeit,  der  Jagd, 
Gefällerhebungen  und  dergl.  gerechnet  werden 
müssen ,  in  sich  begreifen ;  und  es  kann  also , 
ohne  jener  Disposition  eine  sehr  gesuchte  und 
widernatürliche  Gewalt  in  der  Auslegung  anzu« 
thun ,  nicht  behauptet  werden ,  dafs  jener  Yer- 
zieht  nicht  auch  auf  die  Güter  der  bezeichneten 
Art  selbst  sich  erstrecke. 

Der  Umstand,  dafs  man  sonst,  wenn  man 
den  ganzen  Umfang  eines  Vermögens  ausdrücken 
will,  die  Ausdrücke:  ^Güter  und  Rechte" 
zusamm^zus^tzen  pflegt,  ist  hier  entschieden 
ganz  irrelevant,  indem  bey  der  im  Artikel  34. 
gewählten  umfassend en  Bezeichnung  der 
ausdrükliche  Zusaz  des  Verzichts  auf  die  Güter 
ein  sehr  überflüfsiger  Pleonasmus  gewesen  seyn 
würde.  Dafs  im  Art.  27  Domänen  und  Rechte 
namentlich  und  abgesondert  vorkommen,  hat 
seinen  guten  Grund  darinn,  weil  man  da  spe- 
ziell anFühren  wollte  und  mufste,  was  den 
unterworfenen  ehemalic^en  Reichsständen  btei- 
ben  sollte,^ bey  welchem  Detail  also  die  Domänen 
und  Rechte  namentlich  vorkommen  mufsten. 
Allein  hier,  im  Art,  04,  wo  man  jeden  Bundes- 
fürsten überhaupt  von  der  Sphäre  de»  andern 
in  seinem  Inneren  rein  ausschliefsen  wollt^,  war 
es  vollkommen  zwekgemäfs  und  zureichend, 
sich  jener  umfassenden  und  bestimmt  generellen 
Bezeichnungsart ,    die   man   wirklich    gewählt 
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liat,  zu  bedienen.  Der  Ausdriik  ^  Rechte  "*  an 
und  Für  sich ,  oder  neben  dem  Ausdrucke 
^  Güter "  gebraucht ,  mag  allerdings  nur  Eine 
der  Vermögensgattungen ,  wenn  von  solchen 
die  Rede  ist,  bezeichnen;  allein  9  wenn  Jemand 
allen  Rechten  auf  Besitzungen  entsagt,  also  allen 
][\echten  aufdie  und  auf  den  fraglichen  Be« 
stitzungen ,  so  kann  von  den  lezteren  nichts  mehr 
zu  dem  Seinen  des  so  verzichtenden  gehören, 
nichts  mehr  Gegenstand  seiner  Inhabung  oder 
seiner  Rechtssphäre  seyn ;  denn  Entsagung  aller 
Rechte  auf  etwas,  und  Vorbehalt  des  Eigen* 
thumsrechts  daran  ist  absoluter  Widerspruch, 
und  es  ist  demnach  meine  Auslegung  jenes' 
Verzichts  keineswegs  eine  erweiternde,  die 
wohl  bey  Verzichtsleistungen  nicht  statt  finden 
darf,  sondern  nur  eine ,  vermittelst  natürlicher 
Analyse  der  gegebenen  Begriffe  ,  die  ganze 
Sphäre  der  ausgedrükten  Verzichtleistung  volU 
ständig  ausmessende  Auslegung ,  wohingegen 
Herr  Brauer  diese  Sphäre >  ihrer  klaren  Be* 
Stimmung  entgegen,  beschränkt,  was  eben^so 
unzuläfsig  ist,  als  eine  wirkliche  Erweiterung, 

Die  dem  Art.  54  beygefügte  Ausnahme 
dient  zur  voUkommnen  Bestätigung  meiner 
Auslegung ;  denn  erstens  heifst  es  darinn :  »  die 
eventuellen  Erbfolgerechte  allein  bleiben  vor- 
behalten ,  "  d.  i.  vom  Verzichte  ausgenommen ; 
diefs  beweifst  um    so  deutlicher  ,    dals  alle 
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and  entflechte»  folglich  auch  die  Eigenthums«- 
rechte  auf  die  Güter,  dem  Verzichte  unterlie- 
gen.  Zweytens  heifst  es  darinn :  ^  der  Vorbehalt 
soll  jedoch  nur  gelten  für  den  Fall,  wo  das 
Haus  oder  die  Linie  erlöschen  werde,  welche 
die  Territorien,  Domänen  und  Güter, 
vrorauF  die  gemeldeten  Rechte  sich  erstrecken 
können  ,  entweder  jezt  besizt ,  oder  vermöge 
des  gegenwärtigen  Vertrags  besitzen  solL**  Hier- 
mit aind  denn  nicht  nur  unmittelbar  die 
Objekte  der  von  der  Begel  des  Verzichts  ausge- 
nommenen  Rechte,  nämlich,  der  eventuellen 
Frbfolgerechte,  sondern  auch,  wegen  des  Ge- 
gensatzes, den  die  Ausnahme  von  der  Regel 
bildet,  zugleich  mittelbar  die  Objekte  der  in 
der  Regel  vom  Verzichte  umfafsten  Rechte, 
speziell  und  nach  ihrer  Abstufung  bezeichnet; 
nämlich:  a)  ganze  Territorien;  b)Domä- 
nen,  d.  i.  einzelne  Staatsgüter,  ntid 
c)  Güter  (biens).  Soll  lezterer  Ausdrnk  nicht 
als  blofser  Pleonasm'us  gelten ,  was  offenbar 
nicht  angenommen  werden  darf ,  so  kann  derselbe 
%vegen  seiner  Stellung  neben  den  Territorien 
und  Domänen,  d.  i.  Staatsgütern,  vernünftiger* 
weise  nur  von  Privatgütern  (im  Gegensatze 
von  Staatsgütern),  welche  ein  Bundesge* 
nosse  innerhalb  des  durch  die  Bundesakte  einem 
andern  Bundesgenossen  eingeräumten  Staats-r 
gebieths  haben  o^er  ansprechen  l^onntet    ver« 


Standen  werden ;  und  da  zufolge  jener  Ausnahme 
von  der  Verzichtsre^el  ein  Souverän  nur  dann 
erst  zum  Besitze  eines  Gebieths  ,  einer 
Domäne  oder  eines  Guts,  welches  gemäfs  der 
Bunde.sakte  zum  Staate  eines  andern  Souveräns 
gehört,  ioll  künftig  gelangen  könnest 
wenn  das  Haus  oder  die  Linie  dieses  Souveräns 
ausgestorben  seyn  wird  »  so  ist  unverkennbar 
eben  damit  sehr  deutlich  ausgedrükt,  dafs  vor 
dem  Eintritte  dieses  Falls  kein  Souverän  irgend 
etwas?  also  auch  keine  Privatgüter  im  Staate 
des  andern  besitzen  solle,  dafs  also  die  Riegel 
des  Verzichts  offenbar  auch  die  Privatgüter 
umfasse.  Es  läfst  sich  demnach  durchaus  nicht 
mit  Hrn.  Brauer  annehmen,  dafs  nur  Rechte 
auf  .fremder  Staatsbesitzung  unter  den 
Verzicht  fallen ,  und  eben  so  wenig  kann  mit 
ihm  angenommen  Mierden,  dafs  nur  Staats-^ 
rechte,  keine  Frivatrechte  unter  den 
Verzicht  gezogen  werden  könnten ;  die  Gründe 
für  diese  meine  leztere  Behauptung  sind  foU 
gende : 

1,  Zufolge  der  Bundesakte  soll  jeder  der  Bun« 
d^sgenossen  im  vollkommenen  un^  eigent* 
liehen  Verstände  Souverän  seyn,  oder 
vielmehr  ,  die  Bund'esakte  sezt  jedes 
Glied  des  Bundes  schon  als  einen  solchen 
voraus,  der  mit  der  ganzen  Fülle  der 
Souveränität ,  mit  unbeschränkter  Macht- 
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Vollkommenheit,  versehen  sey;  dieses 
Aussprechen  und  Anerkennen  der  vollen 
Souveräni  tätjedes  Bundesgenossen  schlofs 
schon  an  und  für  sich,  zufolge  des  Be^ 
grifFs  einer  vollen  Souveränität  ,  alle 
Staatsrechte,  welche  ein  Bundesge- 
nosse auf  Besitzungen  des  andern  gehabt 
oder  angesprochen  haben  konnte  ,  von 
selbst  aus,  weil  das  Fortbestehen  solcher 
gegenseitigen  Staatsrechte  mit  der 
Souveränität  jedes  einzelnen  ganz  unver« 
träglich  gewesen  wäre;  gleichwie  denn 
auch  die ,  durch  den  Prefsburger 
Frieden  fvir  souverän  erklärten,  ehema- 
ligen Kurfürsten  des  deutschen  Reichs, 
ohne  irgend  eine  Stipulation  des  Ver^i 
zichts  auf  Staatsrechte  in  ihren  Geblethen 
von  Seite  anderer  Reichsstände  für  sich 
zuhaben,  mit  vollem  Rechte,  weil  sie 
als  erklärteSouveräne  eines  solchen 
ausdrüklichen  Verzichts  gar  nicht  be- 
durften, die  Ausübung  solcher  {Staats- 
rechte von  Seite  anderer  Reichsstände 
innerhalb  ihrer  Staaten  nicht  mehr  diil« 
deten.  Nachdem  also  die  einzelnen 
Bundesgenossen  in  der  Bundesakte  hchon 
alsSouveräne  vorausgesezt  wurden,  niufs- 
tenauch  eben  damit  die  gegenseitigen 
Staatsrechte   der   einzelnen   Bundes« 
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genossen  auf  ihren  Besitzungen  schon  als 
gegenseitig    aufgehoben    oder  ausge- 
schlössen  gesezt  werden ,  und  es  bedurfte 
darum  eines  ausdrüklichen  Verzichts  auf 
solche  gegenseitige  Staatsrechte  ganz  und 
gar   nicht   mehr,     da    das    gegenseitige 
Zessiren  solcher  Rechte  sich ,   als  noth« 
wendige  und  unmittelbare  Folge  der  ein- 
getretenen allseitigen  Souveränität»  sich 
schon  von  selbst  verstand.   Soll  demnach 
der  Art.-  34  in  seiner  Regel  den  Ausdruk 
einer  eignen  ,    besonderen  ,    sich  nicht 
schon   von   selbst  verstehenden  Bestim* 
mung  enthalten ,  —  was  man  sicher  an- 
nehmen   mufs,    da  es   eine   der   ersten 
Interpretationsregeln  ist  9    anzunehmen  9 
dafs  der  Gesezgeber  oder  Disponent  kein 
Wort  umsonst  oder  zum  Überflusse  gesagt 
habe  —  so  kann  derselbe  zunädlist  und 
vorzüglich  nur  als  auf  Privatrechte, 
welche  ein  Bundesgenosse  auf  Besitzun- 
gen des  andern  haben  oder   ansprechen 
konnte  ,    gerichtet ,    und   den  Verzicht 
insbesondere  für  diese  Klasse  von  Rech- 
ten stipulirend  erklärt  werden ;  denn  das 
gegenseitige  Fortbestehen  dieser  Klasse 
von  Rechten  war  an  sich  mit  der  Souve- 
ränität der  Bundesgenossen  nicht  absolut 
uiivereinbarlicb ;    es    konnte    wohl    ein 


Souverän  Besitzer  .von  Privatgütern 
undRechten  im  Staate  des  andern  Souve- 
räns, der  Souveränität  des  lezlern  unbe- 
schadet  verbleiben.  Allein: 
3.  Es  leuchtet  aus  der  ganzen  Bundesakte 
überhaupt,  und  insbesondere  aus  der ,  in 
den  Artikeln  i3  —  25  inclusive  enthal- 
tenen, sorgfältigen  Theilung,  selbst  der 
einzelnen  Güter  mit  ihren  Zubehörungen, 
z.  B.  der  Abteyen ,  welche  ein  Souverän 
als  Frivatgüter  im  Staatsgebiethe  des 
andern  ganz  füglich  hätte  besitzen  können, 
äufserst  deutlich  die  Absicht  der  Dispo- 
nenten hervor,  dafs  jeder  Bundesgenosse 
von  dem  Gebiethe  d^es  andern ,  überhaupt, 
ganz  und  vollkommen  ausgeschlossen-, 
da(s  also  keiner  mehr,  selbst  auch  nur 
Besitzer  von  Privatgütern  und  Rechten 
im  Gebiethe  des  andern  seyn,  —  um 
dadurch  auch  diese  entfernte  Quelle  von 
Umgriffen,  Störungen  und  Irrungen, 
die  sich  irgend  ein  Mächtigerer  unter  der 
Decke  von  Privatrechten  im  Gebiethe  des 
Schwächeren  erlaubien  und  veranlassen 
könnte,  zu' verstopfen  —  dafs  demnach 
das  Gebieth  jedes  Bundesgenossen  volU 
Lommen  und  in  leder  Hinsicht 
purifizirt  seyn  solle.  Um  diese  Ab- 
sicht nach  ihrer  ganzen  Ausdehnung  zu 
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erreichen I  bedürfte  es  allerdings  eines 
eigenen  f  ausdrüklichen ,  und  zwar  so 
bestimmt  generellen  Verzichts,  wie  er 
im  Art.  34.  aufgestellt  ist,  und  eben, 
weil  es  nur  zu  dieser  Absicht  desselben 
bedurfte  ,  mufs  auch  dieser  Artikel 
dieser  Absicht  gemäfs ,  folglich  so  9  wie 
ich  ihn  erklärt  habe,  nämlich,  als  auch 
die  Privatrechte  umfassend,  erklärt 
werden.  Herr  Brauer  selbst  nennt  es 
(S.  279  seiner  angeführten  Bey träge) 
einen  grundsazwidrigenStand,  dafs 
ein  Souverän  zugleich  Landsasse  seines 
Nebensouveräns  sey.  Durch  jeden  Besiz 
von  Privatgütern ,  seyen  diese  grofs  oder 
klein,  und  von  Privatrechten  des  einen 
Souveräns  im  Staate  des  andern,  würde 
aber  der  erstere  Landsasse  ^  oder  mit  dem 
rechten  Namen ,  Unterthan  des  ajidern 
seyn,  was  ^reylich  eben  so  gut  ein  Mifs- 
stand  an  der  Souveränität  wäre ,  als  das 
Dienstverhältnifs  eines  Souveräns  mit 
einem  andern  Souveräne.  Dazu  kömmt:. 
Dafs  —  da  im  Nachsatze  des  Artikels  54 
nur  die  eventuellen  Erbfolgerechte 
von  dem  Verzichte  ausgenommen  sind, 
und  eben  diese  Erbfolgerechte,  indem 
sie  meistens  Erbverbrüderungen,  andere 
Erbverträge  oder  Familienrechte  zu  ihrer 
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Quelle  haben,  auch  nur,  wo  nicht  immer, 
doch  meistens  in  die  Klasse  von  Privat- 
rechten gehören,  wenn  sie  gleich,  im 
Falle  sie  zur  Wirksamkeit  kommen ,  zur 
Ausübung  von  Staatsrechten  hinfüh- 
ren; und  da  nur  in  dem  Falle  der  aus« 
gedrükten  Suspensivbedingung,  nämlich, 
„wenn  das  Haus  oder  die  Linie  erloschen 
seyn  wird,  welche  dieGebiethe,  Domä- 
nen und  Güter,  worauf  die  gemeldeten 
Hechte  sich  erstreckeji  können,  entweder 
jezt  besizt,  oder  Kraft  des  gegenwärtigen 
Vertrags  besitzen  soll ,"  der  oben  angege- 
bene Grund  des  Verzichts  gänzlich  hin- 
wegfällt —  durch  eben  diese  Ausnahme 
die  Richtung  der  Regiel  des  Verzichts  auf 
Privatrechte  vollkommen  bestätigt 
wird.  Indem  endlich : 
4,  Die  Lehenrechte,  nach  richtigen  Grund- 
sätzen ,  so  wie  nach  der  Ansicht  des 
Artikels  127  der  Bundefakte,  wo  es  heifst: 
„ tous  les droits seigneuriaux etfe odaux, 
y^non  essentiellement  inherens  ä 
la  souverainete^  zum  Theile  wenig- 
stens in  die  Klasse  von  Privatrechten 
gehören,  find  jene  Lehnrechte  selbst  nach 
Herrn  Brauers  Behauptung  unter  den 
Verzicht  fallen  sollen,  somit  kein  Grund 
abzusehen  ist,  warum  nicht  auch  ander« 

10 


I 


i^G 


Rechte  derselben  Art  von  der  Regel 
des  Verzichts  umfafst  seyn  sollten ;  über* 
diefsy  da  der  Verzicht  ausdrüklich.  auf 
alle  Rechte  gestellt  ist,  die  bekannte 
Regel  eintritt:  ^ubi  lex  non  distinguit^ 
nee  nosttum  est  distinguere  "  auch ,  wenn 
der  Verzicht  blofs  auf  Staatsrechte 
hatte  gerichtet  seyn  sollen ,  es  ungleich 
schiklicher,  präziser»  und  dem  sonst 
gewöhnlichen  Sprachgebrauche  ange« 
messener  gewesen  seyn  würde,  nicht 
sowohl  die  verbündeten  Könige,  Grofs« 
herzöge  und  Fürsten,  für  sich,  ihre 
Erben  und  Nachkommen,  sondern  viel- 
mehr die  im  Runde  befindlichen  König- 
reiche, G  r  o  f  s  h  e  r  z  og  t  h  ü  m  er, 
Fürstenthümer  im  Ausdrucke  des 
Verzichts  aufzuführen,  — -  so  glaube  ich, 
dafs  die  von  mir  gegebene  Erkläruag  dei^ 
Artikels  34,  zufolge  welcher  der  darinn 
aufgestellte  Verzicht  sowohl  Staats- 
güter und  Rechte,  als  Frivatgüter 
und  Rechte  umfafst,  um  so  mehr  die 
richtigere  sey,  je  weniger 
a.  dieser  Verzicht,  auch  nach  seiner  ganzen, 
durch  den  natürlichen  Wortverstand 
gegebenen,  Sphäre  aufgefafst,  auch 
nur  die  geringste  Unbilligkeit  enthalt, 
indem  jeder  der  Verzichtenden,  sowohl 
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.  durch  die  Gegenseitigkeit  des  Verzichts 
selbst,  als  auch  durch  andere  Anwei- 
sungen von  Gütern  und  Rechten  mehr 
als  vollkommen  entschädigt  ist; 

b.  je  ausgemachter  es  ist,  dals,  indem  die 

Disponenten  und  Paziszenten  nur  zu 
ihren  Gunsten  gegenseitig  verzichtet 
haben,  die  gegenseitig  verzichteten 
Staats-  und  Frivatrechte  und  Güter 
auch  gegenseitig  den  Souveränen  selbst 
zufallen,  somit  durch  jenen  Verzicht 
auch  nach  meiner  Erklärung  kein  Gut 
oderRecht  ins  Freye  fällt,  oder  herren- 
.  los  wird.     Je  mehr  auch 

c.  der   Verzicht   nach   «meiner    Erklärung 

nicht  nur  in  keinem  Widerspruche, 
sondern  vielmehr  iq  der  vollsten  Har« 
monie  mit  der,  der  ganzen  Bundes- 
«.  .  akte  überhaupt  sowohl,  als  auch  der 
im  Art.  34  aiifgeslellten  Bestimmung 
unterstellten,  Absicht  der  Disponen- 
ten oder  Paziszenten  steht,  und  der 
Verzicht  schon  aus  dem  Grunde  nicht, 
als  auf  Staatsrechte  beschränkt, 
angenommen  werden  kann,  weil  die 
Bundesakte  ganz  und  gar  nicht  die 
Bestimmung ,  Norm  für  die  Souveräne, 
als  solche,  sondern  vielmehr  nur 
die  Bestimnuing  hat«    Noitn  für  die 


5cir«?riBe«.^  BuBdesglieder,  und 
iir  Lj^Terttaikmfs  zn  den  ihnen  unter« 
wurTfaeK    ebeauii^en    Reichssländen 
2.1  se^nr  ;  iedtciB  eodlleh 
£.  x^ru^e^  «rie  jezt  iciioa  darüber  wirklich 
oöw*»r:e«n£eo    Streitigkeiten:     Welche 
R-^cä:.«     ra    rerzichten    seyen ,     und 
w^^tcike  Re^^re  in  die  Klasse  von  Staats- 
Qiier  PtiTur rechten  j^ehören  ?  Die  Räth- 
kcti-  Qcd  Nothwendigkeit  der  Ausdeh- 
n\io;;r  der  Rr^el  des  Verzichts  auf  alle 
und  i<e.{e  Rechte  ohne  Ausnahme  am 
Lrx:tL:>ten    henreirsen,    um    dadurch 
mllfim  iolchen  Streitigkeiten  vorzubeu- 
ses«    ttwl  indem  die  £rlahruncr  lehrt , 
didCs  die  BandesgUeder  selbst  den  Ver- 
biete in  jener  Ansdehnung  verstanden 
kifrem»  dl  siebereitsPrivatrechte, 
als  a^  IL  Lehenredite*  als  gcgenseillj^ 
▼erziditet  behandelten. 
Attc::  d^ena  atlean  ergebt  sich  t  dafs : 
C-      Jedb$    Bnndes^lied    verpflichtet    sey» 
atlvftt  tunl  iedett  Rechten  nnd  Ansprüchen ,    von 
>»;^icllfenr  Art   diese   immer   seyn    mögen,     auf 
C«.'MCctui^frtt   der   übrigen   Bundesglieder,    wie 
«I  «f><^  durch  die  Bundesakte  bestinUmt  sind ,  mit 
ji'vttrT^<r  Amstti^hKie  der  eventuellen  Erbfolge- 
rvc^:;f  ^  Sit  entsann,  sich  gewissenhaft  auf  die 
M  ^ft  EiMada^le  vorgeseichnete  Eigen- 
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thumssphäre  zu  beschränken,  jeder  widerrecht« 
liehen  Überschreitung  derselben  sich  zu  ent- 
halten» und  jede  Verletzung  der  Bürger  der 
übrigen  Bundesstaaten  durch  die  seinigen  nach 
Kräften  zu  verhüten ;  aber  natürlich  auch  berech  * 
tigty  einen  gleichen  Verzicht ,  gleiche  Beschrän« 
kang ,  gleiches  Enthalten  und  Verhüten  in  Bezie- 
hung auf  sich  und  die  Seinigen  von  Seite  aller 
übrigen  Bundesglieder  ^u  verlangen  und  zn 
erwmrten. 

Indem  die  Verbündeten  selbst,  in  ihrer  am 
I.August  1806  am  deutschen  Reichstage  abge- 
gebenen Erklärung,  so  wie  im  Eingange  der 
Buodesakte,  dieHerbeyführung  und  Befe- 
stigung eines  dauernden  Friedenszu- 
standes unter  sich  —  nebst  der  Erhaltung 
des  Fiiedens  gegen  aufsen  —  als  diejenige  Vor- 
stellung, welche  Sie,  den  Bund  zu  realisiren, 
veranlafst  habe,  d.  i.  als  den  Zwek  des  Bundes 
aosdrüklich  angegeben  haben ,  somit  die  erste 
itod  nächste  Tendenz  desjBundes  auf  Bewirkung 
und  Erhaltung  jenes  Friedenszustandes  unter  den 
Bundesgliedern  unter  sich  selbst  gehen  mufs, 
so  ist  eben  hierdurch  von  ihnen  selbst  ausge- 
sprochen und  anerkannt: 

D.  Die  Verbindlichkeit  eines  jeden  Bundes- 
glieds von  seiner  Seite,  und  das  Hecht  eines 
jeden  gegen  alle  übrigen  auf  Unterlassung  und 
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Souveräne,  als  Bund  es  gl  ie  der,  und 
für  ihr Verhältnifs  zu  den  ihnen  unter- 
worfenen   ehemaligen    Reichsständen 
zu  wseyn  ;  indem  endlich 
d.  gerade  die  jezt  schon  darüber  wirklich 
obwaltenden    Streitigkeiten :     Welche 
Rechte    zu    verzichten    seyen ,     und 
welche  Rechte  in  die  Klasse  von  Staats- 
oder Privatrechten  gehören  ?  Die  Räth- 
Uch-  und  Noth wendigkeit  der  Ausdeh- 
nung der  Regel  des  Verzichts  auf  alle 
und  jede  Rechte  ohne  Ausnahme  am 
kräftigsten     beweifsen ,    um    dadurch 
allen  solchen  Streitigkeiten  vorzubeu- 
gen;   und  indem  die  Erfahrung  lehrt, 
dafs  die  Bundesglieder  selbst  den  Ver- 
zicht in  jener  Ausdehnung  verstanden 
haben»  da  sie  bereits  Privatrechte» 
als  z.  B.  Lehenr«chtet  als  gegenseitig 
verzichtet  behandelten. 
Aus  dem  allem  ergiebtsich,  dafs: 
C.     Jedes    Bundesglied    verpflichtet    sey, 
allen  und  jeden  Rechten  und  Ansprüchen ,   von 
welcher   Art   diese   immer    seyn    mögen  9    auf 
Besitzungen    der   übrigen   Bundesglieder,    wie 
diese  durch  die  Bundesakte  bestinAmt  sind ,  mit 
alleiniger  Ausnahme   der  eventuellen  Erbfolge- 
rechte, zu  entsagen,  sich  gewissenhaft  auf  die 
ihm  in  dür  Bundesakte  vorgezeichnete  Eigen- 
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tliumssph'are  zu  beschränken,  jeder  widerrecht- 
lichen Überschreitung  derselben  sich  zu  ent- 
halten,  und  jede  Verletzung  der  Bürger  der 
übrigen  Bundesstaaten  durch  die  seinigen  nach 
Kräften  zu  verhüten;  aber  natürlich  auch  berech' 
tigty  einen  gleichen  Verzicht,  gleiche  Beschrän- 
kung ,  gleiches  Enthalten  und  Verhüten  in  Bezie- 
hung auf  sich  und  die  Seinigen  von  Seite  aller 
übrigen  Bundesgliedcr  m  verlangen  und  zu 
erwarten, 

§.     40* 
Indem  die  Verbündeten  selbst,  in  ihrer  am 

1.  August  1806  am  deutschen  Reichstage  abge- 
gebenen Erklärung,  so  wie  im  Eingange  der 
Bundesakte,  dieHerbeyführung  und  Befe- 
stigung eines  dauernden  Friedenszu- 
standes unter  sich  —  nebst  der  Erhaltung 
des  Friedens  gegen  aufsen  —  als  diejenige  Vor- 
stellung, welche  Sie,  den  Bund  zu  realisiren, 
veranlafst  habe,  d.  i.  als  den  Zwek  des  Bundes 
ausdrüklich  angegeben  haben ,  somit  die  erste 
und  nächste  Tendenz  des|Bundes  auf  Bewirkung 
und  Erhaltung  jenes  Friedenszustandes  unter  den 
Bundesgliedern  unter  sich  selbst  gehen  inufs, 
so  ist  eben  hierdurch  von  ihnen  selbst  ausge- 
sprochen und  anerkannt: 

D.  Die  Verbindlichkeit  eines  jeden  Bundes- 
glieds von  seiner  Seite,  und  das  Recht  eines 
jeden  gegen  alle  übrigen  auf  Unterlassung  und 
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Beseitigung  alles  dessen«  was  irgend  die  Ruhe 
und  den  Frieden  unter  ihnen  stören ,  oder  auch 
nur  auf  eine  solche  Störung  hinführen  könnte; 
aber  auch  auf  positive  Mitwirkung,  d.  i.  auf 
den  wirklichen  Gebrauch  und  die  Anwendung 
aller  der  Mittel i  wodurch  die  Erreichung  jenes 
Bundeszweks  bedingt  ist,  —  Diese,  zum  Theil 
negative ,  zum  Theil  positive  Sphäre  von  Ver- 
bindlichkeiten und  Rechten  begreift  der  Natur 
der  Sache  nach  in  sich  die  Verbindlichkeit  jedes 
Bundesgenossen: 

1.  Sich  aller  verführenden  oder  aufreizenden 
Einwirkung  auf  die  Diener  und  Unter» 
thanen  des  andern  zu  enthalten. 
t.  Die,  aus  dem  Gebiethe  des  andern  in  das 
seinige  entflohenen ,  Verbrecher  nicht  zu 
hegen  und  zu  schützen;  denn  beyde 
'wären,  dem  Bundeszwecke  geradezu 
entgegenstrebende ,  Handlungen  offen«^ 
barer  Feindseligkeit;  vielmehr: 
3.  Jene  Verbrecher,  so  wie  alle  entwichenen 
Militärpersonen,  auch  ohne  vorgängige 
Requisition  deshalb,  unverzüglicli  auszu« 
liefern ;  denn  nach  richtigen  Grund:<:ätzen 
kann  jeder  Verbrecher  nur  in  und  von 
dem  Staate  bestraft  werden,'  wo  und 
gegen  dessen  Gesetze  er  verbrochen  hat, 
und  diese  seine  Bestrafung  ist  ein,  nui^ 
4esn  betreffenden  Souverän  zuständiger. 
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Akt  der  Gerechtigkeit,  in  Hinsicht  dessen 
kein  anderer  Souverän  des  Bundes  sich 
Eingriff  oder  Behinderung  erlauben 
darf.  Das  Vorenthalten  der  entwichenen 
Militärpersonen  aber  wäre  ein  Entziehen 
der  Mittel,  den  Bundespflichten  Genüge 
zu  leisten.  Requisitionen  in  beyden 
Fällen  sind  blofse  Formalitäten ,  die 
eigentlich  nur  unter,  sich  fremden, 
Staaten  erforderlich  seyn  können.;  unter, 
zum  Zwecke  rechtlicher  Sicherheit, 
verbündeten  Staaten  hingegen  durch 
das  Band  und  den  Zwek  der  Vereinigung 
schon  von  selbst  ausgesprochen  sind, 
daher  in  einzelnen  Fällen  keiner  Wieder- 
holung bedürfen, 

4«  Sich  aller  solcher  Anordnungen  und  gesez- 
liehen  Bestimniuno:en  zu  enthalten ,  und 
wo  solche  bereits  vorhanden  sind,  sie 
abzuschaffen,  welche  den  Unterthanen 
der  übrigen  Bundesglieder  nachtheilig 
wären f  oder  nachtheilig  werden,  und 
dadurch  ein  Recht  zu  Retorsionen  begrün- 
den könnten;  noch  mehr  aber: 

5.  Sich  alles  Gebrauchs  der  Selbsthülfe  über- 
haupt, .und  insbesondere  aller  Art  von 
Repressalien ,  so  wie  der  eigenmächtigen 
Besizergreifung  oder  Entsetzung  in  strei- 
tigen Fällen  z\x  enthalten ;  indem  Hand« 
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lüngen  der  Art,   da^sie  nur  gar  z.u  leicht 
zn  Feindseligkeiten  und  Kriegen  Veran- 
lassung geben,    den  Zwek   des  Bundes 
vereiteln ,    und   überdiefs   der  ausdriik- 
lichen    Bestimmung   des  Artikek  9   der 
Bundesakte  entgegen  sind;  zufolge  der: 
6.  Alle  Bundesglieder  verpflichtet  sind,  sich 
des  einzig^ richtigen  Auswegs  zu  bedie* 
nen,    wodurch    allem   Mifsbrauche  des 
Zwangsrechts     und     der    Zwangsmacht 
imter    Staaten ,     wie    unter    einzelnen 
Menschen ,  unter  sich  kräftig  vorgebeugt, 
und  jeder 'in  seinem  Rechtsgenusse  auf 
eine  zu  Recht  beständige  Art  gesichert 
werden    kann ,  —    nämlich  ,    alle  unter 
ihnen    etwa  entstehenden  Irrungen  und 
Streitigkeiten ,  wenn  .der  Weg  gütlicher 
Ausgleichung    nicht    zum   Ziele    führen 
sollte ,     von     der     Bundesversammlung 
.  .  mittelst   eines  förmlichen  Rechtsoranges 

schlichten  zu  lassen,  und  sich  deren 
Entscheidung  willig  zu  unterwerfen. 
Es  ist  diese  Verpflichtung  der  Bundes- 
glieder die,  bereits  seit  geraumer  Zeit  von  d.er 
Theorie  erwiesene,  conditio  j  sine  qua  non  der 
Stiftung  eines  dauernden  Friedenszustandes  un- 
ter ,  zu  diesem  Zwecke  verbündeten  ,  Staaten 
unter  sich,  und  so  wie  die  erhabenen  Stifter  des 
Sundes  die  £rreichung  seines  Zweks  dur<;h  diese 
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Anordnung  auf  dem  richtigsten  Wege  zu  sichern 
bemüht  waren;  so  vritd  auch  der  Zwek  des 
Bundes ,  so  i^eit  er  sich  auf  Erhaltung  der  Kühe 
und  des  Friedens  unter  den  verbündeten  Staaten 
unter  sich  erstrekt .,  nur  in  demselben  Grade 
wirklich  erreicht  werden  können ,  in  welchem 
alle  Bundesgenossen ,  ohne  Ausnahme ,  zu  aller 
Zeit,  und  unter  allen  Verhältnissen  und  Um- 
standen, sich  dieser  Anordnung  wirklich  unter- 
ziehen werden.  Jede  Abweichung  davon  ist 
nothwendig  Vereitlung  des^Bundeszweks,  und 
ein  bedeutender  Schritt  zum  Verfalle  des  Bundes 
selbst.  Das  Fügen  oder  NiGhtfüg;en  in  diese 
Anordnung  von  Seite  der  einzelnen  Cundesglie- 
der  ist  das  sicherste  Kriteriuni  des  Daseyns  oder 
Mangels  des  Interesses  an  dem  Bestehen  de^ 
Bundes  9  und  dessen  Protektorium  wird  in  dem- 
selben Maafse  den»  ihm  in  dieser  Eigenschaft 
vorschwebenden  9  Zwek  erreichen ,  in  welchem 
es  bewirkt»  dafs  jener  Verpflichtung  von  Seite 
der^Bundesglied^r  ohne  alle  Ausnahme  Genüge 
geleistet  werde« 

Indem  das  Beybehalten  oder  die  Übernahme 
irgend  eines  Dienstverhältnisses  zu  einer  aus- 
wärtigen Macht  von  Seite  eines  Bundesgenossen 
mit  dem,  jedem  Bundesgliede  eigenen,  Karakter 
der  Souveränität  unvereinbar  und  unverträglich 
ist,  und  es  eben  so  wenig  der  Willkuhr  eines 
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einzelnen  Bundesglieds  überlassen  seyn  davff 
durch  Veräufserung  oder  Vererbung  eines  Bun- 
desstaats an  eine,  dem  Bunde  nic]pt  verwandte» 
Macht«  dexa  Bunde  entweder  ein  neues  Glied 
wider  seinen  Willen  aufzudringen,  oder,  im 
Falle  der  neue  Besitzer  dem  Bunde  nicht  bey- 
treten  ,  oder  vom  Bunde  nicht  auFgenommen 
werden  wollte,  die  Zahl  der  Bundesstaaten  zu 
mindern ,  und  seine  Macht  zu  schwächen ,  er- 
giebt  sich : 

E.  Die  weitertf^  in  den  Artikeln  7  und  8 
der  Bundesakte  ausdrüklich  anerkannte,  Ver- 
bindliqhkeit  jedes  Bundesglieds,  nie  irgend  ein 
Dienstverhältnifs  mit  einer,  dem  Bunde  Frem* 
den ,  Macht  einzugehen ,  und ,  wenn  er  bereits 
in  solchem  stehen  sollte,  sich  desselben  unmit« 
telbar  zu  entledigen,  oder,  was  ihm  ausdrüklich 
nachgelassen  ist,  sein  Fürstenthum  einem  seiner 
Kinder  abzutreten ;  auch  nie  seine  souveränen , 
zum  Bunde  gehörigen ,  Besitzungen ,  ganz  oder 
zum  Theile,  an  eine  solche  Fremde  Macht  zu 
veräufsern  oder  zu  vererben,  es  müfste  denn 
der  gesammte  Bund  mit  Einschlufs  des  Protek-* 
tors  eine  solche  Veräufserung  oder  Vererbung, 
unter  der  Bedingung  des  Beytritts  des  neuen 
Erwerbers  zum  Bimde  ,*  genehmigt  haben. 

§•     43. 
Es  bedarF  wohl   kaum   einer  Erinnerung, 

dafs  s'ämmtliche  bisher  auFgezählte  Verbindlich- 
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keilen  der  Bundesglieder  gegenseitig  seyen ,  und 
dafs  jeder  Verbindlichkeit  eines  jeden  Bundes« 
glieds,   als  solchen,   ein  Recht  auf  Seite  aller 
übrigen  entspreche ,  für  dessen  stete  Wirksam« 
keit  der  gesammte  Bund  einstehen  müsse.     Da 
aber  die  Bundesglieder  docli   immer  nur  Men« 
sehen ,  und ,  weil  sie  9  als  solche  9  auch  der  9  der 
Tendenz  des  Bundes  entgegenstrebenden  >  Ma« 
ximen  fähig  sind,  es  also  doch  immer  möglich 
bleibt,   dafs  einer  und  der  andere  seiner  Bun* 
desobliegenheit   nicht   Genüge    leiste  ,      seine 
Streitigkeiten  der  Schlichtung  durch  die  Bundes* 
Versammlung  nicht  unterwerfe ,  oder  dem  Voll* 
znge    ihrer    Entscheidung  *  sich     gewaltth'äcig 
widersetze,  auch  Keinem  zugemuthet  werden 
kann,  dafs  er  auf  blofse  Treue  und  Glauben  hin, 
dafs  alle  übrigen    sich  ihrer  Verbindlichkeiten 
gegen   ihn  stets  pünktlich  entledigen   werden, 
sich  die   Erfüllung   aller  Bundespflichten   zum 
unverbrüchlichen   Gesetze    seiner    Handinngen 
mache  ;  so  ist  unumgänglich  nöthig,  dafs,  indem 
das  Protektorium  zufolge  seines  Begriffs  nur  die 
Hoffnung  auf  ein  subsidiarisches  Einschrei- 
ten gewährt,  der  Bund  selbst  mit  einer,  stet« 
bereiten «   exekutiven  Macht ,     und    zwar  mit 
einer  solchen  Übermacht  versehen  sey,  die  über 
die  Erreichung  des  Zweks,  den  Bundbrücliigen 
oder    Widerspenstigen    zur    Erfüllung    seiner 
Schuldigkeit  zu  zwingen,  nicht  den 


Zweifel  übriglasse;  denn  nur  unter  der  Voraus« 
Setzung  einer  solchenMacht  kann  jeder  die  sichere 
Überzeugung  hegen ,  dafs  er  den  Zwek  seines 
Seyns  im  Bunde  zuverläfsig  erreichen  werde. 

Eine  solche  Macht,  wie  die  geforderte,  ist 
nur  die  vereinigte  Macht  aller  einzelnen  Bundes- 
glieder ,  und  der ,  im  Wollen  des  Zweks  des 
Bundes  selbst  übereinstimmende  ,  Wille  aller 
Dundesglieder  nöthigt  sie  zur  gleichen  Vereini«* 
gung  ihres  Willens  im  Wollen  des  zu  Erreichung 
jenes  Zweks  imumgänglichen  Mittels,  nämlich 
der  Bealisirung  einer,  aus  den  Beyträgen  der 
Macht  der  einzelnen  zu  etablirenden,  Gesammt«> 
und  Übermacht,  um  erforderlichen  Falls  den 
Bundbrüchigen  oder  Widerspenstigen  zur  Buk* 
kehre  zur  rechtlichen  Ordnung  zu  zwingen; 
oder,  im  Falle  d^  Zwek  der  Sicherheit  auf 
keine  andere  Art  vollkommen  zu  erreichen 
stünde  ,  denselben  aus  der  Zahl  der  Bundes«^ 
glieder  zu  vertilgen.  —  Indem  die  Zusammen 
Setzung  dieser  Macht  nicht  für  immer,  sondern 
nur  auf  einen  eingetretenen  Fall  der  voraus 
unterstellten  Art,  und  nur  zu  dem  angegebenen 
Zwecke,  nothwendig  ist,  und  statt  findet,  auch 
der  Beschlufs  ihrer  Zusammensetzung  nur  von 
dem  gesammten  Bunde  ausgehen  kann ,  so  liegt 
hierinn  zugleich  die  Unmöglichkeit,  dafs  der 
Wille  und  die  Bichtung  dieser  Macht  je  ein 
^nder^r  oder  eine  andere  seyn  könne,   als  der 
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gemeinsame  Wille ,  und  die  durch  seinen  Zwek 
geleitete  Richtung  des  Bundes  selbst;  folglich 
auch  zugleich,  die  Garantie,  dafs  diese  Macht 
nie  gegen  den  einzelnen  gekehrt  werden  könne» 
aufser  in  dem ,  durch  ihn  selbst  herbeygeFührtent 
Falle  einer  Verletzung  seiner  Bundespflicht. 
Indem  aber  für  diesen  Fall  die  Aufbringung  der 
erforderlichen  exekutiven  Übermacht  unfehlbar 
erfolgen  muls,  so  ergiebt  sich  hieraus: 

F.  Die»  zwar  nicht  durch  den  Buchstaben 
der  Bundesakte»  aber  desto  bestimmter  durch 
den  Geist  und  Zwek  des  Bundes  selbst  ausge- 
sprochene, Verbindlichkeit  aller  Bundesgenossen 
insgesammt»  und  jedes  Einzelnen  insbesondere, 
auf  erfolgten  Antrag  der  Bundesversammlung 
die  ihm ,  mit  Büksicht  auf  das  Bedürfnifs  des 
Bundes  und  das  Verhältnifs  seiner  individuellen 
Kraft  abverlangte ,  Macht  ungesäumt  dem  Bu;|^e 
zu  Gebote  zu  stellen ,  oder  unmittelbar  selbst 
zum  Vollzuge  des  ihm  gemachten  Auftrags  ohne 
alle  Widerrede  zu  verwenden ,  und  es  versteht 
sich  von  selbst ,  dafs  jede  Saumseligkeit  oder 
Unfolgsamkeit  in  Erfüllung  dieser  Verbindlich- 
keit, selbst  als  eine  Verletzung  der  Bundespflicht 
müsse  angesehen ,  und  von  allen  übrigen  müsse 
behandelt  werden. 

Durch  pünktliche  Erfüllung  aller  bisher 
aufgezählten  Verbindlichkeiten ,  und  die  darinn » 
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dafs  —  indem  jeder  vorhersieht,  er  werde,  im 
Falle  er  seiner  Verbindlichkeit;  sich  entziehen  i 
oder  gar  dem  Bunde  zuwider  handeln  würde, 
durch  die  vereinigte  »  die  seinige  ohne  allen 
Vergleich  übertreffende ,  Macht  aller  übrigen 
bezwungen  werden  —  nicht  wohl  einer  einen 
tollkühnen  Versuch  jener  Art  wagen  könne, 
liegende  Garantie  für  jene  pünktliche  Erfüllung, 
ist  die  Erreichung  des  Bundeszweks  in  seiner 
ersten  Richtung  vollkommen  gesichert;  und, 
indem  jedes  einzelnen  Bundesglieds  Wollen 
seiner  eignen  Sicherheit  und  Ruhe  vor  den 
übrigen  Bundesgliedern,  und  die  Erreichbarkeit 
dieses  seines  WoUens  bedingt  ist  durch  das 
Wollen  und  die  Sorge  für  die  Sicherheit  und 
Ruhe  der  übrigen  Bundesglieder  vor  ihm,  das 
Wollen  der  erster en  Art  aber  bey  jedem  ganz 
gewifs  vorhanden ,  und  die  Erreichung  des 
Objekts  dieses  WoUens  ohne  das  Wollen  der 
^weyten  Art  unmöglich  ist,  kann  jeder  Bundes« 
genösse  die  feste  Zuversicht  hegen ,  dafs  er  den 
Zwek  seines  Beytritts  zum  Bunde  unfehlbar 
erreichen  werde. 

§.     44. 
Erhaltung    des   Friedens    mit  aus* 

wärtigen,  zum  Bünde  nicht  gehöri- 
gen, Mächten,  und,  im  Falle  eines 
unvermeidlichen  Kriegs,  gemeinsame 
Vertheidigung  ist  die  weitere  Vorstellung, 
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welche  zur  Konföderation  bestimmte ,  d.  i.  der 
weitere  Zwek  des  Bundes ,  welcher  ebenmäfsig 
in  der  schon  erwähnten  Erklärung  am  Reichs- 
tage ^  und  im  Eii^gange  der  Bundesakte  ausdrük- 
lich  angegeben  ist.  Eine  genauere  Analyse  dieses 
Zweksy  nämlich  der  Vorstellung,  dafs  Erhaltung 
des  Friedens  für  alle  Verbündete  mit  auswärtigen 
Mächten ,  und  gemeinsame  Vertheidigung , 
Zwek  der  Verbündung  selbst  sey,  führt 
zu  den  Bemerkungen: 

1.  Dafs  ,  wenn  gleich  die  Besorgung  ihrer 
gewöhnlichen  Geschäfte  ,  und  die  Lei- 
tung ihrer  Verhältnisse  mit  auswärtigen 
Mächten  den  einzelnen  Gliedern  des 
Bundes,  vermöge  ihrer  Souveränität,  in 
der  Regel  überlassen  bleiben  mufs, 
dennoch,  sobald  in  jenen  Verhältnissen 
Kollisionen  eintreten ,  welche  zu  einem 
Bruch  des  Friedens  führen  können  ,  die 
Sache,  wegen  des  jezt  unmittelbar  ein- 
tretenden Interesses  des  ganzen  Bundes 
daran,  ausnahmsweise  nunmehr  zum 
Ressort  des  Bundes  selbst  geeignet  sey. 
Dafs  selbst  bey  jener,  in  der  Regel  den 
einzelnen  Bundesgliedern  selbst  z.ustän- 
digen,  eigenmächtigen  Besorgung  und 
Leitung  ihrer  Geschäfte  und  Verhältnl^^se 
mit  und  zu  auswärtigen  IVlächten  nichts, 
wodurch  die  rechtliche  Sicheiheii  uud 


s. 
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Ruhe  der  übrigen  Bundesglieder  gestört 
oder  gefährdet  würde  ,  also  nichts  auf 
Kosten  und  Gefahr  der  übricren  Bundes* 
glieder,  unternommen  oder  stipulirt 
werden  dürfe,  indem  auch  hierbey  der 
Zwek  der  eignen  Sicherheit  und  Ruhe 
jedes  einzelnen  Bundesglieds  gegen  aufsen 
nothwendig  an  gleiche  Rüksicht  auf  die 
Sicherheit  und  Ruhe  aller  andern  Bun- 
desglieder in  derselben  Richtung  gebun- 
den seyn  mufs. 

3.  Dafs  aus  demselben  Grunde  von  einem  ein« 

zelnen  Bundesgliede  nichts  unternom- 
men werden  dürfe,  wa5  gerechte 
Beschwerden,  und  auf  deren  Grund  einen 
gerechten  Angriff  von  einer  auswär- 
tigen Macht,  gegen  den  doch  der  gesammte 
Bund  mit  seiner  Macht  einstehen  müfste, 
veranlassen  könnte.    ^Endlich: 

4.  Dafs  kein  Bundesglied  befugt  seyn  könne, 

einseitig  für  sich  Offensiv-  und  Defensiv- 
bündnisse mit  irgendeiner,  dem  Bunde 
nicht  verwandten,  Macht,  die  dasselbe 
in  fremde  Kriege,  die  folgeweise  dennoch 
das  Einschreiten  des  Bundes  zu  seiner 
Vertheidigung  erheischen  könnten ,  ver- 
wickeln dürften,  abzuschliefsen ,  indem 
der  Gebrauch  der  Bundesmacht  zum 
Beholte  des  Kriegs  nicht  von  den  wiIU 


kührlichen  und  einseitigen  Vorschrltteu 
der  einzelnen  Bundesglieder  abhängig 
5eyn  kann ,  aus  M^elchem  Grunde  denn 
eben  auch  der  einseitige  Beschlufs  eines 
Kriegs  von  Seite  eines  Bundesglieds  der 
Natur  der  Sache  nach  sich  eben  so  als 
widerrechtlich  und  unzuläfsig  darstellt ^ 
wie  die  Behauptung  einer  Neutralität  im 
Kriege  des  Bundes,  oder  der  einseitige 
Abschlufs  eines  Friedens. 

§.     45. 

Aus  diesen ,  unmittelbar  aus  der  Natur  des 
angegebenen  Zweks  entwickelten»  Bemerkun- 
gen, in  Verbindung  mit  den  Artikeln  35,  oG 
und  38  der  ^undesakte  selbst ,  resuUiren 

G.  folgende,  die  Erreichung  jenes  Zweks 
bedingende,  Verbindlichkeiten  jedes  einzelnen 
Bundesglieds :     ' 

1.  Bey  der  Besorgung  und  Leitung  seiner 
Geschäfte  und  Verhältnisse  mit  und  'zu^ 
auswärtigen  Mächten  seine  Bundesgenos« 
sen  wenigstens  in  der  negativen  Art  stets 
zu  berüksicbtigen ,  dals  durch  jene  die 
Rechtssphäre  und  Bube  der  leztern  in 
keinier  Hinsicht  gefährdet  werde. 
s.  Alles  das  zu  vermeiden,  was,  ohne  seiner 
Souveränität  oder  der  Auktorität  des 
Bundes  etwas  zu  vergeben,  vermieden 

11 


i6s 


werden  kann,  um  die  friedlichen  Ver- 
hältnisse mit  auswärtigen  Mächten  nicht 
au  unterbrechen  ,  und  den  Bund  der 
Gefahr  eines  Kriegs  zu  überheben. 

3.  Im  Falle  es  seine  gegründete  Beschwerden 

gegen  eine,  dem  Bunde  nicht  verwand-^ 
ten,  Macht  im  Wege  diplomatischer 
Verhandlungen  zu  heben  nicht  vermag, 
jene  Beschwerden ,  so  wie  insbesondere 
seine  Bemerkungen  über  die  Rüstung 
einer  solchen  benachbarten  Macht  (Arti- 
kel 56  der  Bundesakte  )y  die  gegen  den 
Bund  oder  einen  seiner  Genossen  gerichtet 
scheint,  zur  Kenntnifs  des  Bündel  zu 
bringen ,  um  über  die  Räthlich  -  oder 
Nothwendigkeit  eines  Kriegs  zu  berathen, 
oder  durch  das  Einschreiten  der  Äukto« 
rität  des  Bundes  und  vorzüglich  seines 
Frotektoriupis  jenen  Beschwerden  noch 
im  Wege  der  Güte  abgeholfen  zu  sehen. 

4,  Sich  aller  einseitigen  Offensiv-  und  Defen- 

sivbündnisse   mit    auswärtigen  ,      zum 
Bunde    nicht    gehörigen ,  Mächten  ,    so 
wie. des  einseitigen  Beschlusses   irgend 
eines  Kriegs  zu  enthalten. 
5  Auch  im  Frieden  imunterbrochen  das  stipu- 

lirte  Kontingent  in  der  Art  zu  erhalten, 

« 

damit  im  Falle  der  Nothwendigkeit  des, 
dem  Bundeszwecke  gemäfsen,  Gebrauchs 
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desselben  nie  die  Gefahr  des  Verzugs 
eintreten  kiSnne ,  gerade  aber  durch 
stete  Bereitschaft  das  -v^irkliche  Eintreten 
solcher  Fälle  möglichst  verhütet  werde. 
6.  Im  Falle  eines  vom  Bunde  beschlossenen, 
oder  eines  von  Seite  des  Alliirten  des 
Bundes  zu  bestehenden  Kontinentalkriegs, 
auf  erfolgten  Antrag  des  Protektors  y  das , 
im  Art.  33  oder  einzelnen ,  als  nachträg- 
liche Bestandtheile  dieses  Artikels  zu 
betrachtenden  ,  Verträgen  stipulirte »  in 
einzelnen  Fällen  von  derBundesveisamm- 
lung  durch  Stimmenmehrheit  mit  Rük- 
siebt  auf  das .  Bedürfnifs  zu  mindernde 
oder  zu  mehrende  (m.  s.  die  Anmerk.) 
Kontingent  unverziiglich  und  in  voller 
Rüstung  zu  stellen«  und  dasselbe,  sowie 
die  in  seinem  Gebiethe  etwa  befindlichen 
Festungen  der  Disposition  des,  die  Ge- 
sammtarmee  kommandirenden ,  Chef.^ 
unbedingt  zu  unterwerfen ,  auch  das 
gestellte  Kontin^rent  vollzählig  zu  er- 
hallen, 

7.  Im  Kriege  selbst  nie   zu  einer  Neutralität 

sich     zurükzuziehen ,       noch     einseitig 
Frieden  zu  ichlicfsen. 

8.  Endlich,  fremden  Truppen,    selb-t  unbe- 

waffneten,  nie    ohne   Einwilligung    de» 
ganzen  Bundes  d<.n  Durcumai^ch  durch 
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sein  Gebieth  zu  gestiEHten;  indem  hier- 
bey  die  Sicherheit  des  ganzen  Bundes 
interessirt  ist. 

Anmerkung«     Herr  Brauer  bebaaptet  (in  den  schon 
angeführten    Beytr'igen »    Saz  5o. )  :      »»In    einer 
deutschen  Reichsverbindung    konnte    die  oberste 
Staatsgewalt    krjift    der    Regieruugsbefugnisse    in 
jedem  Falle  bestimmen »    wieviel  für   das  Staats- 
bestc   zu  thün  sey ;    aber  nicht  voraussehen, 
w^ie  viel  in  jedem  nbthig  seyn  werde »  und  so  war 
es  natürlich»  dafs  man  ein  Minimum  (des Kontin- 
gente) zum  Maafsstab  nahm»   und  dessen  Multi- 
plikation der  Entschliefsang  für  jeden  Fall  über- 
liefs«     In  einem  Bunde  von  gleichberechtig- 
ten   Souveränen    findet  eine    solche   Gewalt  mit 
ihrem  Bestimmungsrecht  nicht  statt:    Jeder  kann 
'  nur  zu  demjenigen  schuldig  seyn »    wozu  er  sich 
verbindlich  gemacht  hat ;   Minderungen  dieser 
Verbindlichkeit  können  nachmals  wohl  von  den 
mehreren  Stimmen  9  jawohl  von  einem  Einzelnen 
betheiligten»     wenn   ein  Einzelner    der  ist»    zu 
dessen  Gunsten  die  ErruUung  det  Verbindlichkeit 
in  Frage  gestellt  wird»    bewilligt   werden;    aber 
Erschwerung  der  eingegangenen  Verbindlich- 
keit kann  keinem  ohne  seine  Zustimmung  auferlegt 
werden»    weil  hier  die  Verschiedenheit   der  Be- 
theiligung keinen  Ausschlag  durch  Stimmenmehr- 
heit gestattet.     Deswegen  mufs  in  einem  solchen 
Staatenbunde  ein  Maximum  des  Bundeskontingents 
bestimmt  seyn »    wobey  nachmals    dem   Bundes- 
rnthe  nur  überlassen  bleibt,  je  nachdem   die  Liage 
der  Umstände' in  der  Ansicht  des  mehjreren  Theila 
der Bundesstimmen  es gesu ttet »  einen  Nachlaf» 
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an  dieser   SchuIdigLeit  durch  Bewilligung  einer 
geringeren  Maniischafustellung  zu  verfugen, <<  — ■ 

■ 

Obgleich  ich  nicht  einsehe»  warum  es  absolut 
unthunlich  gewesen  seyu  sollte  |.  auch  bey  dem 
Bunde  ein  Minimum  des  asu  stellenden  Koutingents 
zu  bestimmen »  und  es  nachher  der  Bundesver- 
sammlung zu  überlassen  9  nach  Maafsgabe  des 
Bedürfnisses  die  nöthige  Multiplikation  zu  reguÜ- 
xeni  so  kann  man  gleichwohl  zugeben  >  dafs  es 
natürlicher  und  gerathener  gewesen  seyn  möge» 
ein  Maximum  in  der  Art»  wie  es  geschehen» 
festzustellen ;  auch  ist  richtig »  dafs  für  den  Bund 
keine  selche  Gewalt  bestehe»  welche  aus  ihrem 
Frivatwillen  eine  Vermehrung  dieses  Maximums 
anzubefeldeu  rechtlich  befugt  w2re ;  aber  konnte  und 
kann  denn  der  Bund  voraussehen»  wie  viel  in 
jedem  .Falle  nöthig  seyu  werde  »  und  ob  nicht 
aufs  erordentliche  FUHe  eintreten  werden» 
in  welchen  eine  aufs  erordentliche  Kruftan- 
•irengung  absolut  erfordert  würde  7  Und »  wenn 
nun  ein  solches  aufserordentliches  Bedürf- 
nifs  wirklich  eingetreten  ist»  soll  dann  die  Er- 
reichung des  Bundeszvf  eks »  wohl  gar  die  Behaup« 
tung  der  Existenz  des  Bundes  selbst»  von  der 
individuellen  Zustimmung  der  Einzelnen  abhängig 
seyn?  Ist  diefs  nicht  eine  wahre  gemein- 
schaftliche  Angelegenheit  des  Bundes»  die  von 
der  Bundesversammlung  durch  Stimm  en- 
mehrheit  zu  reguliren  ist  ?  Wie  kann »  wie 
darf  bey  einer  solchen  wahrhaft  gemeinschaft- 
lichen Angelegenheit  des  Bundes  von  einer  Ver- 
schiedenheit der  Betheiligung  derBun- 
desindividuen   auch  nur  der  Gedanke  kommen? 
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Und  was  kann  alao  dem  ^tattHnden  des  Ausschlaga 
« 

durcb  StimmenmehrUeit  im  Wege  stehen  ?    In  der 
Wahl  der  nothwendigen   Mittel    zur  Erreichung 
des  Zweks  und  der  Beständigkeit  des  Bundes ,  als 
der  im   vorzüglichsten   Grade   gemeinscliaftlichea 
Angelegenheit  desselben »  darf  durchaus  nichts  auf 
die 9  durch  seine  Privatbetheiligung   etwa, 
geleitete  9    WillkUhr  eines  einzelnen  Bundesglieds 
gesrellc  werden ,    und  das  Einreifsen  einer,   dem 
entgegengesezten^  Maxime  mufste  nothwendig  das 
Grab    des   Bundes    werden.      Ich   glaube    diesem 
allem  nach   mit  Recl^t  behaupten  zu  können ,  dafs 
zwar  in    der  Regel  jedes  einzelne  Bundesglied 
nur  verpflichtet  werden  könne  f  das »  ihm  zu  seinem 
Antheile  regulirte,    Kontingent,     als   das    regel- 
mlfsige  Maximum»  zu  stellen;   dafs  ebet»  so  wie 
bey  minderem  Bedürfnisse  durch  Stimmenmehr- 
heit ein  Nachlafs  an  dieser  Schuldigkeit  durch 
Bewilligung  einer  geringeren  Mannschaftsstellung» 
sowie  auch    bey    aufs  erordentlichem  Be- 
dürfnisse ,  wo  es  die  Existenz  des  Bundes  absolut 
erheischt,  die  Stellung   eines i    nach  dem  Maafs- 
stabe  des  Maximums   eines   Jeden  mit  Gleichheit 
zu  enheilenden  >  sur  plus  durch  Stimmenmehrheit 
verfugt  werden  könne.     Wollte  man  tliese  Stim- 
menmehrheit nicht  gelten  lassen ,  so  würde  wohl 
nie  ein  Beschlufs  zu  Stande  kommen ,   und  dann 
nur  das  eintreten  ,    was  »    der  Erfahrung    nach » 
wirklich  schon  eingetreten  ist« 

Es  wurde   bereits   voraus    (§.38.  B.)  der 
Grund4^    von  mir  ausgesprochen  und  ];)egründet» 
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dafs  alle  verbündete  Staaten  gegründeten  An- 
spruch haben  auf  vollkommene  Gleichheit  des 
Bechts  seiner  Form  nach ,  sowohl  in  der  Eisren- 
Schaft,  als  Staaten  überhaupt,  als  in  der, 
als  Bundesstaaten  insbesondere.  Aus  der 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  auf  das  Recht 
der  Theilnahme  an  den  Verhandlungen  der, 
znr  Besorgung  der  gemeinschaftlichen  Ange«* 
legenheiten  angeordneten ,  Bundesversammlung 
orgiebt  sich : 

H.  Das  Recht  jedes  einzelnen  Bundesglieds, 
an  eben  diesen  Verhandlungen  der  Bundesver- 
5amrolung  einen,  mit  allen  übrigen  Gliedern 
des  Bundes  in  jeder  Hinsicht  gleichen,  An- 
theil  zu  nehmen,  nnd  sich  demnach  eines  in 
jeder  Hinsicht  gleichen  Stimmrechts  in  dieser 
Versammlung  zu  erfreuen.  Denn  durch  Verträge 
der  Einzelnen  mit  den  Einzelnen  ist  das  Ganze, 
de%Band,  entstanden,  imd  dadurch,  dafs  alle 
Einzelne,  mit  allen  Einzelnen,  als  einem 
Ganzen ,  kontrahirten ,  ward  es  eigentlich  voll- 
endet. Jeder  Einzelne,  der  mit  dem  Ganzen 
kontrahirte ,  ward  sonach  ein  Theil  des  Ganzen, 
und  'flofs  mit  ihm  zusammen  ;  es  mufs  also  auch 
jeder  Einzelne,  der  in  seiner  Verbindung  mit 
allen  übrigen  Einzelneh  jenes  Ganze  bildet,  als 
ein  ergänzender  Theil  des  Bundes  betrachtet 
vrerden.  Da  nun  der  rechtliche  Effekt  aus  dem 
Bundesvereine  für  Jeden ,  der  ihm  beygetreten 
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ist)  der  Form  nach  gleich  seyn  mufd,  und  die  \ 

einzig  rechjtliche  Bedingung  der  aktiv^en  Theil- 
nähme  an  den  Bundesverhandlungen,   nämlich 
die  Selbstständigkeit ,   d.  h.  das  Vermögen  der 
freyen  Selbstbestimmung ,   oder  das  Vermögen , 
sich  zum  Entschlüsse  selbst  genug  zu  seyn,  bey 
jedem  Bundesstaate  und  seinem'" Souveräne   in 
gleichem  Maafse  vorhanden  ist;  überdiefs,  wenn 
auch  der  eine  mehr  Eigenthum  und  mehr  Rechte 
der  Materie  nach  hat ,    als  der  andere ,  den- 
noch  darum  keiner  mehr  Bundespersönlichkeit 
hat ,  als  der  andere,  weil  diese  keine  ausgedehnte 
Gröfse,    sondern  eine  absolute  Einheit  ist;   so 
glaube  ich  auch  mit  hinreichendem  Grunde  jene 
Gleichheit    des  Rechts   in   der  Theilnahme  an 
den  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  für 
jedes  Glied  des  Bundes  postulirt  zu  haben;  und 
eine  weitere  unmittelbare  Folge  dieser  Gleich* 
heit  aller  Bundesglieder  in  Ansehung  derStiipim- 
gebung  ist ,    dafs  auch   jedes  Bundesglied,    sq 
wie  es  nur  eine  Person  ist,  so  auch  selbst  in 
dem  Falle ,    wenn  es  in  der  Folge  vermittelst 
eines,  in  dem  von  der  Bjundesakte  unterstellten 
Falle  geltend  gemachten ,  Erbfolgerechts  in  den 
'   Besiz  eines  andern  Bundesstaats  käme,  dennoch 
nur  eine  Stimme  in   der  Bundesversammlung 
haben  könne,  weil  der  auf  solche  Weise  neu  er- 
worbene  Staat ,    in   Verbindung  mit  dem   ur- 
sprünglich besessenen,  doch  nur  einen  Staat 
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bilden ,  und  in  seinem  Besit;&er  sich  did  Eigen- 
schaft eines  Bundesglieds  nicht  gleichsam ,  ver- 
doppeln wird» 

§.  ■  47. 
Erlägt  man,  dafs  —  aufser  der  Entschei- 
dung der  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich  —  nur  solche  Geschäfte,  welche  auf  die 
Erreichung  des  Bundeszweks  direkten  oder 
indirekten  Bezug  haben,  also  nur  im  eigentlichen 
Verstände  gemeinschaftliche  Angelegen- 
heiten des  Bundes,  Objekte  der  Berathung  und 
Thätigkeit  der  Bundesversammlung  seyn  können 
nnd  sollen,  dafs  also  aus  eben  diesem  Grunde 
^—  jene  Streitigkeiten  ausgenommen ,  bey 
welchen  jedoch  die  betheiligten  Partheyen  selbst, 
da  Niemand  Richter  und  Parthey  zugleich  seyn 
kann,  ohnediefs  nicht  mitstimmen  können  -— 
nie  jura  singulormn  bey  der  Bundesver- 
sammlung zur  Sprache  und  Berathung  kommen 
können;  daCs  ferner  bey  dem  gegenwärtigen 
Geiste  der  Zeit  an  eine  Trennung  der  Bundes- 
glieder in  ein  Corpus  Catholicorum  et  Evange» 
licorum  hoffentlich  nicht  zu  denken  sey;  so 
wird  wohl  kein  gegründeter  Zweifel  mehr 
obwalten,  dafs  es  an  allem  Grunde  fehle,  der 
das  Stattfinden  des  Ausschlags  durch  Stimmen- 
mehrheit, als  den  natürlichsten  Weg,  zum 
Beschlüsse  zu  gelangen ,  bey  irgend  einer  * 
Berathung  der  Bundesversammlung  behindern 
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< 
könnte;  dafs  vielmehr  dieses  Stattfinden  durch 

0 

die  Natur  der  Sache  nothwendig  und  geboten 
sey.    Hieraus  resultirt  denn: 

I.  Die  weitere  Verbindlichkeit  jedes  Bun- 
desglied.s  dem  durch  Stimmenm^rheitgefafsten 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  sich  zu 
fügen,  und  solchen  als  unverbrüchliches  Gesez 
des  Bundes  zu  befolgen.  Da  man  voraussetzen 
mufsy  dafs  alle  einzelne  Bundesglieder  ^  von 
einem,  dem  peiste  der  Bundesverfassung  zusa- 
genden, j&emeinsinne  beseelt,  nur  nach  dem 
Interesse  des  Ganzen ,  wodurch  ihr  individuelles 
Interesse  bedingt  ist,  als  nach  ihrem  Hauptleit-^ 
Sterne,  unverwandt  aufblicken  werden;  dafs 
jedes  einzelne  Bundesglied  nichts  anders  wollen 
könne,  als  was  mit  dem«  durch  die  Idee  des 
Bundes  angeregten  und  bestimmten,  gemein* 
5amen  Willen  übereinstimmt,  unter  welcher 
Voraussetzung  denn  in  dem  Beschlüsse  der  Mehr- 
heit auch  der  Wille  jedes  Einzelnen  enthalten 
seyn  mnfs,  so  kann  auch  der  Einzelne  d^rch 
feine  Unterwerfung  unter  den  Beschlufs  der 
Stimmenmehrheit  nicht  nur  nicht  gefährdet  seyn, 
sondern  er  kann  vielmehr  darinn  nur  ein  notli- 
wendiges  Mittel  und  eine  sichere  Gewähre  für 
die  ErreichjLing  des  Zweks  seines  Beytritts  zur 
Vereinigxmg  selbst  finden. 
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Es  kann  nicht  wohl  fehlen ,  dafs  nicht 
manchmal  zur  Erreichung  des  Bundeszweks  ein 
Aufwand  sollte  gemacht  werden  müssen ,  der 
eben,  weil  er  jFür  das  Ganze  gemacht  wird, 
auch  von  allen,  das  Ganze  konstituirenden , 
Einzelnen  nach  Verhältnifs  ihrer  individuellen 
Kräfte  bestritten  werden  miifste.  Ich  nenne 
nur  z,  B.  den,  zum  Vollzuge  eines  Beschlusses 
der  .  Bundesversammlung  nöthigen ,  Aufwand : 
die  Verproviantirung  der  Festungen  im  Bezirke 
des  Bundes  im  Falle  eines  Kriegs ,  welche ,  da 
leztere  zur  unbedingten  Disposition  des  Bundes 
tiberlassen  werden  müssen,  dem  Rechte  und 
der  Billigkeit  gemäfs  auch  von  allen  zu  bestrei- 
ten seyn  dürfte  u.  s.  w.  In  allen  solchen  Fällen 
ist  denn  unläugbar: 

K.  Jedes  Bundesglied  verbunden,  den, 
zur  Bestreitung  eine^  für  das  Ganze  erforder* 
liehen  Aufwandes  nothwendigen ,  von  der  Bun* 
desVersammlung,  mitRüksicht  auf  das  Maafs  der 
individuellen  Kräfte,  durch  Stimmenmehrheit 
repartirten,  Beytrag  unverzüglich  abzuliefern, 
wozu  jeder,  da  das  Wollen  des  Zweks  auch 
nothwendig  das  Wollen  der  Mittel  zum  Zwecke 
omschliefst,  durch  seinen  Bey tritt  zum  Bunde 
auch  zum  voraus  seine  Einwilligung  schon 
ertheilt  hat. 
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§.    49- 

f 

Sr.  Majestäti  dem  Kaiser  von  Frankreich, 
stehen  in  der  doppelten  Eigenschaft ,  als  P  r  o  • 
tektor  und  als  Alliirten  des  Bundes,  Rechte 
inancherley  Arx  zu,  welche  vofaus  im  VI.  Ab- 
schnitte bereits  aufgezählt  *vnirden.  Je  gröfser 
die  Wohllhat  ist,  welche  aus  der  Ausfüllung 
dieser  Rechtssphäre  für  den  Bund  im  Ganzen, 
wie  für  jeden  Einzelnen  seiner  Genossen  erwach- 
sen mufs,  desto  enger  ist  für  jeden  solchen: 

L.  Die  Verpflichtung,  alle  jene  Rechte 
zu  respektiren ,  und  den  ihnen  entsprechenden 
Verbindlichkeiten  voIlkommenGenüge  zu  leisten, 
insbesondere,  im  Falle  eines  von.  Seite  Frank- 
reichs  zu  bestehenden  Kontinentalkriegs,  dem- 
selben das  regulirte  Kontingent  unverzüglich  zu 
Gebothe  zu  stellen,  und  ich  habe  bereits  in 
dem  eben  bemerkten  Abschnitte  erinnert ,  dafs 
Gründe  genug  vorhanden  sind,  welche  die 
Erfüllung  dieser  Verbindlichkeiten  den  Bundes- 
gliedern aus  Rüksichten  ihres  eigenen  Interesses, 
so  wie  der  Dankbarkeit ,  eben  so  anräthig  als 
nothwendig  m/ichen. 

§.     5o. 

Als  spezielle  Obliegenheiten  einzelner 
Bundesglieder  sind 

M.     zu  bemerken : 
1.  Die  Verbindlichkeit    des   Fürsten   Salm, 
dem  Grofsherzoge  von  Berg  einen  Kom- 


munikationsweg  durch  seine  Staaten  zu 
gestatten.  (Art.  04  derBundesakte.) 
fi.  Die  Verbindlichkeit  des  Königs  von 
Bayern,  die  Städte  Augsburg  und 
Lindau  zu  befestigen,  in  dem  ersten 
dieser  beyden  Plätze  Artillerieanstalten 
zu  errichten ,  und  beständig  zu  erhalten, 
und  in  dem  zweyten  Platze  eine  Anzahl 
Gewehre  und  Munition,  zu  einer  Reserve 
hinreichend ,  zu  hinterlegen ;  ferner  zu 
Augsburg  Bäckereyen  anzulegen,  um 
eine  hinlängliche  Quantität  Zwiebak  ver* 
fertigen  zu  können,  damit  im  Falle  eines 
Kriegs  der  Marsch  der  Armeen  keiner 
Zögerung  ausgesezt  sey.  (Art  3j  der 
Bundesakte.) 

3.  Die  Verbindlichkeit  des  Grofsherzogs  von 

Berg,  der  £5.  Militätdivision  in  Rük- 
sieht  der  Artillerie,  des  Ingenieurfaches, 
und  der  Gensdarmerie  die  Festung 
Wesel  in  eben  der  Kategorie  bestehen 
zu  lassen,  in  welche  das  französische 
Roerdepartement  gesezt  ist.  (Verordnung 
vom  CM.  Juli  x8o6.) 

4.  Die  Verbindlichkeit  des  Königs  von  Sach- 

sen und  aller  sächsischen  Häuser,  der 
katholischen  Religion  gleiche  Übung, 
und  gleiche  bürgerliche   und  politisch» 
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Rechte,  mit  der  lutherischen,  zu  gestatten. 

(In  Gefolge  besonderer  Verträge.) 

§•  5i. 
Hiermit  ist  die  Sphäre  der  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Bundesglieder,  als  solcher, 
nach  meinem  Ermessen  in  den  Hauptmomenten 
entschöpft,  und  durch  diese  Entfaltung  die 
Wahrheit  des  voraus  schon  überhaupt  ausge- 
sprochenen Satzes  bewährt,  dafs  gegenseitige 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  auf  gegenseitige 
Leistung  und  Empfang  des  nöthigen  Schutzes» 
zur  Erhaltung  der  inneren  und  äufseren  recht- 
lichen Sicherheit,  des  inneren  und  äufseren 
Friedens,  das  wahre  Wesen  des  Verhältnisses 
ausmachen,  durch  welches  die »  übrigens  selbst- 
ständigen und  unter  sich  unabhängigen,  Staaten 
der  rheinischen  Konföderation  zueinander  ver- 
bündet sind,  und  durch  diese  ihre  Verbündung 
ein  Ganzes,  d^n  rheinischen  Staatenbund,  kon-* 
stituiren.  Es  ist  unverkennbar,  dafs  auf  der 
Respektirung  und  Erfüllung  dieser  gegenseitigen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  das  wahre  Heil 
des  Bundes  beruhe,  dafs  in  eben  diesem  Sinne 
der  bekannte  Wahlspruch:  »salus  -publica  jii- 
prema  Zexfjto^*  den  Bundesgliedern,  als  solchen, 
unverrükt  vorschweben  müsse,  und  dafs  diese 
in  demselben  Grade  den  Zwek  des  Bundes 
erreichen ,  oder  sich  von  dem  Ziele  ihrer  Ver- 


m 

bünduog  entfernen  werden ,  in  welchem  sie 
diesen  ihren  Bundesobliegenheiteu  gewissenhaft 
Genüge  leisten  y  oder  denselben  auf  direkte  oder 
indirekte  Art  sich  entziehen,  o4er  dieselben  zu 
umgehen  suchen  werden.  Der  Gang  des  alkuäh« 
ligen  Verfalls'  der  deutschen  Reichsver- 
fassung dient  zum  vollständigsten  Belege 
dieser  Wahrheit,  und  ich  glaube,  dafs  ein 
Rükblik  auf  diesen  Gang,  blo fs  in  dieser 
.  Hinsicht,  keineswegs  um  jener  Verfassung 
eine  Standrede  zuhalten,  hier  niqht  am  unrech- 
ten  Orte  stehen  dürfte. 

Jede  Verfassung  eines  Staats  oder  Staaten- 
rereins,  selbst  die  beste  und  zwekmäfsigste» 
setzt  —  da  sie,  für  rechtsfähige  freye  Wesen 
berechnet,  unmöglich  blofs  mechanische 
Zwangsanstalt  seyn  kann  und  darf  —  um  ihren 
Zwek  zu  erreichen,  voraus,  dafs  auch  die^  nach 
ihr  konstituirten ,  Individuen  die  Fähigkeit,  ihre 
Tendenz  richtig  in  sich  aufzunehmen,  und  den 
ernsten  Willen  haben,  dieser  Tendenz  sich 
pünktlich  zu  fügen.  Diese  beyden  Funkte  sind 
die  unumgänglichen  Bedingungen ,  ohne  welche 
der  beste  Organismus  eines  Staats  oder  Staaten* 
Vereins  todter  Buchstabe,  leblose  Maschine» 
imd  sein  Zwek  nothwendig  unerreicht  bleibt. 
Man   gebe  einer,    zu  irgend   einem  Zwecke 


176 

errichteten,  Gesellschaft  oder  Verbündung  die 
zwekmäfsigste  Einrichtung,  die  befsten  orga- 
nischen Gesetze ,  bey  deren  Befolgung  der 
Gesellschaftszwek  nothwendig  erreicht  werden 
müfste.  Verkeimen  die  Glieder  den  Geist  des 
Organismus,  und  suchet^,  mit  absichtlicher  Um- 
gehung oder  leichtsi^miger  Vernachlässigung 
jener  Gesetze,  nur  nach  ihren  individuellen 
Plänen  und  egoistischen  Zwecken  zu  v^erlahren, 
30  wird  auch  hier  aller  Begriff  von  gemeinschaft- 
lichen Gesellschaftsinteressc  bald  verschwunden, 
das  Vereinigungsband  in  der  That  aufgelöfst 
seyn,  und  man  wird,  mitten  in  der  Gesammt- 
heit  der  Gesellschaftsglieder,  die  Gesellschaft 
ihrem  Wesen  nach  vergebens  suchen. 

An  jenen  Bedingungen  nun  scheint  es  mir 
vorzüglich  in  der  deutschen  Bürgergesellschaft, 
im  deutschen  Staatsvereine  seit  den  leztern  Jahr- 
hunderten immer  mehr  gefehlt  zu  haben.  Uhver'«^ 
kennbar  hatte  die  deutsche  Reichsverfassungr 
ihre  bedeutenden  Mängel,  gleichwie  jede  Staats-^ 
Verfassung  noch  lange  hin  weit  hinter  dem 
Ideale  des  Staats  zurükbleiben  dürfte.  Eben 
so  unverkennbar  hingegen  hatte  sie  auch  ihre 
vortrefflichen,  beybehaltens-  und  nachahmens- 
werthen  Seiten,  indem  sie  den  Reichsbürger 
gegen  die  Möglichkeit  des  Despotismus  von  Seite 
seines  Oberhaupts  kräftig  schüzte,  der  Nation 
in  ihren  Primaten  einen  entscheidenden  Antheil 
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an  den  wesentlichsten  vmd  wichxigsten  Re»ie- 
rungsrechten  sicherte,  und  ihr  eben  dadurch 
den  Weg  offen  behielt,  ihr  eigenes  Interesse 
mit  der  individuellsten  Kenntnifs  und  auF  den 
richtigsten  Wegen  zu  besorgen,  und  selbst  die, 
durch  veränderte  Verhältnisse  und  Umstäncie 
nothwendig  werdenden,  Modifikationen  zu 
bewirken;  indem  sie  den  Niedersten  wie  den 
Höchsten  unter  gleichen  Schuz  der  Gerechiig* 
keitstellte,  und  die,  fiir  Erhaltung  von  Frey  hei  t 
und  Recht  der  Einzelnen  im  Inneren,  wie  für 
Erhaltung  der  Nationalehre  und  des  Reichs 
Selbstständigkeit  nach  aufsen  —  wenn  man 
nur  ernstlich  wollte,  und  kräftijr 
mitwirkte  —  allerdings  zureichende  Mittel 
darboth. 

§.  53. 
Solange  die  Deutschen  diese  Vorzüge  ihrer 
Verfassung  erkannten,*  und  zu  erkennen  fähig 
waten,  auch  —  weil  sie  selbst  aufFreyheit  und 
Recht  den  höchsten  Werth  legten ,  und  darum 
ihre  Verfassung  liebten  —  mit  Leib  und 
Seele  in  das  Erstreben  derselben  ein- 
stimmten, so  lange  war  auch  reger  Patriotis- 
mus, Einheit  der  Kraft  und  des  Interesses  im 
deutschen  Vaterlande,  ein  reges,  zusammen 
wirkendes  Fortstreben ,  Gerechtigkeit  im  Inne« 
reii,  Furcht  und  Achtung  von  aufsen.  In 
dieser  Epoche  war  Deutschland  das  stärkste 

12 


178 

und  mächtigste  Land ,  während  dem  die  andern 
grofs an  Staaten  Europa's  noch  getheilt  und  im 
Kampfe  waren,  upd  noch  im  Anfange  des 
16.  Jahrhunderts  sprachen  die  Franzosen  und 
Italiäner  mit  Bewunderung  von  demselben , 
nannten  es  das  unbezwingliche  »  unüberwind- 
liche, wo  jeder  Mensch  ein  fürchterlicher 
Krieger  sey ,  und  wo  hunderttausend  Gefallenen, 
sogleich  hunderttausend  Mächtigere  nachrükten. 
Jene  Epoche  war  es,  in  der  die  Nation  erhabj^nfi 
Majestät  umgab,  Deutschland  der  Mittelpunkt 
des  politischen  Interesses  von  Europa,  und  der 
Vorrang  dieses  Reichs  von  den  mächtigsten 
Königen  anerkannt  war. 

Sein  Verfall  aber  begann ,  seitdeni  mehrere, 
die  aus  grofsen  Reichsbeamten  und  eigentlichen 
Repräsentanten  der  Nation  grofse  Fürsten  gewor- 
den waren,  anfiengen,  ein,  dem  Interesse  des 
Ganzen,  des  Reichs,  entgegengeseztes,  Pri- 
vatinteresse zu  verfolgen;  denn  diese  waren 
es ,  die  9  als  solche ,  dem  Reichsoberhaupte  die, 
zur  Erreichung  des  Zweks  unentbehrliche, 
theils  verfassungsmäfsig  vorhandene, Kraft  entzo- 
gen, theils  verfassiuigsmäfsig  zu  leistende  Unter- 
stützung versagten,  die  den  deutschen  Reichs- 
tag, bestimmt,  das  belebende  und  erhaltende 
Prinzip  des  Ganzen «  Stütze  der  Konstitution  zu 
seyn ,  und  die  wichtigsten  Angelegenheiten  der 
Nation  mit  vereinter  Kraft  und  Weisheit    zu 
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fordern ,  zum  Kampfplätze  ihres  Egoismus ,  zur 
Lähmung  reichsoberhauptlicher  Energie»  zur 
Verstümmlung  der  Konstitution  mifsbrauchten , 
und  endlich  zur  blofsen  Übungsschule  leeren, 
eitlen  Zeremoniels  umschuFen ;  die  sich  und  die 
Ihrigen  dem  Arme  der  reichsgerichtlichen  Rechts- 
pflege i  i^id  dieser  den ,  verfassungsmafsig  schul- 
digen, exekutiven  Nachdruk  entzogen  9  die  bey, 
durch  ihre  eigene  Zustimmung  beschlossenen, 
Reichskriegen  ihre  Kontingente  entweder  gar 
nicht 9  oder  doch  nur  mit,  dem  Reiche  Verder- 
ben bringender,  Trägheit  stellten,  die,  aus- 
nahmsweise nur  dann,  wann  sie  ihren  Privat- 
zwecken  zusagte ,  der  Verfassung  sich  fügten , 
in  der  Regel  aber  dieselbe  zil  schmälern  und 
zu  unigehen,  suchten,  die,  indem^  sie  in  ihren 
Territorien  die  unumschränkten  Herren  spielten, 
ihre  Unterthanen  fast  wie  unmündige  Kinder 
und  Leibeigene  behandelten,  jede  Wohlthat 
der  Reichsverfassung  ihnen  vorenthielten ,  und 
sie  von  ihren  deutschen  Nachbarn  auf -jede 
Weise  entfremdeten,  vereinzelten»  diealsStände 
des  Reichs  das  einzige  Gerne inscbafiliche  hatten, 
sich  nicht  als  Reichsglieder  zu  geriren. 

§.     5/H 

Bey  dieser  Tendenz  mehrerer  i  gerade  selbst 
der  Konstituenten  m|^^Ueinigen ,  eigentlich 
aktiven,  Gliedesj|^^^^^inufslfj|^H|yU 


tung  des  Interesses  und  der  Kräfte  entstehen » 
m  ti  f  s  t  e  es  kommen  9  dals  die  mächtigsten  Glie-» 
der  9  ihre  schwächeren  Nachbarn  im  Gefolge , 
sich  als  Partheyen  einander  gegenüber  stellten, 
dafsy  die  unvermeidliche  Folge  inneren  Zwie- 
spalts, Schwäche  nach  aufsen  die  Gelüste  der, 
jezt  einigeren,  und  darum  stärkeren,  Nachbarn 
.  reizte,  und,  indem  man  selbst  alle  Begriffe  von 
gemeinschaftlichem  Vaterlande  und  Interesse 
aufgegeben  und  vertilgt  hatte,  diesen  den  Kampf 
so  sehr  erleichterte,  bis  endlich  die  lezten 
schwachen  Bande,  die  früher  noch  einen  Schein 
gemeiYisamer  Stärke  und  Macht  erhalten  hatten , 
immer  mehr  rissen,  und  der,  sonst  furchtbare, 
Kolofs  nun  unl^ehülAich  da  lag ,  und  jeder  hin- 
gehen ,  darauf  treten ,  und  ungeahndet  ein 
Stükchen^  nach  dem  andern,  was  ihm  gefiel, 
abschlagen  mochte. 

Dafs  naißfa  dem  Eintritte  dieser  Verhält- 
nisse die  deutsche  Reichsverfassung  der  Er- 
reichung des  Staatszweks,  nämlich  rechtlicher 
Sicherheit  meiner  Glieder  unter  sich  und  gegen 
aufsen,  nicht  mehr  genügte,  ist  unverkennbar; 
aber  es  ist  eben  sowenig  zuläugnen,  dafs  der 
eigentliche  Grund  dieser  Unzulänglichkeit  nicht 
allein  in  dem  Organisn^us  der  Verfas- 
sung selbst,  sondern  auch,  und  zwar  . 
vorzüglich,  in  der  Ernianglung  des, 
zur  Belebung    jede^  Staatsorgani^nius 
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nöthigen,  Prinzips,  nämlich  des,  der 
Tendenz  der  Verfassung  zusagenden, 
Geistes  und  Willens  der  Verfafsten 
gelegen  habe, 

§•    r.5. 

Dieser  unpartheyjsche  RiikbliJc  auf  den 
eigentlichen  Grund  der  allmahlig  eingetretenen 
Unzulänglichkeit  und  endlichen  AuAöfsung  der 
deutscl^en  Reichsverfassung  biethet  den  reichsten 
8toff  dar  zu  Bemerkungen  über  das,  was  die 
Glieder  des,  an  die  Stelle  jener  Verfassung 
getretenen ,  Staatenbundes ,  um  diesen  vor  einem 
ähnlichen  Schiksale  zu  bewahren,  sorgfältig  zu 
meiden ,  und  nothwendig  zu  thun  haben  !  dafs 
sie  vor  allem  die  wahre  Idee  und  den  eigentlichen 
Geist  des  Bundes  nicht  nur  richtig  in  sich  auf« 
nehmen,  sondern  auch  mit  Wärme  umfassen, 
dafs  sie  die  Entstehung  eines,  dem  Interesse  des 
Ganzen  entgegen.'^trebenden ,  Privatinteresses  in 
seinem  ersten  Keime  mit  männlicher  Stärke 
bekämpfen,  und  jeden  Egoismus  verbannen f 
dafs  sie  die,  durch  Etablirung  einer  Bundes- 
versammlung eröffnete,  Gelegenheit,  mit  ver- 
einter Kraft  und  Weisheit  den  gemeinsamen 
Zwek  zu  fordern,  mit  ernstem  Nachdrucke  und 
grofsmüthiger  Hinwegsetzung  über  alles  Aufser« 
wesentliche  benutzen,  dafs  sie  alles  das,  was 
eine  Trennung  in  Partheyen  unter  ihnen  veran- 
lassen könnte,    mit  ängstlicher  Sorgfalt  vermei- 


den,  ihre  unvermeidlichen  Rechtsstreitigkeiten 
unter  sich  der  Schlichtung  durch  die  Bundes- 
versammlung ohne  Ausnahme  unterwerfen,  und 
deren  Entscheidung  unfehlbar  sich  fügen ,  daf^ 
sie  alle  Gesetze  und  Beschlüsse  des  Bundes  als 
unverbrüchliche  Normen  ihrer  Handlungen 
befolgen ,  daCs  sie  selbst  bey  ihren  Untergebenen 
einen  'wahren  Bundesgemeinsinn  zu  erwecken 
und  zu  erhalten  unnachläfsig  sich  bestreben, 
im  Falle  eines  beschlossenen  Kriegs  die  gefor- 
derten Kontingente  mit  wetteifernder  Thatigkeit 
rüsten  und  stellen ,  und  mit  gleich  ausharrendem 
Muthe  und  bereitwilliger  Kraftanstrengung  die 
Sache  des  Bundes  vertheidigen ,  dafs  sie  dem 
Auftrage  des  Vollzugs  eines  Bundesbeschlusses, 
mit  Hintansetzung  aller  Privatrüksichten ,  ge- 
wissenhaft entsprechen,  dafs  überhaupt  Einer 
für  Alle,  und  Alle  für  Einen  stehen,  dafs  Alle 
einem  regen,  zum  Zwecke  des  Ganzen  zusam» 
menwirkenden ,  Bestreben  sich  hingeben^  dafs 
Alle  mit  Leib  und  Seele  in  das  Erstreben  des 
Ganzen  einstimmen  müssen, 

§.     5f>. 

Es  bedarf  kaum  einer  Erinnerung,  und 
die  Erfahrung  hat  es  nur  zu  deutlich  bewährt , 
dafs  nur  unter  diesen  Voraussetzungen,  und 
nur  auf  diesem  Wege  der  Führung  einer,  der 
Jc^uKL   verhüllten  ähnlichen,    Klage   über  Ver- 
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schwinden  aller  Gemeinschaft  des  Vaterlands  wie 
des  Interesses  y  der  faktischen  Auflöfsung  des 
Vefeinigungsbandes  thätig  und  ernstlich  vorge- 
beugt, dafs  nur  auf  diesem  Wege  die  Existenz 
des  Bundes  unerschütterlich  befestigt,  und  die 
Erreichung  seines  Zweks  gesichert  werden 
könne;  und  dafs  nur  die,  den  Bund  konstitui- 
renden,  Glieder  Selbst  es  seyen,  wetche  sich*$ 
zuzuschreiben  haben,  wenn  der  Zwek  ihrer 
VerbünduDg  nicht  erreicht,  und  Stoff  zu  Klagen 
jener  Art  erzeugt  werden  sollte. 

Doch!  das  dringendste  Bedürfnifs  der  Ruhe 
sowohl  für  sich,  als  auch  für  die  ihnen  unter- 
gebenen  Volker,  das  Gefühl  der  Ohnmacht,  ihre 
Selbstständigkeit  mit  eigner  alleiniger  indivi- 
duellen Kraft  zu  behaupten,  das  Interesse  ihrer 
Ehre,. das  im  Geiste  der  von  ihnen  öffentlich 
abgegebenen  Erklärung  liegende  Versprechen 
—  an  die  Stelle  der  unzulänglich  gewordenen 
fieichsverfassung  etwas  Besseres  und  Dauerhaft 
teres  zu  setzen  —  nicht  unerfüllt  zu  lassen;  und 
endlich  die  Nothwendigkeit  der  Maxime,  sich 
das  Einschreiten  eines  Zwanges  von  Seite  des, 
für  Garantie  des  Bundes  und  der  Erreichung 
meines  Zweks  etablirten ,  Protektoriums  soviel 
möglich  zu  überheben  —  sind  hinreichende 
Bürgen  dafür,  dafs  sämmtliche  Souveräne  des 
Bundes  wetteifern  werden ,.  sich  in  jeder  Hin- 
sicht als  Bundesglieder  zu  ^eriren,   allen  und 
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jeden  Bundesobllegenheiten  init  zuvorkommen- 
der Bereitwilligkeit  Genüge  zu  leisten,  und  auf 
diese  Weise  sich  selbst  den  Genufs  der  Ruhe 
und  des  Friedens  vollkommen  zusichern.  Gerne 
wird  dann  auch  jeder  deutsche  Patriot  vergessen, 
wer  es  eigentlich  verschuldet  habe,  dafs  ihm 
die  deutsche  Reichs  Verfassung  das  nicht  war, 
was  sie  ihm  hätte  seyn  können,  den  neuen 
Zustand  der  Dinge,  die  ihm  gegebene  neue  Ver- 
fassung innig  lieb  gewinnen,  und  im  eintreten- 
den Nothfalle  willig  Gut  und  Blut  für  deren 
Vertheidigung  opfern. 

Sollte  es  meinem  Bestreben  gelungen  seyn, 
den  Karakter  der,  den  rheinischen  Bund  konsti- 
tuirenden,  Souveräne  von  Seite  seiner  Richtung 
und  Beziehung  auf  den  Bund,  aus  d^m  Stand« 
punkte  des  Öffentlichen  Rechts,  entschöpfend 
dargestellt  zu  haben ,  so  erheischt  es  nicht  minder 
der  Zwek  der  Vollständigkeit  der  bezielten 
Darstellung,  auch  den  Karakter  jener  Souve- 
räne, als  Souveräne  an  sich,  d.  i.  in  Beziehung 
auf  sich  und  ihre  eigene  Staaten  selbst}  zu  ent^ 
wickeln. 
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IL      Titel. 

Rechtsverhä  Itnifs  der,  den  rheinischen 
Bund  konstituirenden,  Souveräne,  al^ 
So  uverUne, 

und    zwar: 

A,     Nach     Aufsen. 

§.  57. 

Wenn  man  hier,  wie  die  Natur  der  Sache 
erheischt,  von  der  Feststellung  des,  hierbey 
allenthalben  zu  unterstellenden  ,  Begriffs  der 
Souveränität,  als  der  Urquelle  aller  hierher 
gehörigen  Bestimmungen,  ausgehen  mufs,  so 
fragt  sich's  vor  allem  lim  die  Quelle^  aus  welcher 
die  Merkmale  dieses  Begriffs  zu  schöpfen  seyen? 

Dafs,  obgleich  der  fragliche  Ausdruk  rein 
französischen  Ursprungs  ist,  dennoch  der  fran- 
zösische Sprachgebrauch  nicht  unbedingt  aU 
diese  Quelle  angesehen  werden  dürfe,  erhellt 
daraus,  da£s  selbst  in  den  neueren  Zeiten  der 
Titel :    „  Souverains "     in    öffentlichen   franzö« 

1 

sischen  Staatsakten,  den  ehemaligen  deutschen 
Reichsfürsten  beygelegt  worden  ist,  denen  doch, 
als  Vasallen  des  Reichs,  und  als  der  Reichshoheit 
untergeordneten  Subjekten ,  der  Karakter  der 
Souveränität  nicht  zukam,  in  soferne  schon  ^ine, 
aus  der  Ailgemeinlieit  des  Gebrauchs  aufgefalste, 
dunkle  Ahndung  mit  jenem  Karakter  die  Begriffe 
von  unabhängiger  Herrs(;hergewalt  iipd  poUti« 
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scher  Selbstständigkeit  verbinden  heifst:  durch 
jenen   faktischen    Umstand,    dessen    Wahrheit 
bereits  Anderö  aus  einzelnen  Stellen  nachgewie- 
sen haben,    ist  nothwendlor  einiges  Mifsträiien 
auf  den  französischen  Sprachgebrauch   hierinn 
erzeuget.     Dafs  auch  der  Artikel  £^6  der  Bundes- 
akte  nicht  als  die  hier  gesuchte  Quelle   gelten 
könne,     ergiebt  sich  daher,    daCs  die  Stellung 
dieses  Artikels   zu  den   vorhergehenden,    und 
besonders  zu  dem  unmittelbar  folgenden  Art.  ^7 
die  Überzeugung  abnöthigt  —  womit  auch  alle 
bisherigen  Interpreten  ohne  Ausnahme  übereim 
stimmen  —  dafs  man  bey  jener  Stelle  die  be^ 
stimmte  Absicht  gehabt  habe,    blofs  dieje«? 
nigen  Regierungsrecbte  namentlich  auf« 
zuzählen^     welche    den    Bündesgliedern ,     als 
Regenten,   über  die  ihrer  Regierungsgewalt 
imterworfenen  ehemaligen  Reichsstände  zuste« 
hen  sollen:  diese  besondere  und  partielle 
Bestimmung  kann  also  die  gesuchte  Allgemein«» 
heit  der  Ansicht  und  des  Begriffs  von  Souverä-^ 
nität  um  so  weniger  gewähren,  je  mehr  ich  in 
der  Folge  zeigen  zu  können  glaube,    dafs  die 
Anfangsworte    des    erwä]inten   Artikels:    ^Le^ 
droits   de   souverainete "    eigentlich    nur    „die 
Regienmgsrechte**  übersezt  werden  dürfen.    Da 
auch  die  Bundesakte  sonst  nirgends  über  den 
fraglichen  Begriff  eine  ausdrükliche  Erklärung 
gesehen  hat,  so  bleibt  nichts  anders  übrig,  als 
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die  Merkmale  dieses  Begriffs  aus  dem  Geiste  und 
der  Absicht  derjenigen  Urkunden  aufzusuchen , 
lYorinn  die  Souveränität  der  Bundesglieder  aus- 
gesprochen ist.     Diese  sind : 

1.  Die  am  1.  August  igo6  am  deutschen  Reichs- 

tage abgegebene  Erklärung,  worinn  sich 
jene  vom  deutschen  Reichsverbande  los- 
sagen. 

2.  Die  Bundesakte»    Vielehe  im  Art.  1  eben 

diese  Lossagung,  im  Art.  s  die  Vernich- 
tung der  verbindenden  Kraft  aller  Reichs- 
gesetze für  die '  losgesagten  Fürsten  und 
Länder , '  im  Art«  3  den  Verzicht  auf  alle 
Reichswürden  und  Titel,  und  im 
Art.  7  die  Noth wendigkeit  der  Unab- 
hängigkeit der  Bundesfürsten  von 
jeder  fremden  Macht,  ausgedrükt 
hats  welche  Stellen  allein  zur  Allgemein- 
heit der  Ansicht  beytragen. 

3.  Das  Schreiben  Napoleons  an  den  Fürsten 

Primas  von  11.  Sept.  1806,  woraus  fol- 
gende Stellen  für  gegenwärtigen  Zwek 
relevant  sind*:  «Die  inn?ren  Ver-» 
hältnisse  eines  jeden  Staats 
gehen  Uns  nichts  an,  »Die  Fürsten 
des  rheinischen  Bundes  sind  S  ^  u  v  e  r  ä  n  e, 
die  keinen  Oberlehelisherrn 
haben.  Wir  haben  sie  als  solc)tl  aner- 
kannt.     Die    SUeitigkeiten    mit   i^^^ 


i88 

Untertlianen  dürfen  daher  bey  keinem 
f  r  e  m  d  6  n  Gerichte  angebracht  werden  • . . 
Da  wie  alle  andere  Fürsten ,  welche  den 
deutschen  Reichskörper  mitbildeten  ,  als 
unabhängige  Souveräne  anerkannt 
haben,  so*  werden  Wir  Niemand,  wer 
es  auch  sey,  als  ihren  Oberlehens- 
herrn ansehen.  Nicht  Verhält- 
nisse von  Oberlehensherrlich- 
keit, sondern  blofs  vom  Schutze  knü- 
pfen Uns  an  den  rheinischen  Bund. 
Mächtiger,  als  die  verbündeten  Fürsten, 
wollen  Wir  die  Überlegenheit  Unserer 
Macht  gebrauchen,  nicht,  um  die  Sou«» 
veränitätsreclite  derselben  einzuschrän- 
ken, sondern  die  Unumschränktheit  der*« 
selben  zu  gewähren," 

§.     58. 

Eine  genauere  Erwägung  der  in  diesen 
Stellen  ausgedrükten  Richtung  der  Tendenz 
aller  dieser  Urkunden  mufs  zu  der  Überzeugung 
führen  ,  dafs  dabey  allenthalben  zunächst  die 
äufseren  Verhältnisse  der  konfoderirten 
Regenten  ui^  Staaten ,  als  solcher,  bezielt  wor- 
den  seyenj  indem  diese  —  i)  von  der,  ihri^ 
Herrsch^gewalt  bis  dahin  beschränkenden , 
Verbijtfung  mit  der  deutschen  Reichshoheit 
freyjir-^   :^)  von  jeder,    dem  Bunde  fremden. 
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Macht  unabhängig;  —  3)  des  unter  ihnen  selbst 
in  ihren  äufseren  Verhältnissen  gegeneinander 
bestehenden  Föderativverhältnisses  un^ 
geachtet,  dennoch'von  einander  selbst  unabhän- 
gig; endlich—  4)  dafs  sie,  des  mit  Frankreich 
bestehenden  Schuzverhältnisses  ungeach« 
tet ,  auch  als  einzelne  Regenten  und  Staaten  von 
dieser  Macht  unabhängig ,  dafs  sie  also  über- 
haupt und  in  jeder  Beziehung  nach  aufsen 
unabhängig  seyn  sollen. 

Dieser,  nach  dem  ganzen  Geiste  und  der 
Absicht  jener  öffentlichen  Urkunden  dem  Aus- 
drucke »Souveränität'*  (vor  der  Hand  einzig) 
zu  unterstellende  Begriff  der  gänzlichen 
Unabhängigkeit  der,   für  souverän  erklär- 
ten ,    Staaten   und  Re^en ten    nach   aufsen, 
umfalst  die  Vorstellungen :  dals  leztere  in*  keiner 
Art    eines  Subjektionsverhältnisses    zu    einem 
andern  Staate  stehen  sollen,  dafs  kein  Auswär- 
tiger sich   eine  Oberherrschaft  darüber,  oder 
auch  nur  die  Ausübung  eines  Staatsrechts  darauf 
anmalsen dürfe ,  dafs  sie  keinem  Auswärtigen 
über  ihre  Handlungen  und  Beschlüsse  Rechen- 
schaft abzulegen  brauchen ,  daCs  sie  den  Karakter 
der  Selbstständigkeit    und  Freyheit   genief^en 
-sollen,   wie  ihn  das    allgemeine  Staaten-  oder 
Völkerrecht  für  jeden  Staat  postullft;  das,  einem 
Staate  beygelegte,  Prädikat  der  Souveränität  i^t 
aUo  der  Au^uk  der  äuCseren  UnaLhäng i^kcic 
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und  Freyheity  d«  h,  des  Rechts  eines  Volks, 
einen  eigenexv»  von  den  andern  völkerrechtlich 
abgesonderten,  Staat  za  bilden,  und  sich  durch 
sich  selbst  zu  regieren ;  nämlich  die  höchste 
Staatsge\yalt  selbst  und  zwar  ausschliefsend  über 
sich  zu  besitzen ,  und  die  Verwaltung  derselben 
einem  oder  mehreren  Repräsentanten  aus  seiner 
Mitte  zu  überlassen ;  so ,  dafs  also  kein  anderes 
Volk  befuj^t  ist,  Rechte  der  höchsten  Gewalt 
über  jenes  selbst  auszuüben ,  oder  irgend  einer 
Person  zu  übertragen. 

§•  59. 
Wenn  nun  diesem  allem  nach  das  Wesen' 
der  hier  unterstellten  Souveränität  lediglich  in 
der  Unabhängigkeit  der  Masse  der  Bürger  des 
einen  Staats,  dem  jenes  Prädikat  gebührt,  in 
Beziehung  auf  eine  andere  solche  Masse,  also 
nur  in  der  äufseren  Freyheit  der  höchsten  Staats- 
gewalt in  abstracto  beruht,  und  das  Merkmal 
der  völkerrechtlichen  Unabhängigkeit  und  Frey* 
heit  auf  dem  ganzen  Staate,  auf  dem  Total- 
komplexus  der  ganzen  Volksgemeinheit  gegrün- 
det ist,  welche  in  ihrer  Totalität  die  höchste 
Staatsgewalt  besizt,  und  nur  von  der  physischen 
Person  des  Regenten  darinn  repräsentirt  wird, 
mithin  die  Souveränität  der  höchsten  Staatsge- 
walt überhaupt,  nicht  aber  der  physischen 
Person  des  Regenten  für  sich  ,  zukommen  kann , 
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so  ist  es  f  bey  dieser  einzig  richtigen  Ansicht 
eines  Regenten,  durchaus  unrichtig,  die  Sou* 
veränität  des  Staats  von  der  Souveränität de^ 
Regenten,  wie  Einige  wollen,  au F  diesem 
Standpunkte  zu  unterscheiden;  denn  der 
Herrscher  repräsentirt  die  Yolksgemeinheit ,  ist 
sie  also  in  der  Idee  selbst.  Was  er  als  Herrscher 
thut,  thut  nicht  die  physische  Person  des 
Herrschers ,  sondern  die  gesammte  Nation  durch 
und  in  ihm,  welche  in  dem  Staatsoberhaupte 
personifizirt ,  oder  sinnlich  dargestellt  ist.  Die 
Souveränität  kömmt  folglich  .dem  Herrscher 
nur  in  so  fern  zu,  als  er  die  Nation  vorstellt, 
mithin  in  der  Idee,  nur  dem  ganzen  Volke, 
und  eben  weil  und  wie  sie  dem  ganzen  Volke 
zukömmt,  kömmt  sie  auch  dem  Herrscher,  als 
dessen  Repräsentanten ,  zu:  Jene  Unterscheidung 
beruht  daher  auf  keinem  Grunde ,  und  ist  ganz 
awek-  und  fruchtlos. 

5.     ßo.     . 

Unbeschränktheit  der  konföderirten 
Staaten  und  Regenten  von  Seite  anderer 
Staaten  und  Regenten  ist  also  dasjenige 
Merkmal,  welches  die  Sphäre  des  hier  aufge- 
suchten Begriffs  der  Souveränität  ausfüllt,  und 
das  Föderativ-  so  wie  das  Schuzverhältnifs ,  in 
welchem  sie  sich  befinden,  ist  nicli(  nur  allein 
diesem  ihrem  Karakter  nicht  entgegen ,  öondcia 


vielmehr  die  Bedingutig  desselben,  weil  dieser 
Karakter  von  ihnen  ,  nach  ihrer  Trennung  vom 
deutschen  Beichskörper ,  nur  in  einem  födera- 
tiven Systeme  der  Art  erreicht  und  behauptet 
werden  konnte.  „  Dieses  System  (sagt  der  Verf. 
eines  Aufsatzes  im  cy.  Stük  der  Nationalkronik 
der  Deutschen  1807  sehr  richtig)  involvirt  aber 
keine  Abhängigkeit  meiner  Bestandtheile  ;  sie 
existiren  nicht  unter,  sondern  neben  einan* 
der,  und  sein  Gesez  entzieht  Keinem  die  Selbst* 
stähdigkeit  in  Absicht  auf  die  Bewegungen  seines 
inneren  Lebens.  Die  Regierungen  der  helve- 
tischen Kantone  nannten  sich  von  jeher  mit 
allem  Rechte  souverän,  ob  sie  wohl  in  einer 
unauflöfslichen  Eidgenossenschaft  miteinander 
vereinigt  waren ,  und  Niemand  wird  die  Sou* 
veränität  einer  Macht  in  Anspruch  nehmen« 
wenn  sie  sich  mit  der  andern  zum  Schuz  und 
Truz  verbindet.  Verpflichtungen ,  die  man 
eingeht,  um  sich  gegenseitig  seine  Selbststän- 
digkeit und  Freyheit  zu  garantiren  ,  können 
zwar  den  Kontrahenten  moralische  und  politische 
Beschränkungen  auflegen;  aber  sie  können  ver- 
nünftigerweise das  Wesentliche  des  Zweks ,  um 
dessen  willen  man  sie  übernommen  hat,  nicht 
aufheben  noch  verletzen.  Kaiser  Napoleon 
hat  die  Protektion  der  Staaten  des  rheinischen 
Bundes  übernommen.  In  ein  Verhältnifs  dieser 
Art  mufsten  die  leztcrn  treten ,  um  sich  für  die 
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.  Bildung  und  für  die  Fortdauer  ihres  Vereins  die 
Garantie  der  Macht  zu  verschaffen,  und  den 
Gesetzen ,  die  sie  sich  selbst  gegeben  hatten , 
das  erforderliche  Ansehen  zu  erwerben :  dieses 
Yerhältnifs  thut  aber  ihrer  Souveränität  keinen 
Eintrag!  indem  es  auf  keine  Weise  vasalli« 
tisch,  sondern  blofs  föderativ  ist»  und  Akt 
Macht  des  Protektors  Iceine  andere  Anwendung, 
als  nur  zum  Behufe  der  Erhaltung  des  Vereins 
und  seiner  einzelnen  Glieder  gestattet,  wie  die 
in  der  Bundesakte  bestimmten  Rechte  des  Pro» 
tektors  und  seine  eignen  Erklärungen  beweisen.** 

§.     6i. 

Entwickelt  man  die  Folgerungen  aus  jenem 
Begriffe  der  Souveränität ,  so  ergiebt  sich : 

Erstens:  dafs  alle  konföderirte  Staaten 
XU  allen ,  dem  Bunde  fremden ,  Staaten  in  dem«* 
'selben  Staaten*  oder  völkerrechtlichen  Verhält* 
nisse  stehen ,  in  welchem  überhaupt  alle  Staaten, 
als  solche,  zu  allen  andern  Staaten,  als  solchex}, 
«MTh  befinden,  und  nach  welchem  keinem  aus^ 
bärtigen  Staate  ein  Recht  der  Oberherrschaft 
über  sie  zukömmt.  Denn^  eben  jene  Bundes- 
Staaten  sind,  nach  Aufhebung  ihres  Vasallen «^ 
und  Subjektionsnexus  zur  Beichsgewalt  —  und 
sonst  stunden  sie  in  keinem  Nexus  der  Art  — 
eingetreten  in  die  Kate^^orie  selbstständiger  und 
unabhängiger  Staaten,  welche   eben  darum  in 
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ihren  Beziehungen  nach  aufsen  nach  den  Ver* 
hähnissen ,  wie  solche  unter  unabhängigen  Staa- 
ten nach  dem  allgemeinen  Staatenrechte  statt 
finden,  zu  bemessen  und  zu  beurtheilen  sind. 
Ihr0  Souveränität  war  unmittelbare  Folge  ihres 
Austritts  aus  dem  Reichsverbande ,  und  das  eben 
bemerkte  staatenrechtliche  Verhältnifs  ist  un- 
mittelbare  Folge  ihrer  Souveränität.  Dieses  ihr 
Verhältnifs zü|  demBundefremden,  Staaten 
ist  aber  kein  anderes,  als  das  der  natürlichen 
Freyheit,  eben  weil  sie  mit  leztern  noch 
nicht  zur  Geltendmachung  des  Rechts  verbündet 
sind ,  die  Geltung  des  Rechts  unter  ihnen  durch 
nichts  gesichert  ist;  wohingegen  die  kon- 
föderirten  Staaten  unter  sich  selbst  im 
Verhältnisse  eines  gesicherten  Rechtszustandes » 
dessen  Realisirung  eben  ihre  Konföderation 
bezielt,  stehen.  Im  Zustande  natürlicher  Frey- 
heit  findet  aber  ohnediefs  keine  Oberherrschaft 
des  einen  über  den  andern  statt. 

Zweytens;  Dafs  alle  verbündete  Staaten 
ein ,  durch  das  allgemeine  Staatenrecht  begrün- 
detes, Zwangsrecht  gegen  alle  andern  Staaten 
haben  auF  ihre  Anerkennung  und  Respektirung 
als  unabhängige  Staaten,  so  wie  hinwiedeium 
sie  selbst  in  einer  gleichen  Zwangsverbindlich- 
keit gegen  jene  stehen.  Denn,  so  wie  im 
Naturzustande  schon  jedes  einzelne  rechtsfähige 
Wesen  ein  Zwangsrecht  hat  auf  seine  Anerken- 
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nung  und  Re^pektirung ,  als  solches ,  so  hat . 
auchf  schon  im  ursprünglichen  Verhältnisse  der 
Staaten  unter  einander,  jeder 9  folglich  auch  jv'zi: 
jeder  konföderirte ,  Staat ,  als  ein  eigenes  juri- 
disches Subjekt ,  ein  Zwangsrecht  auf  seine 
Anerkennung  und  Respektirung ,  als  solcher,  von 
Seite  aller  andern  juridischen  Subjekte  seiner 
ArL 

Drittens:  Dafs  alle  verbündete  Staaten 
gegen  alle  fremde  Staaten ,  als  nothwendiges 
Mittel  zupi  Zwecke,  das  Recht  der  Aufsicht 
haben ,  ob  jene  Anerkennung  und  Respektirung 
wirklich  statt  linde,  und  überhaupt  nichts  unter- 
nommen oder  beabsiciitigt  werde ,  was  eine 
Verletzung  ihrer  Rechte  wäre ,  oder  zur  Folge 
hätte ,  gleichwie  hinwiederum  die  ersteren  sich 
einer  gleichen  Aufsicht  von  Seite  der  leztern 
unterziehen  müssen. 

Viertens:  Dafs  jeder  der  verbündeten 
Staaten  berechtigt  sey ,  zur  Geltendmachung 
dieses  Rechts  der  Aufsicht ,  und  zur  Reguliruug 
der  etwaigen  besonderen  Verhältnisse ,  Gesandt- 
schaften abzuordnen  ,  und  verpflichtet ,  zu 
gleichem  Zwecke  Gesandtschaften  anzunehmen, 
die  gegenseitig  nach  den  Normen  des,  unter 
zivilisirten  Staaten  hergebrachten  ,  Gesandt* 
Schaftsrechts  zu  behandeln  sind,  übrigens  sich 
aller  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenhei- 
ten der  Staaten  y    an  die  sie  gesendet ,    zu  ent- 


halten  haben;   im  entgegengesezten  Falle  aber 
abzurufen  und  respektive  zurükzuweisen  sind. 

Fünftens:  Dafs  die  Verweigerung  ihrer 
Anerkennung  und  Respektirung  als  unafbhangiger 
Staaten,  die  thätige  Verletzung  oder  auch  nur 
wirkliche  Bedrohung  derselben ,  die  auf  erfolg- 
ten Antrag  nicht  reparirt  oder  eingestellt  werden 
willf  Rechtsgrund  zum  Kriege  für  sie  sey,  in* 
deni  jede  Handlung «  welche  dem  Rechtsgesetze 
oder  der  Bedingung  der  Möglichkeit  der  Koexi* 
stenz  freyer  Wesen,  unabhängiger  Staaten,  als 
solcher,  zuwider  ist  —  unläugbar  gehören  aber 
jene  Verweigerung ,  Verletzung  oder  Bedrohung 
in  diese  Kategorie  —  entschieden  ein  Recht 
zum  Zwange  oder  Kriege  begründet,  und  dem 
Bedrohten  nicht  zugemuthet  werden  kann,  zu 
warten ,  bis  der  Bedrohende  seine  Drohung 
wirklich  in  Erfüllung  gese^t  hat ,  sondern  aller- 
dings  berechtigt  ist,  demselben  zuvorzukom« 
men.  Dafs  jeder  Krieg  der  Art  gemeinschaft- 
liche Sache  des  ganzen  Bundes  seyn  müsse,  er* 
giebt  sich  aus  dem ,  auf  Garantie  der  Unabhän- 
gigkeit  eines  jeden  der  Verbündeten ,  und 
gemeinsame  Vertheidigung  gegen  alles,  was 
j^ne  beeinträchtigt ,  gerichteten  Zwecke  des 
Bundes  von  selbst. 

•§.     62. 
'Wenn  gleich  hiermit  das  Wesen  der  S  o  u- 
^"^^'änität  der  einzelnen ,  im  Bunde  stehenden^ 
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Staaten  und  Regenten  nach  aufsen  nach  mei« 
ner  Überzeugung  in  den  Hauptmomenten  be- 
stimmt istf  so  dringt  sich  doch  ^e  weitere 
Bemerkung  von  selbst  auf ,  dafs  eben  jene 
Staaten  und  Regenten  im  Gebrauche  dieser 
ihrer  Souveränität  unter  sich  nothwendig 
gebunden  seyen  an  die »  aus  dem  Föderativver- 
hättnisse»  worinn  sie  stehen,  in  eben  jener 
Hinsicht  für  sie  resultirenden,  Rüksichten,  die 
ich  zwar  bereits  angeführt  und  begründet  habe , 
Kier  jedoch  ausdrüklich  zu  wiederholen  für 
nothwendig  erachte.  Das  Föderativverhältnifs 
legt  nämlich  jedem  Bundesgliede  die  unnach- 
läfsige  Verpflichtung  auf  : 

1.  Bey  der  Besorgung  und  Leitung  seiner 
Geschäfte  und  Verhältnisse  mit  und  zu 
auswärtigen  Mächten  seine  Bundesgenos- 
sen wenigstens  in  der  negativen  Art  stets 
zu  berüksicbtigen ,  dafs  durch  jene  die 
Rechtssphäre  und  Ruhe  der  leztern  in 
keiner  Hinsicht  gefährdet  werde. 
c.  Alles  das  zu  vermeiden»  was,  ohne  seiner 
Souveränität  oder  der  Auktorität  des 
Bundes  zu  nahe  zu  treten,  oder  etwas 
zu  vergeben,  vermieden  werden  kann, 
um  die  friedlichen  Verhältnisse  mit  aus- 
wärtigen Mächten  niqjit  zu  unterbrechen, 
und  den  Bund  der  Gefahr  eines  Kriegs 
zu  überheben. 
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3.  Im  Falle  es  seine  gegründeten  Beschwer- 
den gegen  eine,  dem  Bunde  fremde, 
Macht  im  Wege  diplomatischer  Verhand* 
lungen  zu  heben  nicht  vermag ,  jene 
Beschwerden,  so  wie  auch  insbesondere 
seine  Bemerkungen  über  die  Rüstung 
einer  solchen  benachbarten  Macht,  die 
ge^en  den  Bund  oder  eiiien  seiner  Ge- 
nossen gerichtet  scheint,  zur  Kenntnifs 
des  Bundes  zu  bringen,  um  durch  das 
Einschreiten  der  Auktorität  des  Bundes 
und  seines  Protektoriums  jenen  Beschwer- 
den noch  im  Wege  der  Güte  abgeholfen 
zu  sehen ,  oder  eine  Berathung  über  die 
Räthlichkeit  und  Noihwendigkeit  eines 
Kriegs  zu  veranlassen. 

4»  Sich  aller  einseitigen  Offensiv*  und  Defen- 
sivbündnisse mit  auswärtigen  Mächten, 
so  wie  des  einseitigen  Beschlusses  eines 
Kriegs  zu  enthalten.  . 

5.  Im  Kriege   selbst  nie  zu  einer  Neutralität 

sich  zurükzuziehen ,  noch  einseitig  Frie- 
den zu  schliefsen. 

6.  Endlich  fremden  ,    selbst  unbewaffneten , 

Truppen  nie  ohne  Einwilligung  des  gan- 
zen Bundes  den  Durchmarsch  durch  sein 
Gebieth  zu  gestatten. 
Es  liegt  hierbey  jedoch  klar  am  Tagej  dafs 
auch   diese  Verpflichtungen   der  Bundesglieder 
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keineswegs  ab  Beschränkungen  ihrer  Sou- 
veränität,  sondern  vielmehr  nur  als  Bedingungen 
der  Erhaltung  der  politischen  Selbstständig-  und 
Unabhängigkeit  A 1 1  e  r  f  durch  ein  auf  diesen 
Zwek  '  gerichtetes  Zusammenstreben  jedes 
Einzelnen  in  der  durch  diesen  Zwek  erzeug- 
ten Gesammtheit,  angesehen  werden  könne. 

B,    N^ch    Innen. 
«)  Überhaupt. 

§.     63. 

Richtet  man  nunmehr  seilen  Blik  —  worauf 
das  natürliche  Fortschreiten  der  Darstellung  hin- 
weist —  auf  das  innere  Yerhältnifs  der  kon« 
foderirten  einzelnen  Staaten  selbst ,  und  fragt 
nach  dem  gegenwärtigen  eigentlichen  Karakter 
der  Bundesglieder,  als  Regenten  ihrer 
Staaten,  so  stellen  sich  bey  Aufsuchung  einer 
bestimmten  Antwort  hierauf  unverkennbar»  wenn , 
man  nich(  oberflächlich  entscheiden  will,  man« 
cherley  Schwierigkeiten  in  den  Weg. 

Die  Prädikate:  „Landesherrn,  Lan- 
deshoheit, Territorien,**  mit  allen  ihren 
Folgerungen  sind  ,  als  alleinige  Ausflüsse  der 
deutschen  Reichsverfassung  ,  mit .  deren  Auf- 
löfsung  völlig  unpassend '  und  unanwendbar  ge- 
worden, und  an  ihre  Stelle  sind  die  Bezeich- 
nungen :      »»Souveräne  ,     Souveränität, 
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souveräne  Bundesstaaten**  getieteuiUnd 
es  ist  aufser  allem  Zweifel,  dafs  diese  Bezeich- 
nungen in  den  Artikeln  4,  17^—37  und  32  der 
Bundesakte  in  direkter  Beziehung  auf  das  innere 
Verhältnifs  der  Bundesstaaten ,  als.  einzelner 
Staaten,  und  von  den  Bundesgliedem ,  ledig- 
lich als  Regenten  ihrer  Staaten  ,  ohne  alle  Be- 
ziehung nach  aufsen  gebraucht  sind. 

§.  64. 
Fragt  man  aber  nach  «dem  bestimmten  Be- 
griffe, der  diesen  Bezeichnungen  in  dieser 
Beziehung  unterstellt  sey,  so  sieht  man  sich 
wieder  von  aller  positiven  Angabe  der  Merk- 
male, die  den  gesuchten  Begriff  bilden  sollen, 
gänzlich  verlassen;  denn  ausgemacht  ist  es,  dafs 
der  Art.  26  der  Bundesakte,'  wegen  seiner ,  schon 
bemerkten,  besonderen  und  partiellen  Bestim- 
mung, die  gesuchte  Allgemeinheit  des  Begriffs 
von  Souveränität  auch  auf  dem  gegenwär- 
tigen Standpunkte  nicht  gewähren  könne , 
imd  es  ist  auch  sonst  nirgends  in  der  Bundes- 
akte über  den  hier  fraglichen  Begriff  eine  aus- 
drükliche  Erklärung  gegeben,  zu  der  es  auch 
um  so  mehr  an  aller  Veranlassung  fehlte,  je 
weniger  die  Bundesakte,  fiit  das  innere 
Verhältnifs  der  einzelnen^  verbündeten  Staaten 
in  sich  selbst  Norm  zu  seyn ,  die  Besttomafly 
hatte. 
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Aus  eben  diesem  Idzteren  Grunde  läfst  sich 
nicht  einmal  behaupten  ,  dafs  der  hier  gesuchte 
Begriff  von  Souveränität  aus  dem  ^Geiste  der 
Bundesakte  auf  direktem  Wege  entwickelt  wer^- 
den  könne ,  und  der  Rekurs  auf  den  französi- 
schen Wortverstand  gewährt  eben  so  wenig 
eine  befriedigende  Auskunft.  Schon  der  Prefs- 
b  u  r  g  e  r  Friede  legte  den  Königen  von  Bayern 
und  Würtemberg,  und  dem  Kurfürsten  von 
Baden  bekanntlich  im  Art.  14.  den Karakter  der 
Souveränität,  und  z\Var  ^ta  plenitude  de  la  sou" 
veraineU  ^  offenbar  in  Beziehung  auf  ihre  eige« 
nen  Staaten  (  sur  les  territoires  d  eux  c6des , 
comme  aussi  sur  leurs  anciens  itats^  bey,  je- 
doch nur  in  dem  nämlichen  Maafse,  als  der 
deutsche  Kaiser  und  der  König  von 
Preufsen  über  ihre  deutsche  Staaten 
sie  ausübten,  und  nach  Art.  7  mit  Beybehaltung 
ihres  Verbandes  zum  deutschen  Reiche  —  sans 
neamnoins  cesser  d'appartenir  ä  la  confederation 
germanique.  Nun  war  bekanntlich  die  Regenten- 
gewalt des  Kaisers  und  des  Königs  von  Preufsen 
über  ihre  deutsche  Staaten  nichts  weniger,  als 
eine  unumschränkte  Herrschergewalt  der  Ver- 
fassung nach,  und  wenn  gleich  im  Art«  i5  der 
Kaiser  von  Deutschland  allen  Gerechtsamen  der 
Souveränität  sowohl  als  der  Lehenherrlichkeit 
auf  die  Staaten  der  vorhin  genannten  drey 
Fürsten  entsagte»  so  war  doch  die  Gewalt  des 
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Kaisers,  nicht  allein  die  Reic  Iisgew  alt,  und 
auf  jeden  Fall  war  mit  der  fortdauernden  Eigen- 
schaft eines  Reichsglieds  die  Unterordnung  seiner 
Regentengewalt  unter  die  Reichsgewalt  so  un- 
zertrennlich verknüpft,  als  das  Gebundenseyn 
an  die  konstitutionellen  Gesetze  des  rheinischen 
Bundes  von  der  Eigenschaft  eines  Bundesglieds 
unzertrennlich  ist.  Entweder  also  sagte  die 
Bestimmung  jener  Fortdauer  des  Reichsverban- 
des für  die  genannten  Fi^rsten  eigentlich  nichts 
-—  was  man  doch  nicht  annehmen  darf  —  oder, 
wenn  sie  etwas  sagte,  so  drükte  sie  die  Fort- 
dauer der  Unterordnung  der  Regierungsgewalt 
derselben  unter  die  Reichsgewalt  aus,  und  dann 
ist  man  in  Verlegenheit,  welche  Deutung  dem 
beygelegten  Karakter  der  Souveränität  in  ihrer 
ganzen  Fülle  zu  geben  sey? 

Doch  dieser  —  in  der  Note  des  französischen 
Ministers  an  den  deutschen  Reichstag  vom  iten 
August  1606  in  den  Worten:  »La  Situation ^ 
dans  laquelle  le  traite  de  Presbourg  a  place 
directeinent  les  cours  aüiees  de,  la  France,  et 
indirecteinent  lesPrinces^  quelles  entourent  et  qui 
les  avoisinent y  etant  incompatible  avec 
la  condition  d'un  itat  d*einpire*^  selbst 
ausdrüklich  anerkannte  — Widerspruch  ist  voll- 
kommen gelöfst,  indem  die  Bundesglieder,  als 
Regenten  ihrer  Staaten,  von  aller  Beschränkung 
durch  Reichsgewalt  und  Reichsgesetze  voUstän- 
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dig  entbanden  sind,  schon  allein  dadurch,  dals 
sie  aiißiörten , 'Stände  des  Reichs  zu  seyn,  wenn 
auch  der  Artikel  2  der  Bundesakte  nicht  vorläge. 
Allein  nun  entsteht  doch  erst  noch  die  weiteret 
von  mir  eigentlich  bezielte,  Frage: 

Ob  der  den  Bundesgliedern  gewordene 
Karakter  der  Souveränität  in  ihrer  ganzen  Fülle, 
zugleich  eine  gänzliche  Entbindung  ihrer  Regie* 
rungsgewalt  ^on  den ,  in  den  zur  Zeit  der  Errieb* 
tung  de$  Bundes  etwa  bestandenen  besonderen 
Konstitutionen  ihrer  Staaten  liegenden,  Bedin* 
gungen  der  Ausübung  der  höchsten  Staatsgewalt 
ausdrücke?  oder  mit  andern , Worten :  ob  der 
Ausdruk  »Souveränität"  das  Merkmal  eines, 
theoretisch  sogenannten,  imperii  absoluti  oder 
iUimitati  euiiidXle  f  oder  nicht? 

§.     65. 

Gerade  Für  diese  Frage  sucht  man  aber  ver- 
gebens im  französischen  Sprachgebrauche  direkte 
Entscheidung;  denn  es  ist  ausgemacht,  dafs  der 
Franzose  den  König  von  England  so  gut,  als  den 
Kaiser  der  Ottomannen,  einen  souveränen 
Regenten  seines  Staats  nennt,  und  doch  steht 
dem  ersten  ein  Parlament  zur  Seite,  während 
-der  leztere  sich  im  Besitze  eines  imperii  ornnino 
absoluti  befindet,  und  eben  so  trägt  der  Kaiser 
der  Franzosen  unläugbar  den  Karakter  eines 
souveränen  Regenten  seines  Reichs,    obgleich 
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dessen  Konstitution  einen  gesezgebenden  Körper 
und  einen  Erbaltungssenat  aufstellt.  —  Kann 
aus  dieser  MannichBaltiekeit  des  Gebrauchs  des 
fraglichen  Ausdruks  irgend  eine  Folgerung  gezo- 
gen werden»  so  kann  sie  nur  darinn  bestehen, 
dafs  der  Franzose  mit  dem,  seiner  Sprache 
ursprünglich  allein  eigenen,  Ausdrucke  „sou- 
veräner  Regent**  abgesehen  jezt  von  aller 
Beziehung  nach  aufsen,  schlechthin  den 
bürgerlichen  Oberherrn  eines  Staats 
bezeichne,  übrigens  die  konstitutionelle 
Bedingtheit  oder  .  Unbedingtheit  der 
Ausübung  der  bürgerlichen  Oberherrschaft 
damit  ganz  unberührt  lasse. 

Manche  meiner  deutschen  Mitbürger  sind 
rasch  vorangeschritten ^  und  haben  den  Ausdruk 
^  souverainete  **  durch  die ,  eben  so  vollwichtigen 
als  volltönenden,  Worte  «  Selbstherrschaft, 
volle  und  kräftige  O^bristhoheit,  unab- 
hängige Allgewalt*'  u.  dgl.  übersezt,  und 
diesen  Worten  keine  geringere,  als  die  Bedeu-« 
tang  eines  iinperii  mere  absolutiet  ülmiitati  gege-" 
ben ,  ob  sie  gleich  übrigens  ihre  Bekanntschaft 
mit  dem  Karakter  der  verwerflichen  Despotie 
uni  Tyrann ey  an  den  Tag  gelegt  haben. 
Nach  zureichenden  Gründen  jener  ihrer  VerdoU- 
nietschung  und  Deutung  sieht  man  sich  indessen 
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meistens  vergebens  um.  Andere  sind  auf  die 
sonderbare  Behauptung  verfallen ,  dafs  blofs  die 
Merkmale  der  ehemaligen  Reichshoheit  in  der 
jetzigen  Souveränität  der  Bundesglieder  zu 
finden  seyen,  indem  mit  Anflöfsung  desReicds- 
Verbandes  nur  jeqe  Reichshoheit  ledig  geworden, 
also  auch  nichts,  als  nur  diese,  auf  die  Bundes- 
gHeder  übergegangen  sey.  Allein  —  nebstdem, 
dafs  schon  Herr  Bit  au  er  diese  Behauptung 
eben  so  belächelnswerth  gefunden  hat ,  als  es  die 
Behauptung  sey n  würde ,  dafs  auf  den  Kaiser 
Napoleon  nichts,  als  die  Koasulargewalt 
übergegangen,  weil  nur  diese  vorher  ledig 
ge^^orden  sey  —  so  ergiebt  sich,  ohne  über  die 
Richtigkeit  dieses  Vergleichs  nach  jeder  Hinsicht 
zu  entscheiden ,  die  Unrichtigkeit  jener  Behaup- 
timg schon  daraus,  dafs,  indem  die,  ganz 
besonders  beschaffene,  Reichshoheit  lediglich 
nur  mit  und  durch  die  Reichsverfassung  in  con- 
creto gegeben  war  und  bestand ,  auch  diese  Art 
und  Modifikation  der  Hoheit  mit  der  Reichs- 
verfassung  selbst  rein  und  vollkommen  ver- 
schwunden Sjeyn  müsse,  und  aufser  ihr  in  con^ 
creto  schlechthin  nicht  wieder  zu  finden  sey» 
und  zwar  in  den  gegenwärtigen  Bundesstaaten 
um  so  weniger,  je  weniger  die  innere  Verfas- 
sung dieser  ehemaligen  Reichsterritorien  schon 
vorher  mit  der  Verfassung:  der  Gesammtheit  des 
Reichs  Ähnlichkeit  hatte.   Man  braucht  übrigen« 
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Ansichten  gar  nicht  einmal  zu  kennen»  um  zu 
wissen,  für  M^elche  Parthey  sie ,  vielleicht  ohne 
es  gerade  zu  v^olien »  partheyisch  geschrieben 
haben. 

Eine  Stimme  ist,  indem  sie  dem  Eintritte 
des  Regiments  der  Willkühr  begegnen  wollte» 
offenbar  zu  weit  gegangen,  und  hat  den  Saz 
v^rtheidigt :  dafs  durch  die  rheinische  Bundes- 
akte den  neuen  deutschen  Souveränen  über  ihre 
Eigenthumslande  keine  gröfsere  Gewalt  \>eyge* 
legt  worden  sey,  als  sie  über  dieselben  schon 
vorhin  gehabt  hätten.  Eine  andere,  sehr  ^ch* 
tungswürdige,  Stimme  (in  der  vortrefflichen 
Schrift  »Löfsung  des  Staatsproblems:  Ist  mit 
dem  Begriffe  der  Souveränität  der  Begriff  der 
Landstände  vereinbar?  1806^)  hat  mit  wichti- 
gen Gründen  den  Saz  ausgeführt:  dafs  das  Sub« 
stantielle,  das  Karakteristische  des  Souverä- 
nitätsbegriffs sich  ganz  allein  auf  das 
^ufsere  Staatsverhältnifs  gründe,  und 
dafs  daher  mit  der  Souveränität  eine  Limita- 
tion der  Regierungsgewalt  im  inneren  Staats« 
Verhältnisse  gar  wohl  vereinbar,  und  dafs  diese 
Limitation  ein  Postulat  der  Vernunft  sey. 

Dagegen  stellt  Herr  Zachariae  (in  jure 
publico  civitatum,  quae  foederi  rhenano  adscrip^ 
iae  swit.  Heidelb.  1807.  §.25  seq.)  die  Souverä- 
nität aU  eine  »potcstatcm  legibus  haud  con^ 
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strictam^  dar»  modifizirt  jedoch  dieses  Merk- 
mal wieder  sehr  wesentlich,  indem  er  unmitr 
telbar  darauf  fortfährt:  ^Itaque  Jiaec  pötestas,  si 
territorium  spectes,  solo  jure  naturali  ßnitur'* 
(also  ist  doch  jene  potestas  einmal  schon  legibus 
juris  naturalis  konstringirt)  »ita  tarnen,  ut  et 
officii  et  utüitatis  rationes  principi  suadeant, 
indaganda  popvli  voluntate  optirnatibusque 
in  consilium  vocatis,  potestati  suae  moduin 
idtro  statuere.  Sin  ad  rationern,  quaeinter  prin^ 
cipetn  aliasque  gentes  intercedat  ^  respicias^  potes^ 
tas  illa  cum  foedere  rlienano  et  conclusis  foedera^ 
tprurn  principum,  tum  aliis  conventionibus  et 
restringi  potest,  et  vere  restringitur"  (hier  also 
die  zweyte  und  dritte  Konstriktion)  »§•  24. 
Itaque  formulam  civitatis,  prouti  sive  pactis 
familiaef  sive  privilegiis  ordinum  provincialium 
constituta  est,  aprincipibus  foideratis  conservari, 
et  decetf  et  expedit**  (hier  also  weitere  Konstrik- 
tionen) „  nisi  forte  häec  formula  vel  obligationi* 
bus  foedere  contractis ,  vel  genio  saeculi  parujn 
respondeat, «  „  §.  c5.  Deinde  potestas  sociorutn 
ipsa  lege  foederis  restringitur**  etc.  Wie  Herr 
Zachariaey  bey  dieser  seiner  eigenen  Aner- 
kennung so  mancher  Limitationen  >  die  Souve* 
ränität  schlechtweg  und  überhaupt  als  eine 
potestatem  legibus  haud  constrictam  habe  defini- 
ren  können?  überlasse  ich  ihm  selbst  zu  lecbt* 
fertigen. 
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Hat  nun  irgend  einer  von  diesen?  Wer  von 
ihnen  hat  das  Rechte  getroffen?  Auf  wessen 
Seite  ist  die  Wahrheit? 

Ich  versuche  es,  meine  Meiliung  hierüber 
darzulegen,  mufs  jedoch  bekennen ,  dafsichnur 
schüchtern  diese  delikate  Materie  behandle ,  dafs 
ich  mit  Vergnügen  jeder  Belehrung  entgegen- 
sehe, und  dafs  ich  eben  darum  mit  Nachsicht 
beurtheilt,  uiid  mit  Bescheidenheit  behandelt 
SU  werden  hoffe. 

Aufser  allem  Zweifel  ist,  dafs  alle,  aus  der, 
durch  die  deutsche  Reichsverfassung  begründe« 
ten,  Unterordnung  der  Territorialregierungs- 
gewalt  unter  die  Gewalt  der  Reichsregierung 
geflossenen,  Beschränkungen  der  jetzigen  Bun- 
desfürsten in  der  Regierung  ihrer  Staaten ,  durch 
ihren  Austritt  aus  dem  Reichsverbande  mit  jener 
Unterordnung  selbst  rein  hinweggefallen  seyen , 
dafs  demnach  bey  der  Karakterisirung  der 
jetzigen  Regentengewalt  der  Bundesglieder  von 
Limitationen  jener  Art  gar  nicht  mehr  dia 
Rede  seyn  könne.  Eben  so  ist  aufser  allem 
Zweifel,  dafs  die  jezt  regierenden  Bundesglieder 
als  die  alleinigen  Subjekte  der  bürgerlichen 
Oberherrschaft  in  ihren  respektiven  Staaten 
anerkannt ,  und  anzuerkennen  seyen ,  dafs  dem- 
nach von  einer  eigentlichen  Theilung  der 
Staatsgewalt  zwischen  ihnen ,  und  irgend  einem 
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andern,  physischen  oder  juridischen,  Subjekte 
ebenm'ärsig  nicht  die  Rede  seyii »  dafs  also  z.  B. 
die  Stände  in  den  Staaten ,  wo  solche  rechtlich 
existiren,  oder  existiren  sollten,  auf  keinen 
Fall  als  wirkliche  Theilhaber  der  Staatsgewalt 
angesehen  werden  können.  Diese  beyden  Be- 
5timniungen  sind  auf  alle  Bundesstaaten  und 
deren  Regenten  gleich  anwendbar. 

Übrigens  aber  niu(s,  meiner  Überzeugung 
nach,  bey  Karakterisirung  der  jetzigen  Regen- 
tengewalt der  BundesFürsten  ein  Unterschied 
gemacht  werden  zwischen : 

1.  Solchen  Bundesstaaten,    in  welchen,    zur 

Zeit  der  Errichtung  des  Bundes,  eine 
eigene,  von  der  Reichsverfassung  ihrer 
staatsrechtlichen  Quelle  und  Basis  nach 
unabhängige,  Konstitution,  oder  einzelne 
konstitutionelle  Gesetze  der  Art,  .und 
durch  sie  begründete  liimitatioden  fiirdie 
Ausübung  der  Staatsgewalt  vorhanden 
waren,  und:  ,    . 

2.  Solchen  Bundesstaaten,    in   welchen    zur 

Zeit  der  Bundeserrichtung  eine  eigene 
Konstitution ,  einzelne  konstitutionelle 
Gesetze,  und  Limitationen  jener  Art 
nicht  vorhanden  waren. 

.§.     68. 
In  Staaten  der  ersteren  Art  müssen  jene* 
Konstitutionen ,   jene  konstitutioneilen  Gesetze 
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beybehalten ,  müssen  jene  Limitationen  in  der 
Ausübung  der  Staatsgewalt  vom  Regenten  respek* 
tirt  werden ,  in  so  ferne : 

a.  Durch    sie    die  Staatsgewalt    selbst  nicht 

unter  mehrern  Subjekte  getheilt  ist,  und 

b,  Sie  9  dem  Zwecke  des  Staats  entsprechend, 

als  passende  Mittel  zur  Erreichung  dieses 
Zweks  befunden  werden. 

Tritt  die  erstere  dieser  Bedingungen  nicht 
ein,  so  ist  der  Regent»  als  solcher,  der  allein 
bürgerlicher  Oberherr  seyn  soll,  berechtigt,  die 
Theilung  der  Staatsgewalt  selbst,  ihrem  Wesen 
nach,  aufzuheben,  und  sich  für  den  alleini- 
gen Oberherrn  zu  erklären;  denn  ihm,  und 
zwar  nur  ihm  allein  ist  die  Souveränität  in 
in  ihrer  ganzen  Fülle  zuerkannt. 

Tritt  die  leztere.  jener  Bedingungen  nicht 
ein,  so  ist  es  ihm  durch  das,  in  der  Idee  seine5 
Seyns  und  Wesens  liegende,  Gebot,  alles,  was 
der  Erreichung  des  Staatszweks  hinderlich  i.«^t, 
aufzuheben ,  Pflicht;  die  dem  Staatszwecke  ' 
nicht  entsprechende  Konstitution ,  oder  die  kon- 
stitutionellen Gesette  der  Art,  dahin,  dafs  sie 
dem  Zwecke  entsprachen ,  zu  reformiren,  und 
der  gemeinsame  Wille  des  Volks  mufs  damit 
zusammenstimmen ;  und  es  ist  rechtlich  undenk- 
bar ,  dafs  irgend  einer  sage :  ich  will  die  bisherige 
Konstitution  nicht  aufgeben;  denn  nur  durch 
die    bisher    ^tattgefundcne   Unwissenheit    und 
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Unempränglichke it  einer  rechtsgemäfsen  Kon- 
stitution ist  die  Erduldung  des  Rechtswidrigen 
zu  entschuldigen.  Sc^bald  aber  der  Begriff  des 
Rechtsgem^fsen  dä|  und  die  Nation  fähig  ist» 
ihn  zu  realisiren,  ist  jeder  auch  verbunden, 
ihn  anzunehmen;  denn  das  Recht  soll  herrschen, 
der  Zwek  des  Staates  soll  erreicht  werden. 

Treten  hingegen  jene,  untera  und  b  bcnjerk- 
ten,  Bedingungen  ein »  dann  müfste  der  Karakter 
der  Regentengewalt  durcli  und  nach  jener  Kon- 
stitution ,  nach  jenen  konstitutionellen  Gesetzen 
und  Limitationen  meiner  Meinung  nach  modi* 
fizirt  bleiben,  und  der  Regent,  obgleich 
Souverän,  wäre  nicht  befugt,  eine  Änderung 
darinn  vorzunehmen,  oder  gar  solche  aufzuhe- 
ben; denn: 

1.  Enthält  der  Ausdruk:  „  souverainete  ^*  nach 
dem  französischen  Sprachgebrauch« 
nicht  das  Merkmal  einer  konv«>titutio- 
nellen  Unbedingtheit  der  Regencengewalt, 
sondern  läfst  vielmehr ,  wie  voraus  nach- 
gewiesen wurde ,  das  konstitutionelle 
Bedingt-  oder  Unbediugtseyn  der  Aus* 
Übung  der  bürgerlichen  Oberberrschafc 
nach  Innen  ganz  imberührt, 
Q.  Der  Karakter  der  Souveränität  ist  aber  der 
einzige ,  welcher  den  Bundesgliedern , 
als  Regenten  ihrer  Staaten,  durch  die 
Bundesakte  zu  Theil  geworden  i$tf  und 
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aur$erdem  ist  in   der  Bundesakte  nicht 
eine     einzige    Bestimmung     enthalten, 
welche  eine Befugnifs,  die  hier  unter- 
stellten konsiilutionellen  Limitationen 
aufzuheben    oder    aus/.uschliefsen ,  "  be* 
gründete ,  oder  solche  unmittelbar  selbst 
aufhöbe  oder  ausschlösse. 
5.  Wäre   aber   eine  solche  Aufhebung    oder 
Ausschliefsung  irgend  bezielt  worden,  so 
würde  diese«    da   sie  sich  offenbar 
tiicht  von  selbst  verstand,  um  ^o 
mehr  ausdrüklich  gesezt worden seyn, 
da  man  sogar  im  q.  Artikel  die,  nach  der 
im  1.  Artikel   erklarten  Trennung  vom 
Reichsverbande  sich  von  selbst  ver- 
stehende, Aufhebung  aller  Limitation 
durch    Reichskonstitution    und    Reichs- 
gesetze  ausdrüklich  zu  erklären  für 
zwekniäfsig  imd  nothwendig  hielt. 
4.  Da    ferner  die  Bundesakte  gar  nicht   die 
Bestimmung  hatte,  Norm  für  die  inne- 
ren Verhälthisse  der  konföderirten  Staa- 
ten  —    einige    Partikular  Verhält- 
nisse,' z.  B,  die  der  unterworfenen  ehe- 
maligen Reichsstände,    der  Pensionärs, 
der  Kreifs-  und   Staatsgläübiger,   ausge- 
nommen —  zu  seyn,  was  aus  der  eigenen 
Erklärung    Kaisers     Napoleon:     ^^LfS 
affaires  itUeriturcs  de  cliaque,  etat  ne  uous 
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regardent  pas^  und  dem  Geiste  derBiin- 
desakte  selbst  unumwunden  herrorgeht, 
so  findet  auch  gar  keine,   auF  das  innere 
Staatsverhältnifs  gerichtete ,  ausdehnende 
Erklärung  statt. 
5.  Keine  Hegentenge walt  ist  in  ihrer  Ausübung 
unbedingt,   und  der  Frivatwillkühr  der 
physischen  Person   des   Regenten   über- 
lassen,   vielmehr    »ist    die    Herrscher- 
'    gewalt  (wiß  es  in  dem  schon  erwähnten 
Aufsätze  des   27.  Stüks  der  Kronik   der 
Deutschen  heifst)  in  einem  Vereine  ver- 
nünftiger Wesen,    ohne   Unterordnung 
unter  ein  System  von  Gesetzen,   unge- 
denkbar.     Sobald  sie  sich  dieser  Unter- 
ordnung entzieht,  verwandelt  sie  sich  in 
Despotie,    und   die  Gesammtheit  der 
Beherrschten  ist  kein  Staat  mehr,   son- 
dern ein   Haufe  unterjochter  Sklaven.  •• 
Dieses^  System  von  Gesetzen  ist  gegeben 
durch  die  Analyse  der  Idee ,  dej;  Wesens 
und  Zweks  des  Staats  überhaupt,    und 
der  pQthw.endigeu  Mittel  zur  Erreichung 
dieses  Zweks.     Wenn  daher  in  einem 
der  konföderirten  Staaten  solche,   dem 
wahren  Wesen  und   Zwecke  des 
Staats  entsprechende,   konstitutio- 
nelle Gesetze  und  organische  Einrichtun- 
gen — und  nur  von  solchen  ist  hier  die 
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Rede  —  sich   vorfinden;    so  wird  sein 
Reojent,  wenn  er  der  Idee  von  sich  selbst, 
und    seiner    wahren    Bestimmung,    als 
Regent,  nicht  widersprechen  will,  sich 
durch  sich  selbst besimmen  müssen,  jene 
Gesetze,  und  Einrichtungen  ferner  beste- 
hen zu  lassen,  und  ^eiiie  Herrschergewalt 
mufs  also  in  ihrer  Ausübung  durch  die, 
in   jenen   Gesetzen   und   Einrichtungen 
begründete,  aus  allgemein  rechtlichen 
zu  positiv-rechtlichen  erhobene,  oder 
durch  positive  Sanktion  eingeführte  und 
bestätigte  allgemein  rechtliche,    Limita- 
tionen und  Normen  um  so  mehr  modifi- 
zirt  bleiben,    je  weniger  ihn  irgend  ein 
Grund  zu  deren  Beseitigung  auktorisirt, 

Bey  weitem  die  wichtigste  konstitutionelle 
Limitation  für  Ausübung  der  Herrschergewält, 
die  sich  zur  Zeit  der  Bundeserrichtung  in  meh- 
reren der  verbündeten  Staaten  vorgefunden  hat, 
ist  die  Existenz  von  Landständen,  rüksicht^^ 
lieh  derer  die  Frage  :  Ob  die  betreffenden  Sou^ 
veräne  solche  beyzubehalten  verpflichtet,  oder 
aufzulöfsen  und  abzuschaffeil  berechtigt  seyen? 
vorzüglich  in  Kontroverse  gezogen  ward.  Essey 
mir  daher  erlaubt,  von  der  Anwendung  der  vor- 
aus aufgestellten  Grundsätze  hinsichtlich  dieses 
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speziellen  Objekts  eine  Probe  zum(ichen.  Da  ich 
in  einem  Staate  lebe,  der  keine  Landslände  hat« 
so  wird  mein  Urtheil  um  so  mehr  als  unpar- 
theyisch  gelten  können. 

Wohl  glaube  ich  hierbey  von  der  Voraus- 
setzung ausgehen  zu  dürfen,  dafs  die  landstän- 
dischen Korporationen ,  von  denen  hier  die  Rede 
ist,  keineswegs  Ausflüsse  der  deutschen  Reichs- 
verfassung, odetf  dafs  ihre  Existenz  keineswegs 
durch  die  Existenz  der  leztern  bedingt  gewesen 
sey ;  sondern,  dafs  sie  vielmehr,  ganz  unabhängig 
vom  Organismus  des  deutschen  Reichs,  durch 
Selbstorganisation  der  deutschen  Territorial- 
staaten ihr  Daseyn  erlangt  haben  i  woraus  denn 
von  selbst  folgt,  dafs  ihre  Auilöfsung  durch  die 
Auflöfsung  des  Reichsverbandes  und  die  Aufhe» 
bung  der  Reichsgesetze  keinefswegs  habe  motivirt 
werden  können,  wenn  gleich  die  ihnen  vom 
Reiche  etwa  gewordene  Garantie  und  die  daher 
ausgeßossenen  Privilegien  für  sie,  mit  jener 
Aufhebung  dahin  gefallen  seyn  mögen.  Unter 
dieser  Voraussetzung  gehören  sie  denn  zu  den, 
zur  Zeit  der  Errichtung  des  Bundes  \  unabhängig 
vom  deutschen  Reiche  bestandenen ,  orgsinischen 
Einrichtungen  einzelner,  dem  Bunde  beygetre- 
tenen ,  Staaten ,  und  unterliegen  sonach  den  , 
deshalb  voraus  aufgestellten »  Bestimmungen. 
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§.    70. 

Sollten  nämlich  die  Landstände  irgendwo 
wirkliche  Theilhaber  der  bürgerlichen  Oberherr- 
schaft, sollten  einzelne  Hauptzweige  dieser 
Oberherrschaft,  z.  B,  gesezgebende -,  Exekutiv- 
gewalt, ausschliefsend  oder  mit  und  neben  dem 
Regenten  in  ihren  Händen ,  sollten  sie  im  wahren 
Sinne  Mitherrscher  seyn ,  dann  —  kann  nicht 
etwa  von  ihnen  zur  Erhaltung  ihres  Antheils  an 
der  Oberherrschaft  angeführt  werden,  dafs  die 
Trennung  der  Gewalten,  oder  die  Repräsenta- 
tion der,  ursprünglich  bey  dem  Volke  resi- 
direnden,  Staatsgewalt  durch  geschiedene  Sub» 
jekte«  durch  das  Ideal  und  den  Zwek  des  Staats 
nothwendig  sey;  denn  es  ist  einmal  für  das 
alleinige  Stattfinden  der  monokratischen 
Regierungsform  in  den  Staaten  des  Bundes  positiv 
entschieden;  —  sondern  der  Regent  ist,  eben 
dieses  leztern  Umstandes  wegen,  befiigt,  alle 
OewaU  in  seiner  Person  zu  konzentriren ,  und 
demzufolge  den  Ständen  ihren  bisherigen  Ge- 
waltsantheil  zu  en tziehen  :  Wei ter  geht 
jedoch  seine  Befugnifs  nicht,  und  es  werden 
demnach  die  Landstände,  soweit  der  übrige 
wesentliche  und  ursprüngliche  Grund  ihrer 
Existenz  reicht,  allerdings  beyzubehalten  seyn. 
Dieser  Grund  ist  aus  dem  Ursprünge  und  der 
ursprünglichen  Bestimmung  der  Landstände  zu 
frkeunen,  welcher  Ursprung  in  der  schon  ange-f 


führten  Schrift:  »LÖfsuhg  des  Staatsproblems 
etc. ^  vollkommen  richtig  sp  angegeben  ist: 
»»Wenn  man  in  der  Idee  das  Daseyn  einer 
Monarchie  an  seiner  Quelle  aufsucht," so  wird 
man  diese  Quelle  lediglich  in  der  (ausdrüklich 
oder  stillschweigend)  erklärten  Willensüberein« 
Stimmung  aller  Staatsglieder  an  einer,  und 
Einem  Individuum  aus  ihrer  Mitte  an  der 
andern  Seite,  finden,  zufolge  welcher  die 
ersteren  die  höchste  Gewalt  im  Staate ,  die  an 
imd  für  sich  der  ganzen  Gemeinde  überhaupt 
zAistund,  jenem  Einzelnen  dergestalt  übertrugen, 
dafs  künftig  sein  vernünftiger  Wille  der  Wille 
Aller  seyn  sollte.  Da  aber  die  Weiseren  unter 
dem  Volke  einsahen',  ^We  leicht  der  Einzelne 
irren,  und  einen  Willen  als  Willen  Aller  haben 
könnte,  welcher  dem  Staatszwecke  positiv  und 
negativ  schädlich  ist ;  so  beredeten  sie  die  G  e- 
meinheit,  entweder  jezt  gleich,  bey  der  über* 
tragung  der  Staatsgewalt,  dem  Willen  des  Herr- 
schers, insofern  er  den  Willen  Aller  ersezt,  eia 
gewisses  Regulativ,  gewisse  Normen  für  seine 
Bestimmungen  zusetzen,  oder,  weil  die  Um- 
stände verschieden  seyn ,  und  dann  nach  dieser 
Verschiedenheit  modifizirte  Normen  erheischen 
können ,  sich  das  Recht  vorzubehalten ,  in  be- 
stimmten Angelegenheiten  mit  dem  Herrscher 
entw.eder  durch  blofsen  Rath,  oder  durch 
ihren  Konsens  konkurrirep  z^u  dürfen,    Der 
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Herrscher  willigte  in  dieses  Volksreservat,  und 
dieses  ,  überzeugt  von  '  der  Unmöglichkeit 
sowohl  als  der  Unzwekmäfsigkeit  einer  all- 
gemeinen Volksversammlung  in  allen  diesen 
Fällen j  überliefs  seine  Rechte  %ur  Ausübung' 
bestimmten  Individuen ,  die  statt  ihm  Für  alle 
Zukunft  die  *  den  Herrscher  (berathenden  oder) 
beschränkenden  Subjekte  seyn,  und  die  Volks-  ' 
gf;meinheit  repräsentiren  sollten.  Diese  Über- 
las^sung  ist  die  Idee  des  Ursprungs  der  Land** 
stände,  die  man  sich  nicht  anders ,  als  auf 
diese  Art  denken  kann,  und  wenn  sie  auch  in 
verschiedenen  gegebenen  Staaten  auf  eine  andere, 
ah;  diese,  Art  realisirt  worden  ist,  doch 
immer  im  Grunde  die  nämliche  bleibt.  Es  kann 
i3ä:mlich  in  einem  gegebenen  Staate  das  oben- 
erwähnte Volksreservat ,  dadurch  der  Fürst  be-r 
sei  tränkt  wird,  stillschweigend  bedungen, 
und  eben  so  stillschweigend  bestimmten 
Subjekten  —  Landständen,  Reichsstän^ 
den  —  übertragen  worden  seyn.  Es  war  z.  B.  in 
einem  Staate  nie  gewöhnlich  und  dem  Fürsten 
zugestanden ,  aufser  den  bestimmten  Staatsein« 
ki;inften  noch  aufseror deutliche  —  Steuern  — 
zn  erheben,  und  also  stillschweigend  festgesezt, 
dafs,  wenn  die  Staatsnothdurft  solche  Auflagen 
eirfordern  würde,  diefs  nicht  ohne  Angebung 
der  Ursachen  und  Einwilligung  des  Volks  ge- 
SQJheheii  dürfe,    wenn  diefs  auch   nicht  aus« 


drüklich  bestimmt  worden   ist.  — -     Nnn 

trat  der  Fall  wirklich  ein ,  und  statt  eine  allge* 

meine  Volksversammlung  anzuordnen,  berief  der 

Regent  nur  die  Vornehmsten  -^  principes  —  des 

Volks»    die   gleichsam    als  Repräsentanten    des 

Volks   auftraten  »     und   dazu    am    tauglichsten 

waren,   weil   ihr  Interesse,   als  Gutsherren ,  so 

enge  an  das  ihrer  Gutsleute  geknüpft  war ,  dafs 

sie  gewifs  nichts  zugaben ,   was  den  Wohlstand 

derselben  untergraben  konnte;  denn  wenn  diese 

''durch    Steuern    und    andere    aufser ordentliche 

Abgaben  zu  sehr  *gedrükt  wurden,  so  konnten 

sie  die  dem  Gutsherrn   schuldigen  Leistungen 

nicht  mehr  erfüllen,  und  dieser  hütete  sich  also 

wohl,   durch  Einwilligung  in  den  Ruin  seiner 

Unterthanen  inr  seinen  eigenen  zu  konsentiren. 

So   wurde    also   das    Repräsentationsrecht    der 

Gutsbesitzer  vom  Regenten  anerkannt,  und  von 

dem  Volke  stillschweigend  dadurch  bestätigt,  dafs 

es  die  von  ihnen  konsentirten  (oder  berathenen) 

Verfügungen  erfüllte.    In  der  Hauptsache  ist  aber 

auch  hier  imsere  oben  angegebene  Idee  reali* 

sirt.  —     Oft^  konnten  die  principes  des  Volks 

auch  dadurch  zur  Landstandschaft  gelangt  seyn, 

dafs   sie    dem   Landesherrn   Geldbey träge   und 

andere   dons  gratuits    bewilligten,    sich   aber 

dafür,  weil  sie  das  Nüzliche  und  Zwekmäfsige 

tief  fühlten ,   ausbedingten ,   dafs  der  Herrscher 

in  Zukunft  e^wisse  Staatsakte  nicht  ohne  ihren 
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Konsens  (oder  Beyrath)  vornehmen  sollte, 
vrelches  sich  denn  auch  der  Regent  gefallen 
Uefs.« 

Aus  dieser  Darstellung  ist  ersichtlich,  daFs 
die  ursprüngliche  und  wesentliche  Bestimmung 
der  Landslände   darinn  bestehe,    dafs    sie  bey 
wichtigen  Staatsangelegenheiten  den  Regenten 
mit  ihrem  Rathe  unterstützen ,    und  bey  vor- 
seyenden  gesezlichen  Verfügungen  —  auch  die 
Besteuerung  ist,    die  Sache  scharf  genom- 
men ,  ein  Akt  der  Gesezgebung  —  ihn  von  der 
Übereinstimmung    oder  Nichtübereinstimmung 
des  Volks  mit   dem  Gesetzesvorschlage  unter« 
richten    sollen.       Weder    die   Nothwendigkeit 
jener  Berathung,  noch  die  Nothwendigkeit  der 
Einholung  der  Erklärung  von  der  Überein  -  odet 
Nichtübereinstimmung  des  Volks  mit  dem  Ge^ 
setzesvorschlage  involvlren  eine  wirkliche  Tren- 
nung oder   Theilung  der  Staatsgewalt  an  sich 
selbst ;  denn  der  Regent  bleibt ,  jener  Nothwen* 
digkeit  ungeachtet ,  die  alleinige  und  unge« 
th eilte  staatsrechtliche  Quelle   aller  Gesetze, 
so   wie  des  Rechtsprechens  und  des  Zwanges 
nach  den  Gesetzen.   Jene  Nothwendigkeit  bildet 
vielmehr  nur  eine  Schranke,    eine  Bedingung 
für  die  Ausübung  und  Anwendung  der  Staats* 
gewfllt ,    und  zwar   eine    solche  , '  welche  mit 
der  allgemein  staatsrechtlichen  Bedingung  alles 
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Gebrauchs    der    Staatsgewalt   in   vollkommner 
Harmonie  steht ;    denp  jedem  Gesezgeber  soll 
stets  die  Bedingung  vorschweben,  unter  welcher 
seine  Gesetze  nur,    auch  ihrer   Materie    nach 
gerechte,    Gesetze  seyn  können;    diese  Bedin- 
gung besteht  darinn  :    dafs  alle  Einzelnen  im 
Volke  zur  Geltung  derselben  zusammenstimmen 
können  und  müssen ,  wenn  die  Gründe  derselben 
nach  Rechtsprinzipien  erwogen  werden,   d.  h. 
dafs  die  Gesezgeber  stets  die  Idee  des  allgemein 
unter    dem    Rechtsgesetze    vereinigten    Volks- 
willens  zur  Norm  der  yon  ihnen  zu  verfassenden 
Gesetze  nehmen  müssen.  "  Jedes  positive  Ges^z 
soll  der  Ausdruk  des  gemeinsamen  Volkswillens 
seyn,  und  es  ist  daher  zu  einem  gerechten  Ge- 
setze im  Staate  die  Möglichkeit  der  Zusam- 
menstimmung riler  Staatsglieder,    als  vernünf- 
tiger Wesen ,  nothwendig.     V^^enn  es  nun  gleich 
—  da  der  Vereinigung  der  Willkühr  aller  ein 
festes  Prinzip  vorausgeht  und  zur  Regel  dient, 
mithin    der    Gesammtwille     des  Volks    seiner 
Qualität  nach  a  priori  schon  ,  und  zwar  dahin 
bestimmt  ist,    dafs  er  zusammenstimmen  solle 
mit  dem  Ideale  der  rechtlichen  Verfassung,  und 
dafs  jede  seiner  Äufserungen  den  Karakter  der 
rechtlich -praktischen  Vernunft   haben  solle  — 
unbezweifelbar  ist,   dafs    ein    einzelner   aufge- 
klarter und  rechtliebender  Mensch ,  als  Volks- 
repräsentant,    die  positiven    Gesetze' weit  be- 


stimmter  und  der  Idee  des  allgemeinen  Volks-» 
willens  weit  angemessener  entwerfen  werde« 
als  es' von  der  rohen  Masse  der  Menge  in  ihrer 
Totalität  zu  erwarten  ist ;  so  ist  es  doch  auch 
nur  gar  zu  leicht  möglich,  dafs  der  einzelne» 
bey  aller  seiner  Aufklärung  und  mit  allem  seine^u 
Enthusiasmus  für  Recht  irren ,  und  einen  Willen 
als  den  Willen  Aller  unterstellen  könne,  zu 
dem  dennoch  der  Wille  Aller ,  durch  Rechtprin* 
zipien  bestimmt ,  nicht  zusammenstimnien 
könnte,  dafs  es  demnach  dem  einen  und  andern 
seiner  Gesetze  an  der  Bedingung  seiner  mate* 
riellen  Rechtlichkeit  fehlen  könne;  und  wenn 
folglich  der  Regent,  als  ein  solcher  Einzelner, 
durch  ein  konstitutionelles  Gesez  gebunden  ist , 
sich  durch  Einholung  des  Gutachtens  von  meh- 
reren aufgeklärten  und  rechtliebenden  Delegir«« 
ten  des  Volks  r  von  dessen  Zusammen  -  oder 
Nichtzusammenstimmung  mit  seinem  Gesetzes- 
entwürfe,  ehe  er  ihn  als  wirkliches  Gesez  auf- 
stellt, die  nähere  Überzeugung  zu  verschaffen, 
so  kann  er,  unbefangen  die^  Sache  betrachtet, 
in  jener  konstitutionellen  Einrichtung  nicht  fo- 
wohl  eine  lästige,  seiner  Souveränität  wider- 
sprechende ,  Schranke  in  Ausübung  seiner 
Staatsgewalt,  sondern  vielmehr  nur  eine>  ihm 
sehr  erwünschliche,  Sicherudgsmaafsregel  und 
Garantie  dafür  finden ,  dafs  er  seinem  erhabenen 
Berufe,  als  Gesezgeber  des  Staats,  ganz  sOj   wie 
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es  die  Idee  der  gesezgebenden  Grewalt  erheischt, 
entsprechen  werde ,  und  jene  Einrichtung  ge- 
währt ihm  noch  überdiefs  den  grofsen  Vortheil , 
daCs  sie  ihn  selbst  im  Urtheile  seines  eignen ,  so 
wie  jedes  auswärtigen,  Publikums,  über  das 
kein  Regent  sich  so  ganz  gleichgültig  hinweg- 
setzen kann,  der  Verantwortlichkeit  entledigt, 
die  sonst  allein  auf  seinen  Schultern  haftete, 
und  nun  wenigstens  gröfstentheils  auf  die  Dele- 
girten  des  Volks  übergeht. 

§.72- 
Hiegegen  kann  man  nicht  etwa  einwenden, 
dafs  die  meisten  landständischen  Korporationen 
von  der  Beschaffenheit  seyen ,  dafs  sich's  kaum 
von  ihnen  erwarten  liefse ,  dafs  sie  der  eben  , 
gezeichneten  Idee  ihrer  Funktion  gewissenhaft 
entsprechen  würden ;  denn  diefs  ist  blofs  Folge 
eines  Fehlers  im  Organismus  dieser  Korpora- 
tionen ,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel ,  dafs 
der  Regent  berechtigt  und  verpflichtet  sey , 
diesen  Fehler  ihres  Organismus  zu  heben ,  nicht 
zu  dulden ;  dafs  das  Recht  der  Landstandschaft 
ferner  ein  Monopol  des  Gutsbesitzes,  der  Ge- 
burt oder  einzelner  Klassen  von  Ständen  sey; 
und  dafs  jenes  Recht,  mit  Beyseitsetzung  seines 
eigentlichen  Zweks,  blofs  zum  Vortheile  der 
Personen  und  Kasten  seiner  Inhaber,  und  zur 
Bildung    einer    bioföcn    formlichen    Oppu&iiion 
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gegen  'seine  Tendenz  gemifsbraucht  werde; 
vielmehr  zn  bewirken ,  daCs  im  landständischen 
Korpus  alle  Klassen  und  Stände  seiner  Unter- 
thanen  ohne  Ausnahme  repräsentirt »  und  bey 
der  Wahl  der  einzelnen  Repräsentanten  einzig 
auf  die  wesentlichen  Qualitäten  zum  behuFe 
ihrer  Funktion  ,  nämlich:  wahre  Aufklärung, 
Kenntnlfs  des  Zweks ,  der  individuellen  Lage 
und  Bedürfnisse  äes  Staats,  und  unbestechliche 
Energie  und  Biederkeit  des  Karakters ,  Rüksicht 
genommen  werde.  Bey  einem  so  gearteten 
Korps  von  Landständen  wird  die  oben  ange^^ 
führte  Einw*endung  sicher  nicht  statt  finden, 
und  der  eigentliche  Zwek  desselben  zuverlafsig 
zum  wahren  Besten  des  Staats  erreicht  werden'. 

Den  Mifsbrauch  durch  fehlerhafte  Einrich- 
tung der  landständischen  Korporationen  zu  ver- 
hüten ,  und  solche  auf  den  ihrer  Idee  ent- 
sprechenden Gebrauch  durch  zwekgemäfse  Re- 
formen ihrer  Verfassung  zu  beschränken ,  nicht 
«aber  die  Sache  selbst,  und  das  dem  Zwecke  des 
Staats  so  sehr  zuträgliche  Institut  an  sich  selbst 
^u  vernichten ,  ist  diesem  allem  nach  der  Sou- 
verän verpflichtet  und  berechtigt ,  und  zwar 
durch  die  Idee  seiner  eigenen  Funktion,  zum 
Behufe  seines  eigenen  Regentenzweks. 

Wollte  man  selbst  auf  der ,  hin  und  wieder 
aufgestellten,  Behauptung  beharren,  dafs  das 
den  Ständen  zuständige  Recht  der  Einwilligung, 
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und  des,  ihr  gegenüber  stehenden,  Veto  denn 
doch  ein  wirkliches,  mit  dem  Karakler  der 
Souveränität  unverträgliches ,  coimperiwn  invol- 
vire  —  welche  Behauptung  jedoch  sichtbar 
grundlos  ist;  indem,  nebst  dem  schon  voraus 
angeführten  Grunde,  ein  wahres  coimperiujn  . 
sich  doch  auf  irgend  eine  positive  Art^  müfäte 
wirksam  äufsern  können  ^  wohingegen  alle 
eigentliche  Wirksamkeit  der  Stände  Mch  auf 
eine  blofse  Negation  beschränkt,  (da  im  Falle 
ihrer  Einwilligung  nur  das  vom  Regenten  ge- 
schieht, was  auch  ohne  sie  vom  Regenten  ge- 
schehen wäre,)  und  indem  im  Falle  ihrer 
Negation  die  Sache  so  gelagert  ist>  dafs  der 
Regent,  ebenmäfsig  auch  ohne  sie,  sich  durch 
sich  selbst  bestimmen  müfste,  den  fraglichen 
Gesetzesentwurf,  wegen  Ermanglung  der  Be- 
dingung seiner  Tauglichkeit,  nämlich  der  Zu- 
sammenstimmung  des  ganzen  Volks  zu  ihm, 
aufzugeben  —  so  würden  dennoch  die  Land« 
stände  wenigstens  in  der,  mit  der  Souveränität 
doch  wohl  sicher  verträglichen  ,  Eigenschaft 
eines  Korps  von  Räthen  beybehalten  werden 
müssen,  die  der  Regent  bey  den  wichtigeren 
Angelegenheiten  des  Staats  mit  ihrem  gutacht- 
lichen Rathe  zu  vernehmen  hätte;  und  dafs  selbst 
diese  blofse  Berathung,  aus  achtem  Patriotismus 
und  ^ein  staatsbürgerlicher  Ansicht  einer  Seits 
geflossen,  und  mit  einer,  nirgends  durch  Privat- 
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rük^ichten  gelheilten,  sondern  hirr  für  wahre 
Stäatsrüksichten  offenen  Empfängliclikeit  ande- 
rer Seits  aufg'enonimen ,  dem  wahren  Heile  des 
Staats  in  (einem  hohen  Maafse  zuträglich  seyn 
müsse  9  und  durch  die  Existenz  der ,  vom  Regen- 
ten selbst  bestellten  und  besoldeten,  Räthe» 
wegen  der  unter  Menschen  unvermeidlichen 
Verschiedenheit  der  Ansichten  beyder  Klassen 
von  Räihen ,  keineswegs  überflüssig  gemacht 
sey ,  könnte  nur  aus  unlauteren  Gründen  in  Ab- 
rede gestellt  werden^ 

Reformation  des  Organis'm  der  ständischen 
Korporationen ,  und  Erhaltung  derselben  im 
Geleise  der  verbesserten  Ordnung  —  nicht  Ver- 
tilgung dieser ,  aus  der  Periode  männlicher 
deutscher  Nationalkraft  und  rechtlicher  Freyheits- 
liebe einzig  noch  übrigen  ,  achtungs würdigen 
Institute,  ist  diesem  allem  nach  der  wahre  Rich- 
tungspunkt souveräner  Wiricsamkeit.  Qebe  man 
ihnen  übrigens,  wo  der  Umfang  des  Staats  ent- 
spricht, den  Namen  Reichsstände:  am 
Namen  ist  allentiialben  wenig  gelegen ,  desto 
mehr  am  Wesen  der  Sache.  ^ 

In  den  Staaten  der  voraus  bemerkten  zwey- 
ten  Art  (§.  Gy.  c),  in  welchen  nämlich  zur 
Zeit  der  Buodeserrichtung  eine  eigene,  von  der 
Fieichsverfassung  ilutr  suaisiechtli^iien   Quelle 
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und  Basis  nach  unabhängige ,  Konstitution,  oder 
einzelne  "konstitutionelle  Gesetze  der  Art^  und 
durch  sie  begründete  Limitationen  für  die  Aus- 
übung der  Staatsgewalt  nicht  vorhanden  waren, 
—  und  was  von  d^sen  Staaten  gesagt  wird, 
gilt  auch  in  soferne  vpn  den  Staaten  der  erstrren 
Art,  als  die  vorhandene  Konstitiftion  oder  .kon- 
stitutionelle Gesetze  keine  Modifikation  begrün- 
den -^  ist  die  Staatsgewalt,  nach  Aufhebung 
der,  aus  der  Reichsgewalt  geflossenen,  Staats-, 
Regierungs-  und  Verwaltungsnorinen,  völlig  ins 
freye  getreten f  d.  h.  nicht  etwa,  als  ob  der 
Staatsgewalt  für  ihre  Privat wi  11k ühr  völlig 
frejrer  Spielraum  geöffnet  worden  sey,  sondern 
nursoviel,  dafs  sie,  frey  von  üllen  positiven 
Normen  jener  Art,  lediglich  nach  den  Gesetzen 
des  allgemeinen  Staatsrechts  ihre  Wiiksam- 
keit  üben  könne;  dafs  es  nunmehr  einzig  das 
Ideal  des  Staats  sey,  vpn  dem  sie  Vorbild, 
Norm  und  Triebfeder  zu  leihen  habe;  dafs  ihr 
nunmehr  einzig  das ,  aus  der  Idee ,  dem  Wesen 
und  Zwecke  des  Staats  richtig  entwickelte 
System  von  Gesetzen  zum  regubtiven  Prinzipa 
ihres  Verfahrens,  ihres  Wirkungskreifses  in 
allen  ihren  Zweigen ,  aber  auch  zur  Bezeichnung 
der  Gränzen  dieses  ihres  Wirkungskreifses 
dienen  müsse. 

Diesemnach  erscheint  sie  1  als  in  der  Per^* 
son   des  Souveräns  ,    vermöge   der  gey^ählteo 


monokratischen  Fornif  konzentrirte i  ge« 
sezgebende»  xechtsprechende  und  exe- 
kutive Gewalt«  unter  denselben  Prädikaten 
der  Untadelhaf tigkeit ,  der  Inappella- 
bilität  und  der  Unwiderstehlichkeit 
—  jedoch  diese  in  dem  wohlberichtigten  Ver- 
stände genomnien  —  wie  solche  das  Ideal  des 
'  Staats  aus  dem  Wesen  seines  Souveränst  als  unum- 
gängliche Bedingungen  der  Erreichung  desStaats- 
zweks«  entwickelt,  aber  auch  in  der  Richtung 
ihrer  Tendenz ,  und  innerhalb  der  Schranken» 
welche  die  Idee  des  Siaats  seinem  Oberhaupte 
vorzeichnet. 

§•     74- 
Demzufolge  ist  der  erste  und  oberste 

Aktus  der  Souveränität  die  Gesezgebung, 
um  vermittelst  ihrer  die  individuelle  Gränze 
des  Gebrauchs  der  Frey  hei  t  eines  jeden  Staats- 
glieds, damit  die  der  andern  neben  ihr  bestehen 
könne,  zu  bestimmen,  und  zwar  so  zu  bestim- 
men., dafs  dadurch  jeder  auf  jene  Gränze  wirk* 
lieh  beschränkt  werde,  sich  beschränken  müsse, 
und  jeder  Überschreitung  dieser  Gränze  vorge- 
beugt werde,  wodurch  zugleich  die  Arten  der 
Gesezgebung,  nämlich  die  bürgerliche, 
Straf-  und  Polizeygesezgebung  ange- 
deutet sind.  Dieser  Akt  der  Gesezgebung  wird, 
in  Hinsicht  der  gegebenen  Verhältnisse,  bestehen 
müssen    in    der    Revifion  «     Reformirung    und 
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,£rgäazung  der  vorhandenen  Gesetze,  oder  in 
der  Aufhebung  und  Ersetzung  derselben  durch 
völlig  neue  Systeme,  in  der  Rezeption  fremder 
Gesetze »  oder  Abschaffung  bereits  rezipirter 
Gesetze  der  Art,  in  der 'Kevision  und  Abschaf* 
fung  der,  dem  Staatszwecke  hinderlicher.  Aus- 
nahmen  von  den  Gesetzen ,  oder  der  Privilegien ; 
überhaupt  in  derjenigen  Wirksamkeit,  wodurch 
eine  Gesezgebung  erzielt  wird,  durch  die  in 
der  ganzen  gegenwärtigen ,  und  dur<!h  Okkupa- 
tion oder  durch  Rechtsübertragung  künftig  etwa 
zu  verändernden,  Sphäre  der  Wechselwirkung 
innerhalb  des  Staate  Niemandens  Rechtsverhält- 
nifs  unbestimmt  gelassen ,  die  deutlich,  durch- 
gängig bestimmt  und  bestimmend ,  und  *alle 
Hauptgegenstände  umfassend  sey,  so,  dafs  die 
Subsumtion  der  möglichen  einzelnen  Fälle  unter 
sie  leicht  und  mit  Sicherheit  geschehen  könne, 
die,  mit  einem  Worte-,  für  jeden  einen  zu- 
reichenden festen  Maafsstab  enthalte,  wonach 
er  bemessen  könne,  was  ihm  im  Verhältnisse 
gegen  alle  andere  zu  seinem  Eigenthuuie  und 
zu  seiner  Freyheit  gebühre  ,  und  gebühren 
werde,  auf  dafs  alles  gegenwärtige  so^yohl,  als 
künftige  Mein  und  Dein  der  einzelnen  in 
ihrem  wechselseitigen  Verhältnisse  zu  einander 
durch  sie  vollkommen  bestimmt,  jeder  vor  Be- 
einträchtigimg und  Verletzung  desselben  kräftig 
gesichert,     und    doch    Keines   Freyheit  mehr 
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beschränkt  sey«  als  sie  beschränkt  seyn  mufs, 
damit  Alle  neben  einander  gleich  frey  seya 
können. 

Dafs  jedes  Gesez,  und  folglich  auch  die  ganz^ 
Summe  der  Gesetze,  der  richtige  Ausdruk  des 
gemeinsamen  Willens i  d.i.  so  beschaffen  seyn 
müsse,  dafs  das  Volk  zur'Geltung  derselben,  wenn 
ihre  Gründe  nach  allgemeinen  Rechtsprinzipien 
erwogen  werden  ,  zusammenstimmen  könne  und 
müsse,  ist  unerlafsliche  Bedingung  ihrer  Zwek- 
mäfsigkeit  und  ihrer ,  nur  darauf  gegründeten , 
Untadelhaftigkeit,  gleichwie  die  gesezgebende 
Gewalt  nur  für  Gesetze,  die  der  Ausdruk  ties 
gemeinsamen  Willens  sind,  Gehorsam  von  den 
Unterthanen  fordern  kann,  nicht  für  jede  zu- 
fällige und  momentane  Bestimmung  eines  nicht 
freyen  (  z.  B.  durch  Leidenschaft  geleiteten ) 
Willens;  denn  da,  wo  der  leztere ,  Fall  einlrittt 
herrscht  nicht  das  Gesez,  welches  doch  nur 
allein  herrschen  soll,  sondern  findet  ein  völlig 
rechtswidriger  Zustand ,  der  Druk  des  Despotis- 
mus und  der  Tyranney,  statt;  was  ebenmäfsig' 
von  solchen  Staaten  gilt,  wo  die  gesezgebendj^ 
Gewalt  sich  über  Gegenstände  ausdehnt,  welche 
auf  die  Erreichung  des  allgemeinen  Vereini- 
gungszweks  keine  Beziehung  haben,  folglich 
nicht  Gegenstände  des  gemeinsamen  Willens» 
also  auch  nie  Gegenstände  der  Gesezgebung 
seyn  könneq. 
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Je  mehr  die  Gesezgebung  die  Hauptgrund- 
lage  der  Erreichbarkeit  des  wahren  Staatszweks 
ausmacht ,  desto  weniger  bedarf  es  eines  Be^ 
weises,  dafs  die,  nach  jenen  Bestimmungen  zu 
bemessende,  Qualität  der  Gesezgebung  in  jedem 
der  konföderirten  Staaten  das  erste  und  sicherste 
Kriterium  des  Grades  der  Güte  und  Zwekniäfsig- 
keit  seiner  Regierung  und  Verwaltung  ausmache, 
und  dafs  nur  dann  alle  zum  Besseren  forischrei- 
tende  Reformen  wirklich  frommen  können , 
wenn  zuvor  eine,  durch  jene  Bestimmungen 
karakterisirte,  Zivil-,  Straf-  und  PoUzeygesez- 
gebung  realisirt  seyu  wird, 

%  75. 

Aber  auch  in  der  Voraussetzung  desDaseyns 
einer,  ihrem  Begriffe  und  Zwecke  vollkommen 
entsprechenden,  Gesezgebung  kann  es,  nach 
der  eigenthümlichen  selbstsüchtigen  Natur  des 
Menschen,  doch  nicht  fehlen,  dafs  die  Rechts- 
finsprüche  der  einzelne^  Privaten  mit  denen  der 
andern  an  Freyheit  und  Eigenthum  häufig  kol« 
lidiren ,  und  durch  dergleichen  Kollisionen 
wirkliche  R^chtsstr.eitigkeiten  veran lafc^t 
werden,  weil  jeder  das  Gesez  nur  zu  seinem 
Vortheile  zu  deuten  ,  oder  unter  dasselbe  zu 
subsumiren,  nur  gar  zu  sehr  geneigt  ist;  dafs 
sogar  wirkliche  Rechtsverletzungen  im 
Staate-  vorkommen  werden  ,     weil  die  Glieder 


des  Staats  nicht  immer  den  natürlichen  Antago- 
nismus ihrer  gegenseitigen  Freyheit  zu  bezäh- 
men wissen,  sondern  pft  den  Stürmen  der  Lei- 
denschaft unterliegen,  und  indem  sie,  gegen 
die  Stimme  der  Vernunft  taub,  ihren  blofs  thie* 
rischen  Trieben  folgen,  aller  Strafandrohung 
imgeachtet,  Verbrechen  zur  Existenz  bringen.  -  . 
In  sofern  nun  alle  Einzelnen  bey  ihrem  Eintritte 
in  den  Staat  die  Ausübung  ihrer  Zwangsrechte, 
ihr  Recht  des  Gerichts  und  den  Gebjrauch  ihrer 
physischen  Mapht,  zur  Entscheidung  aller  ihrer 
Tnöglichen  Rechtsstreitigkeiten  ,  dem  Urtheile 
des  Staats  gänzlich  und  ohne  allen  Vorbehalt 
unterwerfen  müssen,  weil  ohne  diese  Unter- 
werfung ein  rechtlicher  Zustand  unter  freyen 
Wesen  unmöglich  ist;  und  in  sofern  alle  Wirk- 
samkeit der  Strafandrohung  davon  abhängt,  dafs 
sie  in  den  von  ihr  imterstellten  Fällen  unaus» 
bleiblich  vollzogen  werde,  —  ist 

Der  zweyte  Aktus  der.  Souveränität  die 
Rechtsprechung,  d,  i.  die  Untersuchung 
und  Entscheidung  der  streitigen  Rechtsfälle,  die 
Untersuchung  und  Straferkennung  gegen  began- 
gene Verbrechen.  —  Das  Detail  dieses  Akts  wird 
bestehen  müssen  in  ^^r  Etablirung  einer,  der 
Gröfse  der  Volksmenge  zureichend  entsprechen« 
den,  Anzahl  von  Gerichtshöfen,  der  deutlich- 
sten Bestimmung  ihrer  Kompetenz,  damit  jeder 
aufser  Zweifel  sey ,  wo  er  Recht  zu  nehmen  und 
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zn  geben  habe;  der  Aufhebung  aller,  für  manche 
Klassen  von  Ständen  und  Sachen  bisher  bestan- 
denen, durch  keinen  ausreichenden  Grund  zu 
rechtfertigenden,  und  dem  Zwecke  des  Gan:^en 
hinderlichen,- Privilegien  in  Ansehung  des  Ge- 
richtsstandes;  in  der  Anordnung  der,  'zur  volU 
kommetien  Sicherung  gegen  die  möglichen 
Fehltritte  jichterlicher  Trüglichkeit  nöthigen, 
Instanzen;  in  der  Herstellung  einer  solchen 
gesezliche«  Norm  für  den  ganzen  Gang  des 
Prozesses,  wodurch  die  Verfahrungsweise  den 
Partheyen  sowohl,  als  den  Richtern  bestimmt 
vorgezeichnet,  jeder  Möglichkeit  einer  Chikane 
oder  geflissentlichen  Verzögerung  von  Seite  der 
Part^ieyen  oder  ihrer  Sachwalter,  so  wie  der, 
einer  Substituirung  persönlicher  Privatzwecke, 
oder  einer  Partheylichkeit  von  Seite  der  Richter 
vorgebeugt,  und,  nach  Beschaffenheit  der 
Rechtsstreitigkeiten,  eine  bestimmte  Zeit  fest- 
gesezt^sey,  binnen  welcher  eine  jede  geendigt 
seyn  müsse,  widrigenfalls  die  Klage  über  versag- 
tes Recht  gegen  den  Richter  als  begründet  anzu- 
nehmen sey;  ^in  der  vorzüglich  sorgfältigen 
Auswahl  der  Strafrichter,  und  der  Aufstellung 
einer  eigenen,  mit  der  gröfsten  Vorsicht  entwor- 
fenen, Gerichtsordnung  für  diese,  sowohl  zur 
Normirung  der  Inquisition  —  damit  es  ihnen 
unmöglich  sey,  den  sich  veroffenbarenden  Ver-t 
dacht  eines  geschehenen  Verbrechens  entweder 


aus  Elfer  für  die  gute  Sache  des  Staats  für  begrün- 
det anzunehmen,,  da  er  es  doch  wirklich  nicht 
ist,  oder  umgekehrt,  aus  Neigung  für  die  Person 
des  Verdächtigen  für  ungegründet  zu  halten ^  ob 
er  gleich  wirklich  gegründet  ist;  endlich  ent- 
weder das»  was  den  Verdacht  zur  juristischen 
Gewifs^heit  hätte  erheben,  oder  umgekehrt,  was 
denselben  hätte  niederschlagen  können ,  ununter- 
sucht  zu  lassen;  —  als  auch  zur  Normirungdes 
Urtheilsprechens  selbst,  damit  es  ihneq 
Aäml^ch  auch  bey  dem  abzufassenden  Urtheile 
selbst  unmöglich  sey,  entweder  das  zur  Unter«? 
suchung  gekommene  Verbrechen  für  unerwiesen 
anzunehmen,  das  erwiesen  ist,  oder  für  voll- 
ständig  erwiesen  zu  halten,  ob  es  gleich  nicht  voll« 
ständig  erwiesen  ist;  mit  einem  Worte,  damit 
es  ihnen  unmöglich  sey,  die  Strafgerechtigkeit 
zum  Nachlheile  des  Staats,  oder  irgend  eines 
schuldlosen  Privaten,  zu  verkehren  oder  zu  ver«? 
fälschen,  und  die  allgemeine  Überzeugung 
bewirkt  werden  müsse,  dafs  es  ebep  sounmög*. 
lieh  sey,  dafs  ein  Verbrecher  im  Staate, unbe- 
straft bleiben,  als  dafs  irgend  Jemand,  dem 
Staatszwecke  gerade  zuwider,  von  der  Staats«* 
gewalt  schuldlos  werde  gefährdet  und  benachr 
theiligt,  d.  h.  schuldlos  werde  bestraft  werden; 
ferner  in  der  Anordnung  für  diese  Richter,  so 
oft  sich  ein  Verdacht  eines  geschehenen  Ver- 
brechens veroffenbaret^  von  Amts  wegen,  nicht 
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etwa  nur  erst  auf  den  Aufruf  eines  verlezten  oder 
vergewaltigten  Theils,  öder  irgend  eines  Denun* 
tlanten,  auf  die  That»  und  den,  der  ihrer  ver- 
dächtig ist,  zu  inquiriren,  auch  alle  im  Staate 
begangene  Verbrechen ,  die  nicht  bereits  abge- 
thansind,  wirklich  in  Untersuchung,  und  diese 
nach  Verlauf  einer,  verhältnifsmäfsig  bestimm- 
ten, Zeit  entschöpft  und  beendigt  zu  haben; 
endlich  in  der  Anordnung  einer  Revisionsinstanz 
für  wichtigere  Straf  fälle. 

Eben  eine  solche ,  durch  zwekmäfsige 
Kürze,  Festigkeit  und  unbedingte  Unparthey- 
lichkeit  karakterisirte ,  Rechtspflege,  sowohl  in 
RechtskoUisioneu  :&wischen  dem  Souverän  oder 
seinen  nachgesezten  Behörden  einer,  und  den 
Unterthanen  anderer  Seits,  als  auch  in  Rechts« 
streitigkeilen  zwischen  den  Unterthanen  unter 
sich  selbst,  ist  der  erste  und  höchste  Anspruch, 
den  die  Unterthanen  an  ihre  Souveräne  zu 
machen  berechtigt  sind,  und  das,  jedem  Ein- 
zelnen am  nächsten  liegende,  Bädürfhifs,  und 
gegen  jede  Art  von  Unterdrückung  für  die  Ein- 
zelnen im  Volke  sowohl,  als  gegen  jede  gewalt- 
same Empörung  für  die  Staatsgewalt  selbst,  eine 
gleich  sichere  und  unüberwindliche  Schuz- 
wehre.  —  Grund  genug  für  die  Souveräne, 
die  Rechtspflege  nach  ihrem  ganzen,  eben  ge- 
zeichneten,- Umfange  nie  ihrer    sorgfältigsten 
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AuFsicht  und  ihrer  angestrengtesten  Thätjgkelt 
entrücken    zu    lassen. 

§.     7G, 

Der  dritte  Aktus  der  Souveränität  ist  jener 
der  Vollzieliung,  d.h.  das  Verfahren  nach 
dem  Gesetze,  die  Anwendung  und  Ausübung 
desselben,  die  Funktion,  die  das  Gebot,  dafs 
nur  nach  dem  Gesetze  verfahren  werden  solle ,  in 
Ausübung  bringt,  die  da  macht,  dafs  dem  Gesetze 
nachgelebt  werde,  also  zur  objektiven  Nöthigung, 
(aus  der  blofsen  Vorstellung  des  Gesetzes,  d.  h.  zur 
Verbindlichkeit)  den  physischen  Zwang  ergänzt, 
die,  durch  jeden  entstandenen  Rechtsstreit  in 
ihrem  Zufahren  zwar  gehemmt ,  dann  aber  der 
gefällten  richterlichen  Sentenz  unausbleiblichen 
Effekt  verschafft,  und  eben  darum,  weil  in 
der  Sentenz  das  Gesez  selbst  mittelbar  urtheilt» 
in  der  ersteren  Vollziehung  eben  so  un wider« 
Stehlich,  als  das  Gesez  selbst  heilig  und  unver- 
lezlich  ist;  die  überhaupt  alle  zur  Erreichung 
des  Staatszweks  erforderlichen  Mittel  in  Bewe* 
gung  und  Thätigkeit  ^ezt,  und  den  Organismus 
des  Staats  im  regen  Gange  und  Leben  erhält,' 
durch  die  der,  als  das  personifizirte  Gesez, 
gleichsam  unsichtbare,  Souverän  wirklich  er- 
scheint,  und  seine  Kraft  in  der  Sinnen  weit 
äufsert,   die,  als  blofs  gesezgebende  und  recht- 
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sprechende,   nur  in  der  übersinnlichen  Sphäre 
verbleiben  würde, 

Dafs  die  Vollständigkeit  dieser  drey  Aktu5, 
die  zusammen  das  Wesen  der  Regierung  eines 
Staats  ausmachen ,  bedingt  sey  durch  die  Führung 
einer  ununterbrochenen  Aufsicht  auf  Alles  i  was 
immer  im  Staate  vorgeht,  und  zur  Erreichung 
seines  Zweks  diensam  und  nothwendig  ist» 
bedarf  kaum  einer  Erinnerung. 
« 

§•     77. 
Entfaltet  man  die  Sphäre  der»  durch  ihren 
Zwek  nothwendigen ,  Wirksamkeit  der  Souve« 
ränitat  genauer,     so  ergiebt  ^ich,    dafs  durch 
Realisirung  der    bürgerlichen   und  Straf« 
gesezgebung  und  Rechtspflege  jene  Sphäre 
bey  weitem  noch  tiicht  ausgefüllt  sey;  denn  sie 
soll  nicht  etwa  blofs  entstandene  Rechtsstreitig« 
keiten  schlichten,    Verbrechen  bestrafen,    und 
fiir  den  Ersaz  des  durch  leztere  angerichteten 
Schadens,    der   selbst    in    vielen   Fällen    ganz 
unmöglich  ist,  sorgen;  sondern  sie  soll  vielmehr 
den  vollständigen  Rechtsgenufs  jedes  Einzelnen 
gegen  alle  Störung  und  Verletzung  hinreichend 
sichern,  dieser  also  nothwendig  zuvorkom- 
men,  d.  h.  sie' soll,    so  viel  in  men;»chlichen 
Kräften   steht,    es  physisch  unmöglich 
machen,  dafs  ein  Schade  gestiftet,  irgend  ein^r 
in  seinem  Rechtsgenusse  gesiöit,  irgend  Jeman- 
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todten  Naturprodukte  und  der  Thiere^ 
durch  positive  Vorkehrungen,  die  der 
Natur  des  von  jenen  zu  befürchtenden 
Übels  möglichst  sicher,  schnell  und 
kräftig  entgegenwirken, 

£.  Für  Behinderung  solcher,  unmittelbar 
rechtswidriger,  im  Strafgesetze  schon 
verbotener  Handlungen  ,  die  '  irgend,, 
Jemand,  wenn  er  sich  unbewacht  wüfste, 
leicht  zu  begehen  in  Versuchung  gera« 
then  dürfte,  ebenmäfsig  durch  positive, 
ihrem  Zwecke  möglichst  entsprechende , 
Anstalten; 

3.  Durch  Gebote  solcher  Handlungen,  die 
nothwendig  sind,  damit  das  Recht  des 
Andern  nicht  gefährdet  sey,  und  durch 
Verbote  solcher  Handlungen ,  die , 
wenn  sie  gleich  an  und  fiir  sich  keinem 
Menschen  schaden,  doch  die  Verletzung 
Anderer  erleichtern,  und  die  Beschüz- 
zung  derselben  erschweren;  überhaupt 
durch  Verbote  solcher  Handlungen ,  die 
zwar,  an  sich  betrachtet^  keine  Rechts- 
verletzungen sind ,  aber  doch  zu  Rechts- 
verletzungen auf  eine  solche  Art  hinfüh- 
ren, dafs,  ohne  deren  Unterlassung  zum 
Gesetze  zu  machen ,  die  Sicherung  der 
Rechte  selbst  in  ihrem  ganzen  Umfange 
nicht  erreichbar  wäre« 


4.  Für  Geltung  dieser  ihrer  Gebote  und  Ver- 

bote durch  Androhung  von  Bufsen  und 
Ahndungen,  Entziehung  mancher  Vor- 
theile  und  andere  Zwangsmittel  ver- 
schiedener Art. 

5,  Endlich    für   Ermunterung   der    eigenen 

Thätigkeit  eines   jeden  Staatsglieds  zur 
Erhaltung  seiner  eigenen  Hechte  durch 
Aufstellung    zwelcmäfsigen  Bathsi     und 
dei:  Gründe,  wodurch  sie  diesen  geltend 
zu  machen  sucht  ^ 
und  läfst  sich  auch  hoffen ,  dafs  die  Polizey  durch 
solche  ununterbrochene  Anstrengung  und  Thä- 
tigkeit  der  Erreichung   ihres  Zweks   ziemlich 
nahe  kommen  werde,  so  ist  doch  unverkennbar, 
dafs   sie   ihren   Zwek  nie    vollkommen    er- 
reichen f  und  mit  den  gröfsten  Schwierigkeiten 
^  zu  kämpfen  haben  werde,  wenn  nicht  die  Staats- 
gewalt   für    die    Bildung   ihrer    Staatsglieder 
sorgt,  indem  eben  diese ,  geistige  und  moralische, 
Bildung  der  leztern  die  beste  Basis  für  die  Herr* 
schaft  des  Rechts  ist,   und  nicht  nur  die  Errei- 
chung des  Zweks   im  Gebrauche  der  Zwangs- 
mittel sichert ,  sondern  selbst  den  Gebranch  der 
Zwangsmittel   zum  Theile    überflüssig    macht  1 
und   im   Gebildeten   das    durch    eigene    innere 
Motive  bewirkt,  was  bey  dem  Ungebildeten  nur 
durch  Zwang,  und  selbst  durch  diesen  oft  zienv- 
lieh  unsicher!  bewirkt  werden  kann, 

16 


Hierdurch  eröffnet  sich  ein  neuer  Wir- 
kungskreis für  die  Souveränität,  in  welchem 
sie,  nicht  nur  das  Recht  jedes  Staatsglieds  auf 
freye  Selbstthatigkeit  des  Geistes»  innerhalb  der 
Schranken  des  Rechts  selbst,  zu  schützen,  son- 
dern auch,  z.  B.  durch  Etablirung  von  Erzie-, 
hungs-.  Elementar-,  mittleren  und  höheren 
Bildungsanstalten  aller  Art,  Mittel  und  Wege» 
jene  Bildung  zu  erleichtern  und  zu  unterstützen» 
zu  schaffen ,  und  also  selbst  auf  positive  Art  für 
die  Kultur  .  ihrer  Unterc^ebenen  mitzuwirken 
hat.  —  Doch  darf  sie  bey  dieser  ihrer  Tendenz 
nie  vergessen,  dafs  dieses  ihr  Mitwirken  zur 
Kultur  für  sie  blofses  Mittel  zur  Erreichung 
ihres  Zweks,  der  Geltung  des  Rechts,  nie  aber 
für  sie  selbst  Zw ek  sey.  Je  feiner  übrigens 
die  Gränzlinie  für  die,  die  Bildung,  als  Mit- 
tel, unterstützende,  und  für  die,  die 
Bildung,  alsZwek,  bezielende  Thätigkeit 
ist,  je  unvermerkter  sie  überschritten  werden 
kann ,  un^  je  unvermeidlicher  ihre  Überschrei» 
tung  von  Seite  des  'Staats  Unheil  bringt ,  stört , 
hemmt  und  verbildet,  desto  aufmerksamer 
wird  sie  diesen  Punkt  beachten,  und  sicH  hüten, 
je  zur  Leitung  der  Bildung  selbst  zwangs- 
weise mitzusprechen;  —  was  sie  wohl  dürfte 
un4  müfste ,  wäre  die  Bildung  für  sie 
Zwek  —  denn  Verbildung,  dessen  iioth- 
wendige  Folge ,  ist  für  die  Herrschaft  des  RechtjS 
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sogar  gefährlicher,  als  uiiEebildete  Einfachheit; 
und  das ,  was  Mittel  für  Erreichung  ihres  Z weks 
seyn  sollte»  konnte  leicht  ein  HindemiCs  dersel« 
ben  werden. 

$•  79- 
Nicht  nur  aber  der  Schnz  der  Staaü^elieder 
in  ihrem  Rechtsgennsse,  soweit  Storoczen  ccd 
Verletzungen  desselben  unter  sich  ge^eoc^Itiir 
möglich  sind,  li^t  in  der  Aufjgabe  der  £u.?t«* 
gewalt;  sondern  leztere  verlangen  mit  z^^^iclu^m 
Fuge  auch  Schnz  g^en  Angriffe  und  Verletzte r«* 
gen,  die  von  aufsenher  möglich  t.r.i  z'z 
befürchten  sind,  gleidiwie  auch  die  G*rt<cai4t^ 
heit  des  Staats  gegen  solche  Knmffe  und  Ve/>rj^ 
Zungen  gesichert  werden  je^^lk  Die  Bewi/fcor  ^ 
dieses  Schutzes  und  dieser  Sl-^h^^r^r  Ut  $*.*$ 
zwar'Hauptzwek  des  Bundef,  f -x  OTi»^^^  J^/;*-^ 
chung  die  Gesammtmacht  Cef  Bvcie»  ^\uuu^n 
soll;  aber  eben  weil  die^r;  Oe-' i<mrr:f jxl»/.!^«  $tß)t 
ans  Beyträ^en  der  eicx^-r-ro  Bvr>lt:»'V^'>'5«r/ 
besteht,  nur  durch  die '.^B^^  r^^K  i-ti.vit  ^xh^(^i,i 
wird,  und  diese  Be^tr^r^  üicJ-  -1er  ^^^*:uyf'4.f^ 
tigen  Lage    der  ToiJi:err#::;«  Ii&'t^^     ji^  ^^a«:/ 

Anzahl  stehenden  ytil lOei i  hr  >*': u ^u  rs  '^^^li«  i^t 
es  Sache  nndSorge  der  einz^io^n  6v'.  ver;si>i&  /jcrt 
Bundes,  ihr  Militarwe^^ti  «jr;;  ot^/hioc  Vn  lo 
derjenigen  Lage  nnd  XetUi-uo^  zu  etUMin, 
welche  etfordetiScfa  Ut,  tun  in  jtdttn  eictfeteo' 
den  Falle  dea  Bedarfs  die,   im  Artikel  Tu,  d^n 


Bundesakte  und  dessen  Stipplementen  für  ihn 
regulirte,  Kontingentsmannschaft  unverzüglich 
dem  Bunde  zu  Gebote  stellen  zu  können.    Gerne 
wird  hierunter  jeder,    der  die  Gröfse  de«  Auf- 
wandes«  den  die  Unterhaltung  des^  stehenden 
MilitHrs  erheischt,     und   welcher  gewöhnlich 
allein  alle  Kraft  verzehrt»  die  sonst  für  andere 
Anstalten  zum  Behufe  des  Staatszweks  wohlthä- 
tiger  verwendet  werden  könnte,  je  nur  einiger- 
mafsen  beherzigt  hat,  der  Behauptung  des  Hrn. 
Brauer  (im  Satze  5o  seiner  Bey träge)  beystim- 
men,    dafs    kein   Bundesstand   gehindert    sey, 
seine  Kriegsvölker  in  Friedenszeiten  auf  eine, 
dem  Wohle  seines  Staats  angemessene ,  Summe 
herabzusetzen  9  und  dafs  von  keinem  mehr  ver- 
langt werden  könne,  als  dafs  von  ihm  stets  der 
Stamm  zu  dem  ganzen  Kontingent,   so  wie 
der  Vorrath ,  der  zu  seiner  Ausrüstung  nothwen- 
dig  sey,    bereit  gehalten  werden  solle.     Indem 
aber  derselbe  seine  Behauptung   weiter   dahin 
erklärt:  „dafs  es  für  das  Gewöhnliche  genug  sey, 
wenn  der  Stamm  aller  .Gattungen  Kriegsvölker, 
die  zu  stellen  sind,   nur  ein  Viertheil  des 
Ganzen  ausmache,  somit  erst  nach  dem  Beschlüsse 
einer  Rüstung  in  seine  ganze,  oder  in  diejenige 
Vollzähligkeit  gesezt  werde ,  die  nach  der  Zahl 
der  bewilligten  Viertheile  nöthigsey  •*,  so  dürfte 
in  Erwägung,    dafs  im  Falle  eines  Kriegs  nicht 
leicht  weniger,    als  vier  Viertheile  gefordert 


werden  mSgten »  die  Besorgnlfs  einet  ähnlichen 
Zögerung  in  Aufbringung  des  Ganzen  nicht 
ungegründet  seyn ,  welche  vormals  nach  beschlos- 
senem  Reichskriege  in  Aufbringung  der  Reichs- 
kontingente dem  Reiche  so  verderblich  geworden 
ist  9  wenn  jeder  Bundesstaud  sich  in  Friedens- 
zeiten blofs  auf  die  Unterhaltung  eines  Viertels 
beschränkte.  Lediglich  die  Beseitigung  «einer 
solchen  Zögerung ,  und  die  unbestreitbare 
Bemerkung,  dafs  gerade  die  stete  Bereitschaft' 
zur  Vertheidigung  jeden  Angriff  am  sichersten 
abzuhalten  vermöge,  sind  die  Gründe,  aus 
welchen  ich  voraus  (in  den  Materialien  zur 
näheren  Bestimmung  des  Organismus  des  rhei- 
nischen Bundes)  die  Unterhaltung  dreyer  Vier- 
theile des  regulirten  Kontingents  den  Bundes» 
gliedern  i^ur  Pflicht  gemacht  wissen  wollte« 

§.     80. 

Hinsichtlich  der  Art  und  Weise ,  die  erfor« 
derliche  Militärmannschaft  aufzubringen ,  ist 
an  die  Stelle  der  ehemals  üblichen  Werbungen 
—  wodurch  ein  Staat  dem  andern  die  Mittel  zu 
seiner  Vertheidigung  mit  gegenseitiger  List  ent* 
wendete,  und  doch  nur  eine  Masse  meistens 
nichtswürdiger  Leute  sammelte  —  in  neueren 
Zeiten  sehr  zwekmäfsig  die  sogenannte  Militär- 
konskription eingetreten,  wodurch  die  erfor* 
derliche  Militärmannschaft  aus  der  Masse  der 
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eigenen    Staatsbürger    gezogen    und    erhoben 
wird. 

Uniäugbar  macht  die  Art  des  Gebrauchs  des 

« 

Militärs,  sowohl  im  Inneren  des  Staats,  z.B.  zur 
Unterstützung  derPolizeyt  als  auch  zurVerthei- 
digung  des  Staats  gegen  aufsen ,  einen  Theil  des 
von  der  Staatsgewalt  zu  leistenden  Schutzes  aus, 
und  ifi  sofern  die  zur  Möglichkeit  der  Leistung 
dieses  Schützes  erforderliche  schützende  Kraft, 
überhaupt  durch  JBeyträge  der  Staatsglieder  dei' 
Staatsgewalt  zu  Gebote  gestellt  werden  mufs, 
und  in  soferne  gerade  die  Möglichkeit  der 
Leistung  des  eben  bemerkten  Theils  des  Schutzes 
Beyträge  an  persönlichen  Kräften  und  Dien- 
sten erheischt ,  in  soferne  haftet  auch  die 
Militärpflichtigkeit,  als  eine  besondere  Art  der 
Eeytragsschuldigkeit,  auf  derGesammtmasse  der 
Staatsglieder,  in  derer Vertheilung  eben  so  gut, 
wie  in  der  Vfertheilung  der  Beytragslast  über- 
haupt ,  Beobachtung  verhältnifsmäfsiger  Gleich*- 
heit  das  erste  und  unerlafslichste  Gesez  ausmacht. 
Wenn  nun  gleich  die  Eximirung  mancher  Klassen 
von  Personen,  z.  B.  der  Staatsdiener,  die  ihr 
'  ganzes  Leben  der  Erreichung  des  Staatszweks 
widmen,  und  nur  für  das  verhältnifsmäfsige 
Sur  plus  ihrer  hierunter  geleisteten  Beyträge 
entschädigt,  d.  i.  besoldet  werden  müssen,  und 
mancher  anderer  Personen ,  die  auf  andere  Weise 
wesentlichere  Dienste  leisten,  oder  für  ander« 
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weitigen  Gebrauch  des  Staats  unentbehrlich  sind, 
jenes  Gesez  der  Gleichheit  keineswegs  verlezt 
wird ;  so  ist  doch  die  Verletzung  jenes  Gesetzes 
um  so  gröfser ,  die  dadurch  begangen  wird,  dafs 
diejenigen  Staatsbürger  überhaupt  i  die  zufälliger 
Weise  keine  Kinder  männlichen  Geschlechts 
Iiaben,  auch  von  allem  Beytrage  zum  Zwecke 
derlMilitärpflichtigkeit  firey  gelassen  werden,  da 
doch  diese  individuelle  Beytragsart  zur  schüz- 
zenden  Kraft,  als  ein  Theil  der  allgemeinen 
Beytragslasty  wie  diese,  in  der  Regel  unter  alle 
Staatsglieder  ohne  Ausnahme  gleich  zu  verthei- 
len  wäre.  Wie  diefs  in  Hinsicht  der  kinder« 
lofsen  Staatsbürger  jener  Art  ausführbar  sey, 
wird  sich  sogleich  zeigen.  —  Überhaupt  scheint 
es  mir,  als  ob  man  bisher  noch  nirgends  bey 
der  Militärkonskription  den  richtigen  Gesichts* 
punktgefafst  habe,  von  dein  allein  nach  meiner 
Überzeugung  die  Sache  zu  betrachten  ist. 

§.     81. 

Die  Verbindlichkeit  zu  Bey  trägen  zur  nöthi- 
gen  schützenden  Kraft  des  Staats  überhaupt 
haftet  nämlich  unläugbar  nur  auf  solchen  Perso« 
nen,  die  wirkliche  Staatsglieder  sind; 
folglich  kann  auch  die  Militärpflichtigkeit,  als 
eine,  in  jener  allgemeinen  enthaltene,  indivi- 
duelle Beytrags(irt ,  nur  auf  eben  solchen  Per- 
sonen haften«     Nun  sind  die  Söhne  Staatsbürger- 
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lieber  Eltern ,  die  für  ihre  Personen  sich  noch 
nicht  an  den  Staatsbürger  vertrag  angeschlossen 
haben,  die  noch  nicht  selbst  zur  Zahl  der  Staats«, 
glieder  gehören  —  ob  sie  gleich  vom  Staate  einst*» 
v^eilen  ,  um  der  Möglichkeit  «einer  eigenen 
gleichmäfsigen  Fortdauer  willen,  als  präsum- 
tive Staatsglieder  in  sofern  behandelt  werden» 
als  der  Staat  sie  an  dem  Genüsse  des  Schutzes 
Aptheil  nehmen  läfst  —  noch  keine  solche  Sub- 
jekte, welche  irgend  eine  Beytragsverbindlich^ 
keit  zur  schützenden  Kraft  unmittelbar  selbst 
affiziren  könnte,  weil  es  bey  ihnen,  wegen 
Ermanglung  der  Staatsbürgereigenschaft, 
an  der  Bedingung  und  dem  Grunde  aller  Bey  trags- 
Verbindlichkeit  fehlt.  Folglich  können  auch 
jene  Söhne  aus  keinem  zureichenden  Grunde  als 
unmittelbar  selbst  militärpflichtig  betrachtet  und 
behandelt  werden ,  und  alle  Gesetze  in  den  wirk« 
liehen  Staaten,  die  auf  die  entgege|igesezteVor<r 
Aussetzung  gebaut  sind,  sind  eben  darum  von 
allem  zureichenden  Grunde  entblöfst  und  rechts« 
widrig. 

Nur  die  wirklichen  Staatsbürger,  also  nieht 
die  männlichen  Familienglieder  staatsbürger- 
licher Väter,  unterliegen  folglich  für  ihre  Per* 
sonen  unmittelbar  selbst  der  Militärpflichtigkeit» 
und  diese  trifft  in  ganz  gleichem  Maafse 
den  Staatsbürger,  der  gar  nicht  Vater  ist,  wie 
4ei)  I  ^ejp  Yü^ev  mehrerer  Söhne  ist ,  da  die  zu« 


Tällige  Vatereigenschaft  der  Staatsbür- 
gereigenschaft und  Verbindlichkeit  \ireder 
etwas  hinzusezty  noch  etwas  entzieht,  weil 
erstere  Eigenschaft  die  Beytragsverbindiichkeit 
weder  erhöhen  noch  schmälern  kann.  Ei^cent- 
lieh  könnte  demnach  die  Militärkonskription 
nur  die  Staatsbürger  selbst »  nicht  deren  Söhne, 
treffen. 

In  sofern  nun  aber ,  wenn  die  Väter  und 
überhaupt  die  Staatsbürger  selbst  und  in  Person 
dem  Rufe  der  Militärkonskription  folgten ,  diese 
Art  des  Mittels  zur  Erreichung  des  Staatszwek^ 
bald  die  Auflöfsung  des  Staats  selbst  zur  Folge 
haben  könnte  und  müfste,  indem  unter  jener 
Voraussetzung  die  Familien  ihrer  Führer  beraubt 
würden,  ihr  Nahrungs  -  und  überhaupt  der  Ge- 
werbsstand ins  Stocken  gerathen  müfste ;  so 
mufs  es  der  Staat  nicht  nur  der  Willkühr  seiner 
Bürger  überlassen,  sondern  selbst  dringend 
\Sunschen,  dafs  seine  Bürger,  soviel  möglich 
zum  Behufe  des  Militärdienstes  Stellvertreter 
von  sich  senden,  dafs  sie  ihrer  Militärpflicht 
durch  Bepräsentanteu  ihrer  Personen  Genüge 
leisten ;  und  wenn  nun  der  staatsbürgerliche 
Vater,  wie  natürlich  ist,  sich  für  den  Militär- 
dienst durch  seinen  Sohn  vertreten  läfst,  so  un-^* 
terliegt  dann  der  Sohn  der  Militärpflicht ,  nicht 
zufolge  eines  unmittelbaren  Rechts  des  Staate 
auf  ihn  |  und  einer  unmittelbaren  VerbindUch*« 
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keit  von  seiner  Seite  gegen  den  Staat»  sondern 
nur  zufolge  eines  Rechts  seines  Vaters,  als  Fa« 
milienhaupt  über  ihn  zum  Zwecke  derFamilien- 
erhaltung  zu  bestimmen,  und  zufolge  seiner 
Pflicht,  dieser  Bestimmung  des  Vaters  Folge  zu 
leisten. 

§.  82.  ' 
Eben  so  konsequente»  als  praktisch  -  wich^ 
tige,  Folgerungen  aus  diesen,  unmittelbar  aus 
der  rechtlichen  Natur  des  Rechts  des  Staats  auf 
Bey träge  seiner  Bürger  zur  schützenden  Kraft, 
und  der  Bürgerpflicht  ,  diese  erforderlichen 
Beyträge  zu  leisten ,  richtig  abgeleiteten  Grund« 
Sätzen  sind  folgende: 

1.  Dafs,  wenn  einmal  der  Staat,  wie  er  um 
der  Erhaltung  seiner  selbst  willen  mufs, 
den  Grundsaz  adoptirthat,'  dafs  nicht  die 
Staatsbürger  selbst  in  Person  den  Militär- 
dienst leisten  ,  sondern  sich  hierinn  durch 
Repräsentanten  ihrer  Personen  vertreten 
,  lassen  sollen ,  die  Wahl  dieser  ihrer  Re«» 
Präsentanten  den  Staatsbürgern  selbst 
überlassen  bleiben  müsse,  dafs  sie  also 
nicht  gezwungen  werden  können,  sich 
.  gerade  durch  ihre  Söhne  vertreten  zu 
lassen ,  sondern  nur  solche  Repräsentanten 
zu  stellen ,  an  deren  Personen  und  Treue 
der  Staat  eben  dieselbe  Sicherheit  hat, 
welche    er   an    den    Personen   und   der 
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Treue  seiner  Staatsbürger   selbst  haben  , 
"Würde, 

2.  Dafs    auch    diejenigen    Staatsbürger,    die 

keine  Söhne  haben,  der  Militärpflicht 
gleich  jenen,  die  Söhne  haben,  unter- 
liegen ,  folglich  entweder  selbst  ihre  Re- 
prasentanten  stellen  müssen,  als  worauf 
eigentlich  der  Staat  nur  ein  bestimmtes 
Zwangsrecht  gegen  sie  hat,  oder,  wenn 
es  -der  Staat  ihnen  gestattet,  nach  Ver- 
hältnifs  der  auf  sie  fallenden  Beytrags- 
Verbindlichkeit  ,  ihren  schuldigen  Bey- 
trag  in  Geld  entrichten ,  der  aber  alsdenn 
vom  Staate  bestimmt  zur  Anwerbung 
der  Militärpersonen,,  welche  die  Stelle 
jener  Staatsbürger  vertreten ,  verwendet 
■werden  mufs. 

3.  Dafs  auch  die  Repartition  des  individuellen 

Beytrags  zur  Befriedigung  des  Perso- 
nalmilitärbedürfnisses nach  demselben 
Maafsstabe  geschehen  müsse,  welqher  der 
Repartition  der  Beyträge  zur  schützen- 
den Kraft  überhaupt  unter  die  einzelnen 
Staatsbürger  zu  Grunde  gelegt  werden 
mufs  ,  und  w^elcher  in  der  Folge  noch 
angezeigt  werden  wird, 

4.  Dafs,  wenn  einmal  das StaatsbedUrfnifs  des 

Milit'ärpersonalstandes  überhaupt  ausge* 
mittelt  ist,   mit  Rüksicht  auf  den  eben 
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,  bemerkten Maafsstab  der  individuellen  Re- 
partition  der  Beyuagslast  zur  Befriedigung 
jenes  Bedürfnisses  zu  bestimoien  sey, 
wie  viel  Militärindividuen  ,  z.  B.  von 
1  OD  Staatsbürgern  zu  stellen,  und  wieviel 
jeder  dieser  loo  zur  Stellung  jener  Indi- 
viduen beyzulragen  habe. 

5.  Dafs  die  bisher  übliche  Art  des  wirklichen 
'         Militärzugs  durch  das  Loos ,  nebst  dem , 

dafs  sie  ganz  irrig  die  SÖbne  der  Staats-^ 
bürger  als  unmittelbar  selbst  militär- 
pflichtig behandelt,  eine  grofs,e  Unge- 
rechtigkeit enthalte;  indem  bey  dieser 
Art  eine »  unläugbar  auf  der  Gesammtheit 
der  Staatsbürger ,  also  auf  jedem  Eim 
z  e  1  n  e  n  verhältnifsmäfsig  ,  haftende , 
Beytragslast ,  ohne  zureichenden  Grund, 
durch  blofsen  Zufall  auf  einen 
Theil  der  Staatsbürger  allein  gewälzt « 
imd  der  andere  Theil  der  Staatsbürger 
davon  befreyt  wird, 

6,  Dafs   —    indem    jeder    Staatsbürger   nur 

eine  Person  ist,  er  also  auch,  wenn  er 
€Ogar  sich  selbst  hergeben  müfste,  doch 
immer  nur  ein  Militärindividuum  aus- 
machte —  selbst  im  äufsepsten  Nothfalle 
die  Forderung  des  Staats  nicht  weiter 
getrieben  werden 'könne,  als  dafs  jeder 
Staatsbürger  einen  Repräsentanten  von 
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sich  stellen,  und  höchstens  alsdenn,  wenn 
gerade  dieser  bestimmte  Stellvertreter 
seiner  Person  abgegangen  ist,  diesen 
durch  einen  andern  ersetzen  müsse ;  dafs 
also  nie  ein  Vater  mit  Recht  gezwungen 
werden  könne,  solange  einer  seiner 
Söhne  ihn  noch  beym  Militärdienste 
repräsentirt ,  auch  noch  den  zweyten 
u.  5.  w.  zu  eben  diesem  Militärdienst 
herzugeben. 

Dafs  die  StrafFolge  der  Desertion  (die  bis- 
her gewöhnlich  in  der  Konfiskation  des 
Vermögens  des  Militärindividuums  selbst 
bestanden  ist)  nicht  eigentlich  unmittel- 
bar gegeh  den  Sohn  oder  das  Militärin- 
dividuum selbst,  der  oder  das  einen 
Staatsbürger  vertritt ,  sondern  vielmehr 
nur  gegen  den  Staatsbürger  selbst,  der 
durch  jenen  vertreten  wird ,  unmittel- 
bar, und  höchstens  nur  mittelbar 
gegen  das  Militärindividuum,  z. B.  in  sO' 
fern-verfügt  oder  gerichtet  werden  dürfe, 
als  z.  B.  der  Staat  den  Staatsbürger  aukto- 
risirte,  seinem  Sohne  oder  seinem  Reprä- 
sentanten,  im  Falle  der  Desertion,  seinen 
Pflichttbeii  zu  entziehen;  theils  um 
jenem  hierunter  eine  Art  von  Garantie 
gegen  die  Entweichung  seines  Repräsen- 
tanten zu  geben;  theils  um  ihm  in  dem. 
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dem  dofch  entwichenen  Sohne  oder  Re* 
Präsentanten,  entzogenen  ,  Vermögens- 
theile  ein  Mittel  zu  lassen ,  einen  andern 
Repräsentanten  seiner  Person  vermittelst 
desselben  zu  stellen.  Der  Staat  selbst  hat 
auf  keinen  Fall  gegründeten  Anspruch 
auf  das  Vermögen  des  Deserteurs  nach 
der  hier  erörterten  Ansichti  indem  nach 
dieser  Ansicht  a)  der  Staat  sich  nur  an 
den  zu  halten  hat,  der  ihm  zu  dienen 
eigentlich  verpflichtet  ist»  und  dieser  ist 
der  Staatsbürger  selbst,  der  sich  vertreten 
läfst  f  nicht  der  9  durch  den  er  vertreten 
wird;  b)  indem  der  Sohn,  .solange  der 
Vater  lebt ,  in  der  Regel  kein  eignes  Ver- 
mögen hat|  das  ihm  koniiszirt  werden 
könnte ;  c)  nach  dem  Tode  des  repräsen- 
tirten  Bürgers  aber  sein  Repräsentant 
phnediefs  vom  Militärdienste  eiltlassen 
werden  müfste*  weil  an  einem  nicht 
mehr  existirenden  Staatsbürger  keine 
Militärpflicht  mehr  gesucht  werden  kann; 
mithin  in  dem  Zeitpunkte »  wo  jene 
Konfiskatidn  nur  realisirt  werden  könnte, 
kein  Grund  zur  Konfiskation  mehr  vor- 
handen ist.  Endlich : 
8.  Dafs  den  Söhnen  staatsbürgerlicher  Eltern, 
die,  weil  sie  selbst  noch  nicht  Staats- 
bürger sind ,  auch  nicht  für  ihre  Perso- 


nen  militärpflichtig  seyil  können,  die 
Auswanderung  weder  verboten  noch  er- 
schwert werden  könne,  da  es  nach  rich- 
tigen Grundsätzen  jedem  der  unterstell- 
ten Subjekte  Frey  gelassen  werden  niufs , 
sich  an  seinen  väterlichen  Staat  zu  halten, 
oder  an  einen  andern  anzuschllefsen , 
wenn  nicht  die  Staatsgewalt  ein  wahres 
Leibeigenthum  g^gen  sie  geltend 
machen  will,  wozu  jedoch  im  ganzen 
Umfange  der  Staatsgewalt  kein  zureichen- 
der Grund  anzutreffen  ist. 

§.  83. 
Je  tiefer  die  Art  der  Militärkonskriptipn , 
und  die  in  dieser  Hinsicht  aufgestellten  Normen 
der  Praxis  in  die  Rechtssphäre  der  Staatsbürger 
eingreifen ,  destomehr  mufs  ich  wünschen ,  dafs 
die  eben  gegebene  Ansicht  einer  genaueren 
Prüfung  gewürdigt ,  und  dafs  ,  im  Falle  sie 
nicht  widerlegt  werden  könnte,  die  Ungerech- 
tigkeiten, welche  unter  dieser  Voraus- 
setzung in  der  Praxis  der  meisten  Staaten 
rüksichtlich  jener  Funktion  begangen  weiden  , 
um  so  schneller  und  nachdrüklicher  eingestellt 
werden  mögten,  je  mehr  der  Staat,  dessen 
Hauptzwek  auf  jeden  Fall  die  Geltendmachung 
des  Rechts  ist ,  durch  Statuirung  von  Ungerech- 
tigkeiten in  seinem  eigenen  Verfahren  i^icli  selbst 
widerspricht  und  herabwürdigt. 
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Die  Hauptfrage  bey  dieser  Früfung  bleibt 
wohl  immerhin  die :  Ob  die  Söhne  staatsbürger- 
licher Eltern  9  die  noch  nicht  selbst  wirkliche 
Staatsbürger  sind,  als  für  ihre  Personen  unmit- 
telbar selbst  militärpflichtig  betrachtet  werden 
können?  Und  diese  Erage  wird  wohl  ohne 
Zweifel  verneint  werden  müssen,  weil  an  einem 
Subjekte,  das  noch  nicht  wirklicher  Bürger  des 
Staats  ist,  unmöglich  ein  Grund  zur  Verbind- 
lichkeit ,  zur  schützenden  Kraft  dieses  Staats 
beyzutragen,  entdekt  werden  kann^  und  weil 
dergleichen  Subjekte  vernünftigerweise  nicht 
angehalten  werden  können ,  einem  Staate  einst- 
weilen und  vorläufig  alle  ihre  Kräfte  und  selbst 
ihr  Leben  zu  opfern,  um,  wenn  sie  der  Zufall 
am  Leben  läfst,  dereinst  ab  Bürger  von  ihm 
aufgenommen  zu  werdep,  wo  sie  denn  doch 
wieder  jede.  Art  des  Schutzes  durch  ihre  eignen 
Beyträge  Erkaufen  oder  bewirken  müssen.  Dafs 
aber  etwa  die  Menschen  in  den  Staaten  nur 
darum  geboren  würden ,  um  sich  lediglich  als 
Mittel  für  die  Zwecke  der  Herrscher  gebrauchen 
zu  lassen ,  dürfte  heut  zu  Tage  wohl  Niemand 
mehr  ohne  Erröthen  auch  nur  denken  können. 

Noch  kann  ich  diesen  Militärgewaltszweig 
nicht  verlassen,  ohne  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dafs  es  für  die  Souveräne,  wenn  sie 
anders  die  Stimmung  der  ihnen  untergebenen 
Völker  für  sich  wünschen,  nothwendig  Maxime 
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werden jniisse 9  an  ihrem  Militär  den,  immer 
mehr  um  sich  greifenden ,  Geist  des  Übermuths 
und  der  Verachtung  gegen  alles,  was  nicht  seine 
Farbe  trägt,  in  Zeiten  zu  bezähmen,  in  Erwä-^ 
gung:  «dafs  (wie  Joh.  von  Müller  in  seiner 
Geschichte  dej:  Schweiz,    Bd.  I.  Thl.  I.  S.  S19 
sehr  richtig  bemerkt)  alle  wahre  Frey  hei  t   auf 
einer  von  diesen  beyden  Gnindfesten  beruhe, 
dafs  die    Bürger  Kriegsmänner,    oder  dafs  die 
Kriegsmänner     gute    und    verständige   Bürger 
seyen^S  demselben  das  alberne  Vo^urtheil  der 
Entgegensetzung  seines  Standes  gegien  den 
Bürgerstand  zu  benehmen ,  vielmehr  eine  wahre 
Eintracht  zwischen  beyden  herzustellen  und  zu 
erhalten;    den  Bürger  vor  jeder  Mifshandlung 
von  Seite  des  ersteren  kräftigst  zu  schützen  und 
sicher  zu  stellen ;    unter  dem  Militäre  richtige 
Begriffe  von  seinem  Wesen,  seiner  Bestimmung 
und  seinem  Verhältnisse  im  Staate  und  zu  dem* 
selben   zu    verbreiten;    ihm   diejenigen  Wege 
kennen    zu   lehren,    wodurch    es    sich   allein 
wahre   Achtung  verdienen  kann;   und  vorzüg- 
lich ihm  denjenigen  Grad  von  Humanität  ein- 
zuflöfseui  der  erforderlich  ist,  damit  wenigstens 
der,  ohnediefs  unzähligen,  Übel,  womit  stehende 
Heere  zur  Geisel  der  Menschheit  begleitet  sind, 
nicht  mehrere  seyen ,  als  es  schlechterdings  der 
Natur  der    Sache    nach  unvermeidlich    ist*  — 
Durch  eine  Tendenz  der  Art  wird  die  Souverän* 
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nität  den  Völkern  im  liebenswürdigsten  Lichte 
erscheinen  I  und  sich  die  Achtung  und  den 
Seegen  des  Unierthatien  wie  des  Weltbürgers  in 
gleich  hohem  Maafse  bereiten. 

So  gewifs  durch  Realisirung  aller  der  bisher 
aufgezeigten  Mittel  zum  Staatszwecke  —  näm- 
lich der  bürgerlichen  und  Strafgesezgebung  und 
Rechtspflege  I '  der  Polizey,  der  Anstalten  für 
Bildung  t  des  Wehr  •  und  Vertheidigungsstan- 
des  —  von  Seite  der  Souveränität  die  ihr  oblie- 
gende Schuzpflicht  erfüllt  wird,  so  gewifs  ist 
es  Bedingung  der  Möglichkeit  der  Realisirung 
jener  Mittel»  dafs  der  Staatsgewalt  eine,  dem 
ganzen  Bedarfe  zur  Möglichkeit  des  durch  den 
Staatszwek  geforderten  Schutzes  entsprechende^ 
Summe  von  Kräften  und  Gütern  zu  Gebote  ge- 
stellt werde;  und  es  mufs  demnach  jene  Gewalt, 
angeordnet  ,  aUes  das  zu  thun  ,  wodurch  der 
Bestand  des  Gemeinwesens  gesichert,  und  sein 
Zwek  erreicht  wird ,  befugt  seyn,  die  nöthigen 
Abgaben  an  Kräften  und  Güt-ern  von  denjenigen 
einzufordern,  in  deren  Händen  sich  diese  be- 
finden ,  und'  für  deren  Zwek  diese  verwendet 
werden  sollen.  Eben  darum  entspricht  auch 
jener  Befugnifs  die  Verbindlichkeit  der  Eigen- 
ihümer  jener  Kräfte  und  Güter,  nämlich  aller 
Staatsglieder  ohne  Ausnahm^  zur  schützenden 
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Kraft,  die  der  Staatsgewalt  übertragen  ist,  und 
zu  ihren  Zwecken,  als  solcher,  beyzu tragen, 
um  ihr  jene  geforderte  Summe  von  Gütern  und 
Kräften  zu  Gebote  zu  stellen. 

Die  Funktionen  dieser  Einforderung  so- 
wohl ,  als  der  .  Verwendung  der  eingeforderten 
Abgaben  zur  Realisirung  dei  angezeigten  Mittel 
bilden  den  Zweig  der  F  i  na  n  z  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g. 

Fast   überall ,     kann    man    mit  Wahrheit 
sagen,  herrscht,  gröfsere  oder  geringere,  Ver- 
wirrung in  diesem  Zweige  der  Staatsverwaltung, 
was  durch  die  Unrichtigkeit,  und  die,  zu  dieser 
hinzukommende,  Ungleichheit  des  Schatzungs- 
und  Steuerfufses ,     und    durch    die    zahllosen 
Arten  der  Abgaben  nur  zu  sehr  bestätigt  wird, 
bey  welchen  der  Mangel  einer  richtigen  Basis 
und    eines     gerechten    Vertheilungsmaafsstabes 
allenthalben  klar  hervorsticht.     Gerade  nur  der 
Mangel  einer  richtigen  Einsicht  in  das  waltre 
Wesen  der  unterstellten  Sache  hat  Schwierig- 
keiten erträumt,  die  man  nicht  bekämpfen  zu 
können  fürchtete,  und  bey  welcher  Furcht  man 
lieber. alles  in  seiner  bisherigen  Unordnung  be- 
liefs,  ohne  zu  bedenken  ,    welche  Massen  von 
Ungerechtigkeiten    man  -dadurch    fortwährend 
aufhäufe,  und  nur  da>  auffallendste  so  gut,  wie 
möglich,    zu  verkleistern    bemüht   war.       Ich 
hege   indessen  die  gegründete  Hoffnung,   daf^ 
die  Souveräne  des  Bundes,  nachdem  die  Fesseln, 
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welche  bisher  ihren  besten  Willen  in  diesem 
Gebiethe  oft  so, mächtig  hemmten,  glüklich  ge* 
löfst  sind  ,  es  zum  angelegentlichsten  Gegen- 
stande ihrer  Regententhätigkeit  machen  werden, 
in  diesem  Zweige  der  Staatsverwaltung  die  so 
dringend  erforderliche  Ordnung  »herzustellen» 
was  ihnen  bey  weitem  nicht  so  schwer  werden 
kann»  als  mäh  es  ihnen  vielleicht  vorspiegeln 
dürfte»  Wenn  nur  nicht,  indem  man  geflissent- 
lieh  nach  Schwierigkeiten  jagt ,  die  so  nahe  lie- 
genden y  einfachen  Prinzipien  übersehen  werden 
wollen» 

§..    85. 

Aufser  allem  Zweifel  ist,  dafs  das  Total- 
bedürfnifs  des  Staats  zur  Möglichkeit  der 
Realisirung  aller,  ihm  zu  seinem  Zwecke  noth- 
wendigen,  Mittel  den  wahren  Mafsstab  abgebe 
zur  Bestimmung  der  Quantität  und  Qualität  der 
ihm  überhaupt*  erforderlichen  und  herbeyzu- 
schaffenden  Kräfte  und  Güter ,  und  die ,  wenn 
auch  nicht  bis  auf  eine  Kleinigkeit  ängstliche, 
doch  möglichst  genaue  Fiicirung  jenes  Totalbe- 
dürfiiisses  kann  bey  einer  nur  etwas  geordneten 
Staatshaushaltung  unmöglich  grofsen  Schwierig- 
keiten unterliegen;  nur  überlasse  man  diese 
Berechnung  nicht  solchen  Personen ,  die  nicht 
unterscheiden  können  oder  wollen ,  was  eigent- 
liches Staatsbedürfnifs  sey. 


Eben  so  ist  auCser  allem  Zweifel ,  dafs  die 
Beytragsverbindlichkeit  auf  jedeln  StaatsgUede 
ohne  alle  Ausnahme  hafte  —  auch  der  Staats* 
beamte  unterliegt  ihr;  denn  seine  Besoldung  ist 
blofs  Entschädigung  für  das  sur  plus  seines 
Beytrags  —  und  dafs  es  sonach  Pflicht  der  Staats- 
gewalt sey»  schlechterdings  jede  Exemtion  von 
der  Bey tragsverbindlichkeit ,  in  sofern  ihr  nicht 
durch  die  Bundesakte  hierinn  die  Hände  gebun- 
den sind  t  aufzuheben ;  denn  jede  solche  Exem- 
tion ist  eine  wahre  Rechtsverletzung  der  übrigen 
Staatsglieder  •  welche  zu  verhüten  t  Hauptzwek 
des  Staats  und  der  Staatsgewalt  ist. 

Schwierig  scheint  aber  auf  den  ersten  An- 
blik  die  Vertheilung  jener  Totalsumme  unter 
die  einzelnen  Staatsglieder,  d.  h*  die  indivi* 
duelle  Bestimmung,  wie  viel  jedes  einzelne 
Staatsglied  bey  tragen  müsse,  nm  jene  Totalsumme 
aufzubringen  ,  zu  seyn  i  4a  es  klar  am  Tage 
liegt ,  dafs  weder  jedes  Staatsglied  sich ,  und 
was  ihm  gehört,  ganz  bey  tragen,  noch  da& 
jedes  Staatsglied  ohne  Unterschied  eine  gleiche 
Summe  beyzutragen  ;,  sondern ,  dafs  jedes  nur 
verhältnifsmäfsig  beyzutragen  ,  schuldig 
seyn  könne« 

§,     86. 
Es  findet  sich  jedoch  der  natürliche  Maafs- 
Stab    dieses    Verhältnisses    unläugbar    in    dem 
Grunde   der  Beytragsverbindlichkeit «   indem 


das  Gegründete,    nämlich  die  Beytragsver- 
bindlichkeit  selbst,  nur  so  weit,  und  nicht  wei- 
ter gehen  kann,  als  sein  Grund.    Nun  ist  aber 
der   Grund   d^r    Beytragsverbindlichkeit    jedes^ 
Staatsglieds   sein    Wille    und   sein    Bedürfnifs, 
vom  Staate  geschüzt  zu  werden;   je  mehr  oder 
je  weniger  also  ein  jeder  Staatsbürger  ihm  vom 
Staate  zu  schützendes  besizt,    destomehr  oder 
weniger  ist  er  zur  schützenden  KraFt  beyzutra* 
gen  verpflichtet,  d.h.  der  rechtliche  Maafsstab 
des  von  jedem  einzelnen  Beyzutragenden  ist  das 
Verhältnifs ,  in  welchem  er  des  Schutzes  bedarf. 
Das,  eben  so  durchgreifende,  als  gerechte 
Mittel,  jeden  zur  vollständigen  Angabe  seines 
Besizthums  zu  zwingen ,  ist  die  gesezliche  Be- 
stimmung,  dafs  Keiner  für  das,  was  er  bey  der 
Angabe    seines   Besizthums    verheimlicht  oder 
verschwiegen  habe,    irgend  einen  Schuz  vom 
Staate  erwarten  dürfe ;    dafs  z.  B.  ein  Diebstahl 
desselben  nicht  werde  untersucht  und  bestraft, 
dafs  eine  Klage  wegen  Störung  im  Besitze  des- 
selben Gegenstandes  gar  nicht  werde  angenom* 
men  werden,  —     Diese  Drohung  wird  zuver- 
lälsig  Jeden  bestimmen,  bey  der  Angabe  seines 
Pesizthums   nichts  zu  verschweigen ,  ,  und  sie 
selbst  ist  vollkommen  gerecht,    da  der  Staats» 
bürger  in  Ansehung   dessen,    wovon   er  seine 
Beytragsverbindlichkeit  nicht  erfiillt  bat,   auch 
keinen  Schuz  vom  Staate  verlangen  kann ,  weil 
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» 

nur  durch  den  Beytrag  das  Recht  auf  den  Schuz 
begründet  wird. 

Vermittelst  der,  nach  dem  eben  bezeichne- 
ten Maafsstabe ,  am  zwekmäfsigsten  von  den 
einzelnen  Gemeinden  selbst  zu  besorgenden » 
Repartition  der  individuellen  Rey träge  mufs 
dem  Staate  die  ganze  ,  zur  Befriedigung  seines 
BeddrFhisses  erforderliche  Summe  von  Kräften 
und  Gütern ,  d.  h.  von  Oiei;L<;ten ,  Geld  und 
Naturalien ,  zu  Gebote  gestellt  werden ,  wobey 
denn  alle  die  vielerley ,  unter  den  sonderbarsten 
Namen  und  Formeln  bis  jezt  vorhandenen ,  Arten 
von  Abgaben  hinwegfallen;  folglich  die  Admi- 
nistration des  Staats,  zu  seinem  gröfsten Nutzen 
und  zur  beträchtlichen  Verminderung  seines 
Totalbedürfnisses  selbst ,  im  höchsten  Grade 
vereinfacht  würde, 

§.  87.  -^ 

So  ständig  und  jährlich  wiederkehrend  die 
Bedürfnisse  des  Staats  sind,  so  ständig  und  jähr- 
lich mufs  dann  auch  jene  Beytragserhebung  vom 
Volke ,  oder  jene  Besteurung  desselben  ge- 
schehen. Aber  aufserordeutliche  Bedürf- 
nisse ,  um  den  Staat  von  einer  besoilderen  Gefahr 
zu  retten,  berechtigen  auch  die  Staatsgewalt, 
aufserordentliche  oder  Nothbeyträge 
von  den  Staatsgliedern  zu  verlaiigen,  und  ilu^e 
Verbindlichkeit,  auch  diese  zu  entrichten, 
beruht  ganz  auf  demselben  Grunde,  auf  welchem 


die  ordentliche  Beytragsverbindlichkeit 
hervorgeht »  da  auch  jene ,  unerlafsliche  Bedin- 
gung der  Möglichkeit  des  Bestehens  des  öffent* 
liehen  Rechtszustandes,  wie  diese,  ist,  und 
phne  den  Bestand  des  öffentlichen  Rechts  selbst 
alles  Privateigenthum  aufhört.,  gesichert  zu 
5eyn. 

Beyde  Arten  von  Beyträgen  oder  Steuern , 
sowohl  die  ordentlichen  als  aufserordentlichen , 
Aiefsen  in  die  Kasse  des  Staats,  die  sie  zu- 
gleich selbst  bilden ;  der  Staat  wird  sonach 
£igenthümer  davon,  und  der  Souverän,  dem 
ihre  Verwaltung  gebührt ,  ist  verpflichtet ,  dafür 
3&U  sorgen,  dafs  nur,  mit  dem  Staatsbedürfnissa 
im  genauesten  Verhältnisse  stehende,  Steuer- 
summen erhoben,  und  die  erhobenen  nur  zu 
dem  wahren  Staatszweckei  mit  dem 
4^ wecke  gemäfser  Sparsamkeit  verwendet  werden. 

Ein,  nach  den  hier  angedeuteten  Grund- 
s^ügen  eingerichtetes,  einfaches  und  von  allen 
fcameralistisch  -  künstlichen  Operationen  entfern^ 
tes ,  Finanzverfahren  wird  dem  gemeinen  Wesen 
von  Einnahme  und  Ausgabe  von  selbst  Rechen* 
Schaft  ablegen ,  und ,  wenn  dabey  mit  der  gehöi> 
rigen  Publizität,  die  nur  das  böse  Gewissen 
3cheut ,  verfahren  wird ,  die  Nothwendigkeit 
der  bestimmten  Summe  der  Beyträge ,  so  wie 
die  Zwekmäfsigkeit  ihrer  V^r^vendung  Jedem 
pilileupht^nd  machen, 
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§•  88. 
AuF  alles  übrige  Vermögen  der  Staatsglieder, 
das  sie  nicht  beyzutragen  schuldig  sind,  oder 
was  ihnen  nach  Entrichtung  ihrer  schuldigen 
Beyträge  übrig  bleibt,  darf  die  Staatsgewalt 
nur  in  soferne  einwirken ,  als  sie  jede  Beein« 
trächtigung  oder  Störung  im  Besitze  und  recht- 
lichem Gebrauche  oder  Verbrauche  desselben  ver« 
hüten  mufs,  und  bewirkt  sie  nur  dieses,  räumt 
sie  nämlich  alle  Hindernisse  der  Freyen  Thätig- 
keit  der  Staatsglieder  innerhalb  den  Schranken 
des  Rechts  hinweg,  ^nd  sichert  den  Gewinn  und 
Genufs ,  so  hat  sie  auch  die  ganze  Sphäre  ihrer 
Wirksamkeit  in  dieser  Hinsicht  ausgefüllt,  und 
sie  kann  daher  nicht  berech tigtseyn,  sich  selbst 
auf  eine  positive  Art  in  die  Geschäfte  des  Kauf- 
manns, des  Landwirths  und  Gewerbtreibers 
unmittelbar  zu  mischen,  zur  Anwendung  der 
Güter  vorschriftsweise  zu  sprechen,  Güterj^er- 
«chlagung  zu  befehlen  oder  zu  verbieten,  Be« 
völkerung  durch  Zwangsmittel  zu  befördern, 
oder  das  Gleichgewicht  zwischen  Produzenten 
und  Konsumenten  mit  Zwang  festzustellen,  und 
überhaupt  das  vorzunehmen,  wozu  ihr  das 
anmafsende  einseitige  Geschlecht  der  sogenann- 
ten Staatswirthe  mit  gränzenloser,  alle  Freyheit 
vernichtender,  Geschäftigkeit  bisher  gerathen 
hat.  Es  ist,  ich  mufs  es  wiederholt  öfFentlich 
sagen ,  eine  schlechthin  rechtswid^'ige  Ten4epz, 


Industrie  erzwingen  zu  wollen ,  um  nur  immer 
gefüllte  Staatskassen  zu  haben ;  der  Staat  räume 
nur,  wie  schon  bemerkt Avurde,  dieHindernis.se 
der  rechtlich '  freyen  Wirksamkeit  hinweg»  und 
sichere  den  Gewinn  und  Genufs,  der  menschliche 
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Eigennuz  und  die  nacheifernde  Gewinngierde 
werden  sodann  von  selbst  die  Thätigkeit  der 
Bürger  in  Bewegung  setzen ,  ihre  Betriebsam* 
keitt  ihren Gewerbs-,  Kunst-  und  Handelsfleifs 
erwecken ,  und  bis  zum  möglichst  hohen  Grade 
erhöhen  und  verfeinern;  die  Nationalkraft 
wird  dann  auch  immer  ohne  weiteres  Zuthun 
eine  zureichen  de  Quelle  der,  seinem  Zwecke 
erforderlichen ,   Staatskraft  sey n. 

§•  89. 
Werden  allenthalben  vollständige »  und 
ihrem  Zwecke  in  jeder  Hinsicht;  entsprechende 
Gesezgebungen  in  dem  voraus  beschriebenen 
Geiste  realisirtf  binden  solche  Gesetze  die  exeku* 
tive  Gewalt,  wird  das  Recht  nur  nach  diesen 
Gesetzen  gesprochen ,  jeder  vorStörungen  seines 
Rechts-  oder  Freyheitsgebieths  —  und  dahin 
gehört  auch  das  Recht  auf  freye  Miltheilung 
feiner  Gedanken  in  Sprache  und  Schrift,  so  wie 
die  Ausübung  irgend  einer  Religion,  sie  sey, 
welche  sie  wolle,  wenn  nur  durch  jene  und 
die^^e  dem  Rechte  eines  Andern  kein  Abbruch 
geschieht — gewahrt,  wird  Jedem  nur  der,  ihn 


rechtlich  treffende ,  fieytrag  zu  den  öfTentlichen 
Bedürfnissen  abgenommen ,  die  Summe  dieser 
Bey träge  mit,  dem  Zwecke  gemäGser»  Sparsam- 
keit bestimmt  und  verwendet,  werden  allent« 
halben  nur  redliche  und  ihren  Geschäften  ge- 
wachsene Minister  und  Staatsbeamten  gewählt, 
nicht  gute  Köpfe  zur  Ruhe,  und  Schwachköpfe 
zur  jThatigkeit  genöthigt,  wird  die  Bildung 
gehörig  unterstüzt ,  die  formale  Gleichheit  des 
Rechts  jedem  Staatsgliedie,  ohne  Unterschied 
der  Geburt,  des  Standes  und  Ranges  mit  uner- 
schütterlicher Festigkeit  gewährt ;  wird  endlich 
der  Bürger  überhaupt  nicht  nach  der  Laune  oder 
für  die  Privatzwecke  der  Machthaber,  son- 
dern nur  für  den  wahren  Zwek  des  Staats 
bestimmt;  werden,  mit  einem  Worte,  die 
Staaten  des  Bundes ,  nach  den  hier  aufgestellten 
Grundsätzen  verwaltet  —  dann  sind  ihre  Bürger 
Frey,  wie  sie  es  ihrer  Natur  nach  seyn  sollen, 
dann  herrscht  Recht  und  Gerechtigkeit,  dann 
gewähren  die  Souveräne,  was  sie  nur  gewähren 
können  und  sollen,  und  was  ihre  Bürger  noth- 
wendig  haben  müssen ,  wenn  sie  die  Aussteuer 
der  Natur  zum  Behufe  ihrer  Bestimmung  sollen 
benützen  können,  nämlich Schuz  gegen  jede  un- 
gerechte Behinderung  oder  Beeinträchtigung.  — ^ 
Unter  diesem  Schutze  wird  die  Mensch- 
heit übrigens  aus  eigener  Kraft  ihrem  Ideale 
näherkommen,  der  Staat  wird  seinen  Zwek 
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in  seinen  Gliedern,  und  die  Glieder  werden 
ihren  Zwek  im  Staate  ununterbrocheü  erreichen, 
und  so  wird  alles  im  organischen  Gange  den 
Gesetzen  der  Natur  gemäfs  harmonisch  zusam« 
menwirken. 

§•     90. 
Nur  unter  jenen  Voraussetzungen  wird  die 

neue  Ordnung  der  Ding^  auch  die  bessere 

werden,  wird  es  dem  deutschen  leicht  werden  t 

den  Verlust  einer  ihm  solange  schätzenswertbea 

Verfassung  zu  vergessen ,  und  seine  Vorstellungs^ 

art  und  Lebensweise  zu  den  jetzigen  Umständen 

umzustimmen ;    unter    jenen    Voraussetzungen 

werden  die  neuen  Souveräne  die,  ihnen  zu  ihrer 

Aufrechthaltung  nöthige,  Kraft  in  den  Herzen 

und  den  Armen  ihrer Unterthanen  finden,  indem 

sie  jene   durch  Gerechtigkeit   gewinnen,    und 

diese  durch  Weisheit  lenken;   unter  jenen  Vor^ 

aussetzungen  wird  die  Souveränität  in  ihrem 

reinsten  Glänze,    in  ihrer  höchsten  Würde  und 

Macht  erscheinen  —  und  ohne  Zweifel  wird  sie 

auch  auf  diese  Weise  allenthalben  in  den  Staaten 

unseres  Bundes  erscheinen !  denn  ihre  Fürsten 

müssen  doch  in  der  That  überzeugt  worden  seyn 

von  der  Falschheit  des  sonst  verbreiteten  Wahnst 

dafs  man  das  Joch ,  um  es  dauerhaft  zu  machen, 

erschweren,    die  Gedanken  der  Menschen  im 

Zaume  halten ,  und  demüthigende  Formen  ver* 

vielfältigen  müsse,  damit  das  Gefühl  der  Niedrig- 
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keit  in  den  übrigen  Mensdienklassen  dadurch 
lebhafter  gemacht,  die  Oberen ,  und  diejenigen, 
-welche  ihre  Gunst  besitzen,  sichere;  müssen 
überzeugt  worden  seyn,  dafs  man,  um  eine 
Regierung  aufrecht  zu  erhalten,  Ökonomie, 
Ordnung  undFestigkeit  mit  Weisheit  verbinden, 
aber  ror  allen  Dingen  gerecht  seyn ,  und  alles 
sorgfältig  vermeiden  müsse,  was  einen  grofsen  . 
Theil  der  Staatsbürger  mifsvergnügt  machen 
könnte. 

Belächle  immerhin  der  kalte  Geschäftsmann 
Bemerkungen  dieser  Art  als  einen  Rechtsroman, 
als  leere  Floskeln,  aber  hüte  er  sich,  noch  jezt 
dem  Wahne  zu  fröhnen ,  dafs  die  Staatsregierung 
keines  Prinzips  bedürfe,  als  der  Gewalt;  die 
Erfahrung  aller  Zeiten  macht  ihn  zu  Schanden. 
Wehe  ihm !  wenn  er  es  auf  eigene  Erfahrung 
ankommen  läfst.  —  Schönere  Hoffnungen  bele- 
ben uns  zu  den  Fürsten  des  rheinischen  Bundes, 
und  erfüllen  Sie  diese,  so  dürfen  auch  Sie  von 
ihren  Völkern  hoffen,  dafs  Sie  durch  diese 
unüberwindlich  seyn ,  und  dafs  die  Büi^ger  dieses 
weit  verbreiteten  Vereins  in  den  Tagen  der 
Gefahr  ihre  Thronen  mit  regem  Enthusiasmus 
stützen  werden,  ohne  welchen  j^ne,  ^war  eine 
Zeitlang  schwankend  stehen,  nie  aber  dem 
geringsten  Sturme  trotzen  werden. 


Wenn  nun  aber  auch  gleich  die  Souveräne 
in  dem  Ideale  des  Staats  eine  feste  und  unwan- 
delbare Norm  ihres  Ermessens  wie  ihrer  Tbätig- 
keit  haben,  so  dürfte  es  jedoch  sehr  geraihen 
seyn ,  den  politischen  Körpern ,  die  ihre  Souve- 
ränität belebt,  bestimmte  organische  Statuten, 
bestimmte  Konstitutionen  zu  geben ,  wodurch 
den  Staaten  jenes  Prinzip  ihrer  Belebung  für 
die  Dauer  gesichert ,  jene  subjektive  Norm 
auch  zur  objektiven  Norm,  und  als  solche 
zum  unverbrüchlich  verbindenden  Gesetze  für 
Regenten,  Beamten  und  Unterthanen  werde, 
um  dadurch  das  Daseyn  jener  politischei> Körper 
selbst  zu  sichern,  ihre  Bewegungen  zu  verstär- 
ken, die  zu  ihrem  Besten  vorliegenden  Ideen 
praktisch  zu  verewigen,  und  vorzüglich  die, 
noch  hie  und  da  vorhandenen ,  unbrauch- 
baren  Fetzen  des  alten  Gewandes  auszumerzen, 
die,  unpassend  zu  dem  neuen ,  durch  ihre  Fort- 
dauer vieles  gehofFie  Gute  vereiteln  würden. 

Sehr  richtig  und  mir  aus  der  Seele  geschrie- 
ben ist  der  Wunsch  des  ungenannten  Verfassers 
des  ersten  Aufsatzes  im  St.  27.  1807  der  Kronik 
der  Deutschen:«  .Wenn  dabey  nur  die  Haupt- 
idee, nämlich  Gleichförmigkeit  der  orga- 
nischen  Beschaffenheit  aller  Bundesstaaten,  die 
Rechte  behauptet,  die  ihr  gebühren !  denn  die 
Verschiedenheit    der   Verfassungen    müfste   das 


meiste  vereiteln,  was  wir  nun  erwarten,  und 
ein  Prinzip  des  Zwiespalts  festsetzen,  das  nie 
einen  gemeinen  und  einstimmigen  Sinn,  der 
äoch  die  erste  Bedingung '  unseres  politischen 
Lebens  ist,  gedeihen  liefse.  Es  verhält  sich  in 
der  moralischen  Welt  gerade,  wie  in  der  physi« 
sehen.  Je  näher  die  Bestandlheile  einesGanzen 
durch  ihre  Natur  sich  verwandt  siad  •  je  fester 
wird  ihre  Vereinigung,  und  je  länger  deren 
Dauer  seyn.  Aber  ein  Ganzes,  das  aus  lauter 
heterogenen  Theilen  zusammengesezt  i.st, 
erhält  sich  nur  solange,  als  die  äufsere  Gewalt 
besteht,  die  es  drückend  umfängt.** 

Es  versteht  ^ich  jedoch  wohl  von  selbst, 
daC?  hier  nur  die  Gleichförmigkeit  in  den 
Grundlagen  und  den  Hauptbestandthei- 
len  des  Organismus  bezielt  sey;  denn  innerhalb 
derselben  werden  die  mannichfaltigsten  Nuanci- 
rungen  und  Spielarten  in  den  Fartikularorganis«* 
men  nicht  nur  zuläf^ig  und  der  Natur  gemäfs, 
^  sondern  unfehlbar  selbst  noth wendig  seyn. 

Vorschläge  zu  machen  für  Errichtung  von 

Erz-  und  Hofämtern  von  Seite  der  neuen 

* 

Souveräne ,  überlasse  ich  sehr  gerne  Herrn  Dr. 
Zintel;  denn  da  dieser  (in  seinem  Entwürfe 
eines  Staatsrechts  für  den  rheinischen  Bund, 
München  1807,  S.  i36)  ausdrüklich  die  .'>olenne 
Konstituirung  eigener  Reichserz-  undHofamter, 
die  Bestimmung  ihrer  feyerlichen  Funktionen 


bey  dem  öffentlichen  und  Frivatdienste  des 
Reichs  etc.  unter  die  ersten  und  wichtig* 
sten  Gegenstände  rechnet,  welche  die  Mo* 
narched  und  verbündeten  Mächte  würdigen 
würden,  so  mufs  er,  bey  diesem  Durchdrun- 
genseyn  von  der  Vorzüglich-  und  Wichtigkeit 
der  Sache ,  wohl  am  besten  geeignet  seyn ,  die 
würdigsten  JProjekte  für  jene  Gegenstände  vor- 
zulegen. 

Mir  scheint  es  zwekmäfsiger  und  we- 
sentlicher, hier  noch  derjenigen  positiven 
Normen  zu  erwähnen,  welche  den  Souveränen 
hinsichtlich  ihrer  inneren  Staaatsverhältnisse  iti 
der  Bundesakte  vorgezeichnet,  und  wodurch 
ihnen  sowohl  gewisse  Verbindlichkeiten  nament- 
lich aufgelegt,  als  auch  einzelne  ihrer  Rechte 
besonders  modÜizirt  sind.     Hierhin  gehört : 

§•  92- 
1.  Die  Vorschrift  des  Ar tikels  s  der  Bundes- 
akle,  wodurch  ausdrüklich  die,  von  denGläu-^ 
bigern  und  Pensionisten  durch  denReichs- 
deputationsschlufs  von  j  tioS  erworbenen.  Rechte 
jenen  vorbehalten  sind;  zufolge  dieser  Vorschrift 
hat  jeder  Souverän  die  positive  Verbind** 
lichkeit,  nicht  nur  für  diejenigen  Schulden, 
welche  durch  den  erwähnten  R.  D.  Schlufs  ihm 
zugetheilt  worden  sind ,  den  betreffenden  Gläu- 
bigern ferner  zu  haften ,  sondern  auch  z.  B,  den, 
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in  Gefolge  des  L4inevill  er  Friedens  zu  seinem 
Yortheile  säkuUrisirten ,  geistlichen  ehemaligen 
Reichsständen ,  so  wie  allen  den  Individuen  der, 
eben  damals  aufgelöfsten ,  Stifter  und  Klöster , 
nicht  minder  allen  den ,  von  ihm  in  Ruhe  gesez- 
ten  I  vormaligen  Staatsdienern ,  ihre  Pensionen , 
wie  solche  nach  Maaf^gabe  eben  jenes  R.  D. 
Schlusses  seyti  sollen,  ferner  ohne  alle  Schmä- 
lerung zu  belassen.  Eine  Vorschrift,  welche 
die  Souveräne  um  so  unverbrüchlicher  befolgen 
werden ,  je  mehr  sie  durch  die  Natur  der  Sache , 
und  die  Ansprüche  nicht  nur  der  Rilligkeit, 
sondern  auch  der  Gerechtigkeit,  gleich  stark 
niotivirt  ist.  Wohlerworbene  Privatrechte  der 
unterstellten  Art,  die  nirgends  mit  dem  Zwecke 
der  neugebohrnen  politischen  Verfassung  koUi- 
dirten,  hätten  ohne  schreyende  Ungerechtigkeit 
nicht  angetastet  werden  können,  und  würden 
daher,  auch  ohne  diese  ausdrükliche  Fürsorge, 
haben  heilig  geachtet  werden  müssen,  und 
heilig  geachtet  worden  seyn. 

Kaum  kann  man  seinen  eigenen  Augeiv 
trauen,  wenn  man,  bey  dem  Vorliegen  dieser 
unzweydeutigen  Vorschrift  V  den  vorhin  genann- 
ten Dr.  Zintel  (in  seiner  angeführten  Schrift 
S.  129  —  i3i)  mit  einer  auffallenden  Dreistig« 
keit  behaupten  sieht:  dafs  alle  jene  oben  genann- 
ten Pensionäre  auf  die  ihnen  nach  dem  L  ü  n  e  • 
vi  11  er  Frieden  mit  so  vieler  Sorgfalt  angewie- 
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jtenen  Entschädigungsgehalte  kein  positives 
Anspruchsrecht  mehr  hätten,  noch 
haben  könnten;  sondern  solche  blofs  von  der 
Grofsmuth  und  Liberalität  der  Souveräne 
zu  erwarten  hätten,  und  selbst 'diefs  nur  so 
lange,  als  nicht  die  bestimmten  Verhältnisse- 
ihrer  Staaten ,  oder  der  Nationalwohlstand  eine 
andere  Verfügung  erfordern  dürften,  —  Doch! 
sein  ganzes  Buch  ist  ohne  alle  Kenntnifs  der 
Bundesakte  und  ihres  Geistes  niedergeschrieben, 
und  nur  e  r ,  der  fähig  war ,  die  Souveräne  von 
aller  Verbindlichkeit  aus  öffentlichen  Verträgen 
entbunden  darzustellen,  konnte  auch  einer 
solchen  Behauptung,  wie  jene  ausgezogene,  fähig, 
seyn,  für  die  ihm  die  volle  Indignation  jedes 
rechtlichen  Mannes  unausbleiblich  werden  muls. 

fi.  Die  Vorschrift  des  Artikels  33  der  Bun- 
desakte, zufolge  der  die  Mitglieder  der  miliiä* 
rischen  oder  geistlichen  Orden ,  welche  in 
Gefolge  des  in  der  Bundesakte  niedergelegten 
Vertrags  entweder  ihre  Besitzungen  verlieren, 
oder  säkularisirt  werden ,  nach  dem  Maafse  der 
Einkünfte,  die  sie  bezogen  haben,  und  nachdem 
Verhältnisse  ihrer  Würde  und  ihres  Alters  eine 
jährliche,  lebenslängliche  Pension  erhalten  sollen; 
und ,  zur  Sicherheit  dieser  Pension ,  ein  Pfand- 
recht  auf  diejenigen  Güter,  deren  Nuzniefser  sie 
waren. 


§.    94- 

3.  Die  Vorschrift  des  Artikels  32  der  Bun- 
desakte« zufolge  der  die  9  bey  der  Staatsverwal* 
tung  in  den  Fürstenthümern ,  Graf-  oder  Herr- 
schaften ,  welche  nach  der  Bundesakte  unter  die 
Souveränität  eines  der  verbündeten  Staaten 
fallen »  angestellten  Individuuen,  welche  der 
Souverän  nicht  bey  ihren  Ste^en  zu  lassen,  für. 
gut  findet,  ebenmäfsig  eine  Pension  erhalten 
sollen,  wie  die  Gesetze  und  Anordnungen  des 
Staats  dieselbe  den  Bedienstigten  des  nämlichen 
Grads  bewilligen. 

Beyde  Vorschriften  sind  gleichmäfsig  der 
Ausdruk  einer,  durch  Billigkeit  und  Gerechtig- 
keit gleich  geforderten ,  Fürsorge  für  die  benann- 
ten ,  schuldlos  ihres  Besizthums  entsezten ,  und 
zur  Buhe  verwiesenen,  Individuen  und  Diener, 
beruhend  auf  ganz  gleichem  Grunde,  welcher 
dergleichen  Fürsorge  im  oft  erwähnten  B.  D. 
Schlüsse  von  i3o3  zur  Basis  diente. 

Büksichtlich  der  Fensionirung  der  Mitglie- 
der der  militärischen  imd  geistlichen  Orden  ist 
nun  zwar  keine  ganz  fest  bestimmte  Norm  gege- 
ben ,  indem  die  Hinweisung  auf  das  bezeichnete 
Maafs  und  Verhältnifs,  der  Individualität 
des  Ermessens  noch  immer  einigen  Baum  läfst; 
allein  da  es  eines  Theiis  zuverläfsig  nicht  die 
Absicht  der  Paziszenten  war,  hierunter  etwas 
der  Privatwillkühr  zu  überlassen,    indem  mau 
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aurserdem  die  Vorschrift  ganz  unterlassen  haben 
\yürde ,  andern  Theils  aus  der  schon  angeführ- 
ten Vorschrift  des  Artikels  s  der  Bundesakte  die' 
Absicht  deutlich  erhellt,  den  B.  D.  Schlufs  von 
iSo3  als  Norm  der  Pensionirung  aufrecht  zu 
erhalten  f  und  eben  dieser  B.  D.  Schlufs  seine 
Fensionsreglements  auf  gleiche  Büksichten  des 
IVIaafses  der  Einkünfte  ,  der  Würde  u.  s.  mt. 
gründete;  so  kapn  maii,  ohne  alle  Gefahr  eines 
Irrthums «  es  als  durch  jene  Vorschrift  des  Arti- 
kels 53  bezieltes  Prinzip  annehmen,  dafs 
—  so  ^ie  im  §•  53  des  B.  D.  Schlusses  den  Dom- 
kapitularen,  Dignitarien  und  Kanonicis  der 
Ritterstifter  -^  ihrer  ganzen  bisher  einzeln 
bezogenen  Einkünfte,  und  im  §•  57  den  Kon- 
ventualen  der  Abteyen  gleichfalls  ein  congruum 
bestimmt  worden  —  so  auch  jezt  den,  ihres 
Besitzes  entsezten ,  und  den  säkularisir ten  Glie- 
dern militärischer  und  geistlicher  Orden,  zum 
wenigsten  das  gleiche  Maafs  des  Peusions- 
quantums  zu  bewilligen  sey,  als  für  dessen 
Sicherheit  sie  sich  überdiefs  eines  stillschwei- 
genden  oder  gesezlichen  Hypothekenrechts  auf 
die  Güter,  deren  Nuzniefser  sie  wären,  zu 
erfreuen  haben.  Die  Souveräne  gewinnen  auf 
jeden  Fall  genug  durch  das  ihnen  zugefallene 
Eigenthum  der  Ordensgüter,  und  werden  sonach 
von  selbst  geneigt  seyn,  die,  ohnediefs  nur  auf 
die  Lebenszeit  ihrer  Nuzniefser  andauernden » 
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Pensionen,  nach    dem    liberalsten    Maafstaabe 
zuzumessen. 

^  Hinsichtlich  der  zur  Rufiie  gesezt  werden- 
den Staatsbeamten  der  durch  die  Bundesakte  der 
Souveränität  untergeordneten  Fürstenthümer , 
Graf-  und  Herrschaften  soll  die  Pension  so  be- 
stimmt werden«  wie  si^  nach  den  Gesetzen  und 
Normen  des  souveränen  Staats  den  Staatsbeamten 
vom  nämlichen  Grade  gebühren.  Hiermit,  hat 
es  denn  seinen  einmal  geweifsten  Wegt  wenn 
dergleichen  Fensionsnormatiye  zur  Zeit  der 
Bundeserrichtung  bereits  vorhanden  waren,  (so 
hart  es  auch  den  Pensionärs  fallen  mag«  wenn 
jene  Normative  eben  nicht  von  einem  liberalen 
Geiste  diktirt  seyn  sollten « )  und  es  hat  z.  B.  der 
bisherige  wirkliche  Rath  des  Grafen  auf  die- 
selbe Pension  unläugbar  Anspruch «  welche  die 
fragliche  Normative  dem  Rathe  des  Souveräns 
an  weifst,  da  es  einmal  allgemein  und  bestimmt 
heifst:  ^»jouiront  dune  pension  de  retraite  egale 
ä  Celle t  que  les  loix  et  reglemens  de  Tetat 
accordent  aux  officiers  du  meine  gradej^* 

Wenn  nun  aber  zur  Zeit  der  Errichtung 
der  Bundesakte  im  fraglichen  Staate  keine  Pen- 
sionsnormative vorhanden  waren,  dann  mufs 
auch  hier  der  oft  erwähnte  R.  D.  Schlufs  von  i8o3 
$.  69  als  subsidiarische  Norm  eintreten« 
zwar  nicht  aus  dem  Grunde,  den  Herr  Brauer 


(Saz  41  seiner  Bey träge)  für  die  gleiche  Behaup- 
tung auFstellte,  nämlich  weil  jener  R.  D.  Schlufs 
unter  dem  « les  loix  •  zu  verstehen  sey ;  —  indem, 
wenn  dem' so  wäre,  es  |aicht  heifsen  könnte:. 
^yles  loix^f  sondern  heifsen  müfste:  »i«  loi^f 
und  es  nicht  heifsen  könnte:  »Z<?5  loix  et  regle' 
mens*",  sondern  heifsen  müfste;  »l^s  rigleinens 
de  Vetat  ou  la  loi^*f  da  man  die  subsidia* 
rische  Norm  der  Regel  gewifs  nicht  vorge- 
sezt,  und  sicher  beyde  nicht  durch  das  Bin- 
dungswott  »et«'  verbunden  haben  würde;  über- 
diefs  jener  R.  D.  Schlufs  in  seider  Pensionsnorm 
die  verschiedenen  Klassen  von  Staatsbeamten 
nicht  sondert  —  sondern  darum,  weil  einmal 
die  Pensionirung  jener  Staatsdiener  nicht  der 
ungebundenen  Willkühr  ihrer  neuen  Oberherrn, 
sie  selbst  nicht  einem  ungewissen  Schiksale  über- 
lassen seyn  sollen,  und  dann,  weil,  so  oft  es  an 
einer  direkten  Bestimmungsnorm  fehlt,  immer 
die  vorhandene  analogische  zur  Hülfe  genom- 
men werden  mufs ;  eben  diese  vollkommen  pas- 
sende Analogie  aber  in  jenem  R.  D.  Schlüsse, 
der  im  Art.  2  der  Bundesakte ,  soviel  seine  Pen* 
sionsnormen  betrifft ,  ausdrüklich  aufrecht  erhal- 
ten worden  ist,  klar  vorliegt ;  da  der  vorliegende 
Fall  in  jeder  Hinsicht  eine  Wiederholung  und 
Erneuerung  des  dem  R.  D.  Schlüsse  unterstellten 
Falls,  und  durch  den  völlig  gleichen  Grund  auch 
das  völlig  Gleiche  begründet  ist ,  indem  jezt  von 
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zuRuhesetzung  von  Staatsdienern,  und  von  deren 
Versorgung  aus  ganz  gleichen  Gründen  die  Rede 
kam. 

Äufserst  sonderbar  aber  scheint  mir  die 
Behauptung,  welcheHerr  Brauer  (im  Safze^:: 
seiner  Beyträge)  dahin  aufgestellt  hat :  «  Dafs  ^ie 
Ruhegehalte  der  Beamten  ^  die  durch  die  j  e  t  z  i  - 
g  e  n  Staatsveränderungen  veranlafst  würden , 
nach  dem  Prinzipe  der  Schulden  getheilt  werden 
müfsten.**  —  Von  dieser  Schuldentheilung  selbst 
w^rde  ich  sogleich  nachher  handeln.  InRliksicht 
auf  sie  raisonnirt  Herr  Braue  r  bey  Gelegenheit, 
der  Pensionsmaterie  so:  „ ein ,  nicht  aus  freyem 
Willen,  sondern  aus  einer  vollkommenen  Pflicht 
geschöpfter,  Gehalt  sey  eine  wahre  Schuld, 
und  da  nun  dieser  Gattung  von  Schulden 
keine  eigene  Theilungsnorm  vorgemessen  sey, 
so  bleibe  sie  natürlich  unter  der  allgemeinen 
Regel,  die  allen  Schulden  insgemein  geschrieben 
stehe:  diesemnach  fielen  Landschaftsdiener  der 
Landeskasse,  blofs  persönliche  dem  Beutel  des 
Standesherrn,  allgemeine  Staatsdiener  dem  Ober- 
herm  und  Standesherrn  nach  Verhallnifs  der 
Rententheilung  zum  Ruhegehalte  anheim. '* 

Dafs  da,  wo  Landschaften  fortexistiren, 
diese  auch  die  Gehalte  ihrer  zu  pensionirenden 
Diener  aus  der  Landschaftskasse,  und  dafs  ein 
sogenannter  Standesherr  den  Diener  seiner 
Person    aus   seinem  Beutel    bezahlen   müsse, 
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versteht  sich  von  selbst  9  und  ich  sehe  nicht  ein, 
warum   nur  Hr.  Brauer  davon  zu  sprechen 
kam  ;   aber  seine  Behauptung    in  Hinsicht  der 
Klasse  eigentlicher  Staatsdiener  beruht,  v^ie.mir 
scheint ,  auf  einer  wahren  Sophisterey ,  die  wohl 
einen  Augenblik  blenden  mag,    sich   aber  bey 
-einiger  Beleuchtung  sogleich«   als  solche,  auF- 
dekt.      Wohl  mag   der  Ruhegehalt  als  eine  Ar( 
von  Schuld  an  d^n  Pensionär  betrachtet  werden  ; 
aber  Hr.  Brauer  scheint  den  kleinen  Umstand 
übersehen  zu  haben,   dafs  bey  der  im  Art.  5o 
^er  Bundesakte  aufgestellten  Theilungsnorm  der 
Schulden  nur,   bereits   zur  Zeit  der  Errich- 
tung der Bnndesakte  kontr'ahirte,  oder  schon 
auf  den  Fürstenthümern  und  Herrschaften  haf- 
tende Schulden,  unterstellt  worden  seyen,  kei- 
neswegs aber  erst   künftig  zu   kontrahi- 
rende  Schulden.  Sowie  nun  ohne  Zweifel  Jeder- 
mann die  Behauptung ,  wenn  sie  gewagt  werden 
wollte  ,    als  irrig  verwerfen  müfste  ,    dafs  der 
sogenannte  Standesherr   auch   eine,   jezt.erst 
vom  Souverän  aus  eigenem  souveränen  Er- 
messen (ein  eigener  Lieblingsausdruk  Brauers, 
der  einer  sehr  vielseitigen  Deutung  unterliegt) 
kontrahitt  werdende,    Schuld  —  obgleich  das 
Badiziren  einer  solchen  Schuld  auf  ein  solches 
Gebielh,    worüber  ihm  blofs  die  Souveränität 
angefallen  ist,    nicht  wohl  möglich  wäre,  und 
nur  von  solchen ,  auf  den  blofsen  Souveränitäts- 
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landen  haftenden  Schulden  spricht  die  Thei* 
lungsnorm  des  Artikels  3o  —  nach  dem  Antheile 
seines  Rentenbezngs  mit  übernehmen  müfste; 
so  wird  auch  die  Behauptung  Brauers,  dafs 
der  Standesherr  den  Ruhegehalt  des,  vom  Sou- 
verän jezt  pensionirt  werdenden,  Staatsdieners 
nach  Verhältnifs  der  Rententheflung  mit  über- 
nehmen müsse,  kaum  einem  ähnlichen  Schik« 
sale  entgehen  können;  denn  offenbar  ist —  wenn 
jezt  der  Souverän  aus  eigenem  Ermessen  einen 
Staatsdiener  der  unterstellten  Art  zur  Ruhe, 
imd  ihn  dadurch,  nach  Brauers  Ansicht,  in 
das  Verhältnifs  eines  Gläubigers  sezt  —  diefs 
eine,  jezt%erst  vom  Souverän  kontrahirte,  Schuld, 
die  zur  Zeit  der  Bundeserrichung  nicht  auf  dem 
fraglichen  Lande  haftete ,  die  also  auch  von  der 
erwähnten  Theihmgsnorm  nicht  umfafst  wurde , 
die  auch  der  Souverän  nicht  auf  das  fragliche 
Land,  da  es  ihm  nicht  zum  Eigenthume  gebührt, 
radiziren,  für  die  also  auch  nur  er,  der  Sou- 
verän, als  der  allein  die  Schuld  kontrahirende 
Theil,  zu  haften  haben  kann.  Es  ist  ja  nur 
vom  zu  Ruhesetzen  der  Staatsdiener  durch  das 
Ermessen  des  Souveräns  die  Rede ,  und  wenn 
also  der  Standesherr  an  dem  Akte  der  zur 
Ruhesetzung  keinen  Antheil  nimmt ,  wie  kann 
lezterem  ein  Antheil  an  der  Fensionsschuld  zur 
Last  gelegt  werden  ?  Will  etwa  der  Standesherr 
den ,  als  Staatsdiener ,  vom  Souverän  zur  Ruhe 
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gewiesenen  Beamten  noch  Ferner  zur  Besorgung 
seiner  Geschäfte  benützen,  so  mufs  auch  er 
ihn  ferner  dafür  bezahlen;  das  versteht  sich. 
Wer  sollte  aber  diefs  einen  Antheil  an  der 
Schuld  des  Ruhegehalts  nennen  können? 
Will  der  Souverän  seine  Regierungsrechte , 
die  nun  erst  sein  geworden  sind ,  nicht  mehr 
durch  den  vorgefundenen  Staatsdiener  ausüben 
lassen,  so  trifft  ihn  lediglich  die  durch  den 
Art.  32  der  Bundesakte  vorgeschriebene  Ver- 
bindlichkeit zur  Pension.  Wer  kann  dem  Stan- 
desherrn Antheil  an  einer  Schuld  aufladen  ,  die 
er  nicht  kontrahirte  ?  —  Dafs  der  fragliche 
Diener  ihm  vorher  Dienste  leistete,  thut 
nichts  zur  Sache;  Ex  würde  dieselben 
Dienste  sich  gerne  ferner  von  ihm  leisten 
lassen ;  das  kann  und  darf  er  aber  nicht  mehr ,  und 
zwar  Ayahrlich  nicht  aus  eigner  Schuld ,  weil 
man  ihm  die  Rechte  genommen  hat,  für  deren 
Ausübung  und  Wahrung  er  den  Diener  bestellt 
hatte.  Derjenige  dagegen,  der  in  seine 
Rechtssphäre  eingetreten  ist,  mufs  natürlich  mit 
der  Sphäre  seiner  Rechte  auch  die  Sphäre  der 
diesen  Rechten  entsprechenden  Verbindlichkei- 
ten, vorzüglich  derjenigen,  die  zur^ Existenz 
zu  ^  bringen ,  von  seinem  Ermessen  abhängt, 
und  die  er  auch  wirklich  nur  durch  sein 
Ermessen  zur  Existens^  bringt,  allein  über- 
nehmen. 
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\  Wohl  liegt  der  Grund ,  warum  Staatsdiener 
überhaupt I  wenn  sie  zur  Ruhe  gesezt  werden,' 
auf  einen  Ruhegehalt  gegründeten  Anspruch 
haben ,  zum  Theile  in  ihrer  bisherigen 
Dienstleistung  ,  und  d  i^e  s  e  Rüksicht  scheint 
Hrn.  Brauer  vorzüglich  auf  seine  Behauptung 
geleitet  zu  haben ,  weil  die  fraglichen  Staats«^ 
diener  denn  doch  bisher  den  Standesherrn 
ihre  Dienste  geleistet  haben;   allein  wenn  ihn 
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dieser  Grund  geleitet  hat,  so  ist  in  der  That 
nicht  abzusehen ,  warum  er  nicht  die  Bürde  des 
Ruhegehaltes  ganz  allei  n  auf  die  Standesherren 
gewälzt  hat;  Konsequenz  wenigstens  hätte  diefs 
erfordert,  so  sehr  sich  auch  alles  rechtliche 
Gefühl  dagegen  sträubt ,  dafs  die  Standesherren , 
vom  Souverän  zur  Ruhe  gewiesene,  Diener 
unterhalten  sollten ,  um  so  mehr ,  da  auch  nicht 
überseheti  werden  darf,  dafs  das  Subjekt, 
welches  die  Verbindlichkeit  zur  Abreichung 
des  Ruhegehalts  trifft,  lediglich  durch  den  Akt 
des  zur  Ruhesetzens  bestimmt  wird ;  dafs  allein 
dieser  Akt  der  Grund  der  Übernahme  und 
Erfüllung  der,  dem  auf  Seite  des  Dieners 
durch  seine  bisherigen  Dienste  begründeten 
Rechte  auf  Ruhegehalt  entsprechenden ,  Verbind- 
lichkeit zur  Abreichung  des  Ruhegehalts  ist; 
dafs  folglich  auch  die  Pensionirungsverbindlich- 
keit  nur  dem  Souverän ,  als  dem  zur  Ruhe  setzen- 
den ,  Subjekte  zur  Last  fallen  kann. 


Zudem  ist  hier  allenthalben  nur  die  Rede 
von  Staatsdieuern;  eigentliche  Staatsdiener 
dienen  nicht  der  physischen  Person  des 
Regenten  ,  sondern  nur  dem  S  t  a  a  t  e  i  der 
Staatsgewalt:  Der  Staat,  die  Staatsgewalt 
hat  die  Pflicht,  sie  zu  besolden ,  und  im  Falle 
fiie  zur  Ruhe  gewiesen  werden«  ihnen  den  Ruhe- 
gehalt zu  leisten ;  diese  Pflicht  haftet  unverän« 
derlich  auf  dem  Staate,  auf  der  Staatsgewalt 
fort,  unabhängig  davqn,  welche  Veränderungen 
in  der  physischen  Person  des  Gewaltinhabers 
vorgehen  mögen.  Wo  die  Staatsgewalt  residirt, 
da  haftet  auch  die  Besoldungs-  und  Pensions- 
pflicht gegen  die  Staatsdiener;  das  Subjekt  der 
Staatsgewalt,  der  Souveränität  in  abstracto  ist 
in  dieser  zweyfachen  Hinsicht  ihr  Schuldner. 
Mit  dem  Übergange  der  Staatsgewalt  über  die 
durch  die  Bundesakte  unterworfenen  Fürsten- 
thümer  und  Herrschaften  an  die  unterstellten 
Souveräne ,  ist  also  auch  die  Besoldungs  -  und 
Pensionspflicht  der  in  jenen  angestellten  Staats- 
diener an  diese  Souveräne  übergegangen,  und. 
kann  also  auch  nur  rein  und  allein  diesen  ob« 
liegen. 

Dafs  auch  diefs  der  wahre  Sinn  des 'Art.  3r 
der  Bundesakte  sey ,  kann  keinem  unbefangenen 
Interpreten  entgehen.  Es  ist  darinn  sichtbar 
die  Rede  von   eigentlichen  StaatsdienerU, 

« 

wie  aus  den  Worten :  „ Les  individus  emploies 
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danS'  Vadminisiration  publique  des 
principauteSf  comtSs  ou  seigneurves ,^ 
klar  erhellt  ;r  es  ist  ferner  die  Bede  von  der 
Unterordnung  der  lezteren  unter  die  Souveränität 
der  verbündeten  Staaten ,  und  sodenn  von  der 
Norm  der  Pensionirung  derjenigen  jener  Die* 
ner,  quele  souverain  ne  jugerait  pas  ä  pro- 
pos  de  conserver  dans  hur  emploi.^'^  Diese  Norm 
sollen  die  Gesetze  und  Ordnungen  des  sou- 
veränen Staats  ausmachen;  es  wird  keine 
Büksicht  genommen  auf  die,  in  den  nun  subji- 
zirten  Staaten  etwa  vorhandenen  Pensionsnor- 
mative» worauf  doch  deren  bisherige  Diener, 
sollten  sie  von  diesen ,  und  den  bisherigen  In- 
habern ihrer  Gewalt  ihr  Riihegehalt  beziehen » 
ein  wohlerworbenes  Recht  hatten;  es  wird  einer 
TheiluDg  dieser  Ruhegehalte  hier  so  wenig ,  als 
im  Ärt^  So,  auch  nur  mit  einer  Sylbe  und 
indirekte  gedacht»  folglich  ist  auch  darinn'  nur 
eine  reine  Vorschrift  für  die  Souveräne  enthal- 
ten» und  sie  sind  es  also  auch  allein»  welche 
die  vorgeschriebene  pension  de  retraite  nach  der 
gegebenen  Norm  zu  leisten  verpflichtet  sind. 

Herrn  Brauers  Subsumirung  der  Ruhege- 
halte der  Staatsdiener  unter  die  Kategorie  von 
Staatsschulden ,  und  unter  die  im  Art.  3o  aufge- 
stellte Theilungsnorm  dieser  Schulden  —  womit 
er  sichtbar  eine  Erleichterung  der  Kassen  der 
souveränen  Herren  auf  Kosten  derStandesherren 
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bezieltö  —  führt;  indessen  auf  geraden  Rechts- 
wege zu  einer  Bemerkung  i  welche  den  Stan- 
desherren eine  Erleichterung,  und  den  Sou- 
veränen eine  Bürde  schafft ,  an  die  beyde  Thelle 
vielleicht  bisher  noch  nicht  gedacht  haben ,  und 
die  mir  das  partheylose  Streben  nach  Aufstel- 
lung der  Wahrheit  im  Gebiethe  des  Rechts  nie- 
derzuschreiben gebiethet. 

Aus  jenen  Bäuerischen  Prämissen  über 
den  Karakter  der  Ruhegehalte,  als  Sta^>schul- 
den,  und  die  Anwendbarkeit  der  im  Art. 3o  der 
Bundesakte  festgestellten  Theilungsnorm  der 
Schulden  hierauf »  fliefst  nämlich  unmittelbar 
die  Verbindlichkeit  der  Souveräne,  die 
Ruhegchalte  der  Staatsdiener,  die  zur  Zeit  der 
Bundeserrichtung  von  den  jetzigen  Standesher- 
ren bereits  in  Ruhe  gesezt  waren,  nach 
der  Theilungsnorm  des  Art.  3o  auf  ihre  Kassen 
zu  übernehmen  ;  denn  jene  Ruhegehalte  sind 
wahre  solche  Staatsschulden,  die  zur  Zeit  der 
Bundeserrichiung  schon  kontjrahirt  waren,  da- 
mals schon  auf  den  Fürstenthümern ,  Graf-  und 
Herrschaften  hafteten  ,  mithin  als  von  der 
Theilungsnorm  des  Art.  3o  umfafst  angesehen 
werden  müssen.  Jene  Ruhegehalte  $ind  also 
wahre  ^dettes  propres  de  cliaque  principaute  f 
cointe  ou  seigneuriej passant  sous  la  souverainete  ** 
von  denen  mit  Recht  gesagt  werden  kann  und 
mufs  »seront  divisees  entre  les  dits  itats,  et  les 
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princes  oü  comtes    actuellement  regnans ,    dans 
la  Proportion  etc.  *• 

Dafs  jene  Staatsdiener  von  den  jetzigen 
Standeaherrn  »  als  vorüialigen  Regenten  ,  xar 
Buhe  ges.ezt  worden  sind,  kann  hier  mit  Grund 
nicht  eingewendet  werden,  indem  ja  auch  die 
anderweitigen  Schulden ,  ob  sie  gleicli  von  den 
Standesherrn,  als  vormaligen  Regenten ,  kontra- 
hirt  worden  sind,  nach  der  vorgeschriebenen 
Norm  getheilt  werden  sollen  und  müssen.  £ben 
darum  kömmt  hier  blofs  das  Subjekt  zu  berük- 
sichtigen,  auf  dem  zur  Zeit  der  Bundeserrich- 
tung die  hier  fragliche  Fensionsverbindlichkett, 
als  Staatsschuld ,  haftete,  Diefs  war  das  Subjekt 
der  Staatsgewalt,  und  da  nun  der  Souverän,  als 
solches  Subjekt ,  in  die  Stelle  des  Standesherrn 
eingetreten  ist,  so  ist  er  damit  in  seine  Staats- 
verbindlichkeiten ,  wie  in  seine  Staats- 
rechte eingetreten,  folglich  auch  in  die  Staats- 
verbindlichkeit der  Pensionirung  vorher  schon 
von  der  Staatsgewalt  zur  Ruhe  gesezter  Staats- 
diener ,  und  nach  strenger  Konsequenz  der 
Begriffe ,  müfste  der  Souverän  allein  die  Schuld 
der  hier  unterstellten  Ruhegehalte,  so  wie  jede 
andere  wahre  Staatsschuld,  übernehmen 
—  da  er  auch  allein  die  eia:entlichen  Staats- 
abgaben  zu  beziehen  hat,  und  die  dem  Stan- 
desherrn belassenen  Revenuen  die  Natur  von 
blolsen  Privatrenten  angezogen  haben,    welch# 
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eigentlich  von  einer  Staatsschuld  nicht  afß' 
zirt  werden  konnten  —  läge  nun  einmal  nicht 
die  ofterwähnte  positive  Theilungsvorschrif t  vor. 
Aher  gerade  dieser  Umstand,  dafs  auf  die  Privat- 
renten der  Standesherren  die  Schuldeulast  mitge* 
legt  ist,  beweifst,  dafs  der  Disponent  bey  Auf- 
stellung der  Theilungsnorm  auch  die  eigentlichen 
Kammer  schulden  umfafst  habe,  indem  sonst 
nicht  wohl  ein  vernünftiger  Grund^  denkbar 
wäre,  aus  welchem  der  Standesherr,  da  mau 
ihm  keinen  Antheil  an  den  eigentlichen  S  taats- 
abgaben  gelassen  hat,  doch  einen  Antheil  an 
den  Staatsschulden  tragen  sollte.  — ^  Doch, 
diefs  gehört  nicht  hierher,  und  ich  bemerke 
nur  noch,  dafs  der  Souverän  sich  nicht  etwa 
herausnehmen  dürfe^  erst  untersuchen  zu  wollen, 
ob  die  voraus  bereits  zur  Ruhe  gesezten  Staiats- 
diener  mit  hinreichendem  Grunde  zur  Ruhe 
gewiesen  worden  seyen,  ehe  er  seinen  Antheil 
an  den  fraglichen  Pensionen  übernehme,  da  il>m 
im  Artikel  So  überhaupt  keine  Befugnifs  einge- 
räumt worden,  die  Nothwendig-  oder  Zwek- 
mäfsigkeit  der  Schuldkontrahirung  zu  unter- 
suchen ,  sondern  ihm  die  Übernahme  det*  Schuld 
zu  seinem  bestimmten  Antheile  unbedingt  zur 
Pflicht  gemacht  worden  ist. 

4.     Die  Vorschrift  des  Artikels  129  der  Bun- 
desakte, zufolge  der  die  verbündeten  Staaten  zu 
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den  gegenwärtigen  Kreifs schulden  nicht 
nur  für  ihre  alten  Besitzungen,  sondern  auch 
für  die  Territorien,  welche  der  Souveränität 
eines  jeden  unterworfen  werden,  beytragen 
sollen. 

Dafs  die  sogenannten  Standesherren  von 
aller  Verbindlichkeit ,  für  Kreifsschulden  zu 
haften,  gänzlich  befreyt,  und  diese  Verbind«^ 
lichkeit  ausschliefsend  auf  die  Subjekte  der  Sou* 
veränität  übergetragen  sey ,  somit  kein  Standes- 
herr weiter  von  Gläubigern  um  Kreifsschulden 
belangt  werden  könne,  ist  unmittelbare  Folge 
theils  aus  dem  Tenor  der  eben  angeführten  Vor« 
Schrift,  wie  Herr  Brauer  (im  Satze  58  seiner 
Bey träge)  sehr  richtig  gezeigt  hat,  theils  aus 
der  Zusammenstellung  des  Artikels  09  mit  dem 
Art.  3o  der  Bundesakte ,  indem  im  Art  29  von 
Bezahlung  der  Kreifsschulden  blofs  in 
Beziehung  auf  die  Souveräne,  und  gleich  darauf 
im  Artikel  3o  von  den  eigenen  Schulden  de^ 
Fürstenthümer,  Graf-  und  Herrschaften  in  Be- 
ziehung auf  Souveräne  und  Standesherren 
gehandelt,  und  nur  die  Theilung  der  lezte- 
ren  angeordnet,  -mithin  durch  die  ausschlies- 
sende  Theilungsvorschrif t  der  Schulden  der  lezte* 
ren  Art,  die  Theilung  der  Schulden  der  ersteren 
Art  selbst  indirecte  ausgeschlossen  ist;  gleichwie 
denn  auch  das  im  Nacbsatzie  des  Artikels  29 
namentlich  aufgeführte  Beyspiel,  von  Wem  die 

19 


Schulden  des  schwäbischen  Kreifses  ins* 
besondere  zu  übernehmen  seyen ,  zur  vollkom* 
menen  Bestätigung  unseres  Satzes  dient,  indem 
.  darinn  die  Schulden  des  genannten  Kreifses 
lediglich  Souveränen  zugewiesen  sind. 

Eben  dieser  Nachsaz  enthält  zugleich  in 
einem  Beyspiele  di*»  Ncfrm,  wie  mehrere  sou- 
veräne Besitzer  de  -  Lande ,  die  ehemals  einen 
Kreifs  bildeten,  die  Schulden  dieses  Kreifses 
unter  sich  zu  vertheilen  haben*  und  diese 
Norm  ist  das  Verh'dltnifs  ihres  Antheils  an  jenen 
Landen.  Dafs  demnach  der  ehemalige' Kreifs- 
matrikularanschlag,  der,  als  Ausflufs  der  Reichs- 
verfassung, mit  dieser  rein  verschwunden  ist» 
gar  nicht  als  Beytragsmaafsstab  für  die  bethei- 
ligten Souveräne  gelten  könne,  sondern  die 
Theilung  nur  nach  dem  Verhältnisse  der  natür- 
lichen Staatskräfte  geschehen  müsse,  ist  zu  deut* 
lieh  im  Gesetze  selbst  ausgesprochen,  als  dafs 
man  hiefrinn  Herrn  Brauer  nicht  beystimmen 
müfste;  desto  weniger  hingegen  kann  nach 
meiner  Überzeugung  seiner  weiteren  Behaup- 
tung beygepflichtet  werden,  dafs  bey  jener 
statistischen  Kraftberechnung  nichts  einzurech- 
nen sey,  als  was  vorher  schon  kreifssteuer- 
bar  war,  dafs  also  z.  B.  die  ritterschaftltchen 
Parzellen  imd  die  nicht  kreifssteuerbaren  ehe- 
mialigen  Reichslande  bey  Feststellung  der  Bey- 
tragslast  zu  den  Kreifsschulden  nicht  in  Anschlag 
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zu  bringen  seyen;  >der  Grund  soll  darinn 
liegen,  weil  die  Ritterorte  ehemals  ihre  eigene 
Steuerbarkeit  gehabt  hätten ,  und  jene  Reichs- 
lande nicht  KreifsangehÖr den  gewesen  seyen. 

Allein  wäre  diefs  der  Sinn  der  Disponenten 
gewesen,  so  würde  man  sich  bey  dem,  von 
Herrn  Brauer  so  oft  gerühmten,  Präzisions- 
bestreben  zuverläfsig  nicht  in  der  Allgemeinheit, 
wie  wirklich  geschehen,  ausgedrükt,  sondern 
man  würde  gewifs  diese  wesentliche  Bestim- 
mung wenigstens  in  einem  Beyworte  ausge- 
drükt haben ;  so  aber  heifst  es  ganz  allgemein : 
„La  dette  du  cercle  de  Souahe  sera  ä  la  charge  etc. 
et  divisee  entreux  dans  la  Proportion^  de  ce 
que  chacun  des  dits  rois  et  princes  possedera 
dans  la  Souahe ^^  woraus  deutlich  die  Absicht 
hervorgeht,  dafs  die  Schulden  des  schwäbischen 
Kreifses  eine  gemeinschaftliche  Last  aller 
schwäbischen  Provinzen  seyn  sollen,  ohne 
Unterschied,  ob  einige  davon  auch  ehemals 
kreifssteuerbar  gewesen  seyen ,  oder  nicht ,  und 
eine  Ausnahme,  welche  dieser  Allgemeinheit 
entgegen  als  gegründet  angenommen  werden 
sollte,  müfste  weniscstens  auf  sichererm 
Rechtsboden  beruhen  ,  als  auf  der  ehemali- 
gen Nichtkreifssteuerbarkeit  eines  Bestandtheils 
von  Schwaben ;  denn  die  Rüksicht  auf  ehemalige 
Kreifssteuerbark^it  oder  Steuerfreyheit  ist  hier 
aus  gleichem  Grunde  und  in  gleichem  Maafse 
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unstatthaft  I  wie  jene  auf  den  ehemaligen  Kteifs* 
matrikularanschlagy  weil  beyde  mit  der  Reichs- 
und Beichskreifsverfassung  gleich  rein  ver* 
schwunden  sind  ,  folglich  der  Besitzer  eines 
ehemals  kreifssteuerfreyen  Landes  sich  jezt  eben 
sowenig  mehr  auf  jene  Kreifssteuerfreyheity  als 
der  Besitzer  eines ,  in  der  Kreifsmatrikel  verhält* 
nifsmäfsig  zu  gering  angeschlagenen,  Landes 
sich  auf  diesen  Kreifsmatrikularanschlag  berufen 
kann ;  und  Herr  Brauer  wird »  da  er  das  leztere 
selbst  einräumte,  ohne  Inkonsequenz  wohl  das 
erstere  nicht  abläugnen  können»  Die  vormals 
österreichischen,  dem  schwäbischen  Kreifse 
nicht  einverleibten  y  Provinzen  sind  jezt  einmal 
Besitzungen  der  im  Artikel  £9  benannten 
Könige  und  Fürsten  in  Schwaben,  und  unter- 
liegen folglich  auch  als  solche ,  nach  dem  klaren, 
keiner  Interpretation  bedürftigen,  Buchstaben 
des  Gesetzes,  der  verhältnifsmäfsigen  Beytrags- 
last  zur  Tilgung  der  Schulden  des  schwäbischen 
Kreifses.  Der  geheime  Grund  dieser  seiner 
Behauptung,  zu  welchem  Herr  Brauer  etwas 
zu  aufrichtig  den  Schlüssel  gab,  dürfte  übrigens 
in  seiner  Gattung  eben  auch  nicht  auf  das 
Indigenat  in  der  lebenden  und  weben« 
den  Rechts  weit  offenen  Anspruch  haben. 

Von  der  Vorschrift  des  Artikels  3o  der  Bun- 
desakte in  Hinsicht  der  e  f  g  e  n  e  n  Schulden  der; 
der  Souveränität  untergeordneten ,   Fürstenthü« 
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mer,  Graf-  und  HerrschaFten  wird  weiter  unten 
am  gehörigen  Orte  noch  die  Rede  kommen» 
Hierhin  gehört  endlich  noch : 

§•  97- 
5.  Die  Vorschrift  des  Artikels  34  der  Bun- 
desakte,  die»  soviel  die  darinn  aufgestellte 
Regel  des  gegenseitigen  Verzichts  betrifft, 
bereits  voraus  (§.  39.)  entwickelt  worden,  undf 
demnach  hier  nur  noch  in  Ansehung  der  Modi- 
fikation zu  berüksichtigen  ist,  welcher ,  zufolge 
der  dort  nachgetragenen  Ausnahme,  die 
eventuellen  Erbfolgerechte  der  Bundes- 
souveräne unterliegen,  in  sofern  diese  zwar  vor- 
behalten sind,  jedoch  nur  auf  den  Fall  allein 
sollen  geltend  gemacht  werden  können,  wenn 
das  Haus  oder  die  Linie  erloschen  seyn  würde, 
welche  die  Territorien,  Domänen  oder  Güter, 
worauf  die  gemeldeten  Rechte  sich  erstrecken 
können,  entweder  jezt  besizt,  oder  zufolge 
der  Bundesakte  besitzen  soll.  Aus  dem  Inhalte 
dieser  Vorschrift  ist  ersichtlich  2 

1.  t)aG5  darinn  blofs  von  den  Souveränen 
und  ihren  Erbrechten  die  Rede  sey, 
demnach  die  Erbrechte  der  unterworfe- 
nen ehemaligen  Reichsstände ,  da  sie  gar 
nicht  berüksichtigt ,  auch  ganz  unmodi- 
iizirt  geblieben  sind ,  wovon  H.  B  r  a  u  e  r 
die  Folgen  richtig  angeführt  hat«t« 
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i.\  Dafs  den  Souveränen  ihre  Erbrechte 
sowohl  auf  Territorien,  als  auch  auf 
einzelne  Domänen  und  Güter  von  den 
Besitzungen  der  andern  Souveräne ,  also 
nicht  blöfs  auf  die  ganzen  Bun4esstaaten , 
vorbehalten  seyen.  —  Ich  kann  hier  die 
Wiederholung  der  Bemerkung  nicht  un- 
terdrücken) dafs  —  da  zufolge  dieser 
Ausnahme  von  der  Yerzichtsregel  ein 
Souverän  nur  dann  erst  zum  Besitze 
eines  Gebieths,  einer  Domäne  oder  eines 
Guts,  welches  durch  die  Bundesakte  zum 
Staate  eines  andern  Souveräns  gehört, 
soll  gelangen  können,  wenn  das 
Haus  dieses  Souveräns  ausgestorben  seyn 
wird  — -  eben  damit  sehr  deutlich  aus- 
gedrüktsey,  dafs  vor  dem  Eintritte  dieses 
Falls  kein  Souverän  irgend  etwas  im 
Staate  des  andern,  also  auch  weder 
Frivatgüter  noch  Rechte,  besitzen  solle, 
dafs  also  die  Regel  des  Verzichts  offen- 
bar auch  die  Frivatgüter  und  Rechte 
imifasse. 

3.  Dafs  der  Nachsaz  des  fraglichen  Artikels 
überhaupt  nur  von  den  zur  Zeit  der  Bun- 
deserrichtung wirklich  schon  begrün- 
deten, obgleich  erst  künftig  zur  wirk- 
lichen Geltung  gedeihenden,  Erbfolge- 
rechten  der  Souveräne  disponire ,  folglich 


die > erst  nach  Errichtung  der  Bundesakte 
etwa  begründet  werdenden  £rl>- 
f olgerechte  in  jener  Disposition  gar  nicht 
begriffen  zn  achten  seyen;  denn  der 
alleinige  Vorbehalt  der  Erbrechte  ist 
eine  Aufnahme  von  der  voraus  aufgestell- 
ten Regel  des  Verzichts  auf  alle  Rechte» 
nicht  eine  Ausnahme  einer  Art  von 
Erbrechten  von  einer  andern  Art 
solcher  Rechte  :  das  Wort  » allein  ^ 
^demeurant  seuls  reservis^  bezieht  sich 
offenbar  nicht  auf  eine  Art  von  Erbrech- 
ten, sondern  soll  nur  bezeichnen,  dafs 
sonst  keine  Ausnahme  von  der  Regel 
statt  finden  solle;  «Hein  die  Erb- 
rechte sollen  noch  gegenseitig  gelten, 
sonst  keine  Art  von  Rechten  über- 
haupt. Wohl  ist  es  zwar  wahrt  dafs  nur 
solche  Erbrechte  vorbehalten  werden 
konnten ,  die  zur  Zeit  der  Bundeserrich- 
tung bereits  erworben  waren;  denn, 
was  noch  nicht  da  war,  konnte  auch 
nicht  vorbehalten  werden»  Aber  eben  der 
Umstand,  dafs  man  sich  des  Ausdruks 
„vorbehalten"  „demeurant  seuls  re- 
Nerves**  bediente,  beweifst,  dafs  man 
an  Erbrechte,  die  erst  nachher  begrün- 
det oder  erworben  werden  könnten,  gar 
nicht  gedacht  habe ,    da  die  entgegenge- 


sezte  Voraussetzung  einen  ganz  andern 
Ausdruk  erheischt  hätte. 

Hieraus  folgt  gegen  Herrn  Brauer,  dafs 
allerdings  ein  unterworfener  Herr  einem  andern 
Bundessouverän,  als  dem  seinigen,  Erbrechte 
zuwenden  könne,  die  zur  Zeit  der  Bundeser* 
richtung  noch  nicht  existirten,  so  gut,  als  ein 
solcher ,  wie  Brauer  selbst  einräumt ,  einem 
andern  unterworfenen  Herrn,  dergleichen  Erb* 
rechte  zuwenden  kann,  indem  erstens  der 
Art.  34  nach  Brauers  eigenem  Anerkenntnisse 
blofs  von  Erbrechten  der  Souveräne  handelt, 
und  zweytens  in  jenem  Artikel  kein  Wort 
von  einer  Beschränkung  der  Dispositionsbefug* 
nifs  der  unterworfenen  Herren  über  das  Ihrige 
vorkömmt ,  welche  Besch  ränkung  doch ,  sollte 
sie  auch  nur  in  Ansehung  der  Subjekte,  zu 
deren  Gunsten  disponirt  werden  könnte ,  statt 
haben,  nothwendig  hätte  ausgedriikt  werden 
müssen. 

Zufolge  des  Artikels  27  der  Bundesakte  darf 
ein  unterworfener  Stand  seine  Domänen  und 
Rechte  sogar  an  einen,  dem  Bunde  frem-» 
den,  Souverän  veräufsern,  wenn  er  solche  nur 
zuvor  seinem  Souverän  angeboten  hat.  Offen-^ 
bar  mufs  er  also  auch  Erbrechte  darauf  andern 
Bundessouveränen ,  ja  selbst  dem  Bunde  (remdeif 
Souveränen  zuwenden  dürfen,  und  da  seine 
Verpflichtung  jtxxm  Anbiethen  des  Verkaufs  eine 
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Beschränkuiig  ist,    Beschränkungen  aber  nicht 
ausdehnend  erklärt  werden  dürfen ,  so  kann 
auch  diese  Beschränkung  aufser  dem  bestimm« 
ten  Falle  «einer  Veräufsjernng  nicht  wirken, 
und  darf  daher  auf  Dispositionen    von  Todes 
wegen  in  keiner  Hinsicht  angewendet  werden.  — - 
Davon,  wenn  solche  neuerdings  zugewendete 
Erbrechte  eigentlich  geltend  gemacht  werden 
können ,  wird  gleich  nachher  die  Rede  kommen* 
Da  zufolge  des  Artikels  34  die  darinn  vor-» 
behaltenen  Erbrechte  blofs  in  dem  Falle  sollen 
geltend   gemacht   werden   können,    wenn    die 
jeztregierende  souveräne  Familie  ausstirbt, 
folglich   hierunter    keine   Erbrechte    an   einen 
souveränen    Staat   verstanden  seyn  können, 
indem    diese    schon     ihrer    Natur    nach 
allein   auf  den  Fall  des  Aussterbens  der  jezt 
regierenden  Familie  beschränkt  sind,   so  ist: 
4,  Aus  dem  Inhalte  der  erwähnten  Vorschrift 
ersichtlich ,  dafs  darinn  nur  solche  Erb« 
rechte  eigentlich  bezielt  seyn  können, 
welche  ihrer  Natur   nach  früher,    als 
bey  oder  mit  dem  Ausgange  der  regie« 
renden  Familie,  eintreten  würden,   und 
Erbrechte    der    Art    sind    nur    solche, 
welche  einem  Bündesfürsten  an,  der  Sou- 
veränität   eines    andern    Bündesfürsten 
unterworfenen,   Gütern  zustehen.     Erb^ 
rechte  an  solchen   Gütern   könnten 


ihrer  Natur    nach   gehend   werden, 
sobald  die  sie  besitzende  Familie  ausge* 
sterben  ist,  es  sey  diefs  auch  vor  dem 
Ausgange  der  jezt  souverän  regierenden 
Familie,     sollen    aber    zufolge    der 
Vorschrift    erst    beym  Ausgange   der 
leztern  geltend  gemacht  werden  können« 
Der   Grund  dieser  Beschränkung   kann 
kein  anderer  seyn,  als  weil  ein  Souverän, 
auch  nicht  einmal  Bejsitzer  von  Privat- 
oder unterworfenen  Gütern  im  Gebiethe 
einer  jezt  regierenden  anderen  souverä« 
nen Familie seyn  soll;  denn,  im  ents^egen* 
gesezten Falle  wäre  gar  nicht  abzusehen, 
warum  ein  Erbrecht  auf  solche  Privat^ 
oder  unterworfene  Güter  bis  zum  Aus* 
gange  der  souveränen  Familie  suspendirt 
bleiben  sollte. 
Stirbt  deodnach  eine  standesherrlich« 
Familie,    auf  deren  Besitzungen   ein  anderer 
Bundesfürst  ein  Erbrecht  hat,  früher  aus,  als 
die  Familie  ihres  jezt  regierenden  Souveräns,  so 
nimmt  der  leztere  das  Eigen  thum  an  jenen 
Besitzungen  auf  so  lange  an  sich,    als  seine 
Familie  blüht;  denn  jene  Besitzungen  sind  jezt 
lediges  Gut,    indem  das  Erbrecht  daran   jezt 
nicht  geltend  gemacht  werden  darf,    sondern 
solange  ruhen  mufs,  bis  jene  souveräne  Familie 
ebenfalls  ausgegangen  ist.     Tritt  alsdann  dieser 


leztere  Fall  wiiklich  ein ,  dann  nimmt  der  zur 
Erbfolge  berechtigte  andere  Souverän  das  9  jezt 
M^ieder  ledig  gewordene,  Eigenthuman  jenen 
Besitzungen  ,  nicht  aber  auch  —  wie  Herr 
Brauer  behauptet  —  die  Sou v eränität  dar- 
über; denn  es  sind  ja  d^n  Souveränen,  wie  Hr. 
Brauer  (S.  279)  selbst  einräumt,  nur  Erbrechte 
auf  (von  ihm  sogenannte) Mediatlande  vorbe- 
halten worden ,  ihr  Erbrecht  umfafst  also  auch 
nur  Eigenthum  an  Mediatlanden,  und 
kann  nichts  mehr  umfassen,  weil  die  Inhaber 
der  fraglichen  Besitzungen  durch  die  Bundes- 
akte ein  für  allemal  die  Hoheit  darüber  ver» 
loren  haben ,  sie  also  auch  für  .den  JFall  ihrer 
B^^rbung  nichts  anders,  als  Privat-  und  Patri- 
monialeigenthum  mehr  hinterlassen ,  folglich 
auch  nur  ein  solches  auf  ihre  Erben  ti*ans- 
mittiren  können.  Nur  die  Besitzungen  der 
Standesherren  selbst,  wie  sie  jezt  sind,  sind 
noch  Objekte  des,  den  andern  Souveränen  vor- 
behaltenen, Erbrecht^,  und  da  jene  nur  noch 
die  Eigenschaft  blofser  Privat-  und  Patrimonial- 
güter  haben,  so  können  sie  auch  nur  als 
solche  in  die  Hände  jener  Erben  übergehen; 
die  Hoheit  hat  mit  der  Bundesakte  aufgehört,  zur 
Bechtssphäre  der  unterstellten  Erblasser  zu  gehö- 
ren, folglich  können  auch  ihre  Erbfolger  nicht 
mehr  in  die,  ihrer  Bechtssphäre  entwundene, 
Hoheit  vermittelst  eines  Erbrechts  eintreten. 
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Nur  ex  jure  et  titulo  novo  könnte,  im 
Falle  des  Ausganges  der  souveränen  Familie  des 
Regenten  über  den  Erblasser,  der  erbberech- 
tigte  Souverän  die  Souveränität  über  das  unter- 
stellte Erbfolgeobjekt  erhalten  ,  —  und  ob  ein 
solcher  Titidus  et  jus  novum  im  unterstellten 
Falle  für  ihn  existiren  werde,  oder  nicht,  läfst 
sich  nicht  bestimmen ,  da  auf  jeden .  Fall  die 
Bundesakte  diesen  Titulum  et  jus  novum  nicht 
enthalt  —  aber  sicher  nicht  durch  das  ihm  im 
Art,  34  vorbehaltene  Erbfolgerecht,  und 
zwar  um  so  weniger,  da  dieses  Erbfolgerecht , 
gesezt,  dafs  es  auch  vor  hundert  und  mehreren 
Jahren  bereits  erworben  sey,  doch  auf  jeden 
Fall  nur  die,  der  vererbenden  Familie  zustan«? 
dige ,  untergeordnete  LandeshoJieit  nebst 
dem  Eigenthume  imafafste,  welche  Landeshoheit 
aber  an  sich  mit  der  Re^chsverfassung  ver« 
schwand,  und  an  der  vererbenden  Familie,  da 
sie  durch  die  Bundesakte  (wie  man  sich,  wie 
wohl  irrig,  auszudrücken  pflegt)  mediatisirt 
wurde ,  keineswegs  als  Souveränität  wieder 
auflebte,  und  weshalb  nichts,  als  das  Eigene 
thum,  als  Vererbungsobjekt  von  ihrer  Seite 
übrig  blieb.  Die  Souveränität  über  die  hiei? 
unterstellten  Erbobjekte  gebührt  gegenwärtig 
zufolge  der  Bundesakte  der  souverän  regieren« 
den  Familie,  der  jene  Güter,  als  sogenannte 
IVIediatgüterf  unterworfen  sind;  Wer  nach 


3oi 

deren  Ausgang  in  ihre  Rechtssphäre  überhaupt 
eintreten  wird ,  wird  also  auch  die  Souveränität 
über  jene Mediatgüter  erhalten,  und  diefs  kann 
wohl  die  jezt  zur  Erbfolge  berechtigte  souverän 
regierende  Familie  ex  jure  et  titiüo  novo ,  aber 
auch  eben  so  gut  eine  änderet  seyn.  Nur  also 
den  Erwerb  des  Eigenthums,  nicht  aber 
auch  den  der  Souveränität  kann  das  durch 
den  Art.  34  vorbehaltene  Erbfolgerecht  im 
eingetretenen  Falle  seiner  Geltung  begründen. 

Für  den  Fall ,  wenn  z.  B.  die  vererbende 
standesherrliche  Familie  später  ausstirbt,  als 
die  jezt  souverän  regierende  Familie ,  hat^  die 
Bundesakte  sichtbar  gar  nicht  disponirt,  ist  also 
dem  vorbehaltenen  Erbrechte  der  unveränderte 
natürliche  Lauf  gelassen.  Hr.  Brauer  indessen 
hat  kühn  die  fehlende  Disposition  ergänzt, 
indem  er  bestimmte,  dafs  unter  jener  Voraus- 
setzung beym  früheren  Aussterben  der  jezt 
souverän  regierenden  Familie  sogleich  die 
Souveränität,  imd  im  darauf  erfolgten 
Falle  des  Aussterbeiys  der  vererbenden  Familie 
auch  das  Eigenthum  an  den  unterstellten 
Erbobjekten  an  den  erbberechtigten  Souverän 
übergehe.  —  Äufserst  auffallend  ist  es,  wie 
er  eigenmächtig  deni  Erbfolgerechte  sogar 
noch  V  o  r  dem  Eintritte  des  Beerbungsfalls 
eine  Wirksamkeit,  nämlich  den  Anfall  der  Sou« 
veränilät  über  das  Erbobjekt,   beylegen  mogle, 
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und  zwar  noch  überdlefs  eine  solche  Wirksam» 
keit,  welche y  wie  ich  voraus  gezeigt  habe,  das 
vorbehaltene  ErbFoIgerecht  auf  keinen  Fall  be« 
gründet,  und  begründen  kann,  und  er  wird 
wohl  selbst  nicht  Im  Ernste  erwartet  haben» 
da(s  man  sich  durch  seine  hi erb ey gewagte 
Vorspieglung  von  Absichten  der  Bundesstifter 
wirklich  werde  blenden  lassen. 

Unbefangen  die  Sache  betrachtet ,  und  in 
der  gewifs  nicht  zu  läugnenden  Voraussetzung, 
dafs  der  Art.  34  dem  vorbehaltenen  Erbrechte 
für  den  zulezt  unterstellten  Fall  seinen  natür- 
lichen Lauf  völlig  unverändert  gelassen  habe, 
ergiebt  sich  das  Resultat  allein  dahin: 

Bey  dem  früheren  Apssterben  der  jezt  sou* 
verän  regierenden  Familie,  in  deren  Gebiethe 
die  fraglichen  Erbobjekte  sich  befinden ,  geht 
die  Souveränität  darüber  tin  denjenigen  über, 
der  überhaupt  in  die  Rechtssphäre  der  Souverä-» 
nität  jener  ausgestorbenen  Familie  eintreten 
wird;  diefs  kann  wohl  die  zur  Erbfolge  be* 
rechtigte  andere  souveräne  Familie  seyn,  wenn 
ihr  ex  jure  et  titulo  novo  jene  Rechtssphäre 
überhaupt  zugewendet  wird ,  aber  auch  eben  so 
gut  eine  andere,  und  es  ist  nicht  nur/kein  Grund 
vorhanden ,  warum  gerade  die  Souveränität  über 
jene  Erbobjekte  von  jener  Rechtssphäre  ent- 
fallen sollte ,  sondern  es  ist  vielmehr  das  Gegen- 
theil  durch  den  Geist  der  Bundesakte  als  noth- 
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'  wendig  dargestellt»  indem  nach  ihm  durchaus 
„ni  melange  ni  moreellement  de  territoire^  statt 
finden  soll,  wovon  jedoch  nach  Hrn.  Brauers 
Ansicht  meistens  das  Gegentheil  eintreten  würde, 
wenn  nämlich  die  Souveränität  über  den  ledigen 
Staat  in  andere  Hände ,  als  die  Souveränität 
eines  Theiis  dieses  Staats,  nämlich  der  frag- 
lichen Erbobjekte ,  käme.  Die  Souveränität 
über  die  lezteren  geht  also  bey  dem  früheren 
Aussterben  der  jezt  souverän  regierenden  Familie 
an  dieselben  Hände  über,  an  welche  dann  über* 
haupt  die  Souveränität  an  dem  Staate  kömmt, 
welcher  jene  Erbobjekte  umfafst,  und  nur  so 
wird  der  Absicht  der  Bundesakte,  durchaus 
geschlossene  Staaten  zu  etabliren  und  zu  erhal- 
ten, vollkommen  genügt. 

Mit  dem  später  alsdenn  eintretenden  Falle 
des  Aussterbens  der  vererbenden  Familie  er- 
wirbt sogleich  der  erbberechtigte  Souverän, 
kraft  des  ihm  vorbehaltenen  Erbrechts,  das 
Eigenthuman  den  Besitzungen  jener  ausge- 
storbenen standesherrlichen  Familie ,  als  das 
einzige  Erbobjekt ,  welches  ihm  leztere  hinter- 
lassen konnte ,  und  wenn  gleich  hierdurch  der 
Milsstand  herbeygefiihrt  wird,  dafs  ein  Sou- 
verän Landsasse  oder  Unterthan  eines  andern 
Souverän  wird ,  —  weswegen  es  allerdings  besser 
gewesen  seyn  dürfte ,  Äuch  die  Erbfolgerechte 
gegenseitig  verzichten  zu  lassen  —  so  ist  doch 
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jener  Mifsstand  bey  weitem  nichi  so  grofs»  al« 
wenn  eine  wirkliche  melange  et  rnorcellenient  de 
territoire  herbeygeführt  würde ,  was  nach  Herrn 
Brauers  Ansicht  allerdings  der  Fall  seyn  mülste. 

Da  die  Suspension  der  Geltung  des  Erb- 
folgerechts blofs  zu  Gunsten  der  jezt  regie- 
renden souveränen  Familien  statui^t  worden 
ist,  so  versteht  sich  von  selbst,  dafs  der,  nach 
dem  Aussterben  einer  solchefa  Familie  eingetre« 
tene,  Souverän  eine  gleiche  Suspension  des 
vorbe}ialtenen  Erbfolgerechts  für  sich  keines- 
wegs ansprechen  könne.  Dafs  nach  dieser  mei- 
ner Ansicht  ein  Souverän  in  dem  Total«  welches 
von  seinem  vorbehaltenen  Erbrechte  umfafst 
worden,  verkürzt  werde,  läfst  sich  durchaus 
nicht  behaupten  ,  da,  wie  ich  bereits  voraus 
gezeigt  habe,  nachdem  die  Landeshoheit  aus 
der  Rechtssphäre  der  hier  unterstellten  Erblasser 
verschwunden  ist ,  jenes  Erbrecht  offenbar 
nichts  weiter  mehr,  als  4^s  Eigenthum  um- 
fafste  und  umfassen  konnte,  somit  durch,  ^^n 
Erwerb  des  Eigenthums  das  vorbehaltene  Erb- 
recht nach  seinem,  durch  die  Gesetze  des  Bun- 
des modifizirten,  Total  im  eingetretenen  be- 
stimmten Falle  geltend  wird. 

Diesem  allem  vorgängig  ist  noch  übrig 
die  Darstellung  des  Rechtsverhältnisses  der,  den 
rheinischen  Bund  konstituirenden ,  Souveräne, 
als  solcher,  nach  innen,   und  zwar: 
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/9)    Zu   ätn   iLnen    unterworfenen    ehemaligen 
ReichsstUnden  insbesondere» 

für  dessen  unpartheyische  Erörterung  mir  die 
Aufstellung  einiger  allgemeinen  Vorbemerkun« 
gen  nöthig  scheint. 

§♦     98- 

Staatsumw'älzungen  sind  der  Natur 
der  Sache  nach  ohne  Verlust  des  einen  oder  des 
andern  ,  darunter  befangenen ,  Theils  unmög- 
lich ,  und  di^  deutsche  Nation  hat  in  jeder  Hin- 
sicht Ursache,  sich  hoch  zu  erfreuen ^  dafs  die 
Umgestaltung  ihres  ,  ohnediefs  schon  fast  aus 
allen  seinen  Fugen  getretenen ,  Yölkerstaatsge- 
bäudes  in  einen ,  auf  einem  festen  Fundamente 
erbauten ,  Staatenbund  mit  so  sehr  wenig  Ver- 
lust für  einzelne  ihrer  Gliedei'  verknüpft  war. 

Wer  sich  hierbey  für  am  härtesten  getroffen 
zu  halten  scheint ,  sind  diejenigen  ehemaligen 
Reichsstände,  welche  durch  die  Bundesakte  der 
Souveränität  vormaliger  Reichsmitstände  unter- 
geordnet wurden,  und  dieses  Factum  wird 
meistens  nur  ganz  leise  berührt,  ohne  dafs  man 
es  wagen  zu  können  scheint ,  in  die  Vertheidi- 
gung  oder  Darstellung  seiner  Rechtlichkeit 
einzugehen,  vielmehr  meint  man,  wie  z.  B. 
Hr.  grauer,  dafs«  wenn  man  sich  an  strenges 
Recht  hätte  halten  wollen  ,*  vor  allem  jene 
Umwälzung  und^Unterordnungganz  hätte  unter- 
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bleiben  müssen,  dafs  aber  jezt,  nachdem  einmal 
jene  Umwälzung  zn  Hecht  erwachsen  sey,  nur 
von  den  rechtlichen  Folgen  derselben  die  Rede 
seyn  könne.  Mir  däucht  es  indessen,  dafs  jene 
Umwälzung  uitd  Unterordnung  selbst  sich  auch 
auf  dem  Standpunkte  des  öffentlichen  Rechts  voll- 
kommen vertheidigen  lasse ,  und  zwar  aus  den- 
selben Gründen  ,  durch  welche  die  Rechtlichkeit 
der  Ausübung  eines  sogenannten  juris  eminentis 
motivirt  wird. 

§•     90- 
Wir  wissen  aus  dem  Vorhergehenden ,  dafs^ 

nach  dem  Staatsrechte,   jedes  einzelne  Staats- 
glied in  der  Regel   nach  einem  gewissen  Ver- 
hältnisse von  dem  Seinigen  zum  schützenden 
Körper  beytragen  schuldig  sey,  in  Absicht  des- 
sen aber,  was  er  nicht  beyzutragen  hat,  völlig 
frey ,  und  dafs  es  eben  diese  Freyheit  sey ,  die 
ihm  durch  den  Staat  gesichert  werden  soll.     In 
sofern  jedoch  zur  Erreichung  deä  wahren  Staats- 
zweks  ein  weiteres  Opfer  des  ihm,  nach  Ent- 
richtung seiner  regelmäfsigen  Beyträge ,  übri- 
gen Eigenthums  von  Seite   des  einen  oder 
des  andern  Staatsglieds  unumgänglich   noth- 
wendig  ist ,  ist  der  Staat  auch  dieses  Opfer  von 
ihm  zu  fordern  berechtigt,  und  es,  dasselbe  zu 
leisten,  vollkommen  verpflichtet,  welchem  Recht 
bisher  mit  dem ,  freylich  nicht  ganz  passenden» 
Namen  —  jus  eminens  —  bezeichnet  wurde. 
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Der  Grund  liegt  darinn.  weil  eines  Jeden 
Hecht  bedingt  ist  durch  die  Möglichkeit  des 
Bestehens  der  Hechte  der  Andern  mit  und  neben 
dem  seinigen 5  mithin  das  Hecht  des  Einen,  aU 
das  bedingte,  hinwegPällt,  sobald  die  Bedin« 
gung,  die  Möglichkeit  des  Bestehens  der  Hechte 
der  Andern  mit  und  neben  dem  seinigen  näm- 
lich, hinweggefiallen  ist.  Tritt  nun  dieser  lez- 
lere  Fall  wirklich  ein  ,  so  erhellt  auch  klar » 
dals  der  Betroffene  nicht  befugt  sey  ,  jenes 
Opfer,  d.  h.  das  Aufgeben  seines  Hechts,  zu 
▼erweigern,  da  im  unterstellten  Falle  das  frag« 
liehe  Hecht  an  sich  schon  gar  nicht  mehr  für 
ihn  existirt. 

Doch  fordert  alsdenn  die  rechtliche  Gleich- 
heit unnachlälsig  ,  dals  ihm  dieses  Opfer  auf 
andere  Weise  vollkommen  ersezt  werde,  weil 
auch  die  Hechte  alier  Andern  bedingt  sind  durch 
die  Möglichkeit  des  Bestehens  seiner  Hechte 
mit  und  neben  den  ihrigen. 

$•     100. 

Dieselben  Prinzipien  gelten  nach  dem 
Staaten  rechte  hinsichtlich  der  Iieali*irung 
eines  gendierten  Recbtszustandes  unter  Staaten 
und  Staaten;  deno  auch  das  Becbl  yedt^  tiu7j;U 
nen  Staats»  z.  B«  sein  Recht  der  SelbM^i^mlig« 
keit,  als  Staat,  der  Regierang  durch  *ich  -#rlb«t« 
u.  a,  w«9  ist  bedingt  durch  die  Möglichkeit  di;f 
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Bestehens  der  Rechte  der  andern  Staaten  mit 
und  neben  dem  seinigen ;  und  wenn*  demnach 
die  Bealisirung  eines  öffentlichen  Rechtsverhält- 
nisses unter  einet  Menge  von  Staaten ,  und  des* 
s^n  Sicherung  nicht  möglich  ist,  ohne  dafs  ein- 
zelne Staaten  jene  ihre  Rechte  aufgeben,  so 
fallen  mit  der  Bedingung  jener  ihrer  Rechte 
auch  diese  ihre  Rechte  selbst  hinweg,  und  sie 
können  demnach  nicht  befugt  seyn,  jenes  noth- 
wendige  Opfer,  d.  i.  das  Aufgeben  jener  ihrer 
Rechte  zu  verweigern. 

Da  nun  die  Erfahrung  zureichend  gelehrt 
hat ,  äats  ein  gesicherter  Rechtszustand  unter 
der  Menge  von   Staaten,   welche  vormals  die 
deutsche, Nation  bildete,  nicht  realisirt  werden 
könne,  ohne  dafs  einzelne  dieser  Staaten  ihre 
Rechte  der  Selbstständigkeit  und  der  Selbstre- 
gierung  aufgäben,  und  sich  an  andere  Staaten, 
als   integrirende    Bestandtheile    derselben    an- 
schlössen ,   um  solche  Staatenmassen  heraus- 
zubringen,  die  auch  der  Yertheidigung 
und    Erhaltung    ihrer    Selbstständig- 
keit gewachsen  seyen,  so  mufsten  auch 
einzelne  solcher  Staaten  jene  Rechte  dem  Zwecke 
der  Realisirung  eines  gesicherten  Rechtszustap* 
des  aller,   welche  durch   die  Pflicht  aus  Prin- 
zipien des  Staatenrechts  geboten  war,  nothwen- 
dig  zürn  Opfer  bringen,    und  es  war  also  die 
Bewirkung  dieses  Opfers  eben  eine  soldie  Aus- 


übang  Aes  juris' enunentis  imGebiethedes  Staa- 
teurcchts,  als  wie  sie  nach  il«n  voraus  auFge* 
stellten  Grundsätzen  im  Gebiethe  des  Staats- 
rechts statt  findet,  und  wie  sie  von  den  vor- 
maligen Heichsständen  wohl  selbst  im  Inneren 
ihrer  Staaten  gegen  einzelne  Staatsglieder  statt 
gefunden  haben  mag. 

Weiche  bestimmte  einzelne  Staaten 
jenes  Opfer  bringen  sollten ,  muffte  freylich 
durch  das  politische  Erm^sen  einer  höheren 
Macht  entschieden  werden ,  indem  sonst  jeder 
dieses  Opfer  würde  von  sich  auf  andere  haben 
w&lzen  wollen ,  somit  wahrscheinlich  die  Reali- 
»irung  des  gesicherten  Zustandes  ganz  hätte 
unterbleiben  müssen. 

5.     101. 

Wer  hierbey  wirklich   verloren  hat,    sind 

eigentlich  nur  diejenigen  Volker  selbst,  die  ihre 

Selbstständigkeit,   als  Staaten,  und  ihr  Hecht 

der  Selbstregienmg   aufgeben  ,    und    sich  mit 

standtheile    derselben , 

denn  nur  dem  Staate 

der  Selbstständigkeit, 

ing  seiner  Selbst  durch 

lowohl  die  physischen 

r  Gewalt  in  jenen  Staa- 

inrecht  ist  nun  ein* 

c  Haabe  oder  zu  dem 
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•patrbnonium  seines  Inhabers  gehöriges,  Recht 9 
kein  solches  Recht ,  welches  blofs  zum  Zwecke 
und  zum  Vortheile  dieses  Individuums  existirtef 
welches  zur  Sphäre  seiner  Privateigen- 
thumsrechte  gehörte ;  sondern  ein  solches , 
welches  ursprünglich  und  seiner  Wesen- 
heit nach  an  der  Gesammtheit  der  Staatsglieder 
haftet,  und  von  dieser  nur  zum  Behufe  der 
Ausübung  an  jenes  Individuum  übertragen 
ist,  das  sonach  mit  der  Zurüknahme  dieses  Auf- 
trags von  selbst  verschwindet ,  und  demnach  das 
Individuum  seines  Inhabers  nur  zur  Forderung 
einer  Entschädigung  für  die ,  aus  dem  manda- 
tarischen Inh^ben  jene^  Rechts  für  dasselbe  ge» 
Aossenen ,  Utilitäten  berechtigt. 

Sobald  also  die  Völker,  welche  jene  ein- 
zelne deutschen  Staaten  bildeten ,  in  das  Auf- 
geben ihrer  Selbstständigkeit  und  Selbstregie- 
rung 1  als  Staaten,  in  ihre  Verschmelzung  mit 
andern  Staaten  auch  nur  stillschweigend  ein- 
willigten,  sobald  verschwand  mit  dem  Auftrage 
auch  das  aufgetragene  Regentenrecht,  und  seine 
vormaligen  Inhaber  können  sich  als  über,  hier- 
durch erlittenes,  Unrecht  um  so  weniger 
beschweren ,  je  "weniger  es  heut  zu  Tage  Jemandf 
der  nicht  Fremdling  im  Staatsrechte  ist ,  zu 
läugnen  wagen  wird,  dafs  ein  Volk  in  seiner 
Gesammtheit  darüber ,  ob  es  ferner  als  eigner 
Staat  fortbestehen,   oder  sich  an  einen  andern 
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Staat  anschliefsen  wolle ,  zu  entscheiden  be«* 
rechtigt  sey»  ohne  hierinn  durch  das  Berufen 
seines  Hegenten  auf  sein  Regentenrecht  gehin- 
dert werden  zu  können  ,  da  dieses  seiner  Natur 
nach  nur  auf  so  lange  und  auf  jiie  Bedingung 
übertragen  worden  seyn  kann  ,  als  der  Zwek  der 
Selbstregierung  bey  dem  übertragenden  Subjekte 
fortflauert, 

Dafs  jene  Völker  selbst  für  das  Opfer  ihrer 
Selbstständigkeit  und  Selbstregierung  durch 
einen  ungleich  kräftigeren  Schuz  ihrer  Rechte , 
als  ihnen  bisher  ihre  Fürsten  zu  gewahren  ver- 
mogten,  di^rch  eine  ungleich  festere  Garantie 
der  Erreichung  des  Staatszweks  ,  hinreichend 
werden  entschädigt  werden  ;  und  dafs  die ,  des 
Besitzes  der  Regentengewalt  über  jene  Völker 
entsezten,  Herren  dadurch,  dafs  ihnen  die  vor« 
maligen  Staatsgüter  und  mehrere  Hoheitsnutzun- 
gen als  Privateigen thum  überlassen  wurden ,  für 
die  aus  ihrem  Regentenrechte  für  sie  geflossenen 
Utilitäten  hinreichend  entschädigt  seyen ,  läfst 
sich  eben  so  wenig  bezweifeln,  als  gewifs  das 
erstere  sich  hoffen  und  erwarten  läfst,  indein 
es  sich  von  selbst  verstehen  dürfte  ;  dafs  der 
gröfsere  oder  geringere  Wunsch  derselben,  zu 
herrschen ,  und  das  durch  dessen  Nichtbefriedi- 
gung  erzeugte  individuelle  Gefühl  nicht  in 
Anschlag  zu  bringen  sey. 
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f.       IOC. 

Nachdem  ich  hierdurch  die  Gerechtig« 
keit  des  Ursprangs  unserer  neuesten  Staatsum« 
wälzung ,  —  von  der  Herr  Brauer  glaubt , 
(Saz33  seiner  Beytr.)  dafs  Niemand  jene  werde 
beweisen  können  oder  wollen  •—  wirklich  dar- 
gethan  zu  haben  gLiube,  entsteht  nunmehr  die 
Frage  von  den  Folgen  jener  Umwälzung,  soweit 
solche  hierher  einzureichen  die  Anlage  der 
Darstellung   erheischt. 

Da  nach  Inhalt  der  Bundesakte  mehrere 
vormalige  unmittelbare  Reichsgebiethe ,  und 
folgewei^e  auch  deren  vormalige  Gebiether,  der 
Souveränität  der  Bundesfürsten  untergeordnet  t 
mithin  als  cfigene  Staaten  aurgelöfst ,  und  mit 
denen  der  leztern  verschmolzen  wurden,  so  ist 
davon  die  erste,  noth wendige  und  unmittelbare 
Hauptfolge ,  aus  der  alle  übrigen  fliefsen ,  die : 
dafs  mit  jener  Unterordnung  die  Gewalt  der 
Ausübung  aller  derjenigen  Rechte,  welche  der 
bürgerlichen  Oberherrschaft  eines 
Staats  wesentlich  sind,  *— «  d.  i.  aller  der 
Rechte,  die  eines  Theils  ohne  bürgerliche  Ojber- 
herrschaft  nicht  bestehen  können,  nur  in  und 
mit  die.'^er  existiren,  und  ohne  die  andern'Theüs 
die  bürgerliche  Oberherrschaft  ihrem  Wesen 
nach  nicht  bestehen,  d.h.  ihren  Zwek  nicht 
vollständig  erreichen  kann  *—  in  den  unterwor* 
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fenen  Reichsgebiethen   an  die  benannten  Bun« 
desFürsten  übergegangen  sey. 

Dieser  Grundsaz  ist  auch  sehr  bestimmt  in 
unserer  Bundesakte  ausgedrükt ,  indem  im  Arti- 
kel 26  wirklich  und  namentlich  diejenigen 
Rechte,  die  eines  Theils  nur  aus  dem  Begriffe 
und  Wesen  der  bürgerlichen  Oberherrschaft  her- 
vorgehen ,  nur  durch  sie  und  mit  iKr ,  ihr  Da« 
seyn  haben  können,  und  ohne  welche  die  bür- 
gerliche Oberherrschaft  andern  Theils  den  ihr 
aufgegebenen  Zwek  nicht  erreichen  könnte ,  der 
Souveränität  zugewiesen  ;  und  dagegen  im  Arti- 
kel S7  den  abtretenden  Gebiethern  nur  diejenigen 
Herrschafts-  und  Lehenrechte,  welche  der  Sou- 
veränität nicht  wesentlich  ankleben,  vorbehalten 
worden  sind.  Nur  diese  leztern  konnten  auch, 
unbeschadet  der  Souveränität ,  den  v  Händen 
ihrer  vorigen  Besitzer  überlassen  werden ,  wo/ 
hingegen  die  ersteren  noth wendig  der  Souverä- 
nität zugeth^ilt  werden  m  u  f s  t  e  n ,  sobald  eine 
solche  vollständig,  wie  es  die  Absicht  war, 
*  realisirt  werden  sollte.  Unmittelbare  Folgesätze 
hieraus  sind : 

§.     io3. 

1.  Dafs  alles,  was  immer  im  Umfange  eines 
durch  die  Bundesakte  für  souverän  erklärten 
Staats ,  als  integrirender  Bestandtheil  desselben , 
sich  befindet,  so  wie  alle  Glieder  eines  solchen 
Staats  ohne  Ausnahme,   der  Staatsgewalt  und 
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4etn  von  ihr  ausgehenden  öffentlirhen  Zwange 
in  gleichem  .  Maafse  unterworfen  seyen  ;  dafs 
folglich  auch  die  betreffenden  ehemaligen  Ter- 
ritorialherren ,  so  wie  alle  vormalige  Reichs- 
freyherren  ohne  Ausnahme ,  zum  Stande  und 
zur  Klasse  der  Unterthanen  gehören ,  —  als 
welcher,  staatsTechtlich  erwogen/  der 
einzige,  dem  Stande  der  Machtinhaber  gegen-» 
überstehende  ,  Stand  im  Staate  ist  —  und  als 
solche, der,  durch  ihren  Zwek  erforderlichen , 
Wirksamkeit  der  Staatsgewalt ,  als  solcher » 
nach  dem  Fundamentalprinzipe  der  formal- 
rechtlichen Gleichheit ,  gleich  allen  andern  un- 
terliegen. 

Mag  immerhin  dieser,  durch  den  voraus 
aufgestellten  Hauptsaz  unmittelbar  begründete, 
Folgesaz  dem  mit  den  Forderungen  des  Staats» 
rechts  minder  bekannten  Theile  etwas  hart 
klingen;  ein  erkleklicher  Widerlegungsgrund 
ist  durchaus  unerfindlich ,  und  es  müssen  sonach 
alle  Behauptungen  von  dem  Fortbestehen  einer, 
der  Souveränität,  wie  der  ehemaligen  Reichs- 
hoheit, untergeordneten  eigentlichen  Landes- 
hohe it,  und  was  dem  ähnlich  ist,  von  selbst 
verschwinden.  Deswegen  ist  au<5h  der  ,  für 
Souveränität  gebrauchte, Ausdruk «Obr ist- 
h  o  h  e  i  t **  nicht  ganz  passend ,  d^  er  eine  unter- 

r 

geordnete  Hoheit  zuzulassen  j^cheint* 
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§•     104. 

ö.  Dafs  bey  der  — r  durch  die  mehrer- 
wähnte  Verschmelzung  vormals  eigener  Staaten 
mit  andern  Staaten,  und  die  Unterordnung  der 
Regentengewalt  der  ersteren  unter  die  Souverä- 
nität der  lezteren  noth wendig  gewordenen  — - 
Ausscheidung  der  Souveränitätsrechte  von  den 
blofsen  Herrschafts-  und  Lehenrecbten ,  der  Um« 
fang  des  Begriffs  und  des  wahren  Wesens 
der  bürgerlichen  Oberherrschaft  die  alleinige 
Theilungsnorm ,  5omit  lediglich  auf  die  rein 
staatsrechtliche  Quelle»  und  ganz  und' 
gar  nicht  auf  den  Titel  des  vormaligen  fak- 
tischen Erwerbs  des  einen  oder  des  andern 
Rechts  Rfiksicht  zu  nehmen;  dafs  also  der  Um- 
stand, dafs  z.  R.  der  jezt  untergeordnete  ehe- 
malige Reichsstand  ein  Recht  durch  Kauf  oder 
einen  andern  Vertrag ,  durch  kaiserliche  Beleh- 
nung,  Schenkung  oder  Privilegien  erworben 
hat,  bey  jener  Ausscheidung  ganz  und  gar  nicht 
in  Betracht  zu  ziehen  sey. 

Dieser  Theilungsgrundsaz  ist: 

a.  Durch  die  im  Artikel  cG  enthaltene  voll- 

ständige Einreichung  aller  wesent- 
lichen Gattungsrechte  der  bürgerlichen 
Oberherrschaft  in  die  Rechtssphäre  der 
Souveränität. 

b.  Durch    den   im   Artikel    C7   ausgedrükten 

blofsen     Vorbehalt    aller    der    Herr- 
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Schafts-  urJ  Lehenrechte,  die 
der  Souveränität  nicht  wesent- 
lich ankleben,  Für  die  fraglichen  ehe- 
maligen Reichsstände',  und  die  darauf  fol- 
gende Aufzählung  solcher  Rechte,  welche 
der  Souveränität  nicht  wesentlich  an« 
kleben. 

c.  Durch  den  gänzlichen  Mangel  irgend  einer 

Bestimmung  in  der  Bundesakte,  welche 
nur,  irgend  eine  Rüksicht  auf  den  fak- 
tischen Erwerbstitel  als  zuläfsig  bey 
jener  Theilung  begründen  könnte;  und 
endlich : 

d.  An    sich   schon    durch    den    bestimmten 

Z  wek  jener  Ausscheidung  —  der  dahin 
geht,  eine  vollständige  bürgerliche  Ober- 
herrschaft herzustellen  —  so  sehr  aufser 
allen  Zweifel  gestellt,  dafs  ein  weiteres 
Bestreben,  denselben  zu  begründen  und 
zu  rechtfertigen ,  völlig  überflüssig  wäre; 
gleichwie  au6h  Herr  Brauer  denselben 
(im  Satze  33  seiner  Bey  träge)  schon 
richtig  ausgeführt  hat. 

.  §.     io5. 

3.  Dafs  diesemnlich ,  vermittelst  der,  nach 
der  eben  angegebenen  Theilungsnorm  vorzu- 
nehmenden, Ausscheidung,  alle  diejenigen  Be« 
fugnisse ,   welche  ihrer  Natur  nach  zufolge  des 
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allgemeinen  Staatsrechts  zur  Rechtssphäre 
der  bürgerlichen  Oberherrschaft  gehören,  und 
ohne  deren  Inhabung  leztere  den  Staatszwek 
nicht  erreichen  könnte,  einzig  der  Souveränität 
suzuscheiden  seyen,  mit  alleiniger  Ausnahme 
derjenigen,  in  diese  Klasse  gehörigen  Rechte, 
^welche  in  der  Bundesakte  ausdrüklich  den  unter* 
worfenen  ehemaligen  Reichsständen  vorbehalten 
sind,  (  z.  B.  Gerichtsbarkeit,  und  Polizey  in 
ihren  unteren  Stufen,  wovon  in  der  Folge 
n»ch  die  Rede  seyn  wird ;)  den  subjicirten  Herren 
hingegen  blofs  solche  Rechte  zu  belassen  seyen , 
welche  ihrer  Natur  nach  Ausflüsse  des  Eigen- 
thums  sind ,  ob  sie  gleich  nach  der  vorigen  Ver- 
fassung (irrig)  als  Hoheitsrechte  angesehen  und 
behandelt  worden  seyn  mögen. 

4.  Dafs  bey  jener  Ausscheidung  blofs  auf 
die  staatsrechtliche  Quelle  der  fraglichen  Rechte, 
und  darauf,  wohin  solche  nach  jener  Quelle  zu 
reihen,  nichtaber^uf  die  Erfahrung,  und  darauf, 
ob  dieses  oder  jenes  Recht  zum  Zwecke  seiner 
'  Ausübung  sich  vormals  blofs  in  den  Händen  der 
Regierung ,  oder  etwa  auch  in  den  Händen  von 
Privaten  befunden  habe,  zu  sehen  sey,  um  zu 
entscheiden ,  welche  davon  der  Souveränität  zu 
vindiziren ,  und  welche  den  subjicirten  Herren 
zu  überlassen  seyen ;  indem  bekanntlich  die 
vorige  Verfassung  der  Anomalien  nur  gar  zu 
viele  duldete,  und  der  faktische  Umstand,  dafs 
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hin  und  wieder  ein  gewisses  Recht,  das  zum 
Wesen  der  bürgerlichen  Oberherrschaft  seiner 
Natur  nach  gehört,  doch  den  Händen  von  Pri« 
vaten  überlassen  war,  weiter  nichts  beweifst» 
als  dafs  es  ehemals  bürgerliche  Oberherren  gege* 
ben  habe,  welche  sich  nicht  im  Besitze  des 
ganzen  Umfanges  der  bürgerlichen  Oberherr- 
schaft zu  behaupten  wufsten  oder  vermogten; 
daraus  also  unläugbar  kein  Grund  hergenommen 
werden  kann,  der  jetzigen  Souveränität  irgend 
ein  Recht  vorzuenthalten ,-  das  zu  ihrem  Wesen 
gehört,  und  von  ihr,  um  in  ihrer  ganzen  Fülle 
sich  geltend  machen  zu  können,  besessen 
werden  mufs. 

5.  Dafs  die  den  subjicirten  Herren  vor« 
behaltene  Rechtsgattung,  in  sofern  solche 
einige  wahre  Hoheitsrechte  in  der  untern  Stufe 
umfafst,  in  deren  Händen,  blofse  Ausnahme 
und  Reservat,  und  eben  dadurch  die  Voll- 
ständigkeit der  Rechtssphäre  der  Souverän 
nität,  als  Regel,  um  so  mehr  bestätigt  sey» 
somit  jene  er stere  Rechtsgattung  nicht  ausdeh- 
nend erklärt  werden  dürfe. 

§,     106. 

6.  Dafs  weder  die  Regel :  dafs  im  Zweifel 
für  die  subjicirten  Herren  und  wider  die  Sou* 
veräne  die  Vermuthung  streite;  nocli  die  ent- 
gegengesezte  Regel  als  subsidiarische  Theilungs- 


maxime  für  die  Praxis  adoptirt  werden  dürfe» 
da  — -  nachdem  bey  der  unterstellten  Ausschei- 
dung die  Rüksicht  auf  den  Titel  des  faktischen 
Erwerbs  eines  Hechts ,  welche  wohl  auf  unauf- 
löfsliche  Zweifel  fuhren  könnte,  dem  Voraus- 
geschikten  zufolge  nicht  statt  finden  kann  — 
das,  durch  das  allgemeine  Staatsrecht  bestimmte , 
und  durch  die  Bundesakte  bestätigte,  Wesen 
der  bürgerlichen  Oberherrschaft  eine  so  be« 
stimmte    und  allenthalben   ausreichende  Schei- 
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dungsnorm  gewährt,  dafs  des  Staatsrechts  voll* 
kommen  kundige  Männer  (und  nur  solche  Sub* 
jekte  werden  als  bey  dieser  Ausscheidung  sprach- 
berechtigt unterstellt  werden  dürfen)  nicht  in 
den  Fall  eines  unauflöfslichen  Zweifels ,  also 
auch  nicht  in  den  Fall  des  Bedarfs  einer  subsi- 
diarischen Maxime  jener  Art  kommen  können. 

7.  Endlich ,  dafs  bey  Bewerkstelligung  der 
unterstellten  Ausscheidung  weder  von  einer 
Grofsmuth  auf  Seite  der  Souveränd,  noch 
von  einer  verzichtenden  Nachgiebigkeit 
auf  Seite  der  subjicirten  Herren  eigentlich  die 
Bede  seyn  solle  oder  dürfe,  indem  eine  Grofs- 
muth von  Seite  der  ersteren  hierunter  sich  nur 
durch  das  Zulassen  eines  Einschreitens  von  Seite 
der  lezteren  in  ihre  Bechtssphäre  wirksam  äufsern 
könnte;  dieses  Zulassen  aber  ohne  Vernachläs» 
sigung  der  ihnen  obliegenden  Begentenpflichten, 
also  auch  ohne  Gefährdung  der  Erreichung  des 
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Staatszwecks  9  und  zum  Theile  selbst  ohne  Veis* 
letzung  der  übrigen  Staatsglieder  (wie  z.  B.  bey 
Gestattung  einer  gänzlichen  Steuerfreyheit)  kaum 
möglich  s^yn;  und  indem  eine  verzichtende 
Nachgiebigkeit  von  Seite  der  leztern  und  deren 
Gebrauch  den,  durch  die  Bestimmungen  der 
Bundesakte  wohlerworbenen ,  Rechten  ihrer 
Familien  zu  nahe  treten ,  der  Würde  der  Souve- 
räne zuwider»  und  für  andere  minder  nach- 
giebige leicht  von  nachtheiligen  Folgen  seyn 
dürfte  wo  hingegen  ein  für  beyde  interessirte 
Theile  gleich  strenges  Verfahren;  nach  dem 
gegebenen  Thbilungsprinzipe  alle  erforderlichen 
Büksichten  gebührend  wahren ,  und  das  Privat- 
wohl der  subjicirten,  so  wie  das  wahre  Heil  des 
Staats  im  öanzen,  in  richtiger  Harmonie  beför- 
dern^ und  diese  Beförderung  kraftig  sichern 
wird. 

§.  307. 
Hierbey  nöthigt  mir  der  Umstand ,  dafs  in 
der  Bundesakte  den  subjicirten  Herren  die 
Gerichtsbarkeit  in  erster  und  zweyter 
'  Instanz ,  so  wie  die  niedere  F  o  1  i  z  e  y  vorbehal- 
ten worden  ist,  eine  Bemerkung  ab,  die  ^inzi^ 
aus  der  Quelle  meiner  Ansicht  vom  Staate  fliefst, 
und  daher  um  so  weniger  den  Vorwurf  von  Par- 
theyiichkeit  verdienen  wird,  je  weniger  der 
Unbefangene  in  dieser  ganzen  Darstellung 
den  reinen  Geist  und  die  offene  Sprache  rük- 
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dicht  slofser  Unpartheylichkeit  wird    verkennen 
können;  nämlich: 

Gerichtsbarkeit  und  Folizey  überhaupt' 
sind  nur  Ausflüsse  der  bürgerlichen  Oberherr- 
schaft im  Staate«  und  dieser  wesentlich  anhän- 
gend,   indem   jene    beyden   ihren   rechtlichen 
Ursprung  schlechterdings  nirgends  anders  woher, 
als  aus   dem  Wesen   der  Staatsgewalt   ableiten 
können ,  und  eben  diese  leztere  ohne  jene  ihren 
Zwek  unmöglich  erreichen  kann ,   was  für  den 
Staatsrechtskundigen  wohl  keines  Beweises  be« 
dürfen  wird.     Nun  ist  zwar  nach  der  bisherigen 
Verfassung  Deutschlands,    so  wie  der  meisten 
übrigen  Staaten,  die  Gerichtsbarkeit  in  der  Form 
mehrerer  Instanzen  —  angeordnet,  um  das  Recht 
\  der  Staatsglieder,  als  ihre  wichtigste  Angelegen- 
heit, gegen  die  möglichen  Fehltritte  der  Trüg« 
lichkeit  möglichst  sicher  zu  stellen  —  geübt, 
und  die  Folizey.  in  die  hohe  und  niedere  abge- 
theilt  worden;  allein  jene  mehreren  Instanzen 
sind  keineswegs  eben  so  viele  Arten  der  Ge- 
richtsbarkeit, als  der  Gattung,  keineswegs  eben 
so  viele  abgesonderte  Theile  der  Gerichtsbar- 
keit,  als  des  Ganzen,    sondern  machen  viel- 
mehr nur  zusammen  den  vollständigen  Akt  der 
Rechtspflege,  wie  ihn  die  Idee  des  Staats  postu- 
lirt ,  aus ,  der  nach  seinem  ganzen  Umfange  nur 
in  der  Staatsgewalt  selbst  seine  rechtliche  Basis 
hat,  was  ebenmäfsig  von  der  Folizey  in  ihrem 
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ganzen  Umfange  glitt    für  deren  Abtheilung  in 
die  hohe  und  niedere  nirgends  ein  richtiger 
'  und  zureichender  Grund  existirt. 

In  den  Zeiten  indessen,   wo  alle  richtige 
Erkenntnifs  über  das  wahre  Wesen  der  Staats- 
gewalt mangelte  j  und  diese  noch  unvollkommen 
würkte»  behandelte  man  die  Gerichtsbarkeit  und 
Polizey  als  Ausfl.üsse  und  Zubehörden  des  Guts« 
eigenthums»  undgriff  erst  später,  nachdem  über 
jenes  Wesen  einiges  Licht  aufzugehen  anfieng» 
zur  Theilung  derselben  in  verschiedene  Stufen 
und  Arten,  als  dem  Mittel,   wenigstens   einen 
Theil   jener  Hoheitsrechte,    die  man  jezt  als 
solche  erkannte,  deriStaatsgewalt  zu  vindiziren, 
und  den  übrigen  Theil  zwar  den  Privaten  zu 
belassen ,  jedoch  nicht  als  an  sich  selbst  ihnen 
zuständig,    sondetn  nur  zum  Behufe  der  Aus-» 
Übung ,  vermittelst  der  Unterstellung;  eines  still- 
schweigenden  Auftrags   von  Seite    der   Staats-* 
gewalt.     Der  Inhaber  dieser  lezteren  kann  nun 
zwar  unmöglich  in  eigner  Person  alle  Gewalts- 
zweige verwalten,   sondern  bedarf  dazu  aller- 
dings vieler  Organe,   durch  welche  die  ganze 
Sphäre   seiner  Wirksamkeit ,    ausgefüllt  wird » 
und  er  thut  genug ,  wenn  er  nur,  als  beleben* 
des  Zentralprinzip,  alle  jeneOrgane  in  der 
erforderlichen  Richtung  und  Thätigkeit  erhält. 

Allein  in  sofern  diese  Organe    nie    durch 
Zufall  der  Geburt  oder  den  Besiz  von  Gütern, 
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sondern  nur  durch  eine  vernünftige  Wahl  der 
Staatsgewalt  bestimmt  werden  sollten  und  dürfen; 
in  sofern  war  und  ist  das  Belassen  von  jenen 
eigentlichen  Hoheitsrechten ,  auch  in  ihrer  soge- 
nannten niedern  Sphäre,  in  den  Händen  von 
Privatpersonen ,  als  Folge  der  Geburt  oder  des 
Besitzes  von  Gütern,  immerhin  eine  entschie- 
dene Anomalie,  ein  wesentlicher  Mangel  in  der 
Staatsverwaltung^  der  unverkennbar  wesentliche 
Nachtheile  mancher  Art  für  das  Staatsganze 
haben  mufste,  und  ferner  haben  wird. 

§.     108. 

Diese  Anomalie  zu  heben ,  hatte  die  vorge- 
wesene Staatsreform ,  die  so  viele  andere  wohl- 
erworbene,  aber  der  Machtvollkommenheit  hin- 
derliche. Rechte  und  Institute  sprengte  ,  die 
schiklichste  Gelegenheit  dargeboten,  und  es 
würde  von  den  wohlthätigsten  Folgen  für  Er- 
reichung des  Staatszweks  gewesen  seyn,  hätte 
man  die  Absicht,  die  Staatsgewalt  in  den  ganzen 
Umfang  der  ihr ,  nach  ihrer  Idee  eigenen,  Bechts- 
sphäre  einzusetzen,  auch  bis  dahin  realisirt, 
dafs  man  ihr  die  Gerichtsbarkeit  und  Folizey 
nach  ihrem  ganzen  Umfange  und  ohne  alle  Aus- 
nahme vindizirt  hätte;  denn,  man  mag  sagen, 
was  man  will,  und  man  mogte  immerhin  den 
Souveränen  die  Gerichtsbarkeit  und  Polizey  in 
oberster  Instanz  zugewiesen  haben ,  so  ist  doch 


nicht  zu  läugnerii  daf^^,  so  lange  in  einem  Staate 
auch  nur  einzelne  untergeordnete  Zweige  der 
Gerichtsbarkeit  und  Polizey  von  Privatpersonen, 
als  Bestandtheile  ihrer  Privatrechtssphäre,  be- 
sessen werden  können,  und  so  lange  es  aufser 
dem  Regenten  geborne ,  oder  durch  den  Erwerb 
von  Gütern,  nicht  durch  freye  Wahl  der  Staats- 
gewalt gesezte,  Inhaber  jener  Zweige  eigent- 
licher Hoheitsrechte  giebt,  dennoch  keine  ganz 
volle  Regentengewalt,  keine  Souveränität  in 
ihrer  ganzen  Fülle,  mit  einem  Worte* 
keine  wahre  Machtvollkommenheit 
existirt. 

Darum  stehen  denn  auch  nach  meiner 
Überzeugung  die  Bestimmungen  der  Bundesakte 
hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit  in  den  untern 
Instanzen  und  der  sogenannten  niederen  Polizey 
nicht  in  strenger  Konsequenz  mit  der  Absicht 
auf  Realisirung  einer  vollständigen  Staats- 
gewalt, und  es  scheint  mir,  als  ob  die  Hebung 
auch  dieser.  Anomalie  um  so  weniger  Bedenken 
hätte  finden  können,  je  weniger  es  den  unter- 
worfenen ehemaligen  Reichsständen  wirklich 
frommen  kann,  dafs  man  ihnm  einen  Schat- 
ten ihrer  ehemaligen  Hoheit  gelassen  hat,  der, 
durch  die  allenthalben  wirksame  Macht  der 
Souveränität  eingeengt,  nur  das  bittere  Gefühl 
des  erlittenen  Verlusts  in  steter  Regsamkeit 
erhalten  mufs,    dafs  man  sie  als   eine  Art  von 
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off  entliehen  Mittelpersonen  zwischen  den  Unter- 
thanen  einer,  und  den  Souveränen  andererseits 
hingestellt  hat»  die»  da  sie  der  einen  Klasse  nicht 
angehören  virollen,  und  der  andern  nicht  ange- 
hören können»  noch  überdiefs  das  unangenehme 
Gefühl  des  Isolirtstehens  drückend  empfinden» 
und  mit  der  steten  Sorge  kämpfen  müssen »  sich 
weder  zu  viel  zu  vergeben »  noch  zu  viel  anzu* 
Hiafsen »  und  ja  keinem Theile  zu  nahe  zu  treten» 
damit  nicht  gar  offener  Zwist  und  Reibung  ent- 
stehe» statt  dafs  sie»  auch  für  den  Verlust  der 
Gerichtsbarkeit  undPolizey  gebührend  entschä- 
digt» als  reiche  Privatpersonen  ein  ruhiges»  von 
aller  Sorge  und  Verantwortlichkeit  fre/es  Leben 
unter  dem  Schutze  der  Gesetze  hätten  füliren 
können  »  das  am  meisten  geeignet  gewesen 
wäre »  selbst  die  lezte  Narbe  der  ihnen  geschla- 
genen Wutide  frühe  zu  verwischen»  und  sie  mit 
der  neuen  Lage  der  Dinge  auszusöhnen. 

Doch  die  Disposition  der  Konstitutiorisakte 
will  es  anders»  und  es  ist  also  nur  Sache  des, 
unbefangenen  Interpreten»  das  durch  jehe  ange- 
ordnete Verhältnifs  mit  der  möglichsten  Klarheit 
und  Bestimmtheit  darzulegen»  um.dadurch»  so 
viel  an  ihm  ist»  zum  richtigen  Ineinandergreifen 
det  Bäder  der  Maschine»  und  zur  Erhaltung 
ihres  Ganges  im  richtigen  Geleise  möglichst  bey- 
zutragen« 
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dieRede  ist/  entschöpFend  bestimmt  sey,  indem 
die  gesezgebende,  richtende  Polizey-, 
Militär-    und  f  inanzgewalt    die    ganze 
^    Sphäre    der    Staatsgewalt  in   der   angegebenen 
Beziehung  vollständig  ausmessen;   wobey  man 
jedoch  (wie  Hr.  Brauer  schon  richtig  bemerkt, 
ob  er  sich  gleich  selbst  in  der  Anwendung»  wie 
wir   noch    sehen    werden,    einen   sonderbaren 
Sprung  erlaubt  hat)  nicht  vergessen  darf,  dafs 
jene  Gewaltszweige  in  einer  Urkunde  aufgezählt 
sind,  welche  die  Beichsgesetze  und  Reichsver- 
fassung aufhebt,  und  eine  bessere  an  deren  Stelle 
setzen  will,    dafs  daher  jene  einzelnen  Rechts- 
benennungen nicht  aus  den,  durch  die  alte  Ver- 
fassung modifizirten ,  Merkmalen  ihrer  Begriffe« 
sondern    aus    der  Natur    der   Sache    und    den 
Prinzipien  des  allgemeinen  Staatsrechts  erklärt 
werden  müssen. 

Da  ich  die  allgemeine  Sphäre  jener  Ge- 
waltszweige in  Beziehung  auf  die  inneren  Staats- 
verhältnisse überhaupt  voraus  bereits  nach 
ihren  Grundzügen  entwickelt  habe»  so  bleibt 
mir  hier  solche  nur  noch  in  Beziehung  auf  die 
subjizirten  ehemaligen  unmittelbaren  Reicht 
lancle  und  Reichsstände  insbesondere  zu  er- 
örtern, übrig. 

§.     111. 
Es  ergiebt  «ich  aus  dem  voraus  aufgesteU- 
'    ten  Abrisse  der  ganzen  Rechtssphäre  der  Staats- 
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geaalt,  nnd  au3  der  dort  gewählten  und  gerecht- 
fertigten Klassifizirung  der  Bestkndtheile 
dieser  Rechtssphäre  unmittelbar,  dafs  in  dem» 
der  Bestimmung  der,  den  Souveränen  inBezie- 
hung  auf  die  ihnen  unterworfenen  vormaligen 
Reichslande  und  Stände  zuständigen ,  Regenten- 
rechte gewidmeten  Artikel  26  der  Bundesakte, 
xnit  vollem  Rechte  der  erste Plaz  dem  Rechte 
der  Gesezgebung  angewiesen  worden  sey;, 
denq  die  Gesezgebung  ist  der  erste  und 
oberste  .  Akt ,  von  dem  die  Funktion  aller 
Staatsgewalt  anheben  und  ausgehen,  und  wo- 
durch sie  selbst  erst  die  Seele  und  den  Kompafs 
aller  ihrer  übrigen  Funktionen  schaffen  und  fest- 
stellen mufs. 

Da  es  im  erwähnten  Artikel  cß  nirht  etwa 
heifst:  das  Recht  der  obersten  Gesezgebung, 
oder,  das  Recht  der  Oberaufsicht  im  Fache 
der  Gesezgebung;  sondern  schlechtweg  und 
allgemein :  das  Hecht  der  Gesezgebung ,  so  mufs 
hieraus,  so  wie  aus  der  Erwägung  des  Umstan- 
des,  dafs  man  da,  wo  man  den  subjizirten  Herren 
einen  Antheil  an  der  Ausübung  eines  Regierungs- 
rechts belassen  wollte,  solches  auch  ausdrüklich 
bestimmt  hat,  wie  z.B.  bey  de»  Gerichtsbarkeit 
undPolizey,  nothwendig  folgern ,  dafs  es  nicht 
in  der  Absicht  der  Disponenten  gelegen  sey, 
irgend  einen  Antheil  oder  Zweig  der  eigentlichetl 
Gesezgebung  den  sub}izirten  Herren  zu  belassen* 
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sondern,   den  Souverän  allein  als  die  ausschlief» 
sende  Quelle  aller  Gesezgebung  für  die  subjiziir-» 
ten  Territorien  und*  deren  vormalige  Gebiether  * 
darzustellen      Für  diese  kann  daher  irgend  ein 
neues  Gesez  nur  vom  Souverän  ausgehen ,   und  , 
dieser  ist  berechtigt ,  die  dort  bereits  bestehen- 
den Gesetze  und  Privilegien,  als  Ausflüsse  der 
Gesezgebung,     in  Revision   zu  nehmen,    und 
sie,    nach  Maafsgabe  des  Prinzips   der  Gesez- 
gebung und   ihrer  Überein  -    oder  Nichtüber- 
einstimmung damit,  für  unverbindlich  zu  erklä- 
ren, und  andere  an  deren  Stelle  einzuführen, 
oder  aber  zu  bestätigen,    und  ihnen    dadurch 
vermittelst  seines  gesezgebenden  Willens,    auf 
v^elchem  fortan    allein  ihre  verbindende  .Kraft 
ruhen  k  rin,  die  erforderliche  neue  Sanktion  zu 
geben ;  daneben  aber  doch  auch ,  um  eine  zwek- 
mäfsige  Einheit  der  Gesezgebung  vorzubereiten, 
die  Gesetze  seines  Hauptlandes  als  subsidiarische 
Normen  einzuführen;  jene  Territorien  und  Sub- 
jekte, als  an  alle  künftig  ergehenden  Gesetze, 
-worinn  sie  nicht  ausdrüklich  ausgenommen  seyn 
^werden ,  gebunden  zu  erklären ,  und  überhaupt 
der  Regnlirung  der  Sphären    und  Verhältnisse 
ihrer  Rechte  sich  ausschliefsend  zu  unterziehen ; 
nicht  minder   über  pünktliche  Befolgung  und 
Vollziehung   seiner  Gesetze  im   Gebiethe    des 
Rechts  sowohl,  als  der  Polizey  ununterbrochen 
zu  wachen. 
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§.       112. 

Die  hierauf  gegründete  Behauptung,  dafs 
diesem  allem  nach  von  den ,  jezt  subjizirten , 
ehemaligen  Reichsständen  keine  Art  von 
Gesezgebungsrecht,  auch  nicht  unter  dem  bloCs 
modifizirten  Namen  von  Statuten,  ange« 
sprochen  werden  könne,  ist  offenbar  nicht  Aus« 
Aufs  einer  Härte  gegen  ^ne,  sondern  nur  rieh-* 
tige  Folgerung  aus  der  gegebenen  positiven 
Bestimmung  der  Bundesakte ;  und  es  kann  da- 
gegen keineswegs  angeführt  werden,  dafs  doch  ' 
sonst  auch  häufig  blofse,  physische  oder  juri«* 
dische,*  Privatpersonen  im  Besitze  des  Rechts, 
Statuten  zu  machen,  sich  befunden  hätten«  da 
dieses  Statt^efundenhaben  einer  wahren  Ano- 
malie, in  Zeiten,  wo  man  das  Wesen  der  Staats- 
gewalt minder  kannte,  keinen  Grund  zur  Fort- 
setzung dieser  Anomalie ,  am  wenigsten  in 
solchen  Zeiten  und  imter  solchen  Umständen, 
darbiethen  kann,  wo  man.  mit  dein  wahren 
Wesen  der  Staatsgewalt  besser  bekannt ,  gerade 
bemüht  ist,  diese  in  den  ganzen  Umfang  ihrer, 
früher  vernachläfsigten  und  ver^plitterten  t 
Rechtssphäre  wieder  einzusetzen ,  und  dadurch 
die  Erreichbarkeit  ihres  wahren  Staatszweks 
kräftiger  zu  sichern. 

Die  Überlassung  des  Rechts,  Statuten  zu 
machen,  an  die  genannten  Subjekte  wäre  aber 
neuerdings  eine  Versplitterung  der  Staatsgewalt» 
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• 
da  dieser  nichts  wesentlicher  anklebt ,  und  nichts 

mehr  zur  Erreichung  ihres  Zweks  unentbehrlich 
ist,  als  der  Besiz  i^nd  die  Ausübung  des  Rechts 
der  .Gesezgebung  in  ihrem  ganzen  UmFange« 
Denn  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  leztere 
ausschliefsend  und  ungetheilt ,  wie  es  der  Begriff 
der  Souveränität  erfordert,  sich  in  den  Händen 
der  Staatsgewalt  befindet,  können  und  werden 
alle  Theile  des  Staatsganzen  ,  durch  ein  und 
dasselbe  belebende  Prinzip  bewegt  und  geleitet, 
in  ungestörter  Eintracht  zur  Erreichung  des 
Staatszweks  zusammenwirken;  im  entgegenge- 
sezten  Falle  aber  einzelne  Reibungen  und 
Stockungen  im  Gange  der  Maschine  kaum  zu 
vermeiden  seyn. 

Doch  ist  mit  diesen  Grundsätzen  das  Fort- 
bestehen des  Rechts  der  Autonomie,  d.  h. 
der  Befugnifi  des  Staatsbürgers,  rüksiehtlich 
seiner  inneren  Familienverhältnisse  und  seiner 
Güter,  das  gemeine  Recht,  in  soweit  es  nicht 
ausdrüklich  als  unabänderlich  festgestellt  ist^ 
solche  modifizirende  Anordnungen  zu  machen  # 
welche  Für  die  Erhaltung  des  Gleichgewichts 
des  Rechts  durch  den  Staat  gleichgültig  sind* 
d.  i.  welche  dieses  Gleichgewicht  auf  keinen  Fall 
stören ,  aus  eben  diesem  Grunde  gar  wohl  ver« 
einbärlich ,  jedoch  nur  in  gleichem  I^aafse  für 
alle  Staatsbürger  tind  für  alle  Klassen  derselben 
ohne  Ausnahme,  also  für  den  subjizirten  Reichs^ 
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stand  in  keinem  weiteren  Umfange,  als  Für  jeden 
Privaten ,  weil  die  aus  dem  Prinzipe  des  Staats 
unmittelbar  hervorgehende  Anforderung  der 
Erhaltung  einer  formal-rechtlichen  Gleichheit 
für  alle  Staatsglieder  auch  hierinn  die  Gestattung 
eines,  diese  Gleichheit  störenden t  Vorzugs  für 
einzelne  Klassen  schlechthin  versagt. 

Alle  jene  durch  Autonomie  zu  Stande  ge- 
l>rachten  Bestimmungen  aber  müssen  dem  Gesez- 
geber  oderseinei),  hierzu  beauftragten ,  Organen 
zur  Einsicht  vorgelegt  werden,  um  sich  die 
Überzeugung  verschaffen  ^u  können,  ob  nicht 
etwa  irgend  etwas  gegen  absolut  unabänderliche 
Gesetze  ,  oder  dem  Staatszwecke  in  irgend  einer 
Rüksicht  hindei^liches  darinn  enthalten  sey,  und 
in  diesem  Falle  die  nöthige  Änderung  zu  bewir- 
ken. Einer  ausdrüklichen  Bestätigung  bedürfen 
sie  jedoch  im  etitgegengesezten  Falle  nicht,  da 
in  dieser  Voraussetzung  diese  Bestätigung  schon 
in  der  allgemeinen  Gestattung  des  Gebrauchs  der 
Autonomie  mit  ausgesprochen  ist. 

§.     ii3. 

Hat  die  Staatsgewalt  durch  ihre  gegebenen 
Gesetze  bestimmt,  wie  weit  ein  Jeder  seine 
Freyheit  zu  beschränken  habe ,  damit  auch  die 
Freyheit  aller  andern  Staatsglieder  neben  der 
seinigen  bestehen  könne;  so  besteht  ihre  nächste 
Funktion  darinn ,  dafs  sie  die ,  bey  dem  vor- 
herrschenden   Egoismus,    den  mannichfaltigen 
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Leidenschaften  und  Verirrungen  der  einzelnen 
Staatsglieder  unvermeidlichen»  Kollisionen  in 
gegenseitiger  Behauptung  ihrer  Rechtssphäre  t 
und  die  daraus  entstandenen  Rechtsstreitigkeiten» 
vermittebt  der  Subsumption  unter  die  vorhan- 
denen Gesetze  i  schlichte ,  jeden  auf  die  ihm 
angewiesene  Sphäre  seiner  Freyheit  wirklich 
beschränke,  und  so  das  hin  und  wieder  gestörte 
Gleichgewicht  des  Rechts .  allenthalben  wieder 
herstelle.  Der  Inbegriff  aller  hierhin  gehörigen 
Funktionen  wird  durch  den  Ausdruk  »RecAits- 
pflege  oder  Gerichtsbarkeit  **  bezeichnet ,  und 
eben  dieses  Recht  der  Gerichtsbarkeit  ist  im 
Art.  s6  der  Bundesakte  mit  Recht  am  zweyten 
Platze  unter  den  Regierungsrechten  der  Sou- 
veränität aufgestellt,  da  es  nur  allein  die  Staats- 
gewalt selbst  ist,  der  im  Bürgervertrage  jeder 
Einzelne  sein  eignes  Recht  des  Gerichts  über 
seine  Rechtssphäre ,  so  wie  die  Anwendung  des 
nöthigen  Zwanges  zur  Vertheidigung  derselben , 
zur  Ausübung  statt  seiner  überlassen  hat,  und 
um  der  Erreichung  des  Zweks  willen  überlassen 
inufste. 

Doch  ist  den  Souveränen ,  als  den  Subjekten 
der  Staatsgewalt,  in  Beziehung  auf  die  ihnen 
unterworfenen  Reich^lande  und  Stände ,  im 
Art.  sC,  nicht  die  Gerichtsbarkeit  übeiJiaupt 
und  nach  ihrem  ganzen  Umfange  —  wie  es  la 
plenitude  de  la  souverainete  eigentlich  erfordert 
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hätte  — r  sondern  nur  le  droit  de  Jurisdiction 
5 upreme  überwiesen;  dagegen  jenen  ^rubjizir- 
ten  Herren,  was  um  des  Gegensatzes  willen 
sogleich  bemerkt  werden  mufs,  im  Art.  sy  le 
droit  de  basse  et  moyenne  Jurisdiction  vor- 
behalten worden.  Hierbey  sind  also  offenbar 
drey  Glieder,  Arten,  Klassen  oder  Stufen, 
nämlich  niedere,  mittlere  und  oberste 
oder  h  ö  c  h  s  t  e  Gerichtsbarkeit  unterstellt, 
welche  Ausdrücke  in  dieser  dreyfachen  Ab- 
stufung bisher  in  Deutschland  nur  von  den,  da- 
selbst wie  in  den  meisten  übri^ren  Staaten  ein- 
geführten,  drey  Ger ichtsinstanz^n  ge- 
braucht wurden. 

§.  114. 
Da  nun  -r-  wie  Hr.  Brauer  (Saz  22  seiner 
Beytr.)  behaupten,  und  durch  Werke,  die,  in 
der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  ge- 
schrieben ,  durch  die  später  eingetretene  totale 
Staatsumwälzung  Frankreichs  selbst  in  diesem 
Reiche  gröfstentheils  unanwendbar  geworden 
sind,  beweisen  will  —  die  Verfasser  unserer 
Bundesakte ,  ohne  alle  Rüksicht  auf  die  Gerichts-  * 
Verfassung  Deutschlands ,  für  das  doch  die  Bun- 
desakte  zunächst  bestimmt  ist ,  Selbst  ohne  allo 
Rüksicht  auf  die  gegenwärtige  Gerichtsver- 
fassung Frankreichs ,  jene  Worte  in  dem  Sinne 
gebraucht  haben  sollten  ,  /  in  welchem  sie  zu 
Ferriere's  Zeiten,  das  ist,  nach  der^   in  d< 
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ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Frank- 
reich be.<tandenen 9  (durch  die  neuere  Staats- 
reForm  aber  wesentlich  veränderten)  Gerichts- 
verfassung gebraucht  zu  werden  pflegten  /  ob 
sie  gleich  jezt  in  Frankreich  selbst  nicht  mehr 
in  diesem  Sinne  gebraucht  werden  können , 
weil». wie  Hr.  Brauer  selbst  einbekennt ,  alle 
Bedingungen  dazu  hin  weggefallen  sind,,  kann 
doch  in  der  That,  ohne  eine  eigentliche  Sottise 
für  jene  Verfasser ,  unmoglicti^  angenommen 
werden. 

Mufs  man  vielmehr  vernünftigerweise  vor- 
aussetzen »  dafs  jene  Verfasser  mit  dem  Bewufst- 
seyn,  dafs  die  Bundesakte  zunächst  uirdeut« 
sehe  Völker  bestimmt  sey,  geschrieben,  dem« 
nach  die  gewählten  Ausdrücke  in  dem  Sinne 
genommen  haben ,  der  ihnen  nach  dem  Sprach- 
gebrauche dieser  Völker ,  oder  doch  wenig- 
stens nach  dem  gegenwärtigen  französischen 
Sprachgebrauche >igen  ist;  mufs  auf  jeden  Fall 
der  Interprete  die  Worte  einer  Disposition  in 
dem  Sinne  nehmen »  den  sie  zur  Zeit  der 
Dispositionserrichtung  unter  der  Klasse 
von  Personen ,  welche  ihr  das  Daseyn  gegeben 
haben ,  und  nach  dem  Sprachgebrauche  der 
Völker ,  für  die  sie  zunächst  bestimmt  ist, 
haben;  ist  es  ausgemacht,  dafs  gegenwärtig,  in 
Frankreich  wie  in  Deijtchland,  jene  oben  er- 
wähnten   drey    Prädikate    der    Gerichtsbarkeit 
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nirgends  mehr  in  dem,  von  Hrn.  Brauer  aus 
veralteten  französischen  Schriften  hervorgezoge- 
nen und/aufgewärmten ,  Sinne,  sondern  nur  zur 
Bezeichnung  der  vorhandenen  drey  verschie- 
denen Gerichtsin  Stanzengebrauchtwerden. 
Ist  endlich   das  Prädikat   „suprerne"*  gar  nicht 
derjenige  Ausdruk ,  den  man  hätte  wählen  kön- 
nen und  müssen ,  um  das  ,   was  Herr  Brauer 
ihm  unterstellte,   zu  bezeichnen,    da   man  zu 
diesem  Ende  wenigstens  hätte  sagen  müssen: 
»le  droit  de  Jurisdiction  supSrieurc  et  supreine^^ 
oder  *  „  le  droit  de  haute  Jurisdiction  •,  um  d^m 
nachfolgenden  ^moyenne^  die  Beschränkung  auf 
die  Brauer'sche  Deutung  zu  geben;  —  so 
dürfte  es  kaum  mehr  einem  gegründeten  Zweifel 
unterliegen ,    dafs  unter  dem  ,   im  Art.  26  den 
Souveränen  überwiesenen,  droit  de  Jurisdiction 
suprhne  das  Becht  der  obersten  oder  höch- 
sten  Gerichtsinstanz  zu  verstehen,   und 
nur  dieses  den  Souveränen  über  die  ihnen  un« 
terworfenen  vormaligen  unmittelbaren  Beichs» 
lande   und  Stände  kraft  jener  Disposition   zu- 
ständig sey,   gleichwie  denn  auch  meines  Wiv 
sens  sämmtliche    in  den  Bundesstaatim  bisher 
zum  Vorschein  gekommene   organische  Yexfiu 
gungen  die  Sache  nor  so  genommen  haben« 

§•     ii5. 
Dieses  Becht  der  obersten  oder  höch5ten 
GeVichtsinstanz  9  als  das  Becht  der  Oberaufsicht 
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das  ganze  Gebieth  der  Rechtspflege  hindurch, 
äufsert  seine  Wirksamkeit  vorzüglich  in  Aufstel- 
lung zwekmäfsiger  Gerichtsordnungen ,  als  Nor- 
men der  Verfahrungsart   für  die   beyden ,   den 
subjizirten  Herren   belassenen,    Instanzen;     in 
der  Absendung  von  Visitationskonimissionen  an 
die  lezteren  in  den  geeigneten  Fällen ,  und  der 
Vollstreckung  ihrer  Resultate ;  in  der  Prüfung 
und  Bestätigung  der  von  den  subjizirten  Herren 
anzustellenden  Richter;    in  der  Erlassung  von 
Befehlen  zur  Justizverwaltung  auf  angebrachte 
und  gehörig  bescheinigte  Klagen  über  Justizver- 
weigerung   oder  Verzögerarig ;    in   der  Unter- 
suchung und  Entscheidung  aller  durch  den  Weg 
der  Appellation  oder  Revision  zur  dritten  Instanz 
.  gediehenen  Zivilrechtsstreitigkeiten;  endlich  in 
der  Revision   der  Inquisition   sowohl,    als  des 
Urtheilsspruchs  in  allen,    eigentlich  peinlichen 
Fällen,   da  die  endliche  Entscheidung  über  die 
Freyheit  oder  gar  das  Leben  von  Staatsbürgern 
unmöglich  einem  andern  Subjekte,  als  der  Staats* 
gewalt  selbst  zustehen  kann.   —     Gerade  diese 
Rechte  sind  es,    welche  von  d^r  Staatsgewalt, 
ohne  dafs  ihr  Begriff  und  Wesen  zerstört  würde, 
nicht  getrennt  seyn  können ,   welche  ihr  darum 
wesentlich  ankleben,    und  welche   daher  auch 
noth  wendig  als  unter  jenem  droit  de  Jurisdiction 
siipreine^   als    einem    droit   de   la  souverainetc  ^ 
begiiffen  geachtet  werden  müssen. 
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Mag  übrigens  gleichwohl  die.Ausübung  der  ^ 
Gerichtsbarkeit  in  erster  und  zweyter  Instanz  in 
den  Händen  der  subjizirten  Herren,  als  den  ein 
für  allemal  bestimmten  Organen  der  Staatsgewalt 
in   diesem  Zweige   der  Staatsverwaltung,    sich 
belinden;  ist  nur  die  leztere  selbst  im  Besitze 
der  oben  auFgezählten  Hechte»   so  Vjermag  sie 
allerdings ,  vermittelst  der  Geltendmachung  der« 
selben ,  die  Erreichung  des  Zweks  diesem  Zweigs 
der  Staatsverwaltung  zu  sichern,    und  den  ge- 
gründeten Ansprüchen  der  Staatsglieder  in  dieser 
Beziehung  vollkommen  zu  genügen.    Doch  darf 
ihr  auch  keines  jener  Rechte  Fehlen,   wenn  ihr 
jene  Sicherung  und  dieses  Genügen ,  worauE  das 
gegründetste  Becht  gegen  sie  statt  findet,  mög- 
lich seyn  soll,  und, eben  diese  beyden  Rüksich- 
ten  sind   an    sich    schon    zureichender  Grund , 
warum,  in  Erwägung  der,   den  Bestimmungen 
des  Artikels  uC   zu  Grunde  liegenden  Absicht, 
nämlich  die,  der  Souveränität  wesentlich  ankle- 
benden,  Regierungsrechte  aufzustellen,  jenem 
aufgeführten  droit  de  Jurisdiction  supremCf  gerade 
jene,    und    keine    andere,    Deutung    gegeben 
werden  mufs  und  darf,  indem  durch  jene  Deu- 
tung eines  Theils  die  ganze,  durch  ihren  Grund 
bezeichnete,    Sphäre  jener  Bestimmung  ausge- 
füllt, und  andern  Theils  für  die  Sphäre  der  rela- 
tiven   Bestimmung   des    Artikels   27    der,    der 
Absicht  dieser  Bestimmung  entsprechende  ,    In* 
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halt  übrig  gelassen ,  somit  durch  sie  alle  gege- 
benen Rüksichten  für ,  jeden  Theil  befriedigend» 
entschöpft  sind. 

§.     116. 

Warum  ich  hierbey  von  der  sogenannten 
geistlichen  oder  kirchlichen  Jurisdiktion 
keine  Erwähnung  gethan  habe,  davon  liegt  der 
Grund  darinn: 

In  soferne  man  imter  der  kirchlichen  Juris*» 
diktion  blofs  die  Befugnifs,   in  Disziplinar- 
sachen der  Kircbenglieder  oder  Diener,   als 
solcher,  zu  untersuchen  und  zu  entscheiden» 
versteht,   (in  welchem  Sinne  aber  freylich  der 
Ausdruk  jurisdictio  sehr  uneigentlich  ge- 
braucht  ist)  in  soferne  gebührt  sie  auch  ledig- 
lich der  Kirche  und  ihren  Vorständen ;  der  Staat 
und  die  Staatsgewalt  haben  darauf  ganz  und 
gar  keinen  Anspruch,  weil  jene  Untersuchung 
und  Entscheidung  blofs  Sache  der  Kirche,  als 
einer    eigenen   positiv  -  religiösen    Gesellschaft 
selbst  seyn  kann,  so  wie  jede  vom  Staate  aner- 
kannte  Gesellschaft    ihre    Gesellschaftsdisziplin 
selbst  zu  besorgen  befugt  ist.     Von  einer  kirch- 
lichen Jurisdiktion  der  Art  konnte   also   da, 
wo  blofs  von  den  Rechten  der  Staati^gewalt,  als 
solcher,  gehandelt  wurde,  nicht  die  Rede  seyn. 
Selbst  da ,   wo  eine  Kirche  die  Besorgung  ihrer 
Gesellschaftsdisziplin  zuoberst  dem  bürgerlichen 
Oberherrn  überläfst,    handelt  doch   dieser   in 


341 

solchen  Disziplinarsachen,  streng  genommen , 
nicht  als  bürgerlicher  Oberrherr,  sondern  als 
Vorstand  der  Kirche ;  ich  habe  es  aber  hier  blos 
mit  der  bürgerlichen  Oberherrschaft,  nicht  mit 
dem  obersten  Kirchenregimen ta  zu  thun. 

In  soferne  man  aber  unter  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  die  Untersuchung  und  Entschei- 
dung   eigentlicher,     zwischen    Kirchendienern 
unter  sich  oder  mit  andern  Staatsgliedern  entstan- 
dener ,     Rechtsstreitigkeiten  ,     und  die 
Untersuchung  und  Bestrafung  eigentlicher,  von 
Kirchendienern    begangener,    Verbrechen   ver- 
stehen wollte ,  in  soferne  ist  sie  ohne  Zweifel 
unter  der  allgemeinen  bürgerlichen  und  Straf- 
gerichtsbarkeitbegriffen, und  in  soferne  bedurfte 
sie  also  keiner  besonderen  Erwähnung ;  denn  es 
kann    nach    den  jezt  vorhandenen   geläuterten 
Grundsätzen  über  das  Verhältnifs  zwischen  Staat 
lind  Kirche,    und   über  die  Staatsbürgereigen- 
schaft der  Kirchendiener  in  allem  dem ,  was  ihre 
wirkliche  Rechtssphäre    betrifft,    vqn   keinem 
unterrichteten  Menschen  mehr  geläugnet  wer- 
den, dafs  die  Kirchendiener,    als  Staatsbürger, 
gleich   allen  andern  Staatsgliedern  der  Hechts- 
pßege  der  Staatsgewalt  nach  ihren  beyden  Haupt- 
zweigen unterliegen.     Es  erstrecken  sich  dem- 
nach alle  diejenigen  Hechte  ,    welche   voraus 
als  Bestandtheile    der  obersten  Gerichtsbarkeit 
aufgeführt   wurden,    unläugbar    auch    auf  die 
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Rechtsstreitigkeiten  und  Rechtsverletzungen  der 
Kirchendiener^  in  den  fraglichen  snbjizirten 
Reichslanden,  und  es  ist  daraus  vollkommen 
erklärbar ,  warum  die  Bundesakte  weder  im 
cC.  noch  im  jy.  Artikel  der  kirchlichen  Gerichts* 
barkeit  irgend  besondere  Erwähnung  gethan 
hat. 

§.     117. 
Das    dritte f     der   Staatsgewalt    wesentlich 

angehörige,  und  darum  im  Artikel  iG  der  Bun- 
desakte  aufgeführte ,     Regierungsrecht  ist   das 
Recht  del:  Polizey,  als  derjenige  Wirkungs- 
kreifs  der  Staatsgewalt,   der  dahin  geht,  allen, 
aus  sicheren   oder  üuch   nur   wahrscheinlichen 
Gründen  zu  befürchtenden,    Übeln,    wodurch 
die  Sicherheit  des  Staats  oder  auch  nur  eines 
seiner  Glieder  gefährdet,    d.  i.  beschädigt,   in 
seinem  Rechtsgenusse  gestört ,  oder  gar  an  seinen 
Rechten  wirklich  verlezt  werden  könnte,  vor- 
zubeugen;  oder,  falls  sie  unabtreiblich  herein« 
gebrochen   seyn  sollten,    sie  in  den  möglichst 
kleinsten  Schranken  zu  halten.     Doch  ist  auch 
dieser  Gewaltszweig ,  ob  er  gleich  überhaupt 
nur  Ausflufs  der  Staatsgewalt  ist,  nicht  in  seinem 
ganzen  Umfange,   sondern  es  ist  im  erwähnten 
Artikel  nur  das  droit  de  haute  policef  nur  das 
Recht    der    hohen    oder    Oberpolizey 
als   Regierungsrecht    der   Souveräne   angeführt 
worden. 
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Es  existirt  nun  zwar,  wi^  aus  dem  voraus^ 
bestimmten  Begriffe  und  Zwecke  der  Polizey 
unmittelbar    einleuchtet!    ganz    und   gar    kein 
wissenschaftlicher  Grund  der  Eintheilung 
der  Polizey  in  die  hohe  oder  obere,  und  die 
niedere,  was  auch  immer  die  vielen  bisheri- 
geuv  unsystematischen   und    nachschwatzenden 
Theoretiker  dafür  angeführt  haben  mögen ,  und 
es  läfst  sich  also  auch   der  wahre  Inhalt  einer 
sogenannten  hohen  oder  Oberpolizey  aus  dem 
blofsen  Gebiethe  der  Polizeywissenschafl:  nicht 
entwickeln ;  auch  ist  es  ausgemacht,  dafs  jene  Ein- 
theilung ein  blofses  Überbleibsel  aus  jenen  Zeiten 
seyf  wo  man  noch  weit  weniger,  als  in  neuern 
Zeiten  — wo  selbst  noch  die  gröfste  Unbestimmt- 
heit im  Folizeyfache  sich  praktisch  äufsert  — 
mit  der  wahren  Quelle,  demGtunde,  der  Natur, 
dem  Wesen, und  Umfange  der  Polizey  vertraut, 
soz^T   einen   Theil  derselben  aus  Ausflufs  der 
Gerichtsbarkeit  oder  des  Privateigenthums  be- 
trachtete,   diesen  sodann  mit  dem  Namen  der 
niederen  Polizey  bezeichnete,  und  nur  denjeni- 
gen Theil  derselben  der  Staatsgewalt,  unter  dem 
Namen  der  hohen  oder  Oberpolizey ,  vorbehielt, 
dessen  hoheitsrechtliche  Natur  zu  deutlich  vorlag. 
Allein  es  ist  nun  einmal  jene   Eintheilung  in 
unserer  Bundesakte  beybehalten ,  und  es  ist  ein 
Glük  für  den  doktrinellen  Interpreten,  dafb^  an 
und  für  sich  die  Stelle  selbst,  in  der  jenes  Recht 
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der  hohen  Polizey  vorkömmt,  einen  zureichen- 
den Maafsstab  enthält,  wonach  mit  Sicherheit 
bemessen  werden  kann ,  was  zum  Inhalte  dieser 
hohen  oder  Oberpolizey  zu  rechnen  sey. 

§.     118. 

Diese  Stelle,   4^r  Artikel  s6,   hat  nämlich 
oFFenkundig  die  Bestimmung,  diejenigen  Rechte 
zu  bezeichnen ,  welche  der  Souveränität  wesent- 
lich ankleben,    d.  i.  welche  nur  Ausflüsse  der 
Staatsgewalt  sind,  und  ohne  deren  Inhaben  die 
Staatsgewalt  den  ihr  aufgegebenen  Zwek  nicht 
erreichen,  und  dessen  Erreichung  nicht  verbür- 
gen könnte.    Hieraus  Folgt  also  unmittelbar,  dafs 
unter  dem,  in  jenem  Artikel  £6  mitauFgeführten, 
Hechte   der  hohen   oder  Oberpolizey  alle  jene 
Befugnisse  begriffen  seyn  müssen,   ohne  deren 
unmittelbare.^  Inhaben  der  Souverän  den,    im 
allgemeinen   Zwecke    der   Staatsgewalt   enthal- 
tenen, besonderen  Zwek  der  Folizeygewalt  zu 
erreichen ,  und  dessen  Erreichung  zu  verbürgen 
nicht  vermöchte. 

Jene  Befugnisse  nun  bestehen ,  wie  die  Natur 
der  Sache  lehrt,  Erstens  in  der  Folizeygesez- 
gebung  nach  ihrem  ganzen  Umfange,  d,  i.  in 
der  bestimmten  Vorzeichnung  derjenigen  Grund- 
sätze, nach  welchen  die  Polizey  im  ganzen 
Vmfange  des  Staats,  folglich  auch  an  jedem  ein- 
zelnen Orte  der  neuerdings  subjizirten  Reichs». 
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lande  y    in  Hinsicht    eines  jeden  Objekts  ihrer 
Thätigkeit  gehandhabt,    und  jedes  Polizey ver- 
gehen geahndet  werden  soll,  welche  Befugnifs 
eigentlich   schon    unter    dem    unbeschränkten 
droit  de  legisUition  enthalten  ist,  und  der  Staats- 
gewalt  um  so  wesentlicher  anklebt,  je  weniger 
sie  ohne  deren  unmittelbares  Inhaben   die  Er- 
reichung des  Polizeyzweks  zu  verbürgen   ver- 
xnögte.     Zweytens  in  der  unmittelbaren  Voll« 
Ziehung  jener  Polizeygesetze ,  und  der  unmit- 
telbaren Realisirung  aller  jener  Polizeyanstalten, 
deren  Wirksamkeit,  für  das  Staatsganze  berech- 
net, sich  nicht  blofs  auf  das  fragliche  subjizirte 
Reichsland  beschränkt,   solidem  auf  das  Ganze 
des  souveränen  Staats  sich  erstrekt,  wohin  z.B. 
die  Anlegung  von  Chapsseen  und  Kanälen,  der, 
den  Handel  des  Ganzen  berüksichti^enden  Poli- 
zeyanstalten ,   das  Münzwesen ,   Magazinerrich- 
tung und  Getraidsperre,  höhere  Bildungsinstitute, 
Sanitätsanstalten  bey  Epidemien  oder  allgemei- 
nen Viehseuchen  u.  dgl.  m.  gehören.      Endlich 
Drittens   in   der  ununterbrochenen  Führung 
ein^r  Oberaufsicht  über  die  pünktliche  Vollzie- 
hung der  gegebenen  Polizeygesetze  durch  die 
Inhaber  der  niederen  Polizey,  in  soferne,  wie 
an  seinem  Orte  gezeigt  werden  wird,  jene  Voll- 
ziehung zum  Aessort  der  leztern  gehört,  und 
in    der  höchsten   Entscheidung  der   Fälle,   in 
welchen  sich  einzelne,  physische  oder  juridische, 
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Personen  (z.  B.  Zünfte)  durch  das  Verfahren  der 
Lokalpolizey  für  beschwert  erachten. 

Ohne  dafs  der  Staatsgewalt  die  Befugnisse  der 
eben  angeführten  Art  unmittelbar  zukämen , 
wäre  ein  Theil  der  Staatsglieder  (nämlich 
die  Bewohner  der  unterworfenen  Reichslande) , 
die  doch  mit  allen  andern  auf  gleichen  Schuz 
und  gleiche  Obsorge  von  Seite  der  Staats- 
gewalt gleichen  Anspruch  haben  9  der  PrivatwilU 
kühr  der  untergeordneten  Poltzeyinhaber,  die 
wohl  in  Polizeydespotismus  ausarten ,  oder  den 
Polizeyzwek  vernachläfsigen  könnte ,  Preifs 
gegeben ,  in  Ansehung  ihrer  also  die  Erreichung 
des  Staatszweks  durch  nichts  gesichert.  Soll 
nun  aber  und  mufs  gerade  diese  Garantie  für 
Erreichung  des  Staatszweks,  wozu  die  Polizey 
auf  ihre  eigene  Weise  mitwirkt,  auch  in  Anse- 
hung des  hier  bezielten  Theils  der  S^taatsglieder 
durch  den  Souverän ,  als  das  Subjekt  der  Staats- 
gewalt ,  geleistet  werden ,  so  darf  ihm  auch  keine 
jener  Befugnisse  entgehen  ,  und  es  isf  eben 
hierdurch  meine  Angabe  des  Gehalts  jenes  droit 
de  haute  police  eben  so  vollkommen  gerecht* 
fertigt,  als  dem  Geiste  der  Bundesakle,  und 
der  dadurch  jedem  Theile  angewiesenen  Wir- 
kungssphäre genüget.  —  Was  im  Gebiethe  der 
Polizey  den  subjizirten  Reichsständen  vorbe- 
halten worden  sey,  wird,  als  Folgerung  aus 
der   hier  gegebenen  Bestimmung,    an  seinem 
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gehörigen   Orte  in   der  Folge  noch   angeführt 
werden. 

Da,  der  Natur  der  Sache  nach ,  alle  AnstaU 
ten  für.  Ordnung  und  Sicherheit  im  Inneren, 
wie  für  Vertheidigung  des  Staats  gegen  aufsen 
durch  Militär,  nur  von  der  Staatsgewalt 
selbst  ausgehen  können ,  folglich  auch  diese  nur 
berechtigt  seyn  kann,  die  Miitel  zur  Realisirung 
jener  Anstalten  aufzubringen ,  welche ,  wie  ich 
voraus  gezeigt  habe,  von  derGesammtmässe  der 
Staatsbürger  herbeygeschafft  werden  müssen , 
und  am  schiklichsten  durch  den  We^  der  Kon- 
d.rip.ion.„.j,.bracl..»erd™,  ^  m^te  „oth- 
wendig,  wie  denn  auch  wirklich  geschehen  ist, 
das  droit  de  conscrvption  militaire  ou  de  recrute» 
inent  unter  den,  der  Souveraiuität  wesentlich 
anklebenden,  Regierungsrechten  im  Artikel  2C 
aufgezählt  werden. 

Demzufolge  ist  der  Souverän  berechtigt, 
nach  den  bestehenden ,  —  wie  vorausgespzt 
werden  ninfs,  mitRüksicht  auf  das  voraus  erör- 
terte gerechte  Vertheilungsprinzip  aller  Staats« 
last  entworfenen— -Konskriptionsgesetzen,  auch 
die  Bewohner  der  ihm  neuerdings  subjizirten 
Reichslande  zur  Militärkon  skr  iption  zu  ziehen, 
lind  die,  nach  eben  jenem  Vertheilungsmaafsstabe 
auf  sie  fallende,  Anzahl  von  Militärpersonen 
aus  ihnen  erheben  zu  lassen ,  und  es  ist  keinem 
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ZweiFel  unterworfen»  dafs  jene  Bewohner,    so 
wie   sie   mit   allen  übrigen   Staat^gliedern  auf 
gleichen  Schuz  der  Staatsgewalt  gleichen  An- 
spruch machen,    so   auch  in  gleichem  Maafse 
durch   die  erforderliche  persönliche  Dienstlei- 
stung  nach  dem  auf  sie  Fallenden  Antheile  zur 
Staatskraft  beyzutragen  verpflichtet  seyen,  und 
alle    in    Hinsicht   auf   die    Militärkonskription 
erlassenen  Gesetze  zu  befolgen ,  aber  auch  z.  B. 
jene   wegen  Befreyung  gewisser   Klassen   vom 
Militärdienste  für  sich  anzusprechen  haben. 

Ob  übrigens  der  Souverän  den  wirklichen 
Militärzug  nach  den  bestehenden  Gesetzen  durch 
seine  eigenen  Behörden   unmittelbar  selbst  be- 
sorgen lassen,    oder  denselben  den  subjizirten 
Herren    zu    besorgen  überlassen    will,    hängt 
lediglich  von  seinem  Ermessen  ab,  und  es  haben 
auf  jeden  Fall  die  lezteren  keinen  Anspruch  dar- 
auf. —     Mit  der  zum  jSehufe  der  Handhabung 
der  Lokalpolizcy  etwa   erforderlichen  Militär- 
mannschaft die  Inhaber  jener  Polizey  zu  unter«^ 
stützen ,  erheischt  das  eigene  Interesse  der  Sou- 
veräi\e,  und  keiner  von  diesen  wird  sich  weigern, 
die  ihm  untergeordneten  Reichsfürsten  auf  er- 
folgtes Ansuchen  mit  einer  angemessenen  Schlofs- 
wache  aus  seinem  Militär  zu  versehen,   wenn 
nur  jene  den  Unterhalt  dieser  Wache  über  sich 
nehmen  wollen,     was  die  Billigkeit    und  das 
Hecht  um  so  mehr  erheischen ,  da  jene  Wache 
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blofs  fiir  ihren  Frivatzwek  dient,  und  daher 
keinen  Anspruch  a^  ihren  Unterhalb  von  Seite 
des  Staats  w'ähren^^  jener  Dienstzeit  hat.  Das 
Recht,  irgend  ei;^eigenes  Militär  zu  halten, 
kann  von  den  unterMrorfenen  ehemaligen  Reichs* 
ständen  nicht  angesprochen  M'erden,  da  keine 
Quelle  und  kein  Grund  eines  solchen  Rechts  für 
sie  mehr  existirt.  . 

§•       130. 

Das  lezte,  im  Art.  sC  als  der  Souveränität 
-wesentlich  anklebend  aufgeführte,  Regenten- 
recht ist  das  Recht  der  Auflagen  (droit 
d^impots)  in  Beziehung  auf  die  unterworfenen 
ehemaligen  Reichslande  und  Stände,  eigentlich 
eine  nothwendige  Folge  des  Überganges  der 
Staatsgewalt  über  jene  Lande  in  die  Hände  der 
Bundesglieder,  indem  dasselbe  Subjekt,  welches 
die  Anstalten  zur  Erreichung  des  Staatszweks 
zu  realisiren  hat,  auch  die  zur  Realisirung  dieser 
Anstalten  erforderlichen  Mittel  und  Beyträge 
von  den  Staatsgliedern  zu  erheben  berechtigt 
seyn  mufs.  Alle  diejenigen  Beyträge  demnach , 
welche  die  Bewohner  der  übrigen  Länder  der 
Souveräne  zur  schützenden  Staatskr^^ft ,  zur  Be- 
streitung der  Staatsausgaben  zu  entrichten  ver- 
bunden sind,  müssen  nun  auch  die  Bewohner 
der  subjizirten  Reichslande  nach  dem  Verhält- 
nisse ihres,  ihneti  zu  schützenden,  fiesizthums 
an  die  Staatskasse  ihrer  Souveräne  in  der  Regel 
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entrichten,  und  sind  Diese  von  ihnen  zu  erhe- 
ben berechtigt y  aus  demselben  Grunde,  aus 
welchem  voraus  im  allgemeinen  das  Recht  und 
die  Verbindlichkeit  zur  Beyiragserhebung  und 
Entrichtung  von  Seite  der  Staatsgewalt  und  der 
Unterthanen  überhaupt  erörtert  wurde. 

Dafs  der  Souverän  jede «  in  dem  neuerdings 
subjizirten  Reichslande  bestehende,  Sleuerfrey- 
heit  einzelner ,  physischer  oder  juridischer, 
Privatpersonen  eben  so,  wie  in  seinen  altea 
Landen,  aufzuheben  berechtigt  sey ,  leidet  kei^ 
nenZweifel^  denn  da,  unterVora.ussetzung 
einer  richtigen  Besteuerung,  jede,  dem 
einen  Staatsgliede  abgenommene ,  Steiferlast 
nothwendig  den  übrigen  Staat^gliedern  zur  Last 
fallen  mufs,  und  dadurch  die  formale  Gleich- 
heit des  Rechts  verlezt  wird,  so  konnte  eigent- 
lich nie  ein  Regent  auf  eine  zu  Recht  bestän- 
dige  Weise  Jemanden  ein  Steuerprivileg  erthei- 
len  ,  oder  gewisse  Besitzungen  von  Steuern  frey 
belassen ;  und. wenn  demnach  der  jetzige  Regent, 
aus  besserer  Einsicht  desRechtsgemäfsen,  solche 
Steuerbefreyungen  zurük  nimmt  oder  aufhebt, 
so  ist  jdiefs  nur  eine  Aufhebung  einer  unge- 
rechten Belästigung  der  übrigen  Staalsglieder, 
eine  Reparation  des,  leztern  zugefügten,  Un- 
rechts, wozu  er  nicht  nur  berechtigt,  son- 
dern selbst  verpflichtet  ist.  Da  ferner  jedes 
StaaLsglied   ohne  Ausnahme    für  den  ihm  vom 
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Staate  werdenden  Schuz  verhältnifsmärsig  bey« 
zutragen  verbunden  ist,  und  alle  ein  Recht 
darauf  haben ,  dafs  jedem  von  ihnen  nur  der , 
nach  einer  gerechten  Verthelhing  der  erforder- 
lichen Totalsumme  auf  alle,  ihn  .rechtlich 
treffende  Antheil  abgefordert  werde  ^  sc  kann 
eigentlich  gar  Keiner  ein  Recht  auf  Steuerfrey- 
heit  haben,  weil  jene  Rechte  aller  übrigen  mit 
jenem  Rechte  eines  solchen  Einzelnen  nicht 
bestehen  können ,  und  wenn  demnach  die  Staats- 
gewalt durch  pilichtmafsige  Aufhebung  solcher , 
bisher  widerrechtlich  gestatteten ,  Steuerfrey- 
heiten  einzelner  eigentlich  nur  das  NichtStatt- 
finden  eines  solchen  vermeintlichen  Rechts  aus« 
spricht,  so  ist  auch  nicht  einmal  ein  Rechts- 
grund  zu  einem  Ansprüche  auf  Entschädigung 
von  Seite  jeher  erfindlich,  denen  jezt  ihr  Steuer- 
privileg entzogen  wird,  weil  auch  die^e  Ent* 
Schädigung  wieder  nur  auf  ungerechte  Kosten 
der  übrigen  Staatsglieder  geleistet  werden  könnte, 
und  weil  durch  jenen  Ausspruch  jene  Einzelne 
blofs  zur  Erfüllung  einer  Pflicht  angehalten 
werden!  der  sie, sich  rechtlich  nie  hätten  ent- 
ziehen können  und  sollen;  demnach  sie  sehr 
froh  seyn  müssen ,  wenn  man  ihnen  nicht  einen 
nachträglichen  Ersaz  der,  ihrer  Seits  wider» 
rechtlich  bisher  vorenthaltenen ,  Steuerbeyträge 
abfordert. 
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§.       121. 

Indem  bey  Berechnung  der,  zur  Bestrei- 
tung der  Staatsbedürfnisse  erforderlichen  y  Total- 
summe  natürlich  der,  zur  Ausübung  der  Rechts- 
pflege und  Polizey  nach  ihrem  ganzen 
U  m  f  a  n  g  e  erforderliche ,  Aufwand  in  Anschlag 
gebracht  wird  »^  der  Souverän  aber  in  den  ihm 
neuerdings  .unterworfenen  Reichslanden ,  wie 
wir  aus  dem  Vorhergehenden  wissen ,  die  Rechts- 
pflege und  Polizey  nicht  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange auszuüben  hat,  so  mögte^es  auf  den  ersten 
Anblik  scheinen ,  als  ob  aus  diesem  Grunde  der 
Souverän  von  den  Bewohnern  jener  Lande  nur 
verhältnifsmäfsig  geringere  Steuerbeyträge  zu 
erheben  befugt  sey.  Wenn  man  jedoch  nicht 
übersehen  darf,  dafs  die  Souveräne  in  ihren 
alten  Landen  noch  Domänen  und  mancherley 
nuzbare  Rechte  besitzen ,  deren  Ertrag  bey  Be- 
rechnung jener  oben  bemerkten  TotaUumtiie  in 
Ansaz  gebracht  werden  mufs;  dafs  hingegen  ein 
solcher  Ertrag  aus  Domänen  und  nuzbaren 
Rechten  für  sie ,  in  den  fraglichen  Reichslanden, 
wo  bekanntlich  die  Domänen  und  andere  nuz- 
bare Rechte  den  subjizirten  Reichsständen  über- 
wiesen sind,  nicht  vorhanden  ist,  so  dürfte 
ejxer  noch  die  Frage  seyn,  ob  nicht  die  Bewoh- 
ner der  subjizirten  Reichslande  verhältnirsmäfsig 
höhere  Steuerbeyträge  zur  Kasse  des  Staats  zu 
entrichten   schuldig    seyen^     und  diese  dürfen 
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daher  auf  jeden  Fall  zufrieden  seyn ,  wenn  jener 
geringere ,  von  Seite  der  Staatsgewalt  zu 
machende,  Aufwand  mit  diesem  Abgange  des 
Ertrags  aus  Domänen  und  nuzbaren  Rechten 
kompensirt  werden  will,  zu  welcher  Kompen- 
sation jedoch  auch  in  soferne  Grund  genug  vor- 
handen ist|  als  es  im  höchsten  Grade  unbillig 
tmd  selbst  ungerecht  seyn  würde,  die  Bewohner 
der  frag|lichen  Reichslande  unter  jener  höheren 
Anordnung  leiden  zulassen,  und  sie  einer ,  von 
ihnen  gar  nicht  veranlalsten ,  Disposition  wegen 
höher  zu  besteuern,  sie,  die  durch  die  Umwand- 
lung ihrer  bisherigen  Staatsgüter  in  Privatgüter 
der  ehemaligen  Beichsstände,  ohnediefs  5chon 
in  mancher  Hinsicht  beträchtlich  verloren  halben. 
Übrigens  hängt  es  auch  hier  lediglich  von 
dem  Ermessen  des  Souveräne  ab,  ob  er  die 
Repartition  und  Einhebung  der,  auf  ein  ihm 
subjizirtes  ehemaliges  Reichsland  fallenden, 
Steuersumme  unmittelbar  durch  seine  eigenen 
Beamten  besorgen ,  oder  dem  subjizirten  Reichs« 
Stande  überlassen  will ,  indem  auf  Seite  des  lez« 
teren  kein  Grund  zu  einem  positiven  Rechts« 
anspruche  darauf  steht, 

Dafs,  da  der  subjizirte  vormalige  Reichsstand 
aus  keinem  Grunde  mehr  Anspruch  auf  irgend 
j^ine  Art  von  Steuer,   als  eigentlicher  Staats« 
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abgäbe,   zu  machen  hat,  in  dem  subjizirten 
Reichstande  auch  alle  Arten  indirekter  wirk- 
lieber  Steuern,   —  solange  diese  völlig  zwek* 
"widrige    und    ungerechte    Besteuerungsweise, 
deren  Name  schon  die  Karaktere  kameralistischer 
Willkühr  und  Hinterlist  an  der  Stirne  trägt , 
noch   bey behalten  wird  —  unter  welchem 
Namen    sie    auch    immer    vorkommen 
mögen,  nur  von  der  Staatskasse  des  Souveräns 
angesprochen    werden  können,    und   lezterer 
befugt  und  verpflichtet  sey,    aucli  da,   wie  in 
seinen  übrigen  Landen ,   die  (wohl  allenthalben 
nöthige)  Verbesserung  im  Steuersysteme  einzu« 
Führen,     kann    keinem    gegründeten    Zweifel 
imterworfen  werden.     Doch  mufs  ich  hier  eine 
Schwierigkeit  berühren,   welche  sich  bey  der 
Geltendmachung    jenes    Grundsatzes    beynahe 
allenthalben  einstellen  wird. 

In  allen  deutschen  Ländern  nämlich  sind 
die  Unterthanen  mit  einer  Menge  der  verschie- 
denartigsten Abgaben ,  als  da  sind ,,  direkte  und 
indirekteStaatsabgaben,  dann  Guts«,  Leib-, 
Leih-  ;und  Lehenherrliche  Frivatabgaben» 
belegt ,  und  es  ist  eine  bekannte  Sache ,  dafs  die 
Benennungen,  unter  denen  jene  Abgabsarten 
vorkommen,  nicht  allenthalben  gleichförmig, 
und  dafs  diese  Benennungen  überhaupt  keine 
sichere  Kennzeichen  ihrer  Staats-  oder  privat« 
rechtlichen  Nalur  sind.     Piesemnach  wird  es 
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kaum  fehlen ,  dafs  nicht  bey  der  vorzunehmen-» 
den  Ausscheidung  vorzüglich  der  indirekten 
Staatsabgaben  von  den  Privatabgaben  häufig 
Zweifel  eintreten  sollten ,  zu  welcher  von 
beyden  Klassen  eine  oder  die  andere  Abgabe  zu 
rechnen  sey?  Für  solche  zweifelhafte  Fälle 
glaube  ich  folgende,  durch  die  Natur  der  Sache 
selbst  sich  rechtfertigende ,  praktische  Norm 
aufstellen  zu  müssen:  Kömmt  die  in  Frage  ste* 
hende  Abgabe  unter  einer  solchen  Benennung 
vor,  die  in  der  Regel  eine  indirekte  Staats« 
abgäbe  zu  bezeichnen  pflegt«  so  streitet  die 
Vermuthung  für  ihre  staatsrechtliche  Natvr,  und 
es  ist  demnach  der  Souverän  sie  für  seine  Staats- 
kasse  anzusprechen^  so  lange  berechtigt,  bis 
der  subjizirte  Reichsstand  bewiesen  hat,  dafs 
dieselbe ,     ihrer   Benennung    ungeachtet ,     aus 

Guts-,  Leib-,  Leih -oder  Lehenherrlichen  Ver* 

• 

bände  entstanden  sey,  sonach  in  die  Klasse  von 
Privatabgaben  zu  stellen  sey.  Trägt  hingegen 
die  fragliche  Abgabe  einen  Namen,  der  in  der 
Regel  einer  Privatabgabe  eigen  ist,  so 
streitet  die  Vermuthung  für  die  privatrechtliche 
Natur  derselben,  und  es  mufs  demnach  der 
Souverän ,  der  sie  dennoch  als  Staatsabgabe  in 
Anspruch  nehmen  wollte,  den  Beweis  ihrer 
staatsrechtlichen  Eigenschaft  übernehmen.  Kann 
in  dem  einen  oder  dem  andern  Falle  der  erfor- 
derliche Beweis  nicht  gestellt  werden,  so  mufs 
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jeder  Tlieil  die  einzig  übrige  Entscheidung  durch 
.den  regelgem'äfsen  Karakter  der  Benennung  sich 
gefallen  lassen. 

Dafs  der  blofse  Rekurs  auf  kaiserliche  Pri- 
vilegien, Schenkung  oder  Belehnung  hier  an 
sich  nichts  entscheide,  wird  Niemand  läugnen 
können,  der  weifs,  dafs  die  deutschen  Könige 
und  Kaiser  sich  in  früheren  Zeiten  nicht  minder 
in  der  Eigenschaft  von  Grundeigenthümern  oder 
Gutsherren,  als  in  der  von  bürgerlichen  Ober- 
harren  bezeigt  haben.  —  Eben  jene  vorhin 
angegebene  Norn^  wird  auch  bey  Ausscheidung 
der  Staatsdienste,  sonst  auch  oft  mit  dem  Namen 
»»Frohnden**  bezeichnet,  von  Privatfrohnden  9 
so  wie  der  Reluitionsgelder  für  beyde  Arten  von 
Frohnden ,   in  Anwendung  zu  bringen  seyn. 

§.     IC  3. 

Ein  weiterer  Zweifel  dürfte  bey  jenem  Aus- 
scheidpngsgeschäfte  vielleicht  von  daher  erregt 
werden  können,  dafs  manche  indirekte  Staats^ 
abgaben,  ob  man  gleich  ihre  ursprüngliche 
suatsrechtliche  Natur  gar' nicht  bestreiten  will, 
dennoch  den  subjizirt^n  Herten  ausnahmsweise 
darum  zu  belassen  seyen,  weil  jene  ur.'^prüng- 
lich  zur  Bestreitung  oder  zur  Vergeltung  des, 
zur  Realisirung  gewisser  Funktionen  erforder- 
lichen, Aufwandes  eingeführt  worden  seyen, 
als  z.  B.  manche  Arten  des  Akzises  zur  Bestrei« 
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tnng  oder  Vergeltung  des  Polizeyaufwandes ; 
demnach,  da  diese  F^unktionen  den  subjizirten 
Herren  bevorgeblieben ,  auch  jene  Abgaben 
ihnen  zu  belassen ,  und  diese  unter  die »  diesen 
Perreh  im  Artikel  27  der  ßundesakte  vorbehal- 
tenen  ^revenus  jrtovenans  de  dits  droits^  zu 
zählen  seyen. 

Allein  auch  dieser  Zweifel  mufs  soFort 
schwinden,  wenn  man  bedenkt,  dafs  erstens 
nur  den  Souveränen  im  Artikel  27  eben  so 
bestimmt,  als  allgemein  und  uneingeschränkt 
das  droit  d*impots  (wie  sich  nach  der  Stellung 
von  selbst  versteht,  droit  d'irnpots  publiques) 
vindizirt  worden;  dafs  zweytens  unter  die 
beyden,  im  Artikel  27  den  subjizirten  Herren 
vorbehaltenen  Rechtskategorien  keinerley  Recht 
^u  öffentlichen  Auflagen  sich  subsummiren 
lasse;  dafs  folglich  dritrens  jene,  daselbst 
vorbehaltenen ,  revenus  provenans  de  dits  droits 
nach  dem  ganzen  Zusammenhange  sich  nur  von 
den,  bey  Gelegenheit  der  Ausübung  der  vorbe- 
haltenen Rechte,  z.  B.  der  Gerichtsbarkeit  und 
^Polizey,  sich  ergebenden  Gefällen,  z.  B.  von 
Strafen  für  Polizeyübertretungen,  von  Gebühren 
für  Ausfertigungen ,  von  Taxen  für  Verwilligun- 
gen  und  dergleichen  Gefällen ;  keineswegs  aber 
von  eigentlichen,  ohne  Rüksicht  auf  einzelne 
Akte  und  von  Hoheits  wegen ,  zu  beitimn[ienden 
und  zu  erhebenden  Auflagen  zu  verstehen  seyen. 


Es  ist  also  damit  die  Wahrheit  des  schon 
voraus  aufgestellten  Satzes  aulser  allen  Zweifel 
gestellt',  dals  in  den  subjizirten  ReicÜslanden 
auch  alte  Arten  indirekter  Steuern ,  ihre  Benen- 
nnng  sey,  welche  si^' wolle,  nur  von  der  Staats- 
kasse des  Souveräns,,  mit  gänzlichem  Ausschlusso 
der  subjizirten  Herren,  angesprochen  werden 
können. 

Hiermit  sind  die  Hauptgrundsätze  zur  Ent- 
schöpFung  der,  im  Artikel  sß  der  Bundesakt« 
der  Souveränität  Vorgezeichneten,  Sphäre  ihrer 
Regierungseinwirkiing  auf  die  ihr  subjizirten 
vnrmali«:en  Reichslande  und  Stände  den  voraus 
aiiF^estelltenlnterpretalions-  und  Ausscheidungs- 
re^eln  gemäH^  entwickelt,  und  die  bey  der  prak« 
tischeu  Ausführung  nöthige  Subsumtion  der  ein- 
zelnen Fälle  des  genaueren  Details  unter  jene 
Hauptgrundsätze  kann  für  den,  der  sie,  frey 
von  Vorurtheilen  und  allen ,  aus  dem  ehemalieen, 
nun  gänzlich  unbrauchbar  gewordenen ,  positi- 
ven deutschen  Staatsrechte  eingesogenen  Maxi- 


Torans  nach  MaaTsgabe  des  allgemeinen  Stant«- 
rechts  in  seinen  Hatiptgrundzügen  gezeiclim-i. 
-worden.  rollsUndig  aasgesprocbenistt  dieSou- 
verAae  diii^ch  Ausfüllung  jener  ihnen  angewiese- 
nen Wirkungssphäre  allerdings  den  wahren 
Staauzwek  auch  in  Beziehung  auf  die  ihnen 
«ubjizirtenReicbslande  und  Stände  zu  erreichen, 
und  diesen  den ,  von  ihnen  mit  Recht  zu  for- 
dernden,  Schuz  für  rechtliche  Sicherheit  voll- 
kommen zu  gewähren  vermögen.  Die,  ihrer 
Einwirkung  auf  jene  Lande  und  Staude  durch 
den  Artikel  57  der  Bundesakte  bestimmte, 
Schranke  wird  sich  in  der  Folge»  durch  Ertirte- 
rung  des  Rechtsverhältnisses  der  subjizirten  ehe- 
pialigen  Keichsstände  nach  Anordnung  eben  jenes 
Artikels  07  von  selbst  ergeben. 

Ehe  ich  jedoch  zur  Darstellung  des  leztern 
übergehe,  sind  zuvor  noch  tbeils  einige  Korrot- 
Urien  aUs  den  ausdrüklicheo  Bestimmungen  der 
Bundesakte,  tbeils  einige  in  der  Bundesakte 
..ik.»  a..eJrfiLi;^i.  üoFir^ci^mg  Nonuen  in  Bezie- 
ier Souveräne  zu  den 
inden  und  Landen  zu 

jen  Lehensv erbind  un- 
utschen  Heichsstände 
waren ,  kann  es  kaum 

r  solche  IVeichsstandei 
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"welche  jezt  souveräne  BundesFiirsten  sind »   vro 
nicht  in  Ansehung  ihrer  Besitzungen  überhaupt, 
doch  einzelner  Bestandtheile  derselben  im  Vasal- 
lennexus zu  solchen  Reichsständen,  welche  ihrer 
Souveränität   unterworfen   wurden,    als   ihren 
Lehenherren  gestanden   seyn  sollten,    und    da 
eines  Theils  die  Bundesakte  dergleichen  Lehens*» 
Verhältnisse  nicht  ausdrüklich  aufgehoben ,  viel- 
mehr andern  Theils  den  subjizirten  Reichsstän- 
den  ihre    droits  feodeaux    non    essentieüenient 
inlierans  d  la  souveraineti  ausdrüklich  vorbehal- 
ten hat ,   so  mögte  —  ob  nicht  jener  Yasallen- 
nexus  dennoch  fortbestehe  ?  um  so  zweifelhafter 
scheinen,    je  häufiger   itian  in   den  bisherigen 
Lehrbüchern  und  Kommentüren  des  Lehenrechts 
denGrundsaz  vertheidigt  findet,  dafs,  in  Gefolgt 
der  bekannten  Parömie  MLehenmann  kein  Unter- 
than  »vasallagium  non  involvit  homagium^^  gar 
wohl  Souveräne,  ihrer  Souveränität  unbeschadet, 
von  Nichtfiouveränen  Lehen  tragen  könnten,  und 
dafs  es  sich  nicht  widerspreche,  dafs  der  Regent 
eines  Staats  von   seinen    eigenen  Unterthanen 
Lehen  trag0,  gleichwie  denn  auch  diesen  Grund- 
äaz  bestätigende  Beyspiele  aus   der  Erfahrung 
angeführt  werden. 

Demungeachtet  glaube  ich  jedoch  behaup- 
ten zu  müssen ,  dafs  der  hier  fragliche  Vasallen- 
nexus, zwar  nicht  durch  den  Buchstaben,  aber 
doch   durch  den  Geist  und   die  Tendenz  der 
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Bundesakt«  Für  aufgehoben  zu  achten  sey;  denn, 
da  selbst  der  Vasallennexus  der  zu  Bundesglie« 
dem  aufgenommenen  Reichsstände  zur  deutschen 
Keichsgewalt  y    als  ein  Hindernifs  der  Herstel- 
lung der  bezielten  Souveränität  derselben  ange- 
sehen y    und    defshalb    aufgehoben   wurde ;    da 
ferner   unverkennbar   die  Absicht  dahin   ging, 
die  BundesFürsten  in  Beziehung  auf  das  Innere 
ihrer  Staaten  persönlich   ganz   unabhängig   zu 
machen ,    jeder  Yasallennexus   aber   immerhin 
eine  Art  persönlicher  Abhängigkeit  des  Vasallen 
von  seinem  Lehenherrn  mit  sich  führt,  so  kann 
man  um  so  weniger  annehmen,  dafs  es  im  Sinne 
des  Bundesstifters  gelegen  sey,   mit  dem  Vor- 
behalte der  erwähnten  droits  feodaux  auch  den 
hier  fraglichen  Yasallennexus' aufrecht  zu  erhal- 
ten ,  je  weniger  z.  B.  das  lehenherrliche  Hecht 
des  subjizirten  Heichsstandes,  von  seinem  Sou« 
veräne    eine    besondere    Ehrerbietung  und 
Gehorsam  zu  fordern,  denselben  zum  Beysitze 
eines   Lehengerichts   aufzubielh^n  ,    oder   ihn 
wohl  gar  als  Beklagten  vor  sein  Lehengericht 
zu  laden ,    von  ihm  Dienste   und  Abgaben  zu 
verlangen ,  ihn  wegen  einer  Felonie  zu  bestrafen 
u.  dgl. ,   mit  dem  wahren  Wesen  der  realisirten 
Souveränität  in  der  That  vereinbarlich  ist,  und 
je  weniger  es  dem  Bundesstifter  eingefallen  seyn 
mag ,   einen  Bundef^fürsten  bey  Veräufserungen 
oder    Verpfändungen    einzelner    BesCandtheile 
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seiner  Besitzungen  an  den  Konsens,  eines  ihm 
subjlzirten  Herrn  gebunden  seyn  ,  oder  einen 
Theil  der  ihm  überviriesenen  Gebiethe  durch 
den  Weg  deg  Heimfallrechts  an  einen  jezt  subji- 
zirten  Herrn  gelangen,  und  dadurch  die  Staaten 
selbst  zufällig  zerstückeln  zu  lassen. 

Sind  uun  Rechte  der  Art,  welche  bekannt« 
lieh  die  vorzüglichsten  Bestandtheile  der  Lehen« 
herrlichkeit  ausmachen,  mit  dem,,durc)i  den 
Geist  der  Bundesakte  bestimmten,  Wesen  der 
Souveränität  der  ßundesfürsten ,  als  auf  Seile 
der  ihnen  subjizirten  vormaligen  Reichsstände 
über  sie  fortbestehend,  unvereinbar,  &o  mufd 
man  auch  durch  jenen  Geist  die  Wahrheit  des 
Satzes  als  hinreichend  begründet  anerkennen, 
dafs  jeder  Bundessouverän  von  allem  vormals 
bestandenen  Vasallennexus  mit  den,  ihm  nun 
subjizirten,  Reichsständen,  und,  wegen  völli* 
ger  Gleichheit  des  Grundes  ,  atkch  von  allem 
Vasallennexus  zu  solchen  Reichsständen,  die 
andern  Bundesgliedern  unterworfen  sind,  los- 
gezählt, und  die  fraglichen  Lehen,  da  der  Um- 
fang seiner  Besitzungen  durch  die  Bundesakte 
ein  für  allemal  iixirt  worden  ist,  in  seiner  Person 
konsolidirt  seyen. 

Wie  Hr.  Brauer  (Saz  18  seiner  Beytr.)  auf 
die  Möglichkeit  des  Einwandes ,  ^  dals  der  imter- 
st eilte  Lehensverband  zwar  aufgelöfst  sey,  aber 
das  Heimfallrecht  auf  den  Fall  des  Ausgangs  der 
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Linie  des  Sonveräns ,  als  ein  Eventüalerbrecht » 
nach  dem  Art,  34  de^  Bundesakte  stehen 
bleibe  »**  gekommen  sey ,  läfst  sich  kaum  begrei- 
fen, da  es  zu  offenbar  ist,  dafs  die  Kegel  und 
Ausnahme  des  bezogenen  Art. 34  nur  von  >den 
verbündeten  Königen ,  Grofsherzogen , 
Herzogen  und  Fürsten ,  ihren  Erben  und  Nach- 
kommen ,  spreche ,  mithin  weder  die  Regel 
»och  die  Ausnahme  des  gedachten  Artikels  von 
den  subjizirten  Reichsständen  in  irgend  einer 
Beziehung  auf  sich  angewendet  werden  könne. 

§•     126. 

B«  Zufolge  des  Ar^  34  der  Bundesakte 
soll  bekanntlich  jeder  Bundesfiirst  für  sich, 
seine  Erben  und  Nachkommen  verzichten  auf 
alle  wirkliche  Rechte  ,  welche  er  auf  Besitzun- 
gen der  übrigen  Bundesglieder,  wie  diese  in 
Gemäfsheit  jener  Akte  seyn  sollen ,  haben  oder 
ansprechen  könnte.  Da  nun ,  wie  voraus  nach- 
gewiesen wurde ,  diese  Regel  des  Verzichts  alle 
und  jede.  Rechte  der  bezeichneten  Art,  mit 
alleiniger  Ausnahme  der  eventuellen  iErbfolge- 
rechte,  unter  sich  begreift,  so  mufs  auch  jeder 
Bundesfürst  denjenigen  lehenherrlichen 
Rechten  entsagen ,  welche  er  auf  Gebiethe  solcher 
ehemaligen  Reichsstände ,  die  durch  die  Bundes- 
akte einem  andern  Bundesfiirsten  unterworfen 
wurden ,  hatte  oder  ansprechen  konnte ,  und  e$ 
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könnte  sonach  nur  noch  die  Frage  entstehen: 
ob  durch  jene  Entsagung  auf  das  hier  untersCellte 
lehenherrliche  Obereigenthum ,  dieses  so  Frey 
und  ledig  geworden  9  dafs  es  den  fraglichen  sub- 
jizirtep  Reichsständen  selbst  angefallen ,  somit 
eine  wahre  Appropriation  eingetreten  sey  ?  oder 
aber,  ob  das  verzichtete  Obereigenthum  auf 
jenen  Bundesfiirsten  übergegangen  sey,  von 
dessen  gegenwärtigen  Besitzungen  die  unter- 
stellten Gebiethe  jener  ihm  subjizirten  Reichs«' 
stände  einen  Theil  ausmachen? 

.  Hr.  B  r  a  ti  e  r  vertheidigt  ( Saz  2 1  seiner 
Bey tr.)  die  leztere  Meinung ,  aus  dem  Grunde , 
weil  das  fragliche  Obereigenthum,  da  es  kein 
persönliches,  sondern  ein,  auf  Grund  und  Boden 
des  Lehens  gewurzeltes,  sachliches  Recht  sey, 
durch  jenen  Verzicht  zu  ledig  Gut  geworden, 
mithin,  nach  dem  geltenden  positiven  Rechte, 
als  ledig  Gut  dem  Staate  angefallen  sey.  — 
Auch  ich  pflichte  derselben  Meinung  bey,  jedoch 
aus  einem  ungleich  näher  liegenden  Entscheid 
dungsgrimde,  bey  dessen  Daseynman  jenes  wei* 
ten  Umwegs  gar  nicht  bedarf.  Es  liegt  nämlich 
ganz  klar  am  Tage,  und  kann  unmöglich  be- 
stritten werden,  dafs  jener  im  Art.  34  angeord- 
nete Verzicht  keinesweg:s  zu  Gunsten  dritter 
Personen  aufser  den  Bundesgliedern ,  sondern 
lediglich  zum  wechselseitigen  Vortheile 
der    gegenseitig    Verzichtenden    selbst 
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geheischt  worden  sey»  (da  eben  diejenigen,  die 
auf  der  einen  Seite  dadurch  verlieren ,  auch  auf 
der  andern  wieder  billig  den  Vortheil  davo^n 
haben  .müssen , )  folglich  die  verzichteten  Rechte 
dem  Souveräne  des  Landes  zufallen,  in  welchem 
sie  der  Verzichtende  hatte ,  was  durch  die  vor- 
aus bereits  entwickelte  Veranlassung  und  Ab- 
sicht dieser  Disposition  ganz  aufser  Z>yeifel  ge- 
stellt  ist. 

Wenn  es  demnach  gar  nicht  Absicht  der 
Disponenten  war,  und  nicht  wohl  seyn  konnte, 
das  von  Seite  eines  Bundesfürsten  verzichtete 
Becht  demjenigen  dritten  ,  auf  dessen  Grund 
und  Boden  dasselbe  haftete,  sondern  vielmehr» 
demjenigen  andern  Bundesfürsten  zuzuwenden » 
zu  dessen  nunmehrigen  Staatsgebiethe  dieser 
Grund  und  Boden  gehört;  so  läfst  sich  gar  nicht 
einmal  behaupten ,  dafs  das  fragliche  verzichtete 
Obereigenthum  auch  nur  auf  einen  Augenblik 
ledig  Gut  geworden  sey , '  das  von  der  Staatsge» 
walt  nur  vermöge  ihres  Rechts  auf  derartiges 
Gut  erworben  werde  f  sondern  jene  Anordnung 
eines  gegenseitigen  Verzichts  fafste  zugleich  in 
sich  eine  gegenseitige  Übertragung  der  gegen* 
seitig  verzichteten  Rechte,  also  auch  des  gegen* 
seitig  verzichteten  Obereigen thums,  und  diese 
Übertragung  ist  der  zureichende  Erwerbslitel 
dieses  Obereigenthums  für  den,  zu  dessen  Gun- 
sten nur  der  andere  darauf  verzichten  mufste. 
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§•     127- 
Jeder  Bunilesfürst  ist  also ,  in  Gefolge  fenes 

Artikels  34.,  unmittelbar  eingetreten  in  das  9  zu 
seinen  Gunsten  verzichtete,  Obereigenthum  an 
allen  denjenigen  Lehen,  welche  die  ihm  durch 
die  Bundesakte  subjizlr^en  ehemaligen  Reichs- 
stände ,  so  wie  alle  seine  übrigen  Unterthanen , 
Yormals  als  Passivlehen  von  solchen  Reichsfiirsten 
trugen,  die  nunmehr  rüksichtlich  ihrer  aus- 
wärtige BundesFürsten  geworden  waren ,  und 
wurde  ebien  dadurch  berechtigt,  die  genannten 
Personen  aufzufordern,  ihm  alle  Lehen  jener 
Art  gewissenhaft  anzuzeigen ,  und  zu  spezifizi« 
ren,  dieselben  binnen  der,  für  jeden  in  der 
Person  des  Lehenherrn  eingetretenen  Veran« 
derungsfall  gesezHch  vorgestekten,  Frist  von  ihm 
zu  muthen,  ihn  punmehr  als  ihren  rechtmälsi« 
gen  Lehenherm  zu  erkennen ,  und  für  ihn  ihre 
vasallitischen  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen. 

Dafs  jedoch  bey  dieser  Veränderung  in  der 
Person  ihres  Lehen herrn  ihr  vasallitisches  Ver* 
hältnifs  wider  ihren  Willen  in  keiner  Hinsicht 
modifizirt ,  noch  weniger  zu  ihrem  Nachtheile 
erschwert  worden  dürfe,  und  dafs  ihr  neuer 
Lehenherr,  sowie  er  befugt  ist,  die  Rechte  der 
Lehenherrlichkeit  gegen  sie  geltend  zu  machen; 
so  auch  verpflichtet  sey ,  seinen  lehenherrlichen 
Obliegenheiten  gejgen  sie  pünktlich  zu  genügen* 
mögte  kaum  einer  Erinnerung  bedürfen,   und 
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ich  bemerke  nuF  noch  bey  dieser  Gelegenheit, 
dafs,  da  der  Schuz,  der  in  den  Zeiten  der 
Anarchie  in  Deutschland  durch  Lehensaufträge 
erkauft  wurde,  heut  zu  Tage  schon  vou  Staats* 
gewalts  wegfen  geleistet  werden  mufs,  es  di6 
Gerechtigkeit  erbeische  f  den  Lehensnexus  an 
aufgetragenen  Lehen  völlig  nachzulassen» 
indem ,  wenn  vpn  dergleichen  Gütern  die  regeU 
mäfsigen  Staatsabgaben  geleistet  werden  *—  was 
der  übrigen  Staatsbürger  -wegen  gefordert  wer- 
den kann  und  mufs  —  alsdenn  zu  einer  weiteren 
Abnahme  ron  Lehensabgaben  und  Diensten 
schlechterdings  kein  Grund  mehr  existirt. 

C.  Den  jezt  subjizirten  vormaligen  Reichs- 
ständen sind  im  Art«  27  der  Bundesakte  töus  les 
droits  fS  odauXf  non  esserUiellement  inherans 
d  la  souveraintti  ausdrüklich  vorbehalten  wor- 
den.  Unter  den  bisherigen  Rechten  der  Lehen- 
herrlichkeit  nun  befindet  sich ,  wie  ich  an  seineüi 
Orte  zeigen  werde ,  nur  ein  einziges,  welches 
nach  dem  Geiste  der  Bundesakte  vod  der  Staats* 
gewalt  selbst  unzertrennlich  ist,  nämlich  das 
Recht  auf  die  Leistung  von  Kriegsdiensten  ^ 
dessen  Unzertrennlichkeit  von  der  Staatsgewalt 
wohl  von  selbst  einleuchtet.  Da  also  eben  die* 
%^s  Recht,  dieser  seiner  Eigenschaft  wegen, 
nicht  mehr  zur  Recbtssphatte  der  subjizirten 
Lehenherren  gehört,  vielmehr  als  in  die  Rechts- 


36ß 

Sphäre  der  Souveräne  übergegaifgen  betrachr 
werden    rnnts  9     indem  man    nicht    annehmen 
kann ,  dafs  es  Absicht  der  Bundesstiiter  gewesen 
sey,  jenes  Recht,  weil  sie  es  seiner  Natur  nach 
den  subji%irten  Herren  nicht  vorbehalten  kenn* 
teUf  für  gänzlich  erloschen  zu  erklären,  viel-» 
mehr  angenommen  werden  mufs,  daD  sie  samme 
den'iibrigen  bisherigen  Hoheitsrechten  der  sub* 
jizirten    Herren   auch   jenes   Hoheitsrecht   der 
Souveränität  vindizirt  wissen  wollten ;  so  ^olgt , 
dafs  die  Bundesfürsten  berechtigt  seyen,    von 
denjenigen  Vasallen  der  ihnen  subjizirten  Lehen« 
herreUf  welche  (Va5allen)  nach  den  bestehenden 
Reglements  nicht  ohnediefs  schon  militärpflich* 
tig  sind  —  denn  eine  zweyfache  Militärpflich- 
tigkeit  ihnen  aufzubürden ,  wäre  offenbar  rechts- 
widrig —  entweder  die  wirkliche  Leistung  der 
durch  ihr  Lehenverhältnifs   stipultrten  Kriegs* 
dienste  ,  oder  deren  herkömmliche  Ablöf>ung, 
nicht  minder  von  den  subjizirten  Lehenherren 
selbst  zu  verlangen ,  dafs  sie  die  von  der  Staats- 
gewalt  hierzu    angeordneten    Behörden   durch 
Vorlegung  der  Lehenbriefe  selbst  von  den  stipu- 
lirten  Lehenkriegsdiensten  in  Kenntnifs  setzen, 
sodann  aber  die  Stipulation  dieser  Dienste 
aus    ihren    Lehenbriefen    hinweglassen ,    und , 
dafs  diefs  wirklich  geschehen  sey«    durch  Vor- 
legung  der  in   künftigen  Fällen   erneuerten 
Lehenbriefe  doziren  sollen. 


D.  DaCi  weder  im  i^6.  und  £7.,  noch  in 
sonst  irgend  einem  Artikel  der  Bundesakte  der 
Kirchen  und  ihrerGeistlichkeit  besonders 
Erwähnung  geschehen  ist,  scheint  -Manchen 
befremdet  zu  habeti*  kömmt  mir  aber  eben  so 
natürlich  als  richtig  vor,  da  nach  meiner  Über- 
zeugung in  einem  wohlgeordneten  Staate  jede 
ron  ihm  anerkannte  Kirche  mit  ihrer  Geistlich« 
keit,  als  eine  positiv  -  religiöse  Gesellschaft, 
eben  so  gut  und  in  gleichem  Mnalse  Objekt  der 
Thätigkeit  der  Staatsgewalt  seyn  muf^,  wie  jede 
andere  vom  Staate  anerkannte  Gesellschaft;  da 
also  der  Kirchen  eben  so  wenig,  als  aller  andern 
besondern  .Gesellschaften  und  deren  Diener, 
besondere  Erwähnung  gemacht  zu  werden 
brauchte.  Die  Bestimmungen  der  Art.  c6  und 
27  gehen  unläugbar  auch  auf  Kirchen  und  deren 
Diener,  und  sind  zureichende  Regulative,  nach 
welchen  die.  Bechte  über  Kirchen  und  deren 
Diener,  welche  den  Souveränen,  oder  den 
subjizirten  Herren  zuzuscheiden  sind,  ausge- 
mittelt  werden  können  und  müssen. 

Die  g.esezgebende  Gewalt  nämlich  in 
Hinsicht  der  Kirchen  1  in  soweit  nach  den 
Grundsätzen  der  Staatslehre  über  das  Verhältnifs 
zwischen  Staat  und  Kirche ,  die  im  Staate  aner- 
kannten Kirchen  Objekte  der  Gesezgebung  des 
Staats  sind,  steht  ausschliefsend  den  Souveränen 
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zu.  —  Eigentliche  Rech tsstrcitigkeitcn 
der  geistlichen  unter  sich  und  mit  andern  Staats« 
gliedern,  so  vrie  die  wahren  Verbrechen  der 
ersteren  gehören  in  lest  er  Icstane  zur  JQiefini- 
tiventscheidung  vor  das  Tribiitial  deü  Souveräns, 
und  sind  unter  dem  <froif  de  jurisdiötion  suprerne 
en  matiere  civile  et  crimineüe  begrifFeti«  -*•  Die 
Grundsatze  über  Einwirkung  der  PoHzey  auf 
die  Kirchen»  —  sowohl  in  sofern^  die  recht- 
liche Sicherheit  überhau{H;  gegen  sie  zu  wahren 
ist  9  als  auch  in  soFerne  sie  selbst  in  der  ihnen 
eingeräumten  Rechtssphäre  zu  schützen  sind  — 
zeichnet,  vermöge  seines  droit  de  hau t^  police^ 
der  Souverän  vor  9  vollzieht  unmittelbar  selbst 
diejenigen  dieser  Vorschriften  ^  deren  Wirksam- 
keit  sich  nicht  blofs  auf  die  Gebiethe  der  subji- 
zirten  Herren  beschränkt,  sondern  sich  auf  den 
ganzen  Staftt  ersti*ekt ,  führt  die  Oberaufsicht 
über  pünktliche  Vollziehung  der  übrigen  Vor-. 
Schriften  jener  Art  ron  Seite  der  Inhaber  der 
niederen  Polizey,  und  entscheidet,  in  höchster 
Instanz  die  bey  dieser  Gelegenheit  erhobenen 
Beschwerden.  —  Endlich  bestimmt  und'  erhebt 
der  Souverän,  rermöge  seines,  droit  d^ijppots  ^  die 
von  dem  Kirchenvermögen,  wie  von  jedeniaadern 
Privatvermögen,  für  den  ihm  vom  Staate  werden- 
den ScKuz  zu  leistenden  öffentlichen. Abg^en. 

Die,    dieser  Rechtssphäre  der  Souveräne 
gegenüberstehenden ,  Rechte  der  ihnen  subjizir- 
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,pBfi  IVelcbstfände   in  Ansehung  der  Kirchen  in 

rilMrep  pistrikten  werben  unten   am  gehörigen 

Orte  angegeben  werden'.     Hier  sollen  nur  noch 

einige  zweiFelliaft  scheinende  Funkte  besonders 

berüksichtigt  werden. 

§•     i3o. 

1.  Eigentliche  Glaubens*  und  Kirchen- 
^is^ip^^^^^^^^'h^"  gehen,  das  in  der  Ober- 
polizeygewalt  enthaltene/u^  cavendi  abgerechnet, 
4ie  Staatsgewalt,  als  solche,  eben  so  wenig 
an,  als  z.  B.  die  Grundsäize  und  organischen 
Einrichtungen,  nach  welchen  eine  Handelsge« 
selUchaft  im  Staate  ihren  Handelszwek  verfolgen 
wilL  Jene  werden  bey  den  Katholiken 
durch  Bischoffe  ,  Vikariate,  Dechante  und  Pfar- 
rer; bey  den  Protestanten  durch  Superinten- 
denden ,  Konsistorien  ,  Prediger  etc.  besorgt. 
Was  die  Ktitholiken  betrifft,  so  stehen  ihre 
genannten  Kirchenbehörden  und  Diener  rük- 
sichtlich  des  ihnen  eigenen  Wirkungskreifses 
nach  der  bisherigen  Einrichtung  unter  der  Lei- 
tung eines  eigenen  Kirchenoberhaupts  ,  und 
zwar  mit  Recht,  da  der  Staat,  aufser  dem  schon 
bemerkten  jure  cavendi ,  sich  in  Sachen  des 
Glaubens  und  der  inneren  Kirchendisziplin  gar 
nicht  einzumischen  hat. 

Ob  aber  gleich  die  Funktionen  jener  Kirchen- 
diener unläugbar  ganz  auf:>er  der  Sphäre  der 
positiven  Einwirkung  des  Staats  liegen,  so 


eignet  sich  doch  bekanntlich  in  neueren  Zfiten 
die  Staatsgewalt  das  Recht  zu«  dieBischöfFe  und 
Pfarrer  ernennen  zu  wollen,  aus  dem  scheinba- 
ren Grunde»  weil  diese  Kirchendiener  zugleich 
Volkslehrer    seyen;    ich   frage   aber:     Wo 
ist  das  Land,  wo  die  katholischen  BischöFfe 
und  Pfarrer  wirklich  Lehrer  des  Volks  i  n  B  e- 
ziehung    auf   den   Staat,    oder   aus   einer 
Ansicht ,    die   dem   Staate    eigen  ist ,    waren  ? 
Wo  das  Land,  in  welchem  die  Staatsgewalt  die 
künftigen  Religionslehrer  zu   wirklichen 
Volkslehrern»    nach   dem  Ideale  eines    vom 
Staate  ausgehenden,  und  für  den  Staat 
wirkenden,   Volksun  t  errichts,   zu  bil- 
den siqh  bemühte  ?     Ich  frage :  In  welcher  Ver- 
bindung und  Verwandtschaft  steht  die  Reli- 
gionslehre   mit    dem  Unterrichte    und  der 
Erziehung  des  Volks  für    die   Zwecke  des 
Staats?  und,  ist  es  auch  nur  in  einer  Hinsicht 
rathsam,  diesen  Unterricht  des  Volks  für  die 
Zwecke   des   Staats  der  Geistlichkeit  anzuver- 
trauen? — «     Nach    meiner   Überzeugung   sind 
überwiegende  Gründe  vorhanden,  die  wohl 
jeder  Unbefangene  leicht  finden  kann,  die 
Geistlichkeit  in  ihren  Lehrerfunktionen  immer 
mehr  auf  das  reine  Gebieth  der  Religion 
zu  beschränken ,  und  ihr  strenge  zu  verbieten , 
sich  nicht  im  geringsten  in  die  Leitung  der  An- 
sicht des  Volks   vom  Wesen  des   Staats ,    der 
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Staatsgewalt,  und  dem  Varhältnisse  zwischen 
dieser  und  dem  Volke ,  zu  mischen.  Von 
dem  in  der  Tbat  albernen,  nur  von  solchen 
Köpfen,  die  weder  das  Wesen  der  Religion 
noch  das  Wesen  des  Staats  kannten ,  ausgebrü- 
teten Gedanken,  die  Religion  selbst  als  Mittel 
für  den  Staat  gebrauchen  zu  wollen ,  wird  man 
doch  wohl  zurükkommen,  so  wenig  auch  zu 
läugnen  ist ,  dafs  Pfaffen ,  aus  Eigennuz  oder 
Zwang,  Viel,  wenn  auch  nur  scheinbar,  für 
<-»  aber  auch  aus  andern  Leidenschaften  wirk- 
lich viel  gegen  den  Zwek  der  Staatsgewalt  zu 
wirken  vermögen.  Doch  das  leztere  wird  eine 
energische  Staat>;gewalt  zu  verhindern  wis- 
sen, und  des  ersteren' kann  sie  nie  bedürfen. 

Eine  richtige  Ansicht  des  Verhältnisses 
zwischen  Staat  und  Kirche  führt  unstreitig  zu 
dem  Resultate:  dafs  die  Staatsgewalt,  als  solche, 
die  Diener  der  Kirche,  als  einer  positiv- religio-, 
sen  Gesellschaft,  zu  ernennen,  eben  so  wenig 
berechtigt  sey,  als  sie  z.  B«^  einer  Handelsgesell*- 
schaft  ihre  Direkteurs  oder  Faktoren  zu  setzen 
berechtigt  ist.  Der  Souverän  hat  also  über  den, 
voraus  nach  MaaCsgabe  des  Artikels  97  der  Bun- 
diesakte  aufgestellten ,  Wirkungskreifs  hinaus 
kein  Recht  zu  einer  weiteren  Einwirkung  in 
die  kirchlichen  Angelegenheiten  eines  katho- 
lischen Distrikts  eines  ihm  subjizirten 
vormaligen     Reichsstandes  ,     also     auch     kein 
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wenn  sie  anders  nicht  auf  einmal  das  Wesen  der 
organischen  Einrichtung  der  protestantischen 
Kirche  verläugnen  wollen  ,  bey  der  einmal 
fixirten  neuen  Staatsverfassung,  und  der  Stelle, 
die  ihnen  darinn  angewiesen  ist,  aus  keinem 
Grunde  einen  Rechtsanspruch  darauf  darzuthun 
vermögen.  •—  Man  übersehe  nur  nicht,  dafs 
ich  meine  Behauptung  nicht  sowohl  aus  dem 
Begriff sumfange  der  Souveränität,  sondern  viel- 
mehr aus  der  protestantischen  Kirchenverfassung 
selbst  begründete ,  und  man  wird  ihr  dann  seine 
Beystimmung  kaum  versagen  können. 

§.     13::. 

2.  Da  die  Polizey  zum  Zwecke  hat,  jeder 
Störung  im  Rechtsgenusse ,  so  wie  jeder  wirk- 
lichen Rechtsverletzung  vorzubeugen ,  so  ist  es 
ihre  vorzügliche  Pflicht ,  über  die  Art  der  Ver- 
waltung des  Vermögens  gewisser  Personen  ,  die 
aufserdem  leicht  gefährdet  werden  könnten, 
z.  B.  der  Minderjährigen ,  (  es  ist  offenbar  sehr 
unschiklich  ,  dafs  das,  der  Polazey  angehörige, 
Vormundschaftswesen  sich  beynahe  allenthalben 
in  den  Händen  der  Justizbehörden  befindet,) 
und  solcher  Korporationen,  denen  die  Gesetze 
die  Reclite  der  Minderjährigen  beygelegt  hab^, 
eine  stets  wachsame  Aufsicht  zu  führen;  diese 
ihre  Aufsicht  mufs  sich  aus  gleichem  Grunde 
auch  auf  das  Vermögen  der  Kirchen  1  welches 
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sie,  "wie  jedes  andere,  gegen  Störungen  und 
Beeinträchtigungen  zu  wahren  hat,  erst|:ecken, , 
Offenbiir  nun  gehört  diese  Aufsicht  und  Ein- 
wirkung auf  die  Verwaltung  des  Partikularver- 
xnögens  der  Kirchen  in  den  subjizirten  Reichs- 
landen zum  Ressort  der  betreffenden  subjizirten 
Reichsstände,  als  Inhaber  der  niederen  Polizey, 
zufolge  des  Gegensatzes  des  voraus  gezeichneten 
Wirkungskreifses  der  hohen  oder  Oberpolizey. 
Sollte  hingegen  in  solchen  Gebiethen  allge- 
meines Kirchen  vermögen  entweder  jezt  schon 
wirklich  vorhanden  seyn,  oder  in  der  Folge  zur 
Existenz  kommen ,  so  ist  es  eben  so  unmittelbare 
Folge  aus  dem  vorausgegebenen  Umfange  der 
Oberpolizey,  dafs.die  polizeyiiche  Wirksamkeit 
auf  diese  Art  Kirchenvermögens  nur  zur  Wir- 
kungssphäre des  Souveräns  geeignet  sey,  indem 
das  unterstellte  Vermögen  der  leztern  Art,  Sache 
der  ganzen  Kirchengemeinheit  im  Staate  ist, 
folglich  dieser  seiner  Natur  wegen  nicht  der 
Distrikts  -  oder  Lokalpolizey  überlassen  bleiben 
kann,  sondern  vielmehr  die  Obsorge  der  allge- 
meinen oder  Oberpolizey  von  selbst  für  sich 
anspricht.  —  Dafs,  im  Falle  in  solchen  Gebie- 
then aur>er  den,  den  subjizirten  Reichssiänden 
als  Frivatpatrimonialgüter  überlassenen ,  Domä- 
nen noch  eigentliches  Staatsgut  sich  vorfindet, 
dieses    zur    ausschliesseuden   Verwaltung    und 
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Benutzung  der  Sou.^räne  geeignet  sey  f  versteht 
sich  wohl  von  selbst. 

§.     i33.  '     ' 

3.  Solche  Stiftungen  und  Klöster ,  Welche 
durch  den  Reichsdeputationsschlufs  von  iUo3 
einem  der  jezt  subjiz.irtdn  Reichsstände  na* 
xnentlich  zur  Entschädigung  überwiesen  wur- 
den» sind  dadurch  Privatfattiiliengut  desselben 
geworden »  und  müssen  eben  deswegen  unläugbar 
auch  jezt  seinem ,  als  des  ^igenthümers ,  altei'«* 
nigen  Dispositionsrechte  i  innerhalb  der  diesem 
Rechte  vorgezeichneten  Schranken,  überlassen 
bleiben;  gesezt,  dafs  er  solche  auch  bis  jezt 
noch  unverändert  hätte  fortbestehen  lassen^ 
Bekanntlich  aber  enthält  derselbe  R.  D.  Schlufs 
§r  35.  eine  generelle  Anordnung,,  wodurch  alle 
Güter  der  fundirten  Stifter,  Abteyen-  und  Klöster, 
katholischer  sowohl ,  als  A.  K.  verwahdter,  mit^ 
telbarer  sowohl  als  unmittelbarer,  deren  Verwen« 
düng  voraus  nicht  förmlich  festgesezt  worden 
war»  der  freye'n  und  vollen  Disposilion  der 
respektiven  Landesherren,  jedoch  unter 
bestimmten  Vorbehalten,  überlassen  Wurden. 

Es  erhellt  sowohl  aus  den  drey  bestimmten 
(dort  nachzulesenden)  Vorbehalten,  welche 
sämmtlich  aus  eigentlichen  Staatsrüksichten 
geflossen  sind,  und  solche  Handlungen  gebiethent 
die  nur  der  Staatsgewalt,  als  solcher »  oblagen t  al$ 
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auch  aus  dem  gewählten  Ausdrucke  »der  ^espek* 
tiven  Landesherren 'S  dafs  jenes  freye  und 
volle  Dispositionsrecht  über  die  Güter  der  ge- 
nannten Stifter.  Abteyen  und  Klöster  blofs  dem' 
eigentlichen  Subjekte  der  Staatsgewalt ,  als 
solchem»  eingeräumt  worden  sey.  Geseztnun, 
der  jezt  subjizirte  vormalige  Reichsstand  hätte 
bereits  während  der  Dauer  seiner  bürgerlichen 
Oberherrschaft  über  jene  Güter  der  genannten 
Stifter  etc.  so'disponirty  dafs  er  dieselben ,  nach 
EifüUung  der  in  jenen  Vorbehalttsn  ihm  vorge«- 
schriebenen  Obligenheiten »  zu  den  Domänen 
geschlagen  hätte,  so  würden  aucksie,  mit  den 
übrigen  Domänen,  in  sein  Frivatpatrimonial- 
eigenthum  vermöge  der  Bundesakte  übergegan- 
gen seyn.  Hat  er  aber  vor  der  Bundeserrichtung 
wirklich  noch  nicht  so  darüber  disponirt,  son- 
dern  jene  Stifter,  Abteyen  und  Klöster  im 
unveränderten  Besitze  ihrer  Güter  belassen,  so 
ging  jenes  Dispositionsrecht  über  diese  Güter, 
als  ein  zur  Regentengewalt  gehöriges  Recht, 
mit  der  leztem  auf  den  Souverän  über ,  dem  er 
durch  die  Bundesakte  untergeben  wurde ,  und 
dieser  ist  nun  allein  berechtigt,  davon  wirklich 
Gebrauch  zumachen;  der  subjizirte  Reichsstand 
hat  keinen  Grund  für  sich,  jezt  noch  Anspruch 
darauf  zu  machen;  denn  zu  den  Domänen 
können  einmal j  nach  der  zulezt  unterstellten 
Voraussetzung,  jene  Stiftungsguter  nicht  gerech« 
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net  werden I  und  eben  so  wenig  kann  jenes 
Dispositionsrecht  in  die  Kategorie  der,  allein 
ihm  vorbehaltenen  y  droits  seigneuriaux  et  fio^ 
daux  subsummirt  werden,  da  zwischen  einem 
wahren  Regeutenrechte,  und  einem  droit 
seigrieurial  ou  feodal  ein  wesentlicher  Unter- 
schied obwaltet,  und  doch  demselben  nur  Rechte 
der  leztern  Art  vorbehalten  sind,  * 

§.     134. 
E.     Alle   Erdengüter    befanden    sich    ur* 

sprünglich  im  Gesammtbesitze  und  Gesammt- 
eigenthume  aller  Menschen ,  und  sind  erst  durch 
den,  im  Staatsbürgervertrage  enthaltenen,  Ei* 
genthumsvertrag  in  Frivatbesiz*  und  Privateigen- 
thum  übergegangen.  Daraus  folgt,  dafs,  so 
wie  jezt  durch  das  erbenlose  Aussterben  einer 
Familie,  oder  durch  Dereliktion,  herrenlofses 
Gut  entsteht,  dasEigenthum  davon  an  die  ganze 
Staatsgemeine  zurükfalle.  Da  aber  dasselbe 
unmöglich  unter  alle  einzelne  Staatsglieder  ver« 
theilt  werden  kann,  so  mufs  der  Regent,  als 
Repräsentant  derselben,  berechtigt  seyn,  der- 
gleichen herrenlos  gewordenes  Gut  an  sich  zu 
ziehen,  und  dasselbe  den  Staatsgliedern  dadurch 
zu  Gute  kommen  zu  lassen,  dafs  der,  wenn 
auch  noch  so  geringe ,  Ertrag  davon  von  der  zu 
erhebenden  Steuersumme  abgezogen  wird. 

Aus  diesem  Grunde  ergiebt  sich,   da(s  das 
Hecht  auf  erblolses  und  herrenlofses  Gut  über« 
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'n  subjizirten  Reichslanden 

V/'Ä^^X  ,'''•.  "^  eigentUchen  Regen- 

fii^^       ^''*'///,^^  -«tsgemeine ,  kei- 

,,    ,  '^ '^  '/^/i   ''^4  '  "ichsstande , 

'^^^^ ///^     O^,  '^,^            '                             nschaften 

'*'^^//y./,  %. ,  "  /  ''  ^  /  Natur  nach 

''  ^'^^//>?y  ^''<^  bliche  Recht  zum  Erb- 

'V'  f//,/^      ''  »r  Nachsteuer  auf  keinem 

'^'^ ^f^o,f  ,  iie  beruhe,   ist  in  den  neue- 

.  Bearbeitern  dier  Staatswissen- 
s  positiven  Rechts  unwiderleglich 
en    worden,     gleichwie   denn   auch 
Staaten  bereits  angefangen  haben ,  dar- 
nach   und   nach  ganz  abzuschaffen.      In 
.cen,  wodiefs  zur  Zeit  noch  nicht  geschehen 
c,  und  nicht  geschehen  will,  mufs  nun  freylich 
der  subjizirte  Reichsstand  im  Besitze  jenes  vor* 
geblichen  Rechts ,  als  eines  Privatrechts,  belas- 
sen werden;  denn  es  wäre  sogar  entehrend  für 
die   Staatsgewalt;    sich    als    ausschlielsend    zu 
einem  sogenannten  Hechte,  das  kein  wirkliches 
Hecht   ist,     und   nur  durch  Mifsbrauch  geübt 
wird ,  berechtigt  darstellen  zu  wollen. 

Wenn  nun  aber  die  Staatsgewalt,  nach 
erworbener  Einsicht  des  Rechtsgemärssen ,  den 
Abzug  und  die  Nachsteuer  im  ganzen  Umfange 
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des  Staats  für  aufgehoben  erklärt,  so  ist  diefs 
ein  gerechter  und  'würdiger  Akt  der  Gesez- 
gebtingy  dem  sich  der  subjizirte  Reichssund» 
wie  jede  andere  juridische  oder  physische  Pri- 
Tatperson ,  und  zwar  ohne  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung ,  fügen  mufs  ;  denn*  es  existixte  nie 
ein  wirkliches  Recht  zum  Abzüge  und  ^ur.Nach- 
Steuer,  und* darum  läfst  sich  auch  nicht  sagen» 
dafs  ein  solches  unter  den,*  den  subjizivten 
Reichsständen  vorbehaltenen,  Rechten  begriffen 
sey.  Einen  wirklichen  Mifsbrauoh  aber  aufzu- 
heben ,  ist  die  Staatsgewalt  unläugbar  verpflich- 
tet 9  und  für  einen  entzogenen  Mifsbrauch  Ent- 
schädigung zu  fordern »  giebt  es  auch  nicht  «inen 
liur  scheinbaren  Grund. 

G.  'Zufo%e  des  zweylen  Absatzes  des  Arti- 
kels 37  der  Bundesakte  dürfen  die  subjizirten 
Reicbsstände  die»  ihnen  als  Frivatgüter  vorbe- 
haltenen 9  Domänen,  so  wie  die  ihnen  vorbe- 
haltene« Rechte  an  einen»  dem  Bunde  fremden» 
Souverän  nicht  verkaufen ,  oder  auf  andere 
Weise  veräufsernv  ohne  sie  zuvor  dem  Fürsten» 
unter  dessen  Souveränität  sie  sich  befinden, 
(zum  Kaufe)  angeboten  zu  haben ;  diefs  sind  die 
eigenen  Worte  des  besagten  Artikels »  und  man 
sucht  demnach  vergebens  den  Kechtsboden» 
welcher  der  vom  Herrn  Brau  er  (Sai  i5  seiner 
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Beyträge)  aufgestellten  Behauptung ,    dafs   die 
Ver'äu&erung  niemals  an  einen»   dem  Bunde 
fremden  Selbstherrscher  geschehen  dürfe,  zur 
Grundlage  dienen  könnte.     Dafs  nicht  einiger 
Grund  vorhanden  gewesen  sey ,  die  Disposition 
so  zu  stellen,  wie  sie  von  Herrn  Brauer  aufge- 
nommen wurde,   will  ich  eben  nicht  läugnen; 
allein  sie  ist  nun   einmal   nicht   so  gestellt; 
denn  die  Worte  „ni  autrement  aliines^  beziehen 
sich  offenbar  eben  so ,    wie  die  «  etre  vendus " 
auf  die  Worte  ^ä  un   souverain  itranger  ä  la 
confediration  ^ ,    und  man  kann  also  den  -Sinn , 
den  Herr  Brauer  aufgefafst  hat,    ohne  hand- 
greifliche   Verdrehung     nicht     herausbringen. 
Höchstens  liefse  sich  den  Worten  «  ni  autrement 
alienes^  die  Deutung  geben ,  dafs  die  fraglichen 
Domänen  und  Rechte  auch  an  sonst  Jemanden, 
z.B.  an   einen  auswärtigen,   jedoch  noch  zum 
Bunde  gehörigen ,  Souverän  nur  unter  der  ange- 
hängten Bedingung    sollten   veraufsert  werden 
dürfen,  und  das  Resultat  geht  dahin:  auf-jeden, 
Fall  einer  Verätifserung  der  genannten  Domänen 
und  Rechte,  es  wolle  nun  diese  an  einen,   dem 
Bunde   fremden    oder    verwandten  ,     Souverän 
geschehen,    hat  der  betreffende  Souverän    ein 
Vorkaufsrecht  j  und  es  ist  ihm  damit  Gelegenheit 
genug  gegeben  j  die,  im  Falle  der  Veräufserung 
an  einen   Auswärtigen    etwa   zu  besorgenden, 
unangenehmen  Verhältnisse  zu  beseitigeu ,  ohne 


<Iie  im  Eigenthumsrechte  enthaltene  Veräufse« 
rungsbefngniCs  de3  subjizirten  Herrn  über  die 
Gebühr  zu  beschränken« 

Dafs  der  Souverän  bey  Ausübung  eines 
aolchen  Yorkaufs  an  die  gemeinrechtlichen  Be- 
dingungen des  Vorkaufs  gebunden  sey ,  und  sich 
demnach  dieselben  Bedingungen  gefallen  lassen 
müsse  I  unter  welchen  z.  B.  der  Drittere  den 
Kauf  abzuschliefsen  Willens  ist,  versteht  sich 
wohl  von  selbst.  —  Veräufsert  der  subjizirte 
Reichsstand  seintf  Domänen  oder  Hechte ,  ohne 
sie  zuvor  seinem  Souveräne  angeboten  zu  haben^ 
so  ist  lezterer  berechtigt,  die  Veräufserung  zu 
annuUiren.  Hat  hingegen  jener  deu  Verkauf 
angeboten  t  dieser  aber  keinen  Gebrauch  davon 
gemacht  j  dann  kann  er  nach  vollzogener  Veräu.<:* 
serungy  wenn  er  nun  dennoch  die  veräufserten 
Objekte  zu  besitzen  wünschen  sollte,  kein  Re» 
traktsrecht,  keine  Lofsung  ansprechen;  denn 
ein  solch  es  Recht  ist  ihm  nirgends  eingeräumt^ 
vielmehr  sein  Recht  ausdrüklich  auf  den  Vor-, 
kauf  beschränkt  worden.  Herr  Brauer  hat 
sich  also,  indem  er  (Saz  i5  am  Ende)  dem  Sou- 
verän den  Vorkauf  und  die  Lofsung  (worunter 
er  wegen  des  Bindungsworts  »und"  dasRetrakts- 
recht  verstanden  haben  mufs)  eine  unbefugte 
Überschreitung  des  vorgezeichneten  Rechtsbo- 
dens erlaubt. 
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$.  187. 
H.  Die  subjizirten  vortnaUgen  Reichs- 
stände sind,  wenn  sie  sich  eines  Verbrechen!« 
schuldig  gemacht  haben  9  ob  sie  gleich  von  ihres 
Gleichen  gerichtet  werden  sollen ,  dennoch  un- 
läugbar  den  bestehenden  Strafgesetzen  des  Staats, 
-wovon  sie  Glieder  sind»  unterworfen ^  und  also 
auch  darnach  in  der  Hegel  zu  richten ;  diese 
Regel  leidet  aber  eine  Ausnahme,  in  soferne, 
wenn  auch  die  bestehende  Strafgesezgebung  auf 
das,  zur  Untersuchung  gekommene ,  Verbrechen 
die  Strafe  der  Vermögenskonfiskation  gelegt 
haben  sollte,  dennoch  diese  Strafe  gegen  subji« 
zirte  Reichsst'ände  nicht  zur  Anwendung  gebracht 
werden  d^rf ,  indem  der  Artikel  38  der  Bundes* 
akte,  vermuthlicli  um  die  leztern  gegen,  die 
etwaigen  Versuche  des  Eigennutzes  zu  schützeni 

und  ihren  schuldlosen  Erben  den  recht« 
xnäfsigen  Besiz  des  '  Familieneigenthums'  zu 
sichern,  die  ausdrukliche  Vorschrift  enthält: 
dafs  in  keinem  Falle  die  Einziehung  des  Vermö-> 
gens  derselben  solle  erkannt  werden^  oder  statt 
finden,  sondern  nur  die  Einkünfte  derselben« 
auf  die  Dauer  der  Lebenszeit  des  Verurtheilten« 
sollen  in  Beschlag  genommen  werden  können« 
Hierdurch  ist  also  der  Strafrechtsgewalt  der  Sou- 
veräne über  die  ihnen  subjizirten  vormaligen 
Reichsstände  eine  eigene  positive  Gränze  ge« 
zogen. 

a5 
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§..     i38. 
L     Im  Artikel  3o  der  Bundesakte   ist   die 
Vorschrift  gegeben :   dafs  die  eigenen  Schulden 
eines  jeden,   unter  die  Souveränität  eines  der 
verbündeten  Staaten  kommenden,  Fürstenthums^ 
einer  jeden  solchen  Graf-  oder  Herrschaft ,  unter 
den  genannten   Staaten    und    den   gegenwärtig 
re»  ierenden  Fürsten  oder  Grafen  vertheilt  werden 
sollen«    nach  dem  Verhältnisse  der  Einkünfte, 
welche  dieselben  Staaten  erhalten ,  und  derjeni- 
gen, welche  den  Fürsten  und  Grafen  nach  den 
voraus  (Artikel  27)  aufgestellten  Bestimmungen 
bleiben  sollen.  — -     Unter  jenen  eigenen  Schul- 
den der  benannten  Fürstenthümer,   Graf-  und 
Herrschafsten  sind  nicht  blofs,    wie  ich  schon 
bey  einer  andern  Gelegenheit  bemerkt  habe, 
die  eigentlichen  Staatsschulden-«—  welche 9 
streng  genommen,  den  Souveränen  allein  hätten 
zugewiesen  werden  müssen,    da  auch  nur  sie 
allein    die    eigentlichen  «Staatsabgaben    zu 
beziehen  haben,  und  die  den  snbjizirten  Reichs« 
ständen  vorbehaltenen  Revenuen  die  Natur  blofser 
Privatrenten  angezogen  haben,   die  eigent- 
lich  von   einer   Staatsschuld   nicht   affizirt 
werden  könnten  —  sondern  auch  die  eigentlichen 
Kammerschulden   begriffen,   da  sichs   nur 
unter  dieser  Voraussetzung  einer  gegenseitigen 
Theiinahme  an  den  Staats-  und  Kammerschulden 
erklären  läfst,  wie  man  den  subjizirten  Reichs- 
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Ständen,  ob  man  ihnen  gleich  keinen  Antheil 
^an  den  eigentlichen  Staatsabgaben  belassen 
hatt  dennoch  einen  Antheil  an  den  Staats- 
schulden aufbürden  konnte.  Woher  die 
Schulden  beyder  Art  entstanden ,  und  wozu  sib 
verwendet  worden  seyen,  kann  nicht  erst  in  Un- 
tersuchung genommen  werden  wollen,  da  einmal 
ihre  Theilung  unbedingt  vorgeschrieben  ist. 

Als   Maafsstab    der  Theilung  ist   deutlich 
an.sgedrüktdasVerhältnifs  der  Einkünfte ,  welche 
der  eine  Theil  erwirbt,  und  der  andere  behält; 
die  von  dem  einen  Theile,    nämlich  von  den 
Souveränen,    erworbenen  Einkünfte  sind  die, 
direkten  und  indirekten ,  Staatsabgaben  {impots 
publiques);  die  dem  andern  Theile  vorbehaltenen 
Einkünfte  sind  die ,   von  den ,    den  subjizirten 
Reichsständen  im  Art. cy  vorbehaltenen,  Domä- 
nen und  Rechten  fallenden  Renten;  so  wie  sich 
also  der  Betrag  der  Staatssbgaben  in  einem  sub« 
jizirten    Reichslande  verhält   zu    dem  Betrage 
jen^r  Renten ,  so  soll  sich  der  vom  Souverän  zu 
übesnehmende  Antheil  an  den  Schulden  dieses 
Landes    verhalten    zu   4^m  i     dem   subjizirten 
Reichsstande  verbleibenden ,  Antheile  an  eben 
diesen  Schulden.     Beyder  Theile  Interesse  er- 
heischt es  nun  ^war,  die  Ausscheidung  der  Ein« 
künfte  selbst  möglichst  bald  zu  bewirken;  allein 
die    faktische  Ausmittlung  der  bestimmten 
Gröfse    des  bcyderseitigen   Revenüenbetrags, 
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um  darnach  den  Schuldenantheil  ^loed  jeden 
Theils  ^festzustellen  9  mag  bedeutenden  Schwie- 
rigkeiten unterliegen,  und  der  Zwek,  für 
welchen  diese  Ausmittlung  nothwendig  ist» 
wohl  eher  eine  Verzögerung »  als  Beschleun  igung 
derselben  motiviren» 

Herr  Brauer   meint  nun  (Saz  09  seiner 
Hey  träge),  dafs,  so  lange  eben  diese  Ausmittlung 
nicht  wirklich  erfolgt  sey,    sich,   in  Ansehung 
der  Kammerschuldep ,  der  subjizirte  Heichsstand 
\ gegen  den  Gläubiger'  der  Theilungseinrede  gar 
nicht  bedienen  könne ,  indem  unser  Bundesver- 
trag n^cht  sage :  die  Schulden  sollen  für  getheilt 
gelten ,  oder  ipso  jure  getheilt  seyp ,  sondern  sie 
sollen    künftig   getheilt    werden;     womit 
folglicht  so  lange  eine  Theilung  nicht  geschehen 
sey ,  das  Recht  des  Gli^ubigers  keine  Veränderung 
leide ;  allein  ich  glaube,  dafs  hierion  Hrn .Brauer 
mit  eben  so  viel  Recht  ein  (dem  Scheine  nach 
aus  lauter  Vorsorge  für  die  Gläubiger  geflossen 
ner?)    Erschleichungsfehler    zur    Last    gelegt 
werden  könne,    als  er  einen  solchen  manchem 
Anderen  zur  Last  gelegt  hat. 

Freylich  konnte  die Bunde<iakte  eine  That- 
sache,  die  sie  erst  anordnete,  nicht,  als  eo 
1^50  geschehen ,  unterstellen  j  wohl  aber  konnte 
»ie  bestimmen ,   dafs  eine  Sphäre  von  Verbind- 
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Iichkeiten »  die  trorher  auf  einem  Subjekte  haF* 
tet^,  von  dem  Momente  der  Bundeserrichtung 
an  mehreren  Subjekten  zugleich  verhältnifs- 
mäfsifi:  obliegen  solltet  und  diefs  hat  sie  denn 
auch  wirklich  gethan ;  denn  der  Sinn  jener  Vor* 
Schrift  des  Artikels  3o  ist  offenbar  kein  anderer, 
als  der:  die  Schuldenlast  der  subjizirten  Reichs« 
lande  soll  von  der  Eröffnung  des  gegenwärtigen 
Vertrags  an ,  auf  den  Souveränen  und  den  ihqen 
subjizirten  Reichsständen'  zugleich  haften  nach 
dem  Verhältnisse  der  jedem  Theile  werdenden 
und  re^^A^fi;e  bleibenden  .Einkünfte  5  und  wenn 
gleich  nachmals  erst  eine  Thatsache  eintreten 
mufsy  um  dieses  Verhältnifi;  herauszubringen, 
so  ist  doch  nicht  zu  läugnen ,  ddfs  die  Verbind- 
lichkeit an  und  für  sich,  für  jene  Schulden 
zu  haften,  durch  jene  Vorschrift  f^^o/uregetheil  t 
worden  sey,  dafs  also  von  dem  Augenblicke  der 
Erscheinung  dieser  Vorschrift  an  kein  Theil  als 
der  alleinige  Schuldner  aufs  Ganze  mit  Recht 
belangt  werden  könne ,  wobey  übrigens  das 
J\echt  des  Gläubigers  an  sich  weiter  keine  Vert- 
änderung  erleidet,  als  dafs -er  nunmehr,  statt, 
f^inen ,  zwey  Schuldner  hat.  So  wenig  demnach 
Herr  Brau  er  sich  dürfte  nehmen  lassen  wollen, 
—  wenn  sein  Souverän  von  einem  Gläubiger 
des  schwäbischen  Kreifses ,  vor  Vertheilung  der 
Schulden  dieses  Kreifses  der  Thatsaclie  nach,  aufs 
Ganze  belangt  würd^—  demselbep  die  Theilungs- 


einrede  rechtlich  entgegen  zu  setzen,  ob  es 
gleich  im  Artikel  29  auch  nur  heifst:  «La  dette 
du  cercle  de  Souabe  sera  ä  la  Charge.. ,.  et  divisee 
entr^eux  dans  la  proportioii  etc.^  •  wo  denn  auch 
nicht  gesagt  ist,  dafs  die  Schulden  des  schwä- 
bischen Kreifses  für  (faktisch)  getheilt  gelten , 
odei'  ipjo /urtf  (faktisch)  getheilt  seyn,  sondern, 
dafs  sie  künftig  getheilt  werden  sollen;,  so 
wenig  hätte  er  dem  subjizirten  Reichsstande  im 
unterstellten  Falle  deit  Gebrauch  der  Theilungs-r 
einrede,  der  ihm  allerdings  rechtlich  z^usteht, 
abstreiten  sollen. 

§-     140- 
Da  indessen  der  Gläubiger ,  der  .befriedigt 

seyn  will,  durch  diese  Theilungseinrede  nur 
noch  weiter  von  seinem  Ziele  entfernt  wird,  so 
lange  die  Theilung  selbst  nicht  bewirkt  ist, 
und  diese  doch  vorschriftmäfsig  bewirkt  Werden 
mufs ;  so  ist  es  beyder  Theile  Pflicht,  unverzüglich 
Kommissarien  zu  erneilnen,  welche  sich  mit  der 
Ausmittlung  der  bestimmten  Gröfse  des ,  jedem 
Theile  gebührenden,  Revenüenbetrags,  und  des, 
%nach  Maafsgabe  des  gefundenen  Resultats  jedem 
Theile  zur  Last  fallenden,  Schuldenantheils  tu 
beschäftigen  haben.  —  Sollte  der  Souverän  in 
dem  fraglichen  subjizirten  Reichslande  eine 
Änderung  des  bisherigen  Auflagensystems  vor- 
nehmen, dasselbe  nämlich  entweder  dem  Steuer« 
Systeme  in  seinen  übrigen  Landen  assimiliren. 
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oder  ein  ganz  neues  Steuersystem  überhaupt  ein- 
führen,  so  ist  der,  nach  diesem  veränderten 
Steuersysteme  resultirende,  Steuerbetrag  bey 
jener  Schuldentheilung  zu  Grunde  zu  legen ;  denn 
eben  dieser  Steuerbetrag  macht  denn  doch  nun 
diejenigen  Revenuen  aus ,  die  der  Souverän  aus 
dem  Fraglichen  Reichslande  "wirklich  erhälL  Dafs 
der  subjizirte  Reichsstand  seine  Domänial-  oder 
Kammerrechnungen ,  und  überhaupt  alle  dieje» 
nigen  Rechnungen,  welche  auf  das  zu  suchende 
Resultat  Einflufs  haben ,  genuin  vorlegen  müsse, 
um  nach  einem  zehn-  oder  zwanzigjährigen 
Durchschnitte  den  Betrag  der  ihm  bleibenden 
Renten  fixiren  zu  können,  und  dafs  ein  ganz 
gleiches  Verfahren  in  Ansehung  des  Steuerbetrags 
«tatt  finden  müsse,  versteht  sich  wohl  von 
selbst,  wie  es  sich  eben  auch  von  selbst  versteht , 
dafs  dem  Gläubiger  sein  etwa  habendes  hypo- 
thekarisches Recht  bis  zur  gänzlichen  Befrie- 
digung seiner  Fordefi^ng  ungeschmälert  verblei« 
ben  müsse. 

Da  übrigens  der  subjizirte  Reichsstand  die 
Tilgung  des  ihm  zugewiesenen  SchuldenaniheiU 
ohne  Zweifel  aus  den  ihm  vorbebaltenen  Rentepi 
selbst  bestreiten  mufs,  ohne  dafs  es  ihm  erlaubt 
wäre ,  deshalb  eigene  Auflagen  zU  machen ,  so 
glaube  ich  mit  Recht  folgern  zu  dürfen,  dafs 
auch  der  Souverän  den  ihm  zugefallenen  Schul- 
denantheil ,  ohne  deshalb  dem  fraglichen  Lande 


I 

1 


eigene  Auflagen  machen ^u  dürfen,  aus  den  ihm 
überwiesenen  ünpots  publiques  zu  tUgen  verbun- 
den sey«  indem  höchst  wahrscheinlich  di^ 
Absicht  dahia  ging,  ihn,  da  er  den  Vortheil 
habe,  auch  einen Theil  derLa$t  tragen  zu  lassen, 
und  aufserdem  der  fragliche  Schuldenantheil 
eigentlich  nicht  ihm,  sondern,  was  doch  der 
Fall  nicht  ist,  dem  subjizirten  Lande  selbst  zuge« 
schieden  seyn  müfste ;  obgleich  nicht  mifskannt 
werden  kann,  dafs  diese  Disposition,  so  aufge- 
£afst,  die  schiefe  Ansicht  der  StaatsauAagen ,  als 
ob  diese  zum  Yortheile  des  Regenten  erhoben 
werden  dürften,  und  nicht  blofs  zur  Bestreitung 
der  ordentlidien  und  aufserordentlichen  Staats^r 
bedürfnisse,  vorau^etze, 

§•  14». 
Durch  Zugabe  dieser  Bemerkungen  (A  — I) 
ist  die  Zeichnung  des  Verhältnisses  der  Bundes-r 
fürsten  zu  den  ihnen  untergebenen  vormaligen 
Heichslanden  und  Ständen,  wie  es  nach  dem 
Buchstaben  und  Geiste  der  Bundesakte  seyn  soll« 
in  seinen  Hauptmomenten  ergänzt,  und  ich  glaube 
damit  zugleich  den  Beweifs  geliefert  zu  haben, 
dafs  unsere  Bundesakte  in  Bestimmung  jenes 
Verhältnisses,  wenn  man  sie  nur  mit  der  nöthigen 
Unbefangenheit,  und  mit  den  nöthigen  Vorkennt«? 
nissen ,  besonders  aus  dem  Gebiethe  der  Staats^ 
Wissenschaft,     ausgerüstet ,     betrachtet»    bey 
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M^eitem    nicht   so  unvollständig    sey«    als   sie 
mancher  Andere  beFonden  zu  haben  scheint. 

Da  übrigens  die  Erfahrung  bereits  wirklich 
gelehrt  hat»  dafs  die  meisten  Bundesfürsten  den 
ihnen  untergebenen  Reichsständen  eher  mehr» 
als  zu  wenig ,  eingeräumt  haben »  und  gewifs  zu 
erwarten  steht»  dafs  jeder  Bundesfürst  zur  end- 
lichen Ausgleichung  der  etwa  noch  unentschie- 
denen Punkte  im  Wege  der  Güte  gerne  die  Hand 
biethen  werde»  wenn  nur  nicht  grundlose  Prä- 
tentionen  mit  Eigensinn  aufgestellt  und  durch- 
gesezt  werden  wollen»  so  sehe  ich  nicht  ein» 
warum  man  sich  bisher  so  ängstlich  nach  einem 
eigenen  Gerichtshofe  zum  Behufe  des  Recht- 
sprechens zwischen  den  Souveränen  und  dea 
ihnen  subjizirten  Reichsständen  umgesehen  hat» 
und  die  ordentlichen  Gerichte  der  ersteren  als 
inkompetent  perhorresziren  wollte»  um  so  weni- 
ger» als  der  Karakter  der  Subjektion  der  frag* 
liehen  Heichsstände  an  sich  schon  ihre  Unter«* 
würfigkeit  unter  jene  Gerichte  mit  sich  führt» 
und  nicht  abzusehen  ist»  warum  erstere  nicht 
von  denselben»  für  dergleichen  Fälle  ihrer 
pflichten  zu  entlassenden  (oder  vielmehr  nur  an 
ihre  Pflicht  einer  rüksichtslosen  und  unpartheyi- 
schen  Rechtspflege  zum  Überflüsse  zu  erinnern** 
den)  Gerichten  Recht  nehmen  wollen»  von 
denen  so  viele  Tausende  anderer  Familien» 
in   ähnlichen  IVechtsstreitigkeit^n    g^gen  ihr^ 


Regenten,  Recht  nehmen  müsselti,  denpn  nicht 
nur  nicht  weniger,  sondern  da  sit  weniger  ku 
verlieren  haben ,  noch  ungleich  mehr  daran 
gelegen  seyn  mufs,  ihre  Rechtssphäre  durch  eine» 
in  jeder  Hinsicht  unparth^yische ,  Rechtspflege 
gesichert  zu  sehen.  Privilegien ,  als  Ausnahmen 
von  der  gesezlichen  Regel  t  sind  immerhin 
Brüche  der  formellen  Gleichheit  des  Rechts» 
über  welche  leztere  jeder  Staat,  als  über  das 
Hauptprinzip  und  Objekt  seiner  Handlungsweise» 
strenge  halten  mufs,  und  welche  ersteren  man 
also ,  besonders  da ,  wo  man  sie  ohnehin  schon 
mit  grofser  Freygebigkeit  gespendet  hat,  ohne 
Noth  nicht  noch  mehr  vervielfältigen  sollte. 

Hierzu  kömtnt,   dafs so  sehr  auch  ein 

Bundesgericht  mit  der  Bestimmung,  die  unter 
den  Bundesstaaten  unter,  sich  entstah« 
denen  Streitigkeiten  im  Rechtswege  zu  schlich- 
ten, wie  ich  voraus  gezeigt  habe ,  der  Idee  des 
Bundes  entspricht ,  und  selbst  nothwendiges 
Mittel  zur  Erreichung  des  Bundeszweks  ist,  — * 
sich  dennoch  im  ganzen  Systeme  des  Bundes 
keine  Stelle  auffinden  läfst,  wohin  ein  Bundes« 
gericht  passen  könnte ,  welches  die  Bestimmung 
hätte,  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten  zu  mischen,  und  die,  zwi** 
sehen  den  Bundesfürsten  und  ihren '  eigenen 
Unterrhanen  entstandene,  Streitigkeiten  vor 
«ieh  zu  ziehen.     Ein  Gericht  der  leztern  Art 
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würde  offenbar  der  Souveränität  der  Bundes** 
Fürsten  widersprechen ,  und  sie  praktisch  auf- 
heben. In  Wessen  Namen  und  aus  Wessen 
Auktorität  sollte  auch  ein  solches  Gericht  spre- 
chen? Im  Namen  de&Prolektors?  Dann  wäre 
dieser  nicht  mehr  Protektor,  sondern  Sou- 
verän der  verbündeten  Staaten;  oder  im  Na- 
men des  Protektors  und  des  Bundes  ?  Dann 
wäre  die  vorige  Reichsgewalt  ihrem  Wesen 
nach  zurükgekehrt »  und  in  den^  ersteren  oder 
dem  lezteren  Falle  die  Souveränität  der  Bun- 
desfursten  vernichtet,  -r-«  2^ war  hat  man  bisher 
schon  den  einen  und  andern,  acht  reichsgericht- 
liehen,  Vorschlag  zur  Organisirung  eines  Bun- 
desgericlus  der  unterstellten  Art  gelesen;  aber 
die  Frage,  die  wohl  vor  allem  zu  b^rüksichtigen 
gewesen  wäre:  Ob  nämlich  ein  solche^  Gericht 
mit  der  gegebenen  l4lee  unseres  Bundes,  und 
mit  der  Souveränität  der  Bundesfursten  verein- 
barlich  sey?  hat  man  dabey  ganz  übergangen» 
und  zum  Gegensatze  der  dort  gebrauchten  Rük« 
sichten  der  Nüzlichkeit  scheint  es  mir  sehr 
zwekmäfslg ,  die  unter  d^r  Aufschrift  »  Miszel- 
len**  im  9.  Stük  der  Kionik  der  Deutschen  1807 
voji  einem  Ungenannten  geäufserten  Gedanken 
hier  in's  Gedächtnifs  zurük  zu  rufen.  »Wenn 
gleich  ,  heifst  es  daselbst ,  in  den  gröfseren 
deutschen  Staaten,^  zumal  in  denjenigen,  deren 
Regenten  sich  im  Besitze  des  unbeschränkten 
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privilegio  de  non  appellahdo  befanden ,  das  Da- 
seyn  und  die  Wirkungen  der  Reichsger  Ich  te 
^venlg  bemerkt'  wurden,  so  betrachtet  man  doch 
nun  allenthalben  die  AuHöfsung  dieser  ehrwür- 
digen Tribunale  als 'einen  der  bedenklichsten 
Effekte ,  welche  die  grofsen  Erschütterungen 
unserer  Zeit  hervorgebracht  haben.  Man  räumt 
es  ein,  dafs  di^  Stimme  der  Gerechtigkeit  vor 
dem  Trotzen  der  Macht  oft  eitel  verhalltet  dafg 
der  Weg,  auf  welchem  die  Unschuld  Schuz  vor 
ihnen  fand ,  krumm ,  dofnicht  und  mühsam 
war,  und  dafs  besonder^,  selbst  durch  gesez^r 
liehe  Einrichtungen ,  welche  die  Politik  verfügt 
hatte,  die  Klagen  der  deutschen  Unterthanen 
gegen  ihre  Landesherren  selten  zu  eli\em  wohl«^ 
ihätigen  Erfolge  führten.  Aber  das  Bewufst* 
seyuy  eine  Hülfe  verloren  zu  haben,  die  den 
unrechtmäfsig  Leidenden  wenigstens  durch  ihr 
Da^eyn  tröstete,  und  den,  der  Lust  zu  Be^'' 
drückungen  hatte,  durch  ihr  Daseyn  warntet 
erregt  Besorgnisse  in  manchem  ringstlichen  Ge- 
iiiüthe,  ohne  dafs  jedoch  der  unbefangene  Beohf 
achter  der  Zeitereignisse  sich  init  ihm  in  die- 
selben theilte.  —  W^rum  sollten  wir  In  Rüksicht 
auf  Bedenklichkeiten  dieser  Art  unser  Vertrauen 
nicht  auf  die  Weisheit  uuwserer  Fürsten  setzen 
dürfen ,  und  auf  die  Eindrücke ,  welche  widrige 
Erfahrungen  auf  sie  machen  müfsten ,  wenn 
;ie  je  von  der  Regel  des  Rechts ,   von  der  auch 
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der  höchste  Grad  persönlicher  Souverani« 
tat  nicht  entbinden  kann ,  abweichen  wollten. 
Ihre  Weisheit  wird  die  Überzeugung  um  so 
mehr,  je  freyer  jezt  ihre  Regierungsgewalt  ist, 
in  ihnen  befestigen,  dafs  die  Tlirbnen  kein6 
mehr  sichere  Grundlage  haben ,  als  die  Gerech- 
tigkeit ,  und  dals  in  Ansehung  der  Frage  über 
die  Erhaltung  und  das  stete  Wachstbum  der 
Staaten ,  die  Forderungen  der  gesunden  Politik 
mit  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  gleich- 
lautend seyen.  Ihre  Erfahrung  aber  wird  sie 
lehren ,  dafs  sie  auf  dem  Wege  ihres  Berufs  diese 
Überzeugung  nie  verläugnen  können ,  ohne  auf 
tausendfältige  Art  darüber  bestraft  zu  werden. 
Bey  der  vormaligen  deutschen  Beichsverfassung, 
zumal  seit  der  neuen  Erweiterung  der  Regie* 
rungsrechte^  die  den  Fürsten  theils  gesezlich» 
theils  faktisch  durch  das  Entschädigungsgeschäft 
gelungen  ist ,  hatte  das  Privilegium  de  non  appeU 
landOf  den  Unterthanen  in  der  Wirklichkeit,  den 
Weg  Beschwerden  zu  führen,  so  gut,  als  gänz- 
lich abgeschnitten;  und  doch  wissen  wir,  dafs 
dergleichen  Beschwerden  gerade  von  solchen 
Regierungen,  gegen  die  man  sie  nicht  wohl 
erheben  konnte  ,  am  seltensten  veranlaf^t  wi^r- 
den,  —  Wir  wollen  und  dürfen  diefs  auch 
von  unseren  Souveränen  hoffen,  und  unsere 
Hoffnung  gründet  sich  auf  die  Thatsache,  dafs 
fiie    ohne    Ausnahme ,    in    den    schon    länger 
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bestehenden  oder  neuerlich  erst  proniulgirteii 
Gerichtsordnungen  y    mit   acht  deutscher 
Rechtlichkeit  den  Grundsaz  vorausstellen,  dafs 
die  Justizverwaltung  ein  Heiligthum  sey«  welches 
die  vollziehende  Macht  nicht  berühren  dürfe , 
als  blofs  um  die  Abweichungen  vom  gesezlichen. 
Gange  zu    berichtigen  ,    und  dafs  ,    wenn  der 
Unterth<in  mit  seinem  Souverän  rechtet,  alles 
Verhältnirs  des  Richters  zum  Souverän  erloschen 
erscheinen  müsse.     Noch  einen  Schritt  weiter 
aber   geht  die  Gerichtsordnung,    welche  unter 
dem  11.  November   1806  für  das  Herzogthum 
Nassau  erschienen  ist,   indem  sie  ausdrüklich 
bestimmt,    »dafs  in   Hinsicht  der  gegen   den 
Fiscum  und  die  Landeskassen  gerichteten  Kla- 
gen ,  in  zweifelhaften  Fällen ,  eher  gegen  den 
Fiscum  und  die  Kassen ,   als  zu  deren  Gunsten 
entschieden  werden  soU«^      Ein  solches  Gesez 
bedarf  keines  Kommentars.    Es  wekt  auf's  neue 
den  Glauben  an  die  Nation  und  an  das  Zeitalter, 
und  in  ^der  Kronik  des  deutschen  Justizwesens 
verewigt   es   die  Namen   der  Fürsten,    die  es 
gegeben  haben.** 
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IX.    Abschnitt, 

Rechtsverhältnifs  der  den  Bundesfürsten 
*    unterworfenen  ehemaligen  Reichsstände 
und  Reichsritter. 


Erste    Abtheilung. 

Rechtsverhältnifs  der  unterworfenen  ehe- 
mal ig  e-h  Reichsstände,  oder,  der,  so  zu 
benennenden,  privilegirten  Herren« 


Allgemeine  Vorbemerkungen, 

§.     140. 

Jliiner  eben  so  unpartheyischen  als  vollständigen 
Darstellung  des  gegenwärtigen  Rechtsverhält- 
nisses der,  den  BundesFürsten  unterworfenen, 
ehemaligen  Reichsstände  scheint  mir  nothwen- 
dig  vorhergehen  zu  müssen  die  genaue  Bestim* 
mtmg  der  eigentlichen  Qualität,  oder  des  Karak- 
ters,  der  jenen  Reichsständen  durch  die  Kon- 
stitution des  Bundes,  und  die,  diese  Konstitution 
enthaltende ,  Bnndesakte  angewiesen  worden 
ist,  die  genaue  Fixirung  der  Stelle,  welche 
dieselben,  nach  ihren  gegenwärtigen,  durch  die 
Bundesakte  bestimmten  Lage,  im  Organismtv«^ 
der   verbündeten    Staaten    einnehmen;      demi 
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f^        sollte  man  bey  jener  Darstellung  auf  einzelne 
Fragen  stofsen,  die  durch  den  Buchstaben  der 
Bundesakte  nicht  entschieden  sind ,  so  kann  die 
einzige   Quelle    der  Entscheidung  nur  in  der, 
durch  den   Buchstaben,   aber  auch   durch  den 
Geist  der  Bundesakte  bestimmten ,   Natur  and 
in  dem  Wesen  der  eigentlichen  Qualität  oder 
des  gegenwärtigen  Karakters  der  fraglichen  Per* 
sonen  gefunden  werden. .    . 

Das  natürlichste  Mittel  zur  Erreichung  des 
vorgestektcn  Zweks  ist  die  Aufsuchung  und, 
wenigstens  vorerst  generellei  Darstellung: 

Erstens  dessen  ,  was  den  bezeichneten 
Personen  durch  Konstituirung  des  Bundes  ent- 
zogen» «—  was  sie  vorher  wirklich  gewesen 
seyen ,  wird  dabey  als  bekannt  vorausgesezt  — * 
und: 

Zweytens  dessen ,  was  denselben  durch 
die  Bundesakte  vorbehalten  worden  ist; 
denn  nur  die  ihnen  wirklich  vorbehaltenen  Qua- 
litäten  und  Befugnisse  geben  i  nach  Hinweg* 
rechnung  der  entzogenen»  allein  die  Merkmale 
des  Begriffs  ihres  gegenwärtigen  Karakters »  und 
es  kann  also  auch  nur  auf  dem  vorgeschlagenen 
Wege  das  gesuchte  Resultat  erreicht  werden« 

§-     143. 
Oafs  mit  der  Auflöfsung  des  deutschen  Reichs 
an    den  fraglichen   Subjekten  die  Reichssiand- 


4oi 

^chaftsqnaiitat  rein  verschwanden  sey,  braucht 
nur  der  Vollständigkeit  wegen  erinnert  zu  wer- 
ben; dafs  es  aber  ein  verstelltes  oder  höchst 
tm  verständig  es  Mifskennen  des  Geistes  unserer 
Bundesakte  verrathe  i  w)?mi ,  wie  zu  meiner 
nicht  geringen  Verwunderung  (oi.  s.  Winn- 
ie opps  Zeitschrift)  wirklich  gesahehen  ist,  be- 
liauptet  werden  will»  dafs  die  unterstellten  Sub- 
jekte nicKts,  als  die  Reichsstandschaft 
verloren  hätten ,  wird  aus  dem  folgenden  hoffent« 
lieh  klar  erhellen. 

Den  Bundesfürsten  ist  durch  die  Bun* 
desakte  über  die  ihnen  subjizirten  Fürstenthü- 
nier»  Graf-  und  Herrschaften  gegeben  worden 
^toute  souverainetS ^  (Art.  17  -  aS)  ^tous  les  droits 
de  soüverainete  ^  (Art..ö4)  ^Z«  plenitude  de  la  son^ 
verainete^  (Art.  4).  Erinnert  man  sich  nuif, 
dafs  die  Souveränität,  nach  den  voraus  mit  aller 
Vorsicht  festgestellten  Merkmalen  ihres  Begriffs» 
besteht  in  einer»  nach  Aufsen  unbeschränkten, 
nach  Innen  ungetheilten ,  nur  durch  allgemeine 
oder  positive  Staatsgrundgesetze  für  ihre  Aus« 
Übung  beschränkten  bürgerlichen  Oberherrschaft» 
Staats  •  oder  Regierungsgewalt ,  und  liest  in  der 
Bunde^akte  an  den  bezeichneten  Stellen  buch« 
stäblich,  dafs  jene  bürgerliche  Oberherrschaft, 
jene  Staats  «*  oder  Hegierungsgewalt  über  die 
hier  unterstellten  Reichslande  der  Bundes« 
fürsfeenganz,  nachallen  ihrenBestand- 
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theilen»  in  ihrer  ganzen  Fülle  gegeben 
worden  sey;  so  kann  doch  wohl  vernünftiger- 
weise nicht  geläugnet  werden»   dafs  eben  da- 
durch den  vormaligen  bürgerlichen  Oberherren  , 
den  vormaligen  Hegenten  eben  jener  Lande  ganz 
deutlich  auch  ihre  vormalige  bürgerliche  Ober- 
herrschaft»   ihre  vormalige  Staats-  oder  Regie« 
rungsgewalt »  sonst  Landeshoheit  genannt ,  ganz, 
nach  allen  ihren  Bestandtheilen,  und  vollkom- 
men entzogen  worden  sey;    denn  etwas ^  was 
bisher  einem  Subjekte  gehörte»  nun  aber  ganz 
und  vollkommen    auf    ein  anderes   Subjekt 
übertragen  worden  ist  t   kann  doch  unmöglich 
als  auch  nur  zum  Theile  dem  ersteren  Sub- 
jekte verbleibend  angesehen  werden« 

So  klar  und  unwidersprechlicb  es  allein 
schon  hieraus  folgt,  dafs  die  subjizirten  Reichs« 
stände  ihren  vormaligen  Karakter  der  bürger- 
lichen Oberherrschaft  oder  der  Landeshoheit 
ganz  verloren  haben »  so  nöthigt  mich  jedoch 
die  vielfältig  aufgestellte  Behauptung  von  fort- 
dauernder »  wenn  gleich  subordinirter »  Landes- 
hoheit auf  Seite  derselben»  und  dafs  nichts»  als 
die  vormalige  Reichsgewalt  auf  die  Bundesfiir- 
sten  gekommen  sey »  hier  etwas  näher  ins  Detail 
zu  gehen»  um  endlich  einmal  über  die  wahre 
Beschaffenheit  des  hier  gesuchten  Karakters  alle 
Zweifel  gänzlich  zu  zerstreuen. 


4o3 

Unläugbar  ist  es,    dafs  die  gesezgebende, 
richterliche,    Polizcy-,   Finanz*-    und  Militär«« 
gewalt  die  wesentlichen  Bestandtheile  oder  Merk- 
male der  bürgerlichen  Oberherrschaft  oder  Lan- 
deshoheit ausmachen,  gleichwie  denn  auch  die 
fraglichen  Herren  vor  ihrer  Subjektion  sich  im 
wirklichen  Besitze  aller  jener  Gesetze  unstrei- 
tig befunden  haben;  denn  sie  gaben  besetze  im 
Zivil-,  Kriminal-  und  Polizey fache,  und  modi- 
fizirten  sogar  die,    nicht  absolut  präzeptiven» 
Beichsgesetze    nach    eignem   Ermessen ,     oder 
schlössen  solche  wohl  gar  aus  ;    sie  übten  die 
richterliche  und  Polizeygewalt,   als  Landesher- 
ren,  aus   dem   Titel  ihrer  bürgerlichen  Ober- 
herrschaft ;    sie  besteuerten   ihre   Unterthanen 
aus  eigner  landesherrlicher  Macht,    und  hatten 
das  Hecht  des  Kriegs  und  des  Friedens.  Von  allen 
diesen  Merkmalen  ist  nun,  nach  ihrer  Subjek- 
tion ,    auch  nicht  ein  einziges  mehr  in  ihrer 
Hechtssphäre  anzutreffen;   denn  das  Hecht  der 
Gesezgebung  in  ihren  Gebiethen  ist,  wie  ich 
voraus  gezeigt  habe  ,    ganz  ,  nach  alten  seinen 
Bestandtheilen  und  uneingeschränkt  durch  den 
Art.  *:6  der  Bundesakte  ,  auf  die  Bundesfürsten 
übergegangen,  den  subjizirten  aber  gar  nicht« 

• 

davon  geblieben.  Wo  ist  also  auch  nur  einige 
Ähnlichkeit  ihres  Verhältnisses  in  dieser  Hinsicht 
mit   ihrem  vormaligen  Verhältnisse  im  Gesez* 
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gebungsfache  zu  Kaiser  und  Reich  zu  fioden? 
Sie  haben  gar  kein    Recht  der  Gesezgebung 
mehr^  folglich  auch  nicht  ein  untergeordnetes 
Hecht  der  Art.  Auch  das  Recht  der  Besteuerung, 
und  jenes  der  Militärkonskription  sind ,  da  diese 
Rechte  uneingeschränkt  den  Bundesfiirsten  über- 
wiesen wurden ,  ihnen  gänzlich  entzogen;    sie 
können  weder  einen  Kreuzer  eigentlicher  Steuern 
mehr  auflegen  und  erheben ,  noch  irgend  einen 
Mann   zum  Militär  mehr   konskribiren  ;    also 
auch  die  Finanz  -  und  Militärgewalt  sind  aus 
ihrer  Rechtssphäre  rein  verschwunden. 

Allein,  sagt  man,  die  richterliche  Gewalt 
in  erster  und  zweyter  Instanz ,    und  dann  die 
niedere  Folizey  ,    nebst  so  vielen  andern  nuz* 
baren  Regalien  sind  ihnen  denn  doch  vorbehal* 
ten   worden  ,    die   zusammengenommen   doch 
wohl  eine  Art  von  Landeshoheit  bilden!  Wäre 
dieser  Saz  so  unbedingt  und  nach  seiner  ganzen 
Ausdehnung  wahr,  wie  er  dahin  geworfen  ist, 
50  mögte  man  vielleicht  Recht  haben.     Aber  das 
erstere  ist  gar  nicht  der  Fall ;  denn ,  nicht  die  rich- 
terliche ,  nicht  die  Folizeygewalt,  als  solche, 
ist  ihnen  vorbehalten  worden;   diefs  konnte 
gar  nicht  geschehen,  da  die  richterliche  Gewalt 
und  die  Folizeygewalt   an  sich  untheilbar  ist, 
und  unzertrennlich  von  der  bürgerlichen  Ober« 
herrschaft,  als  aus  der  sie  nut  entspringend,  und 
als  in  und  mit  der  .sie  nur  existirend  gedacht  wer« 
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den  können.     Nur  das  Recht  der  Ausübiing 
der  Gerichtsbarkeit  in  der  doppelten  Form  einer 
ersten   und  zweyten  Instanz,   und  das  Recht 
der  Ausübung  der  niederen  Polizey  kann  also 
als  ihnen  vorbehalten  angenommen  werden ,  und 
2>yvaT  wie  sind  ihnen  diese  Rechte  vorbehalten 
•worden?  —   i)  Untergeordnet  unter  das  droit 
de  Jurisdiction  suprime^  et  de  haute  police  der 
Bundesfiirsten ;  —  o!)  comme  propriStS  patrimoi 
niale  et  privee^  — -  und   3)  unter  der  Kategorie 
von  droits  seigneuriaux  et  fSodaux^  non  essett' 
tiellettient  inherans  ä  la  souverainete\     Was  aber 
als  ein,    nicht  nur  der  bürgerlichen  Oberherr« 
Schaft- untergeordnetes,   sondern  auch  aus- 
drüklich  aufser  derselben  existirendes, 
blofs  herrvSchaftlichesPrivatrecht  einem 
Subjekte  gegeben   oder  vorbehalten  ist,    kann 
doch  unmöglich  geeignet  seyn,  die  bürgerliche 
Oberherrschaft   selbst  in   irgend   einem   Grade 
oder  Umfange  in  diesem  Subjekte  zu  erwecken 
oder  zu  erhalten ,   oder  dasselbe  zum  Subjekte 
irgend  einer  Landeshoheit  zu  stempeln! 

Auch  die  übrigen  Rechte,  die  man  sonst 
mit  dem  sonderbaren  Namen  von  nuzbaren 
Regalien*bezeichnete„  sind  ihnen  keineswegs 
als  Hoheitsrechte,  sondern  gleichfalls  nur 
als  blolse  Fatrimonialpri vatrechte  vor- 
behalten worden ,  und  auch^  sie  sind  demnach 
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zh  Di€ht5  weniger,   als  zur  Qualifikation  i 
Inhaber  zu  Landesherren  geeignet. 

Dafs  es  im  Eingange  des  Artikels  27  heifst: 
JLm prvnces et  comtes actuellement  rignans^ 
conserveront  clmcun^  etc.  kann  doch, wohl  nicht 
im  ^rnste  zum  Gegenbeweise  angeführt  werden 
wollen ;  denn  der  Unbefangene  kann  unmöglich 
mifskenneni   dafs  jenes  Prädikat  »actuelletneiu 
rignans^   blöCs   darum  beygesezt    sey,    um  zu 
bestimmen ,  dafs  der  Vorbehalt  blofs  zu  Gunsten 
der,  bis  zur  Bui!^deserrichtung  wirklich 
regierenden,   Fürsten  und  Grafen,   und  ihrer 
£rben ,   keineswegs  zu  Gunsten    der  übrigen » 
%,  B.  der  nachgebornen ,  Glieder  ihrer  Familien 
gemacht  sey ;  und  solche  Personen,  denen  man 
ausdrüklich  blofse  HerrschaFts*  und  Lehenherr- 
liche  Frivatrechte    vorbehielt ,    hätte  man 
unmöglich  ,  ohne  sich  eines  offenbaren  Wider- 
spruchs schuldig  zu  machen ,  auch  in  Beziehung 
auf  ihr  künftiges  Verhältniüs    actuellement 
re gnans  benennen  können. 

Ist  es  diesem  allem  nach  ausgemacht,  dafs 
den  fraglichen  subjizirten  Reichsständen  durch  ^ 
die  Bundesakte  nebst  ihrer  Reichsstandschaft 
auch  die  Landeshoheit  gänzlich  und  völlig  ent» 
zogen  worden  sey;  so  folgt  i^nmittelbar ,  dafs 
—  da  aufser  dem  Subjekte  der  Staatsgewalt 
alles  in  einem  Staate  zur  Klasse  der  Unterthanen 
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gehört,  wenngleich  diese  wieder  noch  so  viil- 
fältig  abgetheilt  seyn  können  -—  das  erste  und 
Hauptmerkmal  ihres  gegenwärtigen  Karakter^^ 
in  der  Unterthanenqualität  bestehe,  für  welche 
und  deren  Folgen  allenthalben  $o  lange  die 
Vermuthung  streitet,  als  nicht  durch  besondere, 
ihnen  zu  Theil  gewordene ,  Privilegien  Ausnah- 
men davon  bestimmt  sind.  Es  seyen  jedoch 
dieser  ihrer  Privilegien  noch  so  viele  und 
niancherley ,  so  bleiben  sie  doch  immerhin  nur 
^—  priviiegirte  Unterthanen ,  da  Privilegien  nur 
Ausnahmen  von  der  Regel  begründen  ,  ohne 
diese  Hegel  selbst  zu  destruiren. 

Dafs  die  subjizirten  vormaligen  Reichsstände 
keine  Landesherren  mehr,  sondern  blofse,  wenn  * 
gleich  sehr  privilegirte  ,    Unterthanen    seyen , 
wäre  sonach  das  erste  gefundene  Resultat ,  und 
wir  wenden  uns  nun  zu  dem,   was  ihnen  vor- 

*  ■ 

behalten  geblieben  ist   ^ 

§•  145. 
Dafs  ihnen  alle  ihre  Doo^nen  zum  Fatri- 
monialprivateigenthume  überlassen ,  und  das 
Recht  der  Jagd,  Fischerey,  Bergwerke,  Hütten, 
Zehenden  und  LehengePalle  imd  andere  der- 
gleichen Gerechtsame,  als  Privatrechte,  vorbe- 
halten wurden,,  giebt  uns  hier  kein  neues 
distinktives  Merkmal  ihres  gegenwärtigen  Karak- 
ters;  denn  es  ist  damit  nur  die  Ausdehnung  ihrer 
Eigenthumssphäre  bestimmt,    worinn  freylich 
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feine  um  so^grÖEsere  Begünstigung  der.^etben 
liegt,  je  weiter  jene  selbst  in  die  Eigenthums* 
Sphäre  anderer  Staatsglieder  eingreift;  doch 
gewähren  dieseVorrechte  hier  darinn  keine  karak* 
teristische  Distinktion  9  weil  sie  blofs  privat* 
rechtlicher  Natur,  und  auch  mitunter  andern  Pri* 
vatpersonen  über  ihres  Gleichen  zuständig  siifd. 
Ungleich  wichtiger  aber  für  unsern  gegen«* 
wärtigen  Zwek  ist  der  Umstand,  dafs  ihnen  das 
Recht  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  erster 
und  zweyter  Instanz,  so  wie  das  Recht  der 
Ausübung  d«r  niederen  Polizey  vorbehalten 
worden  ist ;  dafs  die  Ausübung  jener  so  wie 
dieser  nur  im  Namen  der  Staatsgewalt  statt  fin- 
den könne,  ist  unmittelbare  Folge  davon,  dafs 
Gerichtsbarkeit  und  Polizey  nur  als  Ausflüsse 
der  Staatsgewalt  gedenkbar  sind;  dafs,  wenn 
gleich  ihre  A  usü  bung  den  Händen  von  Privat- 
personen anvertraut  werden  kann,  sie  Selbst 
dennoch  unter  allen  Umständen  und  Verhält- 
nissen unverändert  die  Natur  wahrer  Höh  eite- 
re ch  te  beybehalten.  Wer  aber  wahre  Höheits- 
rechte  im  Namen  der, Staatsgewalt  auszuüben 
bevollmächtigt  ist ,  ist  in  dieser  Hinsicht  Organ, 
Beamter  der  Staatsgewalt ,  und  da  nur  die  hier 
unterstellten  Personen  die  Gerichtsbarkeit  in 
erster  und  zweyter  Instanz ,  und  die  niedere 
Polizey,  wahre  Hoheitsrechte ,  im  Namen  ihrer 
Souveräne  auszuüben  bevollmächtigt  sind;   so 
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ergiebt  sich  daraus  das  zweyte  Merkmal  ihres 
Karakters  dahin ,  dafs  sie  in  der  erwähnten  Hin« 
sieht  durch  die  Bundesakte  beauftragte  oder 
bevoUmüchtigte  Organe »  oder  Beamten  der 
Staatsgewalt  sind,  die  zugleich  das  Recht  haben» 
ihre  Magistratur  im  Staate  auf  ihre  Nachkom« 
men  zu  vererben.  Dafs  der  Karakter.  eines 
Staatsbeamten  den  eines  Unter thanen  involvire* 
folglich  durch  diesen  ihren  Karakter  ihre  Un- 
terthanenqualität  nicht  aufgehoben  werde ,  be- 
darf kaum  einer  Erinnerung. 

Ein  dem  jetzigen  Verhältnisse  der  unter- 
stellten Personen  beynahe  vollkommen  ähnliches 
Terhältnifs  findet  man  an  den  Herzogen  und 
Grafen  des  deutschen  Reichs  in  denjenigen  Zei- 
ten ,  in  welchen  diese  ,  ohne  noch  zur  Landes« 
Iioheit  gelangt  zu  seyn ,  blofse  Reichs  -  oder 
Kronbeamte  waren»  die  Namens  der  Reichsge- 
walt gewisse  Hoheitsrechte  in  ihren  Gauen  aus- 
zuüben hatten ,.  und  dieses  ihr  Kronamt  auf  ihre 
Nachkommen  vererbten ;  man  kann  also  in 
Wahrheit  behaupten ,  dafs  die  durch  die  Bun- 
desakte subjizirten  vormaligen  Reichsstände  auf 
dieselbe  Stufe  zurükgesezt  worden  seyen,  auf 
der  ihre  Voreltern  im  deutschen  Reiche,  vor 
aufgekommener  Landeshoheit ,  als  erbliche  und 
mit  mancherley  Vorzügen  ausgestattete  Reichs- 
oder Kronbeamten  gestanden  waren ;  auch  sie 
sind  jezt  mit  mancherley ,    ihnen  Nutzen  brin- 
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genclen  ,  Privilegien  ausgestattete  Beamte  der 
Staaten ,  deren  Souveränität  sie  unterworfen 
wurden ,  mit  dem  Rechte  versehen ,  diese  ihre 
Staatswürden  auf  ihre  Nachkommen  so  zu  ver- 
erben I  dafs  diese  in  den  Besiz  derselben  eintre- 
ten 9  ohne  hierzu  einer  neuen  Einsetzung  zu 
bedürfen ,  als  welche  durch  die  Bundesakte  ein 
für  allemal  schon  ausgesprochen  ist. 

Die  Qualität  besonders  privilegirter  Staats« 
beamten  giebt  uns  diesem  allem  nach  den  Gehalt 
des  Karakters ,  der  den  subjizirten  vormaligen 
Heichsständen  durch  die  Bunde.<;akte  angewiesen 
worden  ist ,  und  bezeichnet  uns  genau  diejenige 
Stelle ,  welche  dieselben  nach  ihrer  gegenwär- 
tigen Lage  im  Organismus  der  verbündeten 
Staaten   einnehmen. 

Dafs  man  jedoch  dieses  ihr  wahres  Verhält- 
nifsbisher  noch  nicht  durchgeschaut  habe,  davon 
zeixgen  zur  Genüge  die  verschiedenen  Benennun« 
gen  t  unter  denen  sie  bisher  aufgeführt  zu  werden 
pflegten,  wovon  die  Ausdrücke  »mediatisirte 
Herren*"  « Standesherren **  am  häufigsten  gäng 
und  gäbe  waren.  Die  leztere  dieser  Benennun- 
gen, von.  Herrn  Brauer  erfunden,  erscheint 
schon  auf  den  ersten  Anblik  als  so  sehr  willkühr- 
lieh,  unkarakteristisch  und  sonderbar,  dafseinc^ 
Anführung  von  Gründen,  weswegen  dieselbe 
nicht  beybehalten  werden  könne ,    wohl  sehr 


-liberflüssjg  wäre;  es  dürfte  auch  in  der  That» 
besonders  da  Herr  Brauer  auch  nicht  den 
geringsten  Fingerzeig  zu  geben  beliebte,  der 
Weg  sehr  schwer  zu  finden  seyn ,  auf  welchem 
derselbe  zu  dieser,  wirklich  sonderbaren,  Be- 
nennung gekommen  seyn  mag.  Aber  auch  die 
erstere  Benennung,  nämlich  » mediatisirte  Her- 
ren** ist  so  durchaus  unrichtig,  dafs  man  sich 
nothwendig  wundern  mufs,  sie  bisher  fafst 
durchgehends  von  Gelehrten  wie  von  Ungelebr- 
ten,  in  Staats-  wie  in  Privatschriften  gebraucht 
zu  sehen.    , 

Wenn  vorher  im  deutschen  Reiche  Jemand, 
z.  B.  eine  Stadtgemeinde,  die  bis  dahin,  ohne 
Mittelsubjekt,  geradezu  unter  Kaiser  und  Reich 
gestanden  war,  nuxi  der  Landeshoheit  eines 
Reichsstandes  untergeben  wurde, ,  so,  dafs  sie 
von  nun  an  nur  vermttteUt  dieses  Reichsstandes 
Kaiser  und  Reich  unterworfen  war,  dafs  dieser 
Reichsstand  ihr  unmittelbarer  Regent,  und  er 
das  Mittelsubjekt  war,  vermittelst  dessen  sie, 
als  Unterthan,  an  Kaiser  und  Reich  geknüpft 
war,  so  sagte  man  mit  Recht,  sie  sey  media- 
tisirt  worden;  irgend  ein  regierendes  Mittel- 
subjekt, als  das  Veiknüpfungsband  zwischen  der 
höchsten  Staatsgewalt  einer,  und  dem  fraglichen 
Unterthanen  anderer  Seits,  ist  demnach  das 
unerlafsliche  Requisit  des  Begriffs  eines  Subjekts, 
auf  welches  das  Prädikat  «mediatisirt**  ^mediat** 
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anwendbar  seyn  5oll.     Sucht  man  nun  abet  ver* 

r 

gebens  nach  einem  Mittelsubjekte,   vermittelst 
dessen  die  unterworfenen    ehemaligen  Reichs- 
stände zu  den  Souveränen,    als  den  Subjekten 
ihrer  nunmehrigen  höchsten  Staatsgewalt  ver- 
bunden wären,  ist  es  vielmehr  unwidersprechlich 
klar,    dafs  erstere  ohne  alle  Mittelperson   den 
leztern  unterthänig  seyen ,  und  dafs  es  auch  keine  * 
köherp  Staatsgewalt  gebe,  zu  der  erstere  etwa 
vermittelst  ihrer  nunmehrigen  Souveräne   ver- 
bunden  seyen;     so  folgt  auch  unwiderlegbar, 
dafs  der  Ausdruk  »  mediatisirte  Herren  '*  auf  sie 
ganz  und  gar  unanwendbar  sey ,    dafs  also  der- 
selbe, als  aus  einer  falschen  Ansicht  hervorge« 
hend,  und  zu  eiiier  falschen  Ansicht  führend , 
aus  diesem  zweyfachen  Grunde  schlechterdings 
abgeschafft  werden  müsse,   um  so  mehr,    da, 
wenn  auch  die  bisher  angeführten  Gründe  nicht 
vorlägen ,  es  doch  auf  jeden  Fall  äufserst  zwek- 
los  wäre,   die  unterstellten  Personen  mit  einer 
Benennung  zu  bezeichnen,  die  fortwährend  auf 
ihr  vormaliges  Verhältnils  im  deutschep  Reiche^ 
hinweifst,    ohne  ihr  gegenwärtiges  Verhältüils 
zunächst  zu  karakterisiren ,  aus  \velchem  Grunde 
ich  selbst  nicht  wünschen  kann,   dafs  die  Be* 
nennung   »subjizirte  vormalige  Heichsstände  ** 
bey behalten  werde,    der  ich  mich   bis  hierhin 
nur    darum   bediente,    weil   nach    der  Anlage 
der  Darstellung  nicht   früher   von  der  eigent- 
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lieh  zu  prahlenden  Benennung  die  Rede  seyn 
konnte. 

Ich  bemerke  bey  dieser  Gelegenheit  nur 
noch  vorlänfig,  dafs  selbst  die  Bewohner  der 
Distrikte»  worüber  jene  vormaligen  Heichsstände 
yor  der  Bundeserrichtung  Landesherren  waren, 
in  Beziehung  auf  ihre  nunmehrigen  Souveräne 
nicht  Mediatunterthanen  mit  Recht  genannt 
werden  können;  denn  i)  waren  jene  Bewohner 
auch  vorher  diesen  ihren  nunmehrigen  Souverä- 
nen nicht  unmittelbar  unterworfen,  da  sie 
zu  diesen  in  gar  keinem  Unterthänigkeitsnexus 
gestanden  waren;  man  kann  also  auch  nicht 
sagen  I  ^afs  sie  durch  die  Bundeserrichtung  in 
Beziehung  auf  dieselben  mediatisirt  worden 
seyen ;  2)  durch  die  Bundeserrichtung  aber  sind 
jene  Bewohner  ihren  nunmehrigen  Souveränen 
ohne  Mittel  oder  unmittelbar  unterwar-* 
fen  worden;  denn  die  fraglichen  ehemaligen 
Beichsstände , .  ihre  vormaligen  Landesherren, 
sind,  wie  wir  wissen,  nach  ihrer  gegenwartigen, 
durch  die  Bundesakte  bestimmten  Lage«  keine 
regierenden  Herren  mehr,  die  als  verbindende 
Mittelglieder  zwischen  jenen  Bewohnern  und 
ihren  nunmehrigen  Souveränen  angesehen 
werden  könnten,  und  es  fehlt  also  an  dem, 
voraus  schon  bestimmten,  Requisite  zu  dem 
Begriffe  eines  Mediatunterthanen;  es 
l^teben  zwar  «jene  Reichssiände  allerdings  da 


zwischen  den  fraglichen  Bewohnern  und 
ihren  nunmehrigen  Souveränen ,  aber  in  keiner 
anderen  Qualität ,  als  in  der  von  Staatsbeamten 
der  lezteren;  so  wenig  nun  die  Untergebenen 
der  übrigen  Staatsbeamten,  vermittelst  deren 
die  Souveränität  auf  sie  sich  wirksam  äuL^ert^ 
darum  in  Beziehung  auf  leztere  Mediatunter- 
thanen  genannt  werden  können,  und  wiiklicb 
genannt  zu  werden  pflegen,  eben  so  w^enig  pafst 
der  Begriff  von  Mediatunterthanen  auf  jene  frag* 
liehen  Bewohner« 

Jeder ,  der  da  weifs ,  zu  wie  viel  Irrthümem 
und  falschen  Konsequenzen  eine  unrichtig  ge« 
wählte  Benennung  zu  führen  pflege ,  und  •  wie 
schwer  es  halte,  dergleichen  Irrthümer,  wenn 
sie  einmal  festen  Fuls  gefafst  haben ,  wieder  aus* 
zurotten,  wird  mich  der  Genauigkeit  wegen, 
mit  welcher  ich  jene,  sichtbar  ohne  hinreichende 
Reflexion  aufs  Geradewohl  ergriffenen,  Benen- 
nungen geprüft  habe,  kaum  tadeln  können. 
Sobald  man  z«  B.  die  oben  bemerkten  Bewohner 
wirklich  in  Beziehung  auf  ihre  nimmehrigen 
Souveräne  Mediatunterthanen  heifst,  so 
folgt  unmittelbar,  dafs  sie  unmittelbare 
Unterthanen  jener  subjizirten  vormaligen 
Heichsstände  seyen ,  und  doch  ist  diese  Ansicht» 
wie  ich  gezeigt  zu  haben  glaube,  durchaus  falsch» 
wenn  sie  gleich  bis  jezt  selbst  in  mehreren 
Staatsscbi'iften  adoptirt  worden  zu  seyn^scheint; 


denn  Jemand ,  der  selbst  blofsUnterthan  ist, 
kann  nicht  selbst  .wieder  Andere  zuUntertha- 
nen  haben«  Hat  aber  einmal  'jene  Ansicht  feste 
Wurzel  geschlagen ,  so  dürfte  es  schwer  haltent 
sie,  so  unrichtig  sie  auch  ist,  mit  ihren  Konse- 
quenzen wieder  auszumerzen. 

§.  147- 
Fragt  man  nun  nach  der  Benennung,  womit 
denn  eigentlich  jene  subjizirten  vormaligen 
Beichsstände  nach  ihrer  dermaligen  Lage  zu 
bezeichnen,  welche  an  die  Stelle  jener,  aU 
unpassend  befundenen ,  zusetzen  sey?  so  dürfte 
unstreitig  als  das  richtigste  Regulativ  der  Wahl 
dieser  Benennung  der  Grundsaz  aufzustellen 
seyn:  da(s  diese  Benennung  von  daher  zu 
nehmen  sey,  oder  dasjenige  Merkmal  auszu- 
drücken habe,  wodurch  sich  die  fraglichen  Sub* 
jekte  vorzüglich  Vor  andern  Staätsgliedern  aus- 
zeichnen.  Das  Veihähnifs  der  Unterthänig« 
keit,  in  welchem  sie  zur  Staatsgewalt  stehen , 
haben  sie  offenbar  mit  allen  andern  Staatsgliedern 
gemein,  und  eben  so  theilen  mehrere  mit  ihnen 
die  Qualität  als  Staatsbeamten,  gleichwie 
auch  an  mehreren  andern  Stäatsgliedem  der 
Karakter  der  Lehenherrlichkeit  angetrof- 
fen wird«  Von  keinem  dieser  Merkmale  kann 
also  zufolge  jenes  Grundsatzes  ihre  Benennung 
entnommen  werdc-n. 
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Wodurch  sie   sich  aber   (entschieden  vor 
allen  übrigen  StaaL^gUedern  ganz  besonders  aus- 
zeichnen 9  ist  der  Umfang  von  Privilegien  f  der 
ihnen  durch  die  Bundesakte  zu  Theil  geworden 
istf  und  der  bey  keiner  Klasse  der  übrigen  Staats- 
glieder   in  gleichem  Grade    angetroffen   wird; 
denui  nebstdem  dafs  sie  ihre  Magistraturen  im 
Staate ,   als  Verwalter  der  Rechtspflege  in  erster 
und  zw eyter  Instanz,  und  der  niederen Polizey, 
auf  ihre  Nachkommen  zu  vererben  befugt  sind 
—  offenbar  ein  sehr  wichtiges  Privileg !  —  sind 
ihnen   auch   die  Rechte  der  Jagd,    Fischerey, 
Bergwerke,  Hütten,  Zehenden,  Lehengefälle t 
des  Patronats  und  andere  ähnliche  Gerechtsame , 
in    dem  ganzen  Gebiethe,   das  .vormals   ihrer 
Landeshoheit    unterworfen    war ,    vorbehalten 
worden,    welche  Gerechtsame   keiner  anderen 
iClasse  von  Staatsgliedern  in  derselben  Aus« 
Dehnung  und  Art  zustehen,    und  wodurch 
^ie  sich  also  auch  in  ihrer  gegenwärtigen  Lage 
vor  allen  übrigen  Staatsgliedern  ganz  besonders 
auszeichnen.  —     Ist  nun  aber  der  gröfsere  Um- 
fang von  Privilegien  das,    die  fraglichen  Sub* 
jek-te  vor  allen  übrigen  Staatsgliedern  besonders 
auszeichnende ,     Merkmal ,     und   nimmt   man 
hinzu,    dafs  ihnen  jene  aufgezählten  Gerecht« 
eame,    coinme  propriet6  -patriinoniale  et  privee 
zwar ,    doch   ausdr üklich   als    Herrschafts* 
rechte  (droits  seigneuriaux)  vorbehalten  worden 
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sind,  so  dürfte  9  nach  Maaffgabe  des  voraus- 
geschikten  Grundsatzes »  die  Benennung  »pri« 
vilegirte  Herren",  ihnen  vorzugsweise 
(umr  i^ox^O  und  ausschlielsend  beygelegt,  die  pas^ 
sendste  seyn ,  indem  dadurch  weder  der  Souve- 
ränität zu  nahe  getreten,  noch  der  Würde  der  un- 
terstellten  Subjekte  etwas  entzogen,  und  doch  das, 
wodurch  sie  sich  von  allen  andern  Staatsgliedern 
wirklich  unterscheiden  ,  bestimmt  ausgedrükt 
ist;  ich  werde  mich  daher  dieser  kürzeren  Be- 
nennung zur  Bezeichnung  der ,  durch  die  Bun- 
deserrichtung den  Bundesfürsten  unterworfenen, 
vormaligen  Reichsstände  von  jezt  an  und  so  lange 
bedienen,  bis  eine  andere  entweder  geseziich 
vorgezeichnet,  oder  eine  zwekmäfsigere,  wenn 
es  eine  solche  geben  sollte,  aufgefunden  seyn 
wird.  .Dafs  es  zweklos  sey,  auf  das  vormalige 
Verhältnifs  der  fraglichen  Subjekte  im  deutschen 
Reiche,  und  auf  die,  in  diesem  ihrem  Ver- 
hältnisse' durch-  die  Bundeserrichtung  eingetre* 
tene ,  Veränderung  bey  der  Wahl  ihrer  gegen- 
wärtigen Benennung  Büksicht  zu  nehmen, 
glaube  ich  hier  wiederholt  erinnern  zu  müssen. 

§.     148. 
Diesem  vorgängig  schreite  ich  zur  Erörte- 
rung des,  in  der  Rubrik  dieses  Abschnittes  und 
seiner  ersten  Ab:heilung  bezeichneten,  Rechts« 
Verhältnisses  aelbst ,  welches ,  wenn  es  entschöpft 

27 


4iS 

vrerden  soll,  in  seiner  dreyfachen  Richtung  auf- 
gefafst  und  dargestellt  werden  mufs,  nämlich 
—  in  seiner  Richtung  zur  Staatsgewalt»  —  in* 
nerhalb  seiner  eigenen  Sphäre»  —  und  in  Be- 
ziehung auf  die  vormaligen  Unterthanen  der 
fraglichen  Subjekte.  Ich  werde  demnach  hau- 
dein , 

Erstens:  Von  dem  Verhältnisse  der  privi- 
legirten  Herren  zur  Staatsgewalt,  und  zwar: 

a.  Als  Unterthanen  und  Vasallte ; 

b.  als  Organe  der  Staatsgewalt ,  oder  als  Staats- 

beamte. 

Zweytens:  Von  der  Sphäre  ihrer  persön- 
lichen und  dinglichen  Rechte  im  Staate. 

Drittens:  .Von  dem  Verhältnisse  dersel- 
ben zu  ihren  vormaligen  Unterthanen : 

a.  Als  ihren  nunmehrigen  Amtsutitergebeneni 

b.  als  ihren  Gutsleuten ;  und : 

c  als  ihren  Lehenleuten  oder  Vasallen. 

Jede  in  Ansehung  dieser  Subjekte  statt  fin- 
dende Rechtsfrage  und  Rechtsbestimtnung  wird 
und  kann  nur  in  einer  dieser  Rubriken  ihrea 
gehörigen  Plaz  finden. 


4»9 
I.      T    i    t    e    1. 

Von    dem  Verhältnisse    der    privilegirten 
•Herren  zur  Staatsgewalt, 

und   xwar:  % 

A.    Als  Unterthanen  und  Vasallen« 

X3er  Beweis  9  dafs  diejenigen  vormaligeri  Reichs- 

« 

stände,  welche  durch  die  Bundesakte  der  Sou- 
veränität  der  Bundesfürsten  unterworfen  wur- 
den ,  dadurch  aufgehört  haben ,  bürgerliche 
Öberherren  zu  seyuy  und  in  die  Klasse  der 
Unterthanen  versezt  worden  seyen,  ist  voraus 
bereits  zur  Genüge  geführt  worden.  Der  Kar  ak- 
ter der  Unterthänigkeit  ist  zufolge  jenes  Bewei- 
ses der  Grundkarakter  des  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisses jener  Subjekte  zur  Staatsgewalt:  Sie 
sind  wahre  Staatsbürger ,  und  *  als  solche ,  gleich 
jedem  andern  Staatsbürger  verpflichtet  und  be- 
rechtigt! in  soweit  nicht  das,  ihr  gegenwärtige« 
Yerhältnifs  organisirende  ,  Gesez,  die  Bundes- 
akte,  Atisnal^men  zu  ihren  Gunsten  feststellte. 

Eine,  die  Bestimmungen  der  Bundesakte 
stets  berüksichtigende ,  Anwendung  der  aus  dem 
Verbände  der  Unterthanen  und  ihrer  StaaL<:ge- 
walt  überhaupt  resultirenden  Verbindlichkeiten 
und  Rechte  der  ersteren,  mufs  uns  demnach 
%\xx  richtigen   Erkenntnifs  des  hier  gesuchten 
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Rechtsverhältnisses  fuhren,  und  indem  ich  die 
Summe  jener  Resultate  als  durch  die  allgemeine 
Staatslehre  bereits  Axirt  und  bekannt  voraus« 
setze  9  glaube  ich  die  hierher  gehörigen  Bestim- 
mungen als  blofse  Folgesätze  aus  jenen  Prinzi- 
pien aufzählen  zu  können,  und  nur  dabey  die 
durch  die  Bundesakte  etwa  gegebenen  Modifika« 
tionen  bemerken  zu  müssen. 

§.     i5o. 

Aus  der  Staatsbürger  *  oder  Unterthanen- 
eigenschaft  der  unterstellten  Subjekte  folgt: 

1.  Dafs  sie  verbunden  seyen,  ihre  staats- 
bürgerliche Unterwerfung  unter  die  betreffende 
Staatsgewalt  zu  bekennen,  und  die  Erfüllung 
der  aus  dieser  -Unterwerfung  hervorgehenden 
Obliegenheiten  fey^rlich  zu  versprechen ,  d.  i. 
mit  einem  Worte:  ihrem  Souverän  zu  huldi- 
gen; und  von  des  I^eztem  Ermessen  hängt  es 
ab ,  diese  Huldigung  in  Person  zu  fordern ,  oder 
sich  mit  einer  schriftlichen  Bezeugung  der  Un* 
terwürligkeit  zu  begnügen. 

2.  Dafs  sie  keine  solche  Prädikate  annehmen 
und  führen ,  überhaupt  in  keinem  solchen  Tone 
von  sich  sprechen  dürfen ,  die  oder  der  mit  ihrer 
Unterthanenqualität  unverträglich  sind. 

5.  Dafs  sie  alle  jene  Titel  und  Würden, 
welche  aus  ihrem  vormaligen  Verhältnisse  im 
deutschen  Reiche  zunächst  entsprangen»  aufgeben 
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müssen,  und  ihre  übrigen  vorigen  Benennun- 
gen, •z.B.  Fürst,  Graf  etc.  vrenn  es  ihnen  von 
der  Staatsgewalt  vergönnt  wird,  solche  beyzu- 
behalten,  als  blofse  Titulaturen,  ohne  alle 
Folgerung  auf  das  Fortbestehen  einer  wirklichen 
Regen tenwürde,  beybehalten,  und  auf  das  Zere- 
moniell wirklich  regierender  Herren  nirgends  * 
Anspruch  machen  dürfen. 

4,  Dafs  sie ,  als  des  Besitz;es  ihrer  bürger- 
lichen Oberherrschaft  entsezt,  und  eben  dadurch 
derBehignifs,  Land  und  Leute  zu  repräsentiren, 
beraubt ,  nirgends  mehr  Agenten  mit  einem 
diplomatischen  Karakter  absenden ,  und  eben  so 
wenig  dergleichen  von  Auswärtigen  annehmen 
können ,  weiin  ihnen  gleich  übrigens  mit  Recht 
nicht  verwehrt  werden  kann,  zu  Besorgung  ihrer 
Privatgeschäfte  mit  Auswärtigen ,  eigene  Frivat- 
geschäftsträger  abzuordnen,  da  dieselbe  Befiig- 
nifs  keinem  Unterthanen  verweigert  werden 
kann. 

/).  Oafs  sie,  da  der  Staat,  dessen  Glieder 
sie  sind ,  den  nächsten  und  vorzüglichsten  An- 
spruch auf  ihre  Dienste  hat,  nicht  ohne  beson- 
dere Erlaubnifs  der  Staatsgewalt  in  die  Dienste 
nuswärtiger  Mächte  treten  dürfen. 

6.  Dafs  sie  sowohl  fürjhre  Personen  und 
in  Ansehung  ihrer  Handlungsweise  überhaupt, 
als  auch  bey  Ausübung  ihrer  Rechte  in5beson% 
dere,  an  die  Gesetze  des  Staats,   dessen  Bürger 


4^s 

sie  sind,  gebunden  seyen^  dafs  ihnen  dasReclit 
der  Autonomie,  jedoch  nur  in  gleichem  Maafsef 
-wie  jedem  andern  Staatsbürger  zustehe,  und 
dafs  sie  die,  durch  Autonopiie  zu  Stande  ge- 
brachten ,  Bestimmungen  ihrem  Souveräne  zur 
Einsicht  vorzulegen  verbunden  seyen ,  damit 
dieser  sich  überzeugen  könne,  ob  nichts,  was 
den  absolut  ge-  oder  verbietenden  Gesetzen  *des 
Staats,  oder  sonst  dessen  Zwecke  entgegenstrebe, 
darinn  enthalten  sey ,  wurde  bereits  am  gehöri- 
gen Orte  bemerkt. 

§.  i5i. 
7«  Dafs  sie  sowohl  in  eigentlichen  Straffällent 
als  auch  in  allen  Fällen  der  Wirksamkeit  einer 
sogenannten  willkührlichen  Gerichtsbarkeit,  so, 
wie  in,  gegen  sie  gerichteten,  persönlichen  und 
dinglichen  Klagsachen  der  Gerichtsbarkeit  ihrer 
Souveräne  unterworfen  seyen.  Von  ihrem 
•privilegio  fori  in  eigentlichen  Straffällen  wird^ 
bey  Aufzählung  ihrer  Rechte  die  Hede  kommen. 
In  Sachen  der  willkührlichen  sowohl  als  streiti« 
gen,  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit  ihnen  eben* 
mäfsig  einen  privilegirten  Gerichtsstand  anzu- 
>veisen ,  wird  kein  Souverän  sich  weigern ,  und 
mir  scheint  es  dem  eigenen  Interesse  der  erster 
ren  am  meisten  zu  entsprechen,  wenn  sie  an 
die  zweite  Instanz  der  Souveräne,  oder  an  die 
sogenannten  Hofgerichte,  als  ihre  erste  Instant 
^ewieise^  vf  er4ep ,  dsimit  ihnen  doch  wenigstens 


der  Rekurs  an  eine  zweyte  Instan)^»  nämlich  an 
die  obersten  Justizstellen  offen  bliebe,  da,  wenn 
sie  in  erster  Instanz  an  leztere  gewiesen  wür- 
den, die  vortheilhafte  Möglichkeit  einer  Pro- 
vokation für  sie  hinwegiiele, 

» 

Es  haben  z^war  Einige  daraus  ,  weil  den 
fraglichen  Subjekten  in  eigentlichen  StrafPallen 
eine  sogenannte  Ansträ^^linstanz  in  der  Bundes« 
akte  bewilligt  worden  ist ,  vermittelst  eines 
vorgeblich  anwendbaren  Schlusses  a  majori  ad 
minus,  gefolgert  wissen  wollen  i  dafs  denselben 
darum  der  Anspruch  auf  eine  Austrägalinstanz 
auch  in  Zivilsachen  zustehe.  Allein  für's  erste 
dürfen,  nach  der  richtigeren  Meinung,  Privi- 
legien ,  als  Ausnahmen  von  der  gesezlichen 
Regel ,  nie  ausdehnend  erklärt  werden ;  für's 
zweyte  würde»  wäre  die  Absicht  der  Urheber 
der  Bundesakte  dahin  geachtet  gewesen,  auch 
Für  Zivilsachen  die  Austrägalinstan^s  zu  bewilli« 
gen,  diese  Absicht  ganz  gewifs  durch  den  kiel* 
nen  Zusaz:  ^en  mßtiere  criminelle  et  civile,^ 
im  Eingange  des  Artikels  28,  wie  es  im  Art,  £7 
geschehen ,  ausgedrükt  worden  seyn  9  und  für 's 
dritte  mufs  es  jedem  Unbefangenen  sogleich 
einleuchten  ,  dajfe  der  ,  leicht  zu  errathende , 
Grund,  der  die  Bewilligung  einer  Austrägal- 
instanz in  Strafsachen  motivirte,  für  die  Bewil- 
ligung eines  gleichen  Vorrechts  in  Zivilsachen 
nicht  vorhanden  war,  woraus  sich's  sehr  bestimmt 
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erklärt ,  dafs  der  bemerkte  kleine  Zusaz  al>  s  i  c  h  t- 
lieh  unterlassen  worden  sey. 

Übrigens  bemerke  ich  nur  noch^  dafs  selbst 
das,    in  eigentlichen  Strafsachen,   wenn  gleich 
durch  eine  zusammenberuFene  Anzahl  von  Per* 
6onen  gleichen  Standes   zu  findende,    Urtbeil 
doch  nur  im  Namen  und  unter  der  Auktorität 
des  Souveräns   gefäUt    und   vollzogen  werden 
könne,  und  dafs   der  Souverän  in  dergleichen 
Fällen,  gerade  so,  wie  vormals  der  Kaiser  bey 
den  Fällen ,  welche  die  Zusammenberufnng  eines 
Fürstengerichts  erheischten ,  alles  das  nach  den 
Strafgesetzen   erforderliche,   mit  Büksicht  auf 
die  individuellen    Umstände,   zu  thun  und  zu 
verfügen  befugt  sey. 

bp  Dafs  sie  für  ihre  Personen  und  in  An* 
Sjehung  ihrer  ganzen  Handlungsweise  der  Poli« 
zeygesezgebung ,  Aufsicht  und  Exekution  von 
Seite  ihrer  Souveräne ,  wofür  diese  ihre  oberen 
J^andesadministrativstellen ,  oder  eigene  Kom- 
missäre bevollmächtigen  können,  unterliegen, 
indem  sie  selbst  sowohl  vor  Verletzungen  von 
den  übrigen  Siaatsgliedern,  als  auch  diese  übrigen 
Staatsglieder  vorVerletzungen  vpn  ihnen  geschüzt 
und  ge>ichert  werden  müssen.  Da  das  Vormund^ 
Schaftswesen  nach  richtigier  Ansicht  zum  Res« 
sort  der  Polizey  gehört,  so  hat  in  jedem,  der 
Anordnung  einer  Tutel  oder  Kuratel  über  ein 
Subjekt  der  unter «^«^"»«»n  Art  bedürftkeiit  F9Uß$ 


in  Ermanglung  eines  durch  Vertrag  oder  Testa- 
ment gültig  bestimmten  Vormunds,  der  betref- 
fende Souverän,  entweder  in  Person  oder  durch 
seine  obere  Polizeystelle ,  den  Tutor  oder  Kura- 
tor zu  ernennen ,  in  jedem  Falle  den  gewählten 
Tutor  oder  Kurator  zu  bestätigen ,  und  über  die 
Vormundscbaftsführung  die  gesezliche  Aufsicht 
geltend  zu  machen. 

9.  Dafs  sie  für  ihre  Personen  und  Familien« 
glieder  —  zwar  nicht  der  Mllitärkonskription , 
indem  sie  nach  allen  bestehende^  Konskriptions- 
gesetzen zu  den  eximirten  Klassen  gehören  — 
aber  doch  den  übrige»  militärischen  Anord- 
nungen ,  insbesondere  in  aufserordentlichen 
Fällen ,  der  Einquartierung  und  dergleichen 
unterliegen. 

10.  Dafs  sie  von  ihren  Domänen ,  Gütern 
imd  Gefällen,  in  deren  ungestörten  Besiz  und 
Genufs  sie  von  der  Staatsgewalt  geschüzt  wer- 

'  den  müssen,  dieselben  Beyträge  zur  schützen- 
den Macht,  d.i.  dieselben  Steuern,  zu  entrich- 

.  ten  verbunden  seyen,  welche  die  Prinzen  des 
Hauses,  unter  dessen  Souveränität  sie  stehen, 
von  ihren  Domänen ,  oder ,  im  Falle  diese 
keine  unbewegliche  Güter  besitzen  ,  welche 
die  privilegirteste  Klasse  der  Staatsbürger  von 
ihren  Gütern  zu  entrichten  schuldig  ist« 


.,.6 

Aus  ihrer  Einreibung   in  die  Klasse   der 
Unterthanen    würde    eigentlich    gefolgt    seyn « 
dafs  sie  sich  eine  verhäitnifsmäfsige  Besteuerung 
ihres  Besizthums,    gleich   allen   andern   Unter« 
thanen,   hätten  gefallen  lassen  müssen«    wenn 
nicht  die  in  der  Thesis  aufgestellte  modifizirende 
Bestimmung  im  Art.  27  der  Bundesakte  ausdrük- 
lieh   vorläge.     So  klar  aber  auch  diese  an  sich 
ist,  so  hat  man  sie    doch   bisher  verschieden 
erklärt ,    odef  vielmehr   verdreht.     Ein  Theil 
nämlich  i)ehauptet  9   dafs  durch  die  angezogene 
Bestimmung  der  Bundesakte  die  Steuer  fr  ey* 
heit    der    unterstellten  Domänen    und    Güter 
überhaupt  ausgesprochen  sey;   allein  dafs  es  die 
Absicht   der  Bundesstifter  nicht  gewesen  sey, 
leztere  im  Allgemeinen  für  steuerfrey  zu  erklä- 
ren,  mufs  man  nothwendig  schon  daraus  schlies^ 
sen ,    weil ,,    hatte    man  diefs  wirklich   beab- 
sichtigt ,     zuverläfsig    die    wirklich    gewählte 
Umschreibung  unterlassen ,    und    mit  wenigen 
und  dürren  Worten  gesagt  haben  würde:  «»ihre 
Domänen  und  Güter  sollen  von  Auflagen  frey 
bleiben/'    Da  man  aber  die  angeführte  detailirte 
Bestimmung  wählte,    so  mufs  daraus  die  Ab- 
sicht gefolgert  werden,  die  fraglichen  Domäueu 
und  Güter  unter  der  Bedingung  zwar  steuerfrey 
zu  belassen ,   wenn  auch  die  Güter  der  Prinzen 
des  souveränen  Hauses,  oder  der  privilegirtesten 
Klasse  Steuerfrey  wären;    im  entgegengesezten 
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falle  aber  auch  die  ersteren ,  eben  so  y  wie 
diese,  besteuern  zu  la.^^sen.  Es  kann  also  wohl 
seyn ,  dafs.  die  Domänen  und  Güter  der  unter- 
stellten Subjekte  steuerfrey  belassen  werden 
müssen ;  es  kann  aber  auch  eben  sowohl  seyn  ^ 
dafs  sie  steuerpflichtig  sind,  je  nachdem  nämlich 
im  fraglichen  Staate  die  Domänen  und  Güter 
der  Prinzen  des  souveränen  Hauses ,  oder  der 
privilegirtesten  Klasse ,  steuerfrey  ,^  oder  steuer- 
pflichtig sind. 

Ein  anderer  Tbeil  hat  die  Steuerfreyheit 
der  fraglichen  Domänen  und  Güter  daraus ,  weil 
die  Güter  des  Souveräns  selbst,  als  Regulativ, 

angegeben ,  und  diese  doch  gewifs  allenthalben 

> 

steuerfrey  sisyen ,  folgern ,  oder  doch  überhaupt 
die  fraglichen  Domänen  und  Güter  den  Domänen 
des  Souveräns  gleich  behandelt  wissen  wollen. 
Allein  diese  Behauptung  widerspricht  den  klar- 
sten Worten  des  Gesetzes ;  denn,  nicht  die  Do- 
mänen  und  Güter  des  Souveräns,  sondern 
die  der  Prinzen^  de$  Hauses,  unter  dessen 
Souveränität  jene  kommen  sollten ,  sind  als 
Maafsstab  der  Behandlung  der  fraglichen  Objekte 
in  Steuersachen  wörtlich  aufgestellt.  Hätten  die 
Bundesstifter  wirklich  die erstere  Absicht  gehegt, 
so  würden  sie  gewifs,  statt  der  gewählten  B^* 
Schreibung ,  ganz  kurz  gesagt  haben :  ihre  Do- 
mänen und  Güter  sollen  in  Steuersachen  jenen 
ihrer  Souveräne  gleich  gehalten  werden,   und 
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sie  hätten  auf  jeden  Fall,  da  immer  nur  ein 
Prinz  des  regierenden  Hauses  der  Souverän  ist, 
night  sagen  können:  „des  princes  (in  der 
vielfachen  Zahl)  de  la  maison*^  etc.;  sie  wür- 
den gewifs  die  Umschreibung ,  die  wirklich 
vorliegt,  nicht  gewählt  haben.  Am  allerwenig- 
sten aber  hätten  sie  unter  jener  Voraussetzung 
die  subsidiarische  Bestimmung  „  ou  si  aucun  des 
princes  de  la  dite  maison  ne  possedoit  d^immeu-^ 
bleSf  aux  domains  et  biens  de  la  classe  la  plus 
privilegiee^  hinzusetzen  können,  da  sie  nicht 
vergessen  haben  konnten,  dafs,  nicht  nur  in 
Gefolge  des  aufserordentlichen  Reichsdeputa- 
tionsschlusses von  i8o3 ,  sondern  selbst  nach  den 
vorausgegangenen  Bestimmungen  derselben  Bun- 
desakte ,  jeder  der  fraglichen  Souveräne  wirk« 
lieh  Domänen  und  Güter  besafs,  es  mithin  der 
subsidiarischen  Fürsorge  gar  nicht  bedürfen 
konnte.  ' 

Diese  Gründe  sind  zur  Widerlegung  der 
Behauptung  auch  der  leztem  Parthey  vollkom- 
men zureichend,  und  es  läfst  sich  aus  allem  bis* 

her  Angeführten  mit  Sicherheit  folgendes  Resultat 
ziehen« 

§•     i53. 
Die  Dohiänen  und  Güter  der  privilegirtea 
Herren,  als  einer  Klasse  von  Unterthanen, 
in  Betreff  der  Auflagen  den  Domänen  und  Gü- 
tern ihrer   Oberherren  selbst  gleich  zu 
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stellen »  kann  nicht  als  Absicht  der  Bundesstifter 
unterstellt  werden ,  vielmehr  mufs  man  anneh- 
men ,  dafs  sie  von  der  Idee  oder  dem  Grundsatze 
der  Steuerbarke  it  jener  Domänen  und 
Güter  überhaupt  ausgegangen  seyen ,  jedoch  die 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  nicht  der  Will- 
kühr  der  Souveräne  überlassen,  sondern  viel- 
mehr dafür  einen  bestimmten  Maafsstab  auf- 
stellen wollten.  Als  diesen  Maafsstab  empfahl 
ihnen  die  Billigkeit,  die  Domänen  und  Güter 
der  nachgebornen  Prinzen  des  souveränen  Hau- 
ses, oder  im  Falle  diese  keine  solche  besäfsen, 
jenen  der  privilegirtesten  Klasse,  und  deren 
Behandlungsart  in  Steuersachen,  indem  sie  da- 
für hielten ,  dafs  die  privilegirten  Herren ,  als 
Subjekte  gleichen  Ranges  mit  jenen  oder  dieser, 
auch  gleiche  Behandlung  ihres  Eigenthums  in 
Steuersachen  mit  jenen  oder  dieser  verdienten, 
und  der  Unbefangene  wird  in  dieser  Gleich- 
stellung den  Karakter  der  Billigkeit  kaum  ver- 
kennen können. 

Eben  aus  jener  deutlich  vorliegenden  Ab- 
sicht und  dem  Zwecke  der  gemachten  Anord- 
nung t  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der 
Steuerbarkeit  auf  die  unterstellten  Domänen  und 
Güter  nicht  der  Willkühr  der  Souveräne  zu 
überlassen ,  folgt  auch  unmittelbar ,  dafs  nicht 
der,  nach  Errichtung  des  Bundes  etwa  neuer- 
dings von  den  Souveränen  reguUrte,    oder  zu 
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regulirende 9    sondern    vielmehr    der,    der  Er* 
richtung  des  Bundes  vorausgegangene,  Steuer« 
stand  der  Prinzen  -    oder  der  privilegirtesten 
Güter  f   als  Maafsstab  der  Behandlyng  jener  Do* 
mänen  und  Güter  in  der  angezogenen  Anordnung 
bezielt  worden  sey;    indem  es,   wenn  man  das 
Gegentheil  annehmen  wollte ,  lediglich  von  dem 
Gutbefinden  der  Souveräne  abhien^e  ,    durch 
Unterwerfcmg  der  Güter  der  Prinzen  oder  der 
privilegirtesten    Klasse    unter   die    ordentliche 
Regel  des  b^ehenden  Steuersystiems,  oder  kür- 
zer ,  durch  Aufhebung  ihrer  Steuerprivilegien » 
den  Zwek  jener  Anordnung  zu  vereiteln ,  und 
die    oben   bemerkte  Gleichstellung    nuzlos  zu 
machen. 

Demungeachtet  dürfte  jedoch  die  Frage 
nicht  ganz  verworfen  werden  können ;  ob  nicht 
etwa  die  Absicht  der  Bundesstifter  dahin  ge* 
gangen  sey,  dafs  die  Domänen  und  Güter  der 
privilegirten  Herren  zwar  so  lange,  als  die 
Prinzengüter  oder  die  Güter  der  privilegirtesten 
Klasse  von  den  Souveränen  im  Besitze  gewisser 
Steuerprivilegien  belassen  würden ,  auf  gleiche 
Steuerprivilegien  Anspruch  zu  macheit  haben 
sollten ,  flafs  hingegen ,  wenn  die  Steuerprivile* 
gien  der  ersteren  Art,  als  etwas  mit  der  for- 
mellen Gleichheit  des  Rechts  unverträgliches, 
und  die  übrigen  Staatsglieder  widerrechtlich 
bedrückendes ,  von  den  Souveränen  aufgehoben 
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ivürden»  akdenn  auch  Für  die  unterstellten  Sub- 
jekte der  Anspruch  auf  Steuerprivilegien  eben- 
mäfsig  hinwegfallen  solle  ?  -^  Es  wäre  wenig? 
stens  bey  ,  Unterstellung  der  lezteren  Ansicht 
den  Souveränen  der  Weg  nicht  versperrt,  eine 
Anordnung  zutrefiBen,  welche  die  nothwendige 
Rüksicht  auf  Erhaltung,  oder  Wiederherstellung 

der    formellen    Rechtsgleichheit    dringend    er- 

« 

heischt,  und  es  wäre  ihnen  damit  zugleich  ein 
Fingerzeig  gegeben ,  wie  sie  von  dem  Austritte 
aus  dem  Geleise  des  Rechts  zur  Regel  desselben 
wieder  einzulenken  vermögten. 

§.  164- 
Je  weniger  indessen  eine  ausnahmlose  Auf- 
hebung aller  Steuerprivilegien  in  der  Praxis  zu 
erwarten  steht,  destomehr  glaube  ich  zur  Fest- 
haltung jener  früheren  Folgerung  berechtigt  zu 
seyn,  vermöge  der  die  hier  unterstellten  Domä- 
nen und  Güter  in  Steuersachen  eben  so  behan- 
delt werden  müssen,  wie  die  Güter  der  nach- 
gebornen  Prinzen  der  souveränen  Häuser,  oder 
jene  der  privilegirtesten  Klasse ,  vordefBun- 
desertichtung,  in  derselben  Hinsicht  be- 
handelt wurden.  Waren  demnach  die,  als 
Maafsstab  zu  berüksichtigenden ,  Güter  vor  der 
Bundeserrichtüng ,  was  wohl  meistens  der  Fall 
sey n  wird ,  von  der  ordentlichen  Steuerlast 
befreyt,   so  können  auch  jezt  von  den  unter- 
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stellten  Domänen  und  Gütern  keine  ordent* 
liehen  Steuern  gefordert  werden ;  wohl  aber 
bey  der  entgegengesezten  Voraussetzung. 

In  j  e  d  e  m  eintretenden  Falle  eines  a  u  fs  a  r- 
ordentlichen    Staatsbedürfnisses    hingegen ^ 
wie  z.  B.   im   iFaile    eines»     aufserordentliche 
Kraftanstrengung  erheischenden.,   Kriegs,   sind 
die  Domänen  und  Güter  der  unterstellten  Sub- 
jekte  eben  so,  wie  die  Liegenschaften  der  Prin- 
zen oder  privilegirtesten  Klasse,   allerdings  zu 
Beyträgen    für   Bestreitung  dieses  aufs  er  or- 
dentlichen Bedürfnisses  verbunden,  indem, 
der  Natur  der  Sache  nach ,   nicht  nur  jedes  ge- 
meine  Steuerprivileg  nur  eine  Befreyung  von 
der  gew  öhnlichen    oder    ordentlichen 
Steuerlast  bewirken  kann,   und  jede  Ausnahme 
von  der  Hegel  nur  restrictive  zu  erklären  ist; 
sondern  auch ,  da  die  Reichsgesetze  alle  Steuer- 
freyheiten   im    jüngsten  Reichskriege  für  wir- 
kungslos erklärt  hatten ,  der,  der  Bundeserrich- 
tung vorausgegangene,  Steuerstand  des  Prinzen- 
oder des  privUegirtesten   Guts   meine  Behaup- 
tung bestätigt ,    da  auch  dieses  Gut  in  jenem 
Falle  aufserordentlichen  Staatsbedürfnisses  zur 
Kriegssteuer  beygezogen  wurde,  und  der,  dem 
Tenor     der    bezogenen    Reichsgesetze    wider- 
sprechende, Ausdruk  freywilliger  Beysteuer 
das  Wesen  der  Sache  nicht  zu  verändern  ver« 
mogte,  indem  zufolge  jener  Keichsgesetze  auch 
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das  9   sonst  pririlegirteste  *    Gut  beyziisteuern , 
ein  für  allemal  die  gesezliche  Zwangsverbind- 
lichkeit hatte,  und  9    wie  schon  Herr  Brauer 
(Saz  34  seiner  Beyträge)  sehr  richtig  bemerkte , 
derjenige,  der  ungezwungen  seiner  gesezlichen' 
Obliegenheit  sich  Fügte,  vor  dem,   der  es  nicht 
frey willig  that ,  in  dieser  Beziehung  nichts  vor* 
aus  haben  kann ,    sondern  gegen  den  einen  wie 
geg^n  den  anderen  jene  Handlung  für  eine  solche 
gilt,  welche  im  gleichen  wiederkehrenden  Falle 
für  einen  Besizvorgang  angezogen  werden  kann. 
Da  endlich  die  unterstellten  Subjekte  selbst 
von  ihren  Domänen  und  Gütern  im  jüngsten 
Reichskriege,   also  vor  der  B^undeserrichtung , 
beysteuerten ,    und  zufolge  jener  Beichsgesetze 
sowohl,    als  auch  nach  dem  Geiste  des  Beichs- 
steuerwesens  überhaupt  beyzusteuern  verpflich- 
tet waren  ,   die  Bundesakte  aber  ihnen  keine 
neue  Freyheiten  und  Vor t heile  verleiht,  son- 
dern nur  die  besessenen ,    und  zwar  noch  über- 
diefs  unter  mancherley  Beschränkungen,   blofs 
vorbehält,    auch    die  Absicht   der   Bundes- 
stifter unmöglich   dahin  gegangen    seyn  kann, 
den    Souveränen    sogar    in    aufserordentlichen 
Nothfällen  das  Aufbringen  der  Mittel ,  den  Staat 
zu  erhalten,  durch  Exemtion  gerade  der  vermö- 
gendsten Staatsbürger  zu  erschweren  ,   so  wird 
die  von  mir  oben  behauptete  Steuerpflichtigkeit 
der   unterstellten  Subjekte    in  jedem  Falle 

28 


aufserordentlichen  Staatsbadürfnisses  um 
so  \^eiiiger  dem  geringsten  Zweifel  unterliegen^ 
und  von  diesen  Subjekten  selbst  um  so  weniger 
abgeläugnet  werden  wollen  f  je  gröfser  die  Un- 
be^cheidenheit  wäre,  ohne  alle  Gegenleistung 
den  Schuz  des  Staats  für  sich  anzusprechen» 
und  je  gerechter  der  Widerwille  aller  übrigen 
Staatsbürgerklassen  9  auf  deren  alleinige  Kosten 
sie  im  gesicherten  Genüsse  ihres  Reichthums 
lebten ,  sie  natürlich  treffen  müfste. 

§.     i55. 

So  gewifs  alle  bisher  aufgezählte  Verbind- 
lichkeiten der  privilegirten  Herren  unmittel- 
bare, nur  durch  die  Bundesakte  hin  und  wieder 
modifizirte ,  Ausflüsse  ihrer  gegenwärtigen  Un- 
terthanenqualität  sind,  eben  so  unläugbar  folgt 
auch  aus  lezterer : 

11.  Dafs  sie  vollkotnmen  berechtigt  seyen, 
auf  den  Schuz  der  Gesetze ,  eine  eben  so  unpar- 
theyische  als  schleunige  Rechtspflege  ,  und  eine 
ununterbrochene  Obsorge  für  Verhütung  ^Uer 
Verletzung  ihrer  Personen  wie  ihres  Eigenthums,' 
für  Abwendung  aller  Störung  in  ihrem  Jlecht^ 
genusse,  überhaupt  auf  die  kräftigste  Handha« 
bung  ihrer  rechtlichen  Sicherheit ,  gleich  allen 
andern  Staatsbürgern  an  ihre  Souveräne  den 
gegründetsten  Anspruch  zu  machen,  und  dafs 
leztere,  da  nur  die  pünktliche  ForterfüUung  der 
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ObliegeDheiten  auch  von  ihrer  Seite  ein  Recht  « 
auf -.ForterfüUung  der  Unterthanenpflichten  zu 
begründen  vermag,  eben  so  voUkomifien  ver* 
bunden  seyen ,  jener  gerechten  Anforderung  an 
sie  nach  allen  ihren  Kräften  zu  entsprechen.  — 
Wird  jeder  Theil  diesen,  nach  dem  durch  die 
Bundesakte  regulirten  Verhältnisse  ihm  zustehen- 
den, Verbindlichkeiten  vollkommen  genügen; 
so  bleibt  kein  Zweifel ,  daPs  die ,  der  Unter- 
werfung der  vormaligen  Reichsstände  unter  die 
Souveränität  der  Bundesfürsten  zu  Grimde  lie- 
gende ,  durch  die  Rüksicht  auf  Herstellung 
gröfserer  und  festerer ,  zur  Erhaltung  des  Frie- 
dens unter  ihnen  selbst  nothwendiger ,  Staaten- 
massen motivirte,  Absicht  vollkommen  werde 
erreicht  werden;  und  wer  sollte  nicht  gerne 
zur  Erreichungeines  solchen,  das  Wohl  beyder 
Theile  wie  des  Ganzen  bezielenden  •  Zweks  die 
Hände  bieten ! 

Der .  besondere  Umstand ,  dafs  die  privile- 
girten  Herren  vormals  selbst  Regenten  waren, 
die  durch  die  Bundeserrichtung  erst  in  die  Klasse 
von  Unterthanen  übergetreten  sind,  veranlafst 
die  Darstellung  einiger  weiteren  Folgerungen 
aus  ihrer  gegenwärtigen  Unterthaneneigenschaft, 
jener  nämlich ,  die  zunächst  als  Wirkungen  die- 
ser, in  ihrer  Lage  eingetretenen,  Veränderung 
selbst  zu  betrachten  sind,  welche  jedoch,  weil 
sie  voraus  bereits  begründet  und  bewiesen  wor- 
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den  sind,  hier  der  Vollständigkeit  Ses  darzn« 
stellenden  Verhältnisses  wegen  wiederholt  blols 
angedeutet  werden  sollen. 

§.     i56. 

Daraus ,  dafs  di«  unterstellten  Subjekte 
ihrer  bürgerlichen  Oberherrschaft  entsezt  Mror- 
den,  und  in  die  Klasse  von  Unterthanen  über- 
getreten sind,  folgt  nämlich: 

12.  Dafs  sie  nicht  mehr  als  Inhaber  der 
inneren  obersten  Kirchengewalt  über  die  prote- 
stantischen Kirchen  in  ihren  Distril^ten  ange- 
sehen ,  mithin  auch  die ,  nur  aus  jener 
obersten  Kirchengewalt  abzuleitenden  ,  Rechte, 
Konsistorien  zu .  halten ,  und  die  erledigten 
Ffarreyen  oder  Predigerstellen  wieder  zu  be- 
setzen ,  nicht  mehr  zu  ihrer  Rechtssphäre  gezählt 
werden  können. 

i3«  Dafs  ihnen  über  jene  Stifter  und  Klo- 
ster, die  im  §.  35  desR.  D.  Schlusses  von  i3o3 
der  Disposition  der  respektiven  Landesherren 
überlassen  wurden,  und  worüber  sie,  vorder 
Bundeserrichtung,  also  zur  Zeit,  wo  sie  noch 
wirkliche  Landesherren  waren  ,  nicht  schon 
wirklich  disponirt  haben,  jezt,  wo  sie  nicht 
mehr  Landesherren  sind,  auch  kein  Disposi«* 
tionsrecht  mehr  zustehe. 

i/'f,  Dafs  sie,  wegen  ermangelnder  Regen- 
tengewalt,  auch  keinen  Rechtsanspruch  mehr 
auf  Herren-  und  erbloses  Gut  haben. 
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i5.  Dafs  sie 9  aus  gleichem  Grunde,  nicht 
mehr  berechtigt  seyen ,  Gesetze  zu  geben » 
eigentliche  Privilegien  zu  ertheilen »  oder  irgend 
eine  Art  von  Steuer  aufzulegen. 

iC.  Dafs  sie  ihre  nunmehrigen  Souveräne, 
als  deren  UnterthaneUi  nicht  mehr  zu  Vasallen 
halben  können. 

17.  Dafs  sie  in  Ansehung  derjenigen  Fassiv- 
lehen  ,  die  sie  sonst  vom  deutschen  Reiche, 
oder  irgend  einer  ändern  auswärtigen  Macht, 
nicht  minder : 

18.  In  Ansehung  derjenigen  Lehen,  die 
sie  sonst  von  solchen  Reichsständen  trugen,  die 
jezt  in  Ansehung  ihrer  auswärtige  BundesFür- 
sten  sind,  ihre  jetzigen  Souveräne  als  ihre 
Lehenherren  erkennen ,  und  für  diese  alle  jene 
Vasallenpflichten  erfüllen  müssen ,  wozu  sie 
vormals  jenen  benannten  auswärtigen  Lehen- 
herrschaften verbunden  waren. 

19.  Dafs  sie  diejenigen  Aktivlehen,  wor- 
über ihnen  die  Lehenherrlichkeit  in  Beziehung 
auf  andere,,  als  souverän  gewordene,  Herren 
zugestanden  hat,  blols  in  soweit  beybehalten 
können ,  als  damit  nur  Güter ,  Renten  und 
Rechte ,  die  ein  Privatmann,  als  solcher,  haben 
kann,  lehenbar  sind,  weil  ihnen  die  Bundesakte 
blofs  Güter ,  Renten  und  Rechte  der  Art  vorbe- 
halten hat. 
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so.  Dafs  sie  endlich  ihr  Recht  auf  die 
X^ehenkriegsdienste  ihrer  Vasallen  an  ihre  nun* 
mehrigen  Souveräne  abzutreten  verbunden  seyen, 
weil,  zufolge  des  Überganges  aller  Militärge- 
walt an  die  Bundesfursten  allein,  jenes  Recht 
Von  ihnen  nicht  mehr,  sondern  nur  von  den 
Bundesfürsten  noch  geltend  gemacht  werden 
kann. 

Indem  ich  hiermit  das  VerhäUnifs  der  pri-- 
vilegirten  Herren ,  als  U  n  t  e  r  t  h  a  n  e  n  und 
Vasallen,  zur  Staatsgewalt ,  den ausdrüklichen 
Bestimmungen ,  so  wie  dem  Geiste  der  Bundes- 
akte gemäfs,  entschöpft  zu  haben  glaube,  gehe 
ich  über  zu  gleicher  Darstellung  des  Verhält« 
xiUses  der  unterstellten  Subjekte : 

B.  AlsOrgane  der  Staatsgewalt,  oder  als 

Staatsbeamte. 

Wesentliche  Hoheitsrechte »  wie  z.  B. 
das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  und  Folizey  nach 
ihrem  ganzen  Umfange,  sind  zufolge  ihres  Be* 
griFfs  unläugbar  nur  Merkmale  und  Ausflüsse 
der  höchsten  Staatsgewalt,  können  daher  auch 
von  irgend  einem  anderen  Subjekte,  aufser  dem 
Inhaber  der  Staatsgewalt,  nur  im  Namen  und 
aus  Vollmacht  dieser  lezteren  geübt  werden, 
und  welches  Subjekt,  aufser  diesem  Inhaber, 
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Rechte  jener  Art  zu  üben  befugt  ist»  Iiei&t  clarnm 
ganz  richtig  Organ  oder  Beamter  der  Staat^ge- 
^valt.  Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  auf 
die  privilegirten  Herren  ist  der  BestinnmungS' 
grundf  sie  als  Staatsbeamten  zu  bezeichnen , 
in  wiefern  sie  durch  die  Bundesakte  zur  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit  und  Polizey  inner- 
halb gewisser  Schranken  bevollmächtigt  sind, 
lind  zu  dieser  Ausübung,  da  sie  selbst  nicht 
mehr  Regenten  sind  ,  nur  im  Namen  ihrer 
respektiven  Staatsgewalt  bevollmächtigt  seyn 
können. 

Man  wende  mir  nicht  ein ,  dafs,  weil  die 
Gerichtsbarkeit  und  Polizey  den  unterstellten 
Subjekten  durch  die  Bundesakte  nicht  erst  gege- 
ben, sondern  vorbehalten  sey,  der  Karakter 
von  Staatsbeamten  auf  sie  nicht  passe,  indem 
sie  auch  vorher  jene  Rechte  nicht  als  Staats- 
beamten geübt  hätten;  denn  vor  der  Bnndes- 
errichtung  waren  sie ,  als  Subjekte  der  Staats- 
gewalt f  Inhaber  sowohl  der  ^rechtsprechenden 
und  Folizeygewalt  an  sich  selbst ,  als  auch  des 
Rechts ,  diese  Gewaltszweige  auszuüben.  Nach- 
dem aber  durch  die,  vermittelst  der  Bundesakre 
erfolgte,  Übertragung  der  Staatsgewalt  nach  ihrem 
ganzen  Umfange,  und  also  auch  der  rechtsprechen- 
den und  Folizeygewalt,  als  von  jener  unzer- 
trennlicher Zweige,  an  die  Bundesfürsten,  die 
Quelle  deslnhabens  der  genannten  Gewaltszweige 
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für  sie  voraus  bereits  aiiFgeboben  war,  konnte 
ihnen  vernünftigerweise  im  Artikel  27  nichts 
weiter,  als  das  Re^ht,  jene  Göwaltszweige , 
innerhalb  gewisser  Schranken  und  zwar  im  Na- 
men ihrer  nunmehrigen  eigentlichen  Inhaber, 
auszuüben,  vorbehalten  werden,  und  es  steht 
demnach  der  gewählte  Ausdruk  des  Vorbehal- 
tens  —  wenn  man  ihn  nur  nicht,  wie  nicht 
geschehen  darf ,  in  .abstracto  ,  sondern ,  wie 
wohl  geschehen  mufs ,  mit  Rüksicht  auf  die 
vorausgeschikten  Bestimmungen  und  den  ganzen 
Geist  der  Bundesakte  analysirt ,  —  jener  von  mir 
gewählten  ,  und  durch  einen  unumstöfslichen 
Grundsaz  gerechtfertigten,  Karakterbezeichnung 
nicht  im  mindesten  im  Wege. 

Bey  näherer  Entwiklang  des  hier  zum  Ob« 
jekte  genommenen  Verhältnisses  sind  nun  zu- 
nächst zwey  Hauptpunkte  zu  berüksichtigen ; 
nämlich : 

Erstens  das  Gebieth  und  derUmfang 
des  Wirkungskreifses  der  privilegirten  Herren» 
als  Staatsbeamten  ;  und : 

Zweytens  die  Unterordnung  dersel- 
ben in  eben  dieser  Eigenschaft  unter  die  höchste 
Siaatügewalt. 

Da  die  unterstellten  Subjekte  den  Karakter 
von  Staatsbeamten  tragen ,  in  wieferne  sie  durch 
die  Bundesakte  zur  Ausübung  der  Rechts- 
pflege und  der  P  o  1  i  z  e  y  bevollmächtigt  sind» 
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SO  haben  wir  jene  ausgehobenen  beyden  Punkte 
in  Ansehung  dieser  genannten  beyden  Gewalts« 
zweige  zu  erörtern,  demnach  zuerst  von  der 
Rechtspflege,  und  diesem  vorgängig  von 
der  Polizey  zu  handeln. 

§.      l58; 

Dafs  sich  die  Ausübung  ihrer  Rechtspflege 
nur  «uf  diejenigen  Menschen  und  Güter  er- 
strecke,  welche  sich  innerhalb  der  Distrikte 
befinden,  die  vor  der  Bundeserrichtung  ihrer 
Landeshoheit  untergeben  waren,  unterliegt,  aU 
unmittelbare  Folge  dessen,  dafs  sie  auch  vor- 
mals die  Rechtspflege  nur  in  eben  diesen  Distrik- 
ten hatten ,  und  ihnen  dieselbe  durch  die  Bun- 
desakt6  blofs  vorbehalten  ist,  wohl  keinem 
Zweifel,  und  es  ist  also  damit  der  objektive 
Umfang  ihrer  Rechtspflege  hinreichend  fixirt. 
Sollte  irgend  der  eine  oder  der  andere  von  ihnen 
vor  der  Bundeserrichtung  aufserhalb  seines  Ter- 
ritoriums auf  dem  Gebiethe  eines  jetzigen  Bun- 
^esfürsten  zur  Ausübung  der  Zivil-  oder  Krimi« 
nalgerichtsbarkeit  an  einem  gewissen  Orte,  nach 
Art  einer  Servitut,  berechtigt  gewesen  seyn, 
so  ist  auch  diese  Servitut  unter  dem  Vorbehalte 
begriffen  zu  achten;  denn  einmal  ist  der  im 
Art.  34  der  Bundesakte  angeordnete  gegenseitige 
Verzicht  blofs  auf  die  Bundesfürsten  unter 
sich  gerichtet ,  und  es  kann  also  dieser  Artikel 


hierher  nicht  als  Gegengmiid  ai^efuhit  werden  ; 
und  da  andern  Tbeils  die  Ansübang  der  Zivil- 
und  Kriminalgerichtsbadieit  von  Seite  eines 
privilegirten  Herren  innerhalb  seines  grÖCteren, 
'  fortlaufenden,  nunmehr  als  int^ireoder  Be- 
jtandtheil  eines  souveränen  Staats  anzusehenden, 
Distrikts  als  mit  der  SouvM-änitat  vertriglicb 
anerkannt  worden  ist,  so  muls  es  auch  jene 
Ausübung  an  einem  dritteren  Orte  auCser  jenem 
Distrikte  innerhalb  desselben  Staats  seyn,  om 
so  mehr ,  je  weniger  es  jemanden  einfallen  kann, 
das  Gebieth  eines  privilegirten  Herrn  jezt  noch 
als  ein  geschlossenes  Territorium  betrachten 
und  behandeln  zu  wollen. 

,  Ich  erlaube  mir  hierbey  zugleich  die  B^ 
merkung,  dafs  aus  denselben,  die  ron  Herrn 
Brauer  (Saz  s3  seiner  Beyträge)  ao^estellten 
zugleich  widerlegenden ,  Gründen  die,  einem 
privilegirten  Herrn  aufserhalb  seines  Gebieths 
schon  vor  der  Bondeserrichtung  zugestandene, 
Ausübung  der  Forstgerichtäbarkeit  und  Polizey 
(die  einzigen  Bestandtheile  der  Forsthobeit)  und» 
'ähnlicher 
wie  sich 
untergeor 
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bezeichnet  die  Bundesakte  im  Art.  97  mit  deo 
Worten:    „cotiserveront    U   droit    de    hasse  et 
rnoyenhe  Jurisdiction  en  matiere  civile  et  crimi- 
nelle," und  dafs  diese  Worte  von  der  Gerichtsbar* 
keit  in  erster  und  zweyter  Instanz  zu  verstehen 
seyen ,    wurde  bereits  am  gehörigen  Orte  mit 
zureichenden  Gründen  erwiesen.     Hier  aber  ist 
noch  zu  bemerken,    dals  unter  dem  ^droit  de 
Jurisdiction  en   mutiere  civile''   ab  der   Gattung 
,\genus),   nicht  blofs  das.    was  man  unter  der 
Zivilgericbtsbarkeit  im  beschränkteren    Sinne 
zu  verstehen    pflegt ,     sondern   auch  die  Ge* 
richtsbarkeit    in  wirklichen  Rechtsstrei- 
tigkeiten der  Geistlichen  unter  sich  und 
mit  andern ,    desgleichen  in  SponsaUen  •   und 
Ehesachen,  welche  man  bisher  in  Deutschland 
zwar    als    eigene   geistliche*  Gerichtsbarkeit 
anzusehen  gewöhnt  war,  aber  richtigen  Grund- 
sätzen und  der  jetzigen  französischen  Verfassung 
gemäO  zur  Zivilgerichtsbarkeit  gehört ,    nicht 
minder  die  Lehecgerichtsbarkeit,  die  Forst-  und 
Jagd-,  die  Salz-  und  Bergwerks-»  die  Strafsen- 
ils  Arten  {species) 
'.,    blofs  von  den 
immenen,   besoa- 
mgskarakter  nicht 
inige ,    dem    eine 
agen  ist ,  auch  auf 
en  Anspruch  hat* 
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und  es  als  ausgemacht  anzunehmen  ist ,  äafs  der 
französische   Konzipient    unter   der    gewählten 
generellen  Bezeichnung    auch    alle  jene  Arten 
wirklich  begriffen  habe.     Der  Umstand f  dafs  in 
demselben  Artikel   2j    le   droit   de  Jurisdiction 
forestiere  besonders  angeführt  ist,     könnte  auf 
den  ersten  Anblik  diese  meine  Behauptung  zu 
schwächen  scheinen ;  wenn  man  aber  bemerkt » 
dafs    jene   Aufzählung    überhaupt    blofs    bey- 
spielsweise    geschehen  ist,     dafs  am  Ende 
ausdrüklich  die  autres  semblables  genannt  sind» 
und  dafs  die  von  mir  angegebenen  Jurisdiktions- 
arten unläugbar  die  autres  semblables  du  droit 
de  Jurisdiction  en  inatiere  civile^,  du  droit  de  juris» 
diction  forestiere  ausmachen ,  so  mufs  entschieden 
jener  Schein  aus  den  Aug«n  des  Unbefangenen 
wieder  verschwinden.  - —     Dafs  unter  dem  droit 
de  Jurisdiction  en  matiere  criminelle  die  Strafge- 
richtsbarkeit überhaupt,  also  sowohl  die,  sonst 
sogenannte,  hohe  als  die  niedere  Zent  zu  verste- 
hen sey ,  bedarf  kaum  einer  Erinnerung. 

§•     160. 

Zufolge  jener  Bestimmung  der  Bundesakte 
sind  nun  die  privilegirten  Herren,  da  sie  un» 
möglich  das  ihnen  aufgetragene  Geschäft  der 
Rechtspflege  nach  seinem  bestimmten  Umfange 
in  eigner  Person  vollziehen  können,  befugt, 
Richter  zu  bestellen ,  von  welchen  nicht  nur  alle 
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Handlungen  der  sogenannten  willkübrlichen  Ge- 
richtsbarkeit vorzunehmen,  sondern  auch  alle 
in  Ansehung  der,  oben  näher  bestimmten,  Per* 
sonen  und  Sachen  vorkommenden  Rechtsstreit 
tigkeiten,  als  erster  Instanz,  nach  den  vom 
Souverän  ihnen  vorgezeichneten  Gesetzen  -^ 
welche  entweder  die  bisher  im  Lande  schon 
bestandenen ,  wetin  sie  des  Souveräns  Bestäti- 
gung erhalten  haben ,  oder  die  im  Staate  über- 
haupt geltenden ,  oder  ,beyde  zugleich  jnach 
einem  prinzipalen  oder  subsidiarischen  Verhält- 
nisse seyn  können  -—  zu  untersuchen,  zu  ent- 
scheiden, :nnd,  wenn  sich  die  Partheyen  dabey 
beruhigen,  zu  vollziehen;  desgleichen  alle,  in 
den  ihnen  angewiesenen  Gerichtsbezirken  be- 
gangene, Verbrechen  zu  untersuchen,  und  im 
Falle  sie  von  geringerer  Art  sind ,  gesezlich  zu 
bestrafen,  oder,  wenn  sie  von  schwererer  Art 
seyn  sollten  ,  die  Untersuchungsakten  an  die 
obere  Gerichtsbehörde  zur  Entscheidung  einzu- 
senden sind,  welche  Richter  in  allen  zur  Rechts- 
pflege gehörigen  Geschäften  nur  unmittelbar 
unter  der  nächsten  Obergerichtsbehörde  des  sie 
bestellenden  Herrn  stehen ,  und  nur  von  dieser 
Befehle  einzuholen  und  anzunehmen  haben. 

Die  privilegirten  Herren  sind  ferner  befugt, 
zum  Behufe  der  ihnen  zustehenden  Ausübung 
der  Rechtspflege  in  zwey ter  Instanz,  eigene 
Jiistizkollegien  anzuordnen ,    deren  Wirkungs- 
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kreil^  darinn  besteht ,  die  von  den  Richtens 
erster  Instanz  entschiedenen  Hechtsslreitigkei- 
ten,  in -welchen  Appellationen  eingelegt  worden  1 
sind  f  abermals  zu  untersuchen  und  zu  entscheid  I 
den,  für  Privilegirte  die  Geschäfte  der  ersten 
Justizinstanz  zu  besorgen,  bey  erfolgter  Einsen- 
dung der  Untersuchungsakten  in  StrafPällen  ent- 
weder vorerst  die  nöthige  weitere  Entschöpfung 
der  Untersuchung  anzuordnen,  oder,  im  Falle 
die  Untersuchung  schon  vollständig  geführt  ist, 
das  Straferkenntnifs  zu  fallen,  und  überhaupt 
über  die  Untergerichte  eine,  dem  Zwecke  der 
Rechtspflege  vollkommen  entsprechende  Aufsicht 
zu  führen.  — >  Auch  diese  Justizkollegien  sind 
übrigens  von  den  sie  bestellenden  Herren ,  deren 
Stelle  sie  eigentlich  vertreten,  in  Justizsachen 
ganz  unabhängig,  und  stehen  in  solchen  Sachen 
allein  unter  dem  obersten  Justizkolleg  dei  betref- 
fenden Souveräns,  als  von  welchem  ersteren 
sie  allein  auf  das  Justizwesen  sich  beziehende 
Befehle  anzunehmen  haben. 

§.     i6i. 

Üie  Wirksamkeit  der  Unterordnung  der 
privilegirten  Herren ,  als  zur  Ausübung  der 
Rechtspflege  bevollmächtigte  Beamten  des  Staats, 
unter  die  höchste  Staatsgewalt  ist  schon  zugleich 
mit  der  voraus  bereits  aufgestellten  Zeichnung 
des  Umfangs  des,  im  Artikel  a6  der  Bündesakte 
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den  Souveränen  vindizirten,  droit  de  jurUdiction 
suprhne  dahin  angesprochen ,  dafs  die  von  ihnen 
substituirten  Ober-  und  Untergerich tc  in  Anse- 
hung der  Form  ihres  Verfahrens  die ,  vom  Sou- 
verän für  Gerichte  ihrer  Klasse  vorgeschriebe- 
nen, oder  respective  bestätigten,  Gerichtsord- 
nungen zu  befolgen ,  alle  ihre  Rechtsverfügun- 
gen  im  Namen  des  Souveräns  auszufertigen ,  die 
von  ihren  Erkenntnisssen  an  das  oberste  Justiz- 
tribunal des  Souveräns  ordnungsmäfsig  einge- 
legten Berufungen  gebührend  zu  respektiren, 
den  vom  Souverän  angeordneten  Visitationen 
unweigerlich  sich  zu  fügen,  nach  den  vom 
obersten  Justiztribunale  zum  Behufe  der  Justiz- 
verwaltung an  sie  ergangenen  Ordinationen  sich 
pünktlich  zu  achten,  alle,  ewiges  GePängnifs 
oder  den  Tod  verhängende,  Straferkenntnisse 
an  das  genannte  Tribunal  zur  Prüfung  und 
Bestätigung  einzusenden  verbunden ;  dals  ferner 
die  privilegirten  Herren  nur  solche  Subjekte  ^ 
welche  von  der,  vom  Souverän  hierzu  beauf- 
tragten ,  Behörde  geprüft ,  und  von  ihr  zur 
Übernahme  des  Richteramts  tauglich  erkannt 
worden  sind,  als  Richter  anzustellen  ^berechtigt, 
die  angestellten  dem  Souveräne  anzuzeigen,  und 
dafs  diese  Angestellten  selbst  ,  wenn  sie  ihn 
nicht  schon  geleistet  haben,  den  Unterthanen « 
und  einen,  die  bisher  bemerkten  Bestimmnn- 
*^tn  der  Unterordnung^  ausdrückenden,  Dieo;^^ 
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eid  dem  Souveräne  zu  leisten  schuldig  seyen. 
Sollte  irgend  einer  der  privilegirten  Herren  sich 
in  eigener  Person  der  ihm  vorbehaltenen  Aus* 
Übung  der  Rechtepilege  unterziehen  wollen ,  so 
kann  er  sich  nicht  beschweren,  wenn  ihm  ein 
ähnlicher,  auf  jenes  Subordinationsverhältnifs 
gerichteter ,  Eid  in  dieser  Hinsicht  voiti  Souve- 
räne abgefordert  wird. 

Es  würde  überflüssig  seyn,  hier  in  eine 
Rechtfertigung  dieser  Zeichnung  des  angeführ- 
ten  Subordinationsverhältnisses  eingehen  zu 
wollen,  indem  sie  ganz  der  vorausgegebenen 
Bestimmung  des  Unifanges  des ,  den  Souveränen 
gebührenden,  Rechts  der  obersten  Gerichts- 
barkeit entspricht,  und  eben  bey  Gelegenheit 
dieser  Bestimmung  die  Gründe ,  warum  gerade 
nicht  mehr  und  nicht  weniger  unter  der  Sphäre 
der  obersten  Gerichtsbarkeit  begriffen  geachtet 
werden  müsse,  bereits  angeführt  worden, sind. 

Dafs  die  privilegirten  Herren  ihren  substi- 
tuirten  Richtern  einen  Diensteid  abzunehmen, 
ihnen  nach  Maaf^gabe  der  voraus  schon  bezo- 
genen Gerichtsordnungen  modiiizirte  Dienst- 
instruktionen zu  ertheilen,  deren  pünktliche 
Vollziehung  zu  bewirken,  und  alle  für  Hand- 
lungen  der  Rechtspflege,  nach  der  vom  Souve- 
rän genehmigten  Taxolrdnung  von  den  Gerichts- 
pflichtigen zu  erhebende  Vergütungen  zu  bezie- 
hen berechtigt,  aberauch  jene  ihre  Sle^livertreter 
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AU5  ihren  eigenen  Einkünften  zu  besolden, 
und  die  nÖthigen  Gerichtsdiener  zu  unterhalten 
verbunden  seyen,  braucht  wohl  nur  bemerkt, 
nicht  bewiesen  2;u  werden« 

§.     i6-- 

Auch  das,  zwar  nicht  ausdrüklich,  aber 
doch  dadurch,  dafs  nur  das  Hecht  der  hohen 
oder  Ob  er  pol  i  5^  ey  unter  den  Regierungsrech- 
ten der  Souveränität  im  Artikel  26  der  Bundesakte 
sich  aufgezählt  befindet,  indirecte  den  privile-« 
girten  Herren  vorbehaltene  Recht  zur  Ausübung 
der  niederen  Polizey  erstrekt  sich,  was 
seinen  objektiven  Umfang  betrifft,  natürlich 
nur  auf  diejenigen  Personen  und  Sachen,  die 
sich  innerhalb  des  Gebieths  befinden ,  welches 
vormals  Gegenstand  ihrer  Landeshoheit  war« 
Doch  gilt  auch  hier  die  nämliche  Ausnahme, 
welche  oben  (§.  i58.)  bey  Bestimmung  des 
objektiven  Umfanges  ihres  Rechts  der  Gerichts«- 
barkeit  bereits  gemacht  worden  ist»  und  zwar 
aus  völlig  gleichen  Gründen^  *  . 

Zur  subjektiven  Wirkungssphär6  Ihref 
niederen  Polizey  aber  gehört  die,  den  vom 
Souveräne  ausgegangenen  oder  bestätigten  Foli- 
zeygesetzen  entsprechende ,  Realisirung.  alles 
dessen,  wodurch  derZwek  der  Polizey  innerhalb 
des  bemerkten  Gebieths  erreicht  wird^  d.  i^  die 
pünktliche  Vollziehung  jener  Polizey^esetze  in 

29 
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Beziehung  auf  alle  Gegenstände ,  welche  Objekte 
der  Einwirkung  der  Folizey  $ind,  mit  alleiniger 
Ausnahme  derjenigen,  welche,  weil  sie  unmit- 
telbaren Einflufs  auf  das   Staatsganze 
haben,  voraus  bereits«  als  der  Oberpolizey 
des  Souveräns  vorbehalten ,  bezeichnet  wurden.  ^ 
Da  indessen  noch  zur  Zeit  in  keinem  der  ver- 
bündeten Staaten,    meines  Wissens  eine  voll- 
ständige Polizeygesezgebung  anzutreffen  ist, 
so  wird  man  es  nicht  als  eine  Überschreitung 
ihres  Wirkungskreifses  ansehen  können,    wena 
von  Seite  der  privilegirten  Herren  etwas,  das 
zwar  in  den  Polizeygesetzen '  noch  nicht  ausge- 
sprochen,  aber  doch  zur  Erreichung  des  Polizey- 
zweks   nothwendig    ist,    unternommen    wird, 
indem  die  rechtliche  Sicherheit  der  Staatsbürger 
unter  dem  Mangel  der  Gesetze  nicht  leiden  darf, 
und  jeder  Staatsbeamte  befugt  ist,  wo  ihn  posi- 
tive Gesetze  verlassen ,    nach  allgemeinen  Prin- 
zipien  zur  Erreichung  des  ihm  aufgegebenen 
Zweks  zu  verfahren ,   und  es  ist  dann  Sache  der 
von  Seite  der  Oberpolizey  zu  führenden  Auf- 
sicht, darüber  zu  wachen ,  dafs  nur  unter  jenem 
Vorwande  derZwek  derPolizey  nicht  ungebühr- 
lich überschritten,    und  die  Lücke  der  Gesez- 
gebung  möglichst  bald  ausgefüllt  werde. 

Es  sieht  übrigens  wohl  Jedermann  leicht 
ein,  dafs  eine  vollständige Detaillirung  aller  ein- 
zelnen Funktionen    der   niederen    Polizey   für 
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meinen  gegenwärtigen  Zwek  viel  zu  weitläufig 
seyn  müCste,  daher  ich  mit  einer»  theils  nur 
generellen  Zeichnung «  theils  blofsen  Aushebung 
der  vorzüglichsten  speziellen  Punkte  mich  hier 
begnüge. 

§.  iC3.  . 
Vermöge  des  Vorbehalts  der  Verwaltung 
der  niederen  Polizey  sind  nämlich  die 
privilegirten  Herren  berechtigt  und  verpflichtet: 
a)  neue  Staatsbürger ,  jedoch  nur  unter  den  vom 
Souveräne  vorgezeichneten  Bedingungen »  auf- 
zunehmen, die  Aufgenommenen  dem  Souveräne« 
mit  beygefügter  Bescheinigung  der  Erfüllung 
jener  Bedingungen,  anzuzeigen»  und  sie  zur 
Leistung  des Unterthaneneids  demselben  zu 
stellen ;  b)  Auswanderungen  bisheriger  Staats* 
bürger,  jedoch  ebenfalb  nur  unter  den  gesez* 
liehen  Bedingungen,  zu  gestatten«  die  Auswan« 
dernden  dem  Souveräne  anzuzeigen ,  —  da  dieser 
jedesmal ,  wer  den  Anspruch  auf  den  Schuz  des 
Staat»  erworben  oder  aufgegeben  habe,  genau 
wissen  mufs  —  und  dieallenfalsigenRedemtions^ 
gebühren,  z.B.  von  der  Militärpflichtigkeit,  an 
des  leztern  Kasse  einzubefordern ;  c}  die  Gesund« 
heit,  das  Leben,  die  ganze  Sphäre  der  körper« 
liehen  und  geistigen  Thätigkeit  innerhalb  der 
durch  die  Gesetze  bestimmten  Gränze,  endlich 
.den  rechtmäfsigen  Besiz  und  den  gesezmäfsigeil 
Gebrauch   -alles   Sacheneigenthums    der    ihnen 
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anvertrauten  Staatsglieder  gegen  Beschädigungen » 
Störungen    und    Verletzungen ,    so^i^ohl   durch 
\    blofse    Naturgewalt«    als  auch  durch  mögliche 
Unbesonnenheit  t    und  rechtsgePährliche  Äufse- 
rungen  sinnlicher  Triebe  und  menschlicher  Lei- 
denschaften t  vermittelst  zwekgemäfser  Vorkeh- 
rungen   und  Anstalten   kräftigst  zu    schützen; 
d)  die  pünktlichste  Befolgung  der  Polizeygebote 
und  Verbote  zu  bewirken;  e)  den»  ihrer  Wach- 
samkeit   dennoch     entgangenen,      Verbrecher 
unfehlbar  zu  entdecken,  und  zur  gebührenden 
Bestrafung  an  die  geeignete  Behörde  auszulie- 
fern ;  f)  die  vom  Souverän  aufgestellten  Gesetze, 
getroffenen  Anordnungen  und  Verfügungen  in 
'Betreff  des  öffentlichen  Unterrichts ,  der  öffent- 
lichen Bildung,  des  Medizinal-  und  Armenwe- 
sens,   des  Vormundschafts-,  Hypotheken-  und 
Depositenwesens,  der  Landes-  und  Forstkultur, 
der  Fischerey  und  Jagdausübung,  der  Posten, 
des  Strafsen-  und  Wasserbaues;   in  Betreff  des 
Handels,  der  Mefs-  und  Marktgerechtigkeiten, 
der  etwaigen, Ein-  und  Ausfuhrbeschränkungen, 
der  Spiele,  des  Wuchers  und  Betrugs,  desMaafses 
und  Gewichts,  des  Magazin wesens,  der  Gefäng- 
nisse und  Arbeitshäufser ,   der  Zünfte  und  Ge- 
werbe aller  Art,   der  bey  diesen  angeordneten 
Taxen;    in   Betreff  der  Aufsicht   auf  Kirchen, 
deren  Geistlichkeit  und  Diener  jeder  Art,  auf  die 
Verwaltung  des  Partikular  - ,  Kirchen-,  Schulen-| 
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milden  Stlftungs-  und  Gemeindsvermögens  u.s.w. 
entschöpfend  zu  vollziehen ;  g)  polizeywidrige 
Handlungensgesezlich  zu  ahnden;  h)  Polizey- 
streitigkeiten  in  erster  Instanz  9  mit  Vorbehalt 
.des  Kekurses  an  die  Behörde  des  Souveräns,  zu 
entscheiden;  i)  bey  Krämerey-,  Handwerks- 
und Gewerbskonzessioneri  aller  Art,  die  ihnen 
mit  Grund  nicht  zu  entziehen  sind,  nur  durch 
ausschliefsende  Rüksicht  auf  das  wirkliche  Be- 
dürfnifs  derselben  und  den  FoUzeyzwek  sich 
leiten -zu  lassen;  und  k)  überhaupt  allen,  aus 
sicheren ,  oder  auch  nur  wahrscheinlichen  Grün- 
sten zu  befürchtenden  Übeln ,  wodurch  die 
Sicherheit  aller  oder  einzelner,  ihrer  Ordnungs- 
aufsicht anvertrauter,  Individuen  gefährdet  wer- 
den könnte,  mit  aller  Anstrengung  vorzubeugent 
oder  falls  sie  unabtreiblich  hereingebrochen 
sind,  sie  in  den  möglich  kleinsten  Schranken  zu 
erhalten, 

§.  164. 
Natürlich  sind  die  privilegirten  Herren 
picht  vermögend,  alle  diese  vielfältigen  Funk^ 
tionen  derPolizey  in  eigener  Person  zu  verrich- 
ten ,  und  sie  müssen  daher  berechtigt  seyn» 
entweder  jene  Funktionen  dem  Geschäftskreifi^e 
der  Jurisdiktionsbeamten  zuzutheilen  ,  oder, 
was  —  da  bey  jener  Vereinigung  immer  ein 
Zweig  der  Geschäfte  leiden  mufs  —  das  2wek« 
mäfsigsre  wäre,  eigene Polizeybeamte  zu  bestel- 
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lea,  diese,  nach  abgenommeiiem Dienst eide  , 
mit  zwekmäfsigen  Dienstinstruktionen  zu  ver^ 
sehen,  über  deren  pünktliche  Befolgung  zu 
v^achen,  und  alle  bey  wirklichen  Folizeyfiink« 
tionen ,  nach  Maafsgabe  der  vom  Souverän  vot^ 
geschriebenen  oder  gebilligten  Taxordnung , 
sich  ergebenden  Gefälle  für  ihre  Kassen  zu 
beziehen;  wohingegen  sie  aber  auch  die  Foli- 
zeybeamten  zu  besolden ,  und  ein  dem  Zwecke 
der  Polizey  durchaus  genügendes  Dienerper- 
sonale zu  halten  verbunden  sind. 

In  sofertfe  die  Thätigkeit  der  Polizey  noth- 
wendig  nach  der  Verschiedenheit  der  Lokalver« 
hältnisse  und  Umstände  modifizirt  werden  mufs, 
in  soferne  mufs  den  privilegirten  Herren,  als 
unumgängliches  Mittel  zum  Zwecke ,  nothwen-« 
dig  das  Recht  zustehen »  die  zur  Leitung  der 
Exekution  der  Polizeygesetze  nöthigen  Regle* 
ments  zu  erlassen,  die  erforderlichen  Modifika* 
tionen  durch  Dekrete  zu  bestimmen,  und  für 
Fälle ,  welche  die  Polizeygesezgebung  de.-;  Staats 
unberüksichtigt  gelassen  hat,  die  supplirenden 
Verhaltungsbefehle  aufzustellen« 

§•     165. 

Die  Unterordnung  der  privilegirten 
Herren «  als  zur  Ausübung  der  niederen  Polizey 
bevollmächtigter  Organe  des  Staats,  unter  die 
Oberpolizey  der  Staatsgewalt  besteht  in  dem 
Absoluten  Gebundenseyn  derselben  und  der  von 
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ihnen]  5nbstituirten  PoUzeybeamten  an  die  vom 
Souveräne  aufgestellte  Polizeygesezgebung ,  so- 
weit  diese  reicht,  und  ki  ihrer  Verbindlichkeit) 
sich  der  Führung  einer  steten  Oberaufsicht  über 
ihr  Folizeyverfahren  von  Seite  des  Souveräns 
(die  nur  durch,  in  den  Gebiethen  der privilegir- 
ten  Herren  unmittelbar  aufgestellte,  Oberpqlizey« 
kommissäre  vollkommen  geltend  gemacht  werden 
zu  können  scheint)  zu  unterziehen;  die  von  der 
Oberpolizeybehörde  erlassenen  Verfügungen  und 
Defehle,  so  wie  die,  im  Falle  eines  von  den 
Betheiligten  an  diese  Behörde  ergriffenen  Bekur- 
sesj  von  ihr  gefällten  Entscheidungen  unweiger* 
lieh  zu  respektiren,  nur  solche  Subjekte,  welche 
von  der  dazu  bevollmächtigten  Stelle  des  Souve« 
räns  geprüft,  imd  zur  Übernahme  einer  Folizey- 
stelle  für  fähig  erkannt  wotden  sind,  alsPolizey* 
beamten  anzustellen ,  und  die  Angestellten  zur 
Leistung  des  Vnterthanen*,  und  eines,  auf  dieses 
Subjektionsverhältnifs  gerichteten,  Diensteides 
dem  Souverän  zu  präsentiren. 

Die  Bestimmungen  auch  dieses  Subjektions- 
verhältnisses finden  sich  voraus  bereits  begrün- 
det, und  es  ist  leicht  zu  übersehen,  dafs  nur 
durch  solche  Beschränkungen,  die  Anomalie,, 
bey  Organisirung  einer  neuen  Staatsform,  die 
Ausübung  wesentlicher  Hoheitsreche,  wie  z.B. 
der  Gerichtsbarkeit  und  Polizey ,  der  Staatsgewalt 
selbst  entzogen,    auf  eine  gewisse  Klasse  von 
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Staatsbürgern  erblich  übertragen,  und  so  ge- 
wissermafsen  als  Frivateigenthum  behandelt 
zu. sehen,  gerechtfertigt,  und  ihren  sonstigen 
schlimmen  Folgen  möglichst  vorgebeugt  werden 
konnte. 

Ein  je  gröfseres  Vertrauen  übrigens  in  die 
privilegirten  Herren ,  durch  erbliche  Überlassung^ 
des  J\echts   der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
und  PoUzey   an  sie,    sich    ausgesprochen    hat, 
desto  stärker  ist  die  Anforderung  an  sie ,  durch 
Bealisirung  einer  eben  so  schleunigen  als  unpar* 
theyischen  Rechtspflege ,  so  wie  einer  ungestör- 
ten rechtlichen  Sicherheit  der  ihnen  anvertraue* 
ten  Staatsglieder,    jenem  Vertrauen  nach  allen 
ihren  Kräften  zu  entsprechen ,  und  sich  dadurch 
des  erhabenen  Berufs,  als  ausgezeichnete  Organe 
des  Staats  zur  Erreichung  seines  Zweks  in  seinen 
wichtigsten  Momenten  thätig  und  leitend  mit«» 
^Luwirken,  stets  würdig  zu  bezeigen,   und  5ie 
werden  diefs  um  so  gewisser,    da  es  dieselben 
Subjekte  und  Objekte  sind,    auf  die  sich  ihre 
Sorge  und  Pflichterfüllung  —  wovon  man  ihnen 
pur  einen  Theil  abgenommen  hat  —  jezt  und 
künftig,  wie  vormals,  erstrecken  soll,  die  an 
der  in    ihrer  Lage   eingetretenen  Veränderung 
keine  Schuld  haben ,  und  ihnen  jezt  und  künftig, 
wie  vofmals,  mit  willigem  Gehorsame  und  auf- 
richtiger Treue  jede,  für  ihre  rechtliche Sicher- 
})eit  uiiter^ommene,  ßepiühung  danken  werden. 
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II..    Titel. 


Von  den  persönlichen  towofal,  als  ding- 
lichen Vorrechten  äer  pri vilegirten 
Herren,  als  Staatsglieder,  vor  4^^ 
tihrigen  Staatsgliedern, 

§.      166. 

Aufser  dem  Rechte  der  privilegirten  Herren  auf 
den  Schuz  des  Staats  im  ungestörten  Besitze  und 
Gebrauche  der  ihnen  eingeräumten  Rechtssphäre» 
und  dem  Rechte  der  Autonomie,  oder  der 
Befugnifs»  rüksichtlich  ihrer  inneren  Familien- 
verhältnisse und  Güter,  das  gemeine  Recht ,  in 
soweit  es  nicht  ausdrüklich  als  unabänderlich 
festgestellt  ist,  modifizirende  Anordnungen  der 
Art  zu  machen  t  die  für  die  Erhaltung  des  Gleich« 
gewichts  des  Rechts  durch  den  Staat  gleichgültig 
sind,  -^  welche  beyden  Rechte  sie  mit  allen 
andern  Staatsgliedern  gemein  haben  —  stellt  uns 
die  Bundesakte  noch  mancherley  Rechte  dersel* 
ben  dar ,  wodurch  sie  jene  Klasse  von  Staatsbür- 
gern vor  allen  übrigen  besonders  ausgezeichnet 
hat,  welche  bekanntlich  meine  Wahl  ihrer  Be- 
nennung geleitet  haben,  und  die  nun  namentlich 
anfjgefuhrt  werden  sollen. 

Vorher  scheint  es  mir  jedoch  eben  so  zwek- 
mäfsig  als  nothwendig,  die  allgemeine  Natur 
dieser  Rechte  nach  Maafsgabe  der  Bundesakte  zu 
bestipimen  1  um  d^ran  einep  M^afsstab  und  eia 
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Prinzip  zur  Beurtheilung  der  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  der  folgenden  Aufzählung  selbst 
zu  erhalten.  —  Die  Bundesakte  hat  nämlich 
—  nebst  den  im  Eingange  des  ersten  Absatzes » 
und  im  zweyten  Absätze  des  Artikels  27,  in  den 
Artikeln  s8»  3o  und  01  speziell  bestimmten 
Rechten  —  den  privilegirten  Herren  im  ersten 
Absätze  des  Artikels  27  auch  zwey  Gattu*ngen 
von  Rechten  in  der  Art  eingeräumt »  dafs  sie 
die  vorzüglicheren  Arten  (jspecies)  jener  Gattun- 
gen namentlich  anführte,  die  übrigen  aber  blofs 
mit  dem  allgemeinen  Ausdrucke  «  ^^  autres  sefii- 
blables"^  umfafste.  Es  ist  demnach  allerdings 
erforderlich  f  den  wahren  Karakter  und  die 
eigentliche  3phäre  jener  beyden  Rechtsgattungen 
genau  festzustellen  und  abzugränzen,  um  der 
Gefahr   überhoben    zu   seyn  $     bey    spezieller 

« 

Detaillirung  aller  der,  als  ähnliche,  darunter 
begriffenen,  Arten  von  Hechten  irre  zu  gehen  1 
und  den  Rechtssubjekten  weder  zu  viel  noch  zu 
wenig  einzuräumen. 

§.     167, 

Jene  beyden  Rechtsgattungen  sind  noctis  les 
droits  seigneuriaux  et  feodaux  non  essentiell 
lanent  inherans  ä  la  souverainete.  ••  •— 

Was  die  erstere  dieser  beyden  Rechtsgat- 
tungen betrifft,  so  ist  auf  den  ersten  Anblik 
klar,  dafs  der  blofse  Ausdruck  ^tous  les  droits 
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seigneuriaux^ '  ^n  und  für  sich  und  ohne  den 
Nachsazy  bey  seiner  umfassenden  Vieldeutigkeit 
'selbst  in  der  französischen  Sprache»  kaum  auf 
ein  festes  Resultat  hätte  führen  können,  und  tous 
les  droits  fiodaxix  konnten  auch  ausnahmlos  und 
unbeschränkt ,  ohne  Widerspruch  mit  dem  Art. 
sGy  den  privilegirten  Herren  nicht  eingeräumt 
werden.  Durch  das  im  Nachsatze  »  non  esseti" 
tieüanent  inhirans  ä  la  souveraineti  *"  gegebe  nc 
Merkmal  aber  ist  die  Sphäre  jener  beyden  Rechts* 
gattungen  genau  bestimmt,  und  wir  müssen 
daher  auch  darauf,  als  auf  das,  die  hier  gesuchte 
Gränze  karakteristisch  bestimmende ,  unser  vor* 
zügliches  Augenmerk  richten. 

Der  erste ,  hier  unmittelbar  hervortretende, 
Grundsaz  ist:  auf  solche  Herrschafts-  und  Lehen« 
rechte,  die  der  Souveränität,  der  eigentlichen 
Staatsgewalt  wesentlich  ankleben,  haben  die 
privilegirten  Herren  keinen  Anspruch;  alle 
anderen  Rechte  jener  zweyfachen  Art  aber  sind 
ihnen  vorbehalten.  —  Natürlich  stöfst  nun 
sogleich  die  Frage  auf,  nach  der  Bestimmung  des 
Begriffs,  der  Staatsgewalt  wesentlich  ankleben- 
der Hechte,  und  diese  Bestimmung  ist:  Alle 
diejenigen  Rechte  sind  der  Sitatsgewalt  wesent- 
lich anklebend,  welche  nur  durch  den  Begriff 
und  den  Zwek  der  Staatsgewalt  begründet  sind, 
ohne  deren  Inhaben  sie  ihren  Zwek  schlechter- 
dings nicht  zu  erreichen  vernfiögte,  ohne  die  sie 
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schlechthin  nicht  Staatsgewalt  wäre.  Rechte 
d  e  r  A  r  t  aUo  liegen  a  u  fse  r  der  Sphäre  der  pri- 
vllegirten  Herren,  alle  übrigen  Herrschafts-  und 
Lehenrechte  innerhalb  derselben.  Fragt  man 
nun  aber  weiter  nach  dem  namentlichen  Detail 
der  ersteren  Hechte,  um  bestimmt  zu  wissen, 
welche  Rechte  aufser  ihrer  Sphäre,  welche 
innerhalb  derselben  seyen  ?  so  giebt  es  zweyer- 
ley  Wege ,  zu  jenem  Detail  zu  gelangen ,  nämlich 
erstens  den  des  allgemein  staatsrechtliche^ 
Begriffs  und  Wesens  der  Staatsgewalt ,  den  der 
Natur  der  Sache  überhaupt,  ohne  alle  positive 
Rüksicht;  und  zweytens,  den  positiver 
Bestimmung.  —  Dafs  es  darauf  gar  nicht 
anzukommen  habe,  welche  Rechte  sich  jemals » 
>getrennt  von  der  Staatsgewalt ,  faktisch  in  den 
Händen  von  Unterthanen  befunden  haben,  und 
dafs  daraus  nicht  auf  ihre  Aufserwesentlichkeit 
geschlossen  werden  könne,  bedarf  keiner  wie^ 
derholten  Erwähnung ,  eben  so  wenig,  dafs  der 
faktische  Erwerbstitel  dabey  nicht  in  Rüksicht 
kommen  dürfe,  um  danach  den  Vorbehalt  zu 
bemessen. 

§•     168, 
Den  ersten)^^ wiener  beyden  Wege  scheint 

i 

Herr  Brauer  (Saz  16  seiner  Bey träge)  einge« 
schlagen  wissen  zu  wollen,  wobey  derselbe 
zugleich  die  Verschiedenheit  der.  menschlichen 
Ansichten  und  Begriffe  über  den  unterstellten 
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Gegenstand  als  Ornnd  bemuzt»  um  einer  ^  auch 
von  aller  Mitübereinstimmung  der  gelehrten 
Welt  divergirenden  »  obrist  hoheitlichen 
Klassifikation  das  Wort  zu  reden ,  da  jene  Über- 
einstimmung kein  wesentlicher  Beding  für  die 
Gerechtigkeit  der  leztern  wäre,  welches  si^ 
hingegen  bey  einer  rechtsgelehrten  Erör- 
ti^rung  eines  solchen  Streitpunkts  seyn  würde, 
weil  nur  die  anerkannte  Gemeingültigkeit  eines 
Satzes  ihm  den  Stempel  der  Wahrheit  aufdrücke; 
—  als  ob  irgend  etwas  anderes,  als  die  durch 
Vernunft  anerkannte  Gemeingültigkeit  eines 
obristhoheitlichen  Ausspruchs,  eines  Gesetzes, 
ihm  den  Stempel  der  Gerechtigkeit  aufprä« 
gen,  ihm  seine  innere  Sanktion,  als  eines  ge- 
rechten Gesetzes ,  gewahren  könnte  ? 

Da  jedoch  bey  Erklärung  positiver  Nor- 
men ,  oder  bey  Folgerungen  aus  solchen ,  der 
Rekurs  auf  allgemeine  Prinzipien  so  lange  nicht 
statt  findet,  als  jene  selbst  ein  bestimmtes  Re« 
gulativ  setzen ,  und  dadurch  hinreichende  Aus- 
kunft gewähren,  und  diefs  hier  wirklich  der 
Fall  ist ,  so  darf  meines  Erachtens  nur  der  lez- 
tere  jener  beyden  Wege  eingeschlagen  werden; 
denn  unsere  positive  Norm,  die  Bundesakte, 
hat  im  Art.  'j6  alle  diejenigen  Rechte  namentlich 
und  vollständig  aufgezählt ,  welche  nach  ihrer 
Ansicht  als  der  Staat5gewalt  wesentlich  ankle- 
bend angesehen  werden  sollen ,    und  man  kann 
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mit  Zuverlä&igkeit  annehmen ,  dafs  sie  jene 
Aufzählung  gerade  in  der  Absicht  gemacht  habe, 
um  dadurch  allen  Streitpunkt  zu  entfernen  •  und 
der  Verschiedenheit  der  menschlichen  Ansichten 
und  Begriffe  allen  Spielraum  zu  entziehen. 

Aus  der  nothwendigen  Zusammenstellung^ 
nun  der  fraglichen  Stelle  des  Artikels  27,  mit 
dem  Artikel  s6  der  Bundesakte»  geht,  als  Ant- 
wort auf  die  oben  vorgelegte  leztere  Frage ,  der 
nähere  Grundsaz  hervor :  Alle  diejenigen  Rechte» 
welche  zum  Qebiethe  der  gesezgebenden  Ge- 
walt nach  ihrem  ganzen  Umfange,  der  ober- 
sten Gerichtsbarkeit ,  der  hohen  oder  Ober- 
polizey,  der  Militär-,  und  der  Besteuerungs - 
oder  Finanzgewalt  ^ehpren  ,  liegen ,  als  der 
Staatsgewalt  wesentlich  anklebend,  aufser  der 
Sphäre  der  privilegirten  Herren»  und  können' 
also  von  ihnen ,  sie^  mögen  solche  Rechte  vor 
der  Bundeserrichtung  aus  was  immer  für  einen 
Titel  erworben  oder  besessen  haben,  jezt  nicht 
mehr  angesprochen  werden.  Alle  übrigen ,  zu 
jenen  Gebiethen  nichtgehörigen,  Herrschafts- 
und Lehenrechte  hingegen,  sind,  nach  der  ein« 
mal  vorliegenden  positiven  Vorschrift  unserer 
Bundesakte,  als  der  Staatsgewalt  nicht  wesent- 
lichanklebend, und  daher  als  den  privilegirten 
Herren  wirklich  vorbehalten  zu  achten,  gesezt, 
dafs  leztere  sie  auch  vormals'liur  in  der  Eigen- 
schaft  als   Landesherren    besessen   hätten, 
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und  wenn  auch  irgend  ein  Obristhoheitsinhaber 
516  vermittelst  seines  Ausspruchs  mit  nocji  so 
gutem  Grunde  unter  die  wesentlichen  Obrist* 
hoheitsrechte  klassifiziren  zu  können  glaubte. 

§♦     169-  / 

Die  etwaige  weitere  Frage:  Welche  ein» 
zelne  Rechte  in  jene  Gebiethe  der  Gesezgebungt 
der  obersten  Gerichtsbarkeit,  der  Oberpolizey , 
der  Militär  •  und  Besteuerungsgewalt  gehören  ? 
kann  hier  nicht  mehr  an  mich  gestellt  werden , 
indem  solche  bey  der  vorausgescbikten  Zeich- 
nung der  Sphäre  der  ganzen  Regierungseinwir« 
kung  der  Souveräne  auf  die  ihnen  unterworfe« 
nen  vormaligen  Reichslande  und  Stände  bereits 
vollständig  von  mir  beantwortet  worden  ist. 
Bey  der  Klarheit  und  Präzision  jener  Zeichnung 
wird  auch  die  Subsumtion  aller  einzelnen  Fälle 
des  praktischen  Details  keiner  Schwierigkeit 
unterliegen,  aufser  etwa  bey  einigen' Abgabsar- 
ten, wovon  es  wirklich  zweifelhaft  seyn  kann, 
ob  sie  zu  den  eigentlichen  Staats  •  oder  Privat« 
abgaben  zu  zählen  seyen  ?  Doch  ist  auch  fiir 
zweifelhafte  Fälle  der  Art  voraus  (§•  1 2 1)  bereits 
die  nöthige  Auskunftsregel  aufgestellt. 

Als  eine  weitere  Erl^ichterungsmaxime  für 
die  Praxis  kann  man  die  Regel  ansehen :  Dafs 
ßlle,  im  vormaligen  deutschen  Staatsrechte  zu 
den  regalibus  ftünoribus  sive  accidentalibus  gc- 
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zählten  t  sogenannten  nuzbaren  Hoheitsrechte 
ohne  Ausnahme  zu  den,  den  privilegirten  Her« 
ren  vorbehaltenen ,  Rechten  zu  rechnen  seyen  | 
denn ,  da  alle  jene  Rechte  —  ihrer  Natur 
nach  Privatrechte  —  nicht,  weil  sie  aus 
dem  Regriffe  und  Wesen  der  Staatsgewalt  ge- 
flossen, nicht,  weil  sie  der  Staatsgewalt  zu  Er* 
reichung  ihres  Zweks  schlechthin  unentbehrlich 
gewesen  wären,  nicht.  Weil  die  Staatsgewalt 
ohne  sie  schlechthin  nicht  Staatsgewalt  hätte 
seyn  können ,  sondern  um  des  blofsen  Nutzens 
willen ,  von  Hofpublizisten  und  eigennützigen 
Kameralisten  den  Privaten  entwendet,  und  zu 
Regalien  gestempelt  worden  sind,  so  gehören 
sie  auch  offenbar  ohne  Ausnahme  unter  die 
Gattung  von  Herrschaftsrechten ,  welche  der 
Souveränität  nicht  wesentlich  ankleben,  und 
daher,  als  solche,  der  Rechtssphäre  der  privi* 
legirten  Herren  zuzuscheiden  sind,  wodurch  sie 
in  den  fraglichen  Distrikten  in  die  Kategorie 
von  Privatrechten ,  wohin  sie  auch  eigent« 
lieh  ihrer  Natur  nach  gehören,  zurükge treten 
sind« 

So  wie  übrigens  die  Bestimmungen  des 
Art.  s6  der  Bundesakte  die  negative  Erkenntnifs 
der  Rechte  gewähren ,  die  nun  nicht  mehr  zum 
Rechtsgebiethe  der  privilegirten  Herren  gehören, 
gleichviel,  ob  diese  vor  der  Bundeserrichtung 
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im  Besitze  derselben  gewesen  sind»  oder 
nicht,  so  giebt  uns  der  Besizstand  äer  privile- 
girten  Herren  zur  Zeit  der  Bundeserrichtung 
das  positive  Hichtmaars»  welche  der  übrigen 
Herrschafts-  und  Lehenrechte  jenen  einzelnen 
Herren. zuzuscheidenseyen;  denn  da  der  Art.  27 
der  Bundesakte  Denselben  keine  neuen  Hechte 
verwilligte,  sondern  blofs  die  besessenen  ge- 
wisser Art  vorbehielt,  so  folgt  von  selbst, 
da(s  sie  auf  solche ,  der  Staatsgewalt  auch  nicht 
wesentlich  anklebende ,  Herrschafts  *  und  Lehen* 
rechte,  die  sie  vor  der  Bundeserrichtung  nicht 
besafsen.,  auch  keinen  Anspruch,  zu  machen 
haben ,  und  darauf  stüzt  sich  alsa  der  Grundsaz: 
Wenn  gleich  alle,  aufser  dem  wesentlichen 
Kreifse  der  Staatsgewalt  liegenden ,  Herrschaft^^-y 
und  Lehenrechte  in  die  Kategorie  der,  den  pri« 
vilegirten  Herren  überhaupt  vorbehaltenen ^ 
Rechte  gehören,  so  ist  doch  der  Einzelne 
von"  ihnen  nicht  berechtigt,  auf  solche  einzel« 
nen  Rechte  der  leztern  Art,  die  er  vor  der 
Bundeserrichtung  nicht  schon  besessen  hat.  An* 
Spruch  zu  machen ,  oder  solche  jezt  erst  von 
Neuem  einzuführen,  oder  auch  nur  solche  in 
einem  ausgedehnteren,  objektiven  oder  subjek- 
tiven Maafse,  als  vorher,  geltend  zu  machen. 
Nur  den  Schuz  im  gehabten  Besizstande  der 
unterstellten  Rechte,  aber  keine.  Erweiterung 
desselben ,  kann  er  mit  Recht  verlangen» 

5o 


4^6 

Es  versteht  sich  diesemnach  von  selbst, 
dafs,  wenn  ich  bey  der  folgenden  Aufzählung 
der  den  privilegirten  Herren  zuständigen  Vor- 
rechte die  ganze  Sphäre  der,  der  Souveränität 
nicht  wesentlich  anklebenden,  Herrschafts-  und 
Lehenrechte  zn  entschöpfen  mich  bestrebe» 
darum  meine  Meinung  gar  nicht  dahin  gehen 
könne,  daCs  jeder  einzei4ie  der  privilegirten 
Herren  auf  alle  diese  Rechte  Anspruch  zu 
machen  berechtig!  sey,  sondern  dafs  jene  Ent- 
schöpfimg  blofs  die  Absicht  habe,  alle  diejeni- 
gen Rechte  namhaft  zu  machen,  auf  welche 
jedem  Einzelnen  von  ihnen,  unter  der  Be- 
dingung, wenn  er  solche  zur  Zeit  der  Bun* 
deserr ich tung  wirklich  schon  besessen  hat,  auch 
jezt  noch  gegründeter  Anspruch  offen  steht.  -— 
Dafs  übrigens  von  ihrem  Rechte  der  Gerichts- 
barkeit in  erster  und  zweyter  Instanz,  und  der 
niederen  Polizey  hier  niicht  mehr  die  Rede 
kommen  könne,  indem  diese  Funkte  im  vorigen 
Titel  bereits  ihre  Entledigung  erhalten  haben, 
bedarf  kaum  einer  Erinnerung. 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  glaube  ich  ziu: 
Aufzählung  der ,  in  der  Rubrik  dieses  Titels  be- 
zeichneten ,  Rechte  selbst  übergehen  zu  können. 

Diese  sind: 

1 .  Das  Recht  auf  einen  persönlichen  Vorrang 
vor  allen   übrigen   Klassen  von  Staatsbürgern^ 
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und  ein  diesem  Range  angemessenes  Zeremoniel ; 
denn  da  der  Hang  nach  bisher  allgemein  üblicher 
Sitte  durch  Rüksichten  der  Geburt  und  der  im 
Staate  begleitenden  Würden  bestimmt  zu  wer- 
den pHegty  und  keine  der  übrigen  Staatsbürger- 
klassen in  den  verbündeten  Staaten  den  privile- 
girten  Herrn  weder  in  der  Stufe  des  Adels 
gleichsteht ,  noch  so  wichtige  Hoheits  -  und 
Herrschaftsrechte  in  gleicher  Art  und  Ausdeh* 
nung  auszuüben  befugt  ist ,  so  scheint  mir  auch 
jenen  Herrn  ein  persönlicher  Vorrang  vor  allen 
übrigen  Staatsbürgerklassen  mit  Fug  nicht  ver* 
weigert  werden  zu  können ,  und  es  dürfte  sich 
daher  schwer  rechtfertigen  lassen,  dafs  in  eini- 
gen bereits  erlassenen  Deklarationen  die  unter- 
stellten Subjekte  *  in  Ansehung  der  persönlichen 
Vorzüge»  der  bestehenden  ersten  klasse  des  Adels 
gleich  «9  und  also  wirklich  zurükgesezt  worden 
sind.  -—  Dafs  jedoch  hier  immer  nur  von 
einem,  die  Un  terthaneneigenschaft  nicht 
vergessenden ,  Bange  und  Zeremoniell  die  Rede 
seyn  könne,  versteht  sich  von  selbst,  so  wie  die 
Unzuläfsigkeit  der  Berufung  in  dieser  Hinsicht 
auf  ehemaliges  Staatsrecht. 

Vom  Trauergeläute  und  Kirchengebete  will 
ich  nicht  sprechen ;  denn  ersteres  ist  eitel  Ge- 
töfse;  und  was  das  leztere  betrifft,  so  kömmt 
mir  jeder  Befehl,  für  die  Herrschaft  zu  beten, 
äufserst  sonderbar  vor;   hat  sich  die  Herrschaft 
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die  Liebe  ihrer  Untergebenen  gewonnen ,  90 
werden  diese  ohne  alle  Aufforderung  für  sie 
wirklich  beten;  im  entgegengesezten  Falle  kann 
man  sich  den  Inhalt  Aes  erzwungenen  Gebeti 
wohl  denken. 

s*  Das  Recht  auf  einen  privilegirten  Ge* 
ricbtsstand.  Da  ein  solcher  auch  andern ,  dem 
Range  nach  noch  unter  den privilegirten Herrn 
stehenden,  Staatsbürgerklassen  allenthalben  be- 
willigt ist ,  so  wird  ihnen  ein  solcher  auch  in 
ZivilsacheUf  und  zwar  um  so  weniger^ 
\:erweigert  werden  können ,  da  ihnen  die  Bun- 
desakte selbst  in  Kriminalsach  e'n  einen 
solchen  im  Art.  s8  ausdrüklich  eingeräumt  hat. 
Dafs  das  einschlagende  Hofgericht  des  Souve- 
räns die,  ihrem  eignen  Vortheile  am  meisten 
entsprechende  ,  Gerichtsstelle ,  der  Anspruch 
aber  auf  eine  Aiisträgalinstanz  in  Zivil- 
sachen grundlos  sey,  habe  ich  schon  anderswo 
dargethan.  —  Die  Form  ihrer  privilegirten 
Instanz  in  Kriminalsachen  ist  in  jenem  Art.  28 
ausdrüklich  dahin  bestimmt  1  dafs  sie  in  solchen 
Sachen  durch  Ihresgleichen  gerichtet  werden 
sollen.  Wer  aber  diese  Richter  ihres  Standes 
zu  wählen  habe  9  ist  zwar  nicht  ausdrüklich  be- 
stimmt;* doch  scheint  der  gewählte  Ausdruk  des 
Austrägalrechts  darauf  hinzudeuten  9  dafs  jene 
Wahl  dem  Beschuldigten  ,  wenigstens  zum 
Theile,  zu  überlassen  sey;  die  Einwirkung  des 
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Souveräns  bey  einem  solchen  Kriminalgerichte, 
und  das  Nichtstatlfinden  der  Konfiskation  der 
Güter  des  Beschuldigten»  sondern  die  blofse 
Zuläfsigke^t  ^iner  lebenslänglichen  Güterseque- 
s{:ration.  wurden  schon  voraus  bestimmt  und 
bemerkt.  .  ^ 

3.  Das  Recht,  ihre  Residenz  zu  nehmen, 
wo  sie  wollen ,  wenn  es  nur  in  den  Staaten  der 
Glieder  oder  AUiirten  des  rheinischen  Bundes, 
oder  auch  in  einer  Besitzung  geschieht,  die 
ihn^n ,  aulser  dem  Qebieuie  des  genannten  Bun* 
des.  als  souverähes  Eigenthum  .verbleibt.  Wesen 
Gleichheit  des  Grundes  scheint  ihnen  auch  der 
Eintritt  in  die  Dienste  eines  andern  Gliedes, 
oder  des  AUiirten  des  ge^aqi^ten  Bundes  Frey 
gelassen  werden  zu  qfiüssen.  Dafs  jedoch  in 
keinem  Falle  die  «ihnen  anvertraute  Ausübung 
der  BechtspAege  und  Polizey  darunter  leiden 
dürfe ,  versteht  sich  wohl  von  selbst. 

4.  Das  Hecht,  im  FaUe  sie  aufserhalb  des 
Staats  ihres  Souveräns  ihi^e '  JVesidenz  gewählt 
haben  sollten,  ihre  Bevenüen  oder  Kapitalien 
dahin  zu  ziehen,  ohne  deshalb  irgend  einer 
Gebür  oder  Abgabe  (als  z.  B.  Zoll,  Mauth,  Ab- 
zug etc.)  unterworfen  zu  seyn  (Artikel  3i  der 
Bundesakte). 

5.  Das  Becht  auf  Befreyung  von  demjenigen 
Antheile  der  auf  ihren  Herrschaften  haftenden 
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Schulden,  welchen  ihre  Souveräne,  nach  Ver- 
häUnifs  der  ihrer  Seits  an  diesen  Herrschaften 
erworbenen  Einkünfte ,  zufolge  des  Art.  3o  der 
Bundesakte  zu  übernehmen  haben ,  und  wovon 
voraus  bereite  die  näheren  Bestimmungen  gege- 
ben sind. 

0.  Das  Recht  des  Fatronats ,  und,  vermittelst 
demselben,  das  Recht,  alle  jene  Pfarreyen  und 
Kirchenphründen  zu  besetzen,  welche  sie  schon 
vor  der  Bundeserrichtung,  nicht  aus  dem  allge* 
meinen  Titel  einer,  mit  der  Regentengewalt 
nach  der  Kircbenverfassung  verbundenen ,  inne- 
ren Kirchengewalt,  sondern  aus  dem  speziellen, 
entweder  früher  schon  besessenen,  oder  durch 
ihren  ,  in  Gefolge  des  R.  D.  Schlusses  von  i  So3 
erfolgten,  Eintritt  in  die  Rechtssphäre  aufge« 
löfsten  Korporationen  erworbenen,  Titel  eines 
Fatronats  zu  vergeben  bereclftigt  waren. 

7.  Das  sogenannte  Recht  zur  Nachsteuer 
und  zum  Abzöge ,  wie  sie  solches  vorher  beses* 
sen  haben,  so  lange  dasselbe  durch  die  Gesez- 
gebung  des  Souveräns  nicht  für  allgemein  auf- 
gehoben erklärt  wird  (§•  i$5). 

§.     173. 

8.  Das  Recht,  alle  vor  der  Bundeserrichtung 
als  Domänen  besessene,  Güter  und  Objekte  nun- 
mehr, in  Gemäfsheit  des  Art.  27  der  Bundesaktet 
als  aliodiales  Familienprivateigenthum  zu  besitzen 
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ynd  zu  vererben.  —  Die  Übertragung  der  Do- 
mänen an  die  privilegirten  Herren  im  bezoge- 
nen Artikel  „cormne  propriete.  patrimoniale 
et  privee^  beweifst  nämlich  ganz  deutlich  die 
Absicht  der  Bundesstifter ,  jene  Güter  von  allem 
Lehensnexus  I  in  welchem  sie  etwa  zum  Reiche 
oder  andern  Subjekten  vorher  gestanden  seyn 
könnten«  zubefreyen,  und  sie  an  jene  Herren 
zum  vollen  Eigenthumsrech|;e  zu  überlassen. 
Der  Eintritt  der  Souveräne  in  die  Lehenherr- 
lichkeit des  deutschen  Reichs  oder  anderer  aus- 
wärtiger Herren  über  Fassivlehen  der  privilegir- 
ten  Herren  kann  sich  demnach  nicht  auf  jene 
Domänen  erstrecken«  Diese  haben  vielmehr 
an  lezteren  ein  ungetheiltes ,  vollständiges  Eigen- 
thum»  mit  allen  rechtlichen  Wirkungen  eines 
solchen,  und  nur  rüksichtlich  ihrer  Veräufserung 
sind  sie  auF  zweyFache  Weise  beschränkt;  näm- 
lich erstens»  durch  die  Nothwendigkeit,  die- 
selben auf  ihre  Nachkommen  zu  transmittiren ; 
denn,  wenn  gleich  der  Ausdruk  „propriete  pa-^ 
triinoniale^  nicht  directe  die  Stammgut5- 
eigenschaft  bezeichnet »  so  drükt  er  doch 
unverkennbar  die  Absicht  aus  »  jene  Domänen 
zum  Familiengut,  welches  vererbt  werden  soll, 
zu  machen,  nicht  blofs  für  die  Personen  der 
jezt  lebenden  privilegirten  Herren,  sondern 
auch  für  deren  Nachkommen  zu  sorgen,  und 
also  jene  zur  Transmission  jener  Güter  auf  diese 
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kann  sie  demnach  in  der  Regel  nicht  veräuf^eca 
noch  verpfänden»  sondern  mufs  sie  ungeschmälert 
i^einen  Nachkommen  hinterlassen,  und  treten 
auch  die  Verhältnisse  und  Bedingungen  ein^ 
unter  welchen  ein»  sonst  unveräuCserlicbes oder 
Stammgut  ausnahmsweise  veräufsert  wertleA 
kann,  so  darf  doch  ,  und  diefs  ist  die  zwey  te 
Beschränkung  y  die  jezt  zuläfsige  Ver^ufserung 
an  einen ,  dem  Bunde  fremden ,  Souverän  nicht 
geschehen,  bevor  nicht  dem  Fürsten,  untet 
dessen  Souveränität  das  zu  veräufsernde  Objekt 
gelegen  ist,  der  Vorkauf  davon  angeboten  wurdo 
(Art.  ß7  am  Ende). 

Daraus  übrigens,  dafs  ihnen  jene  Domänen 
als blofses  Privateigenthum  überlassen  sind, 
so  wie  aus  der  Natur  der  mit  ihnen  vorgegan* 
genen  Veränd^ung,  folgt  von  selbst,  dafs  jene 
Domänen  aufhören ,  Domänen  zu  seyn ,  d.  i. 
aufhören ,  die  *Eigen Schäften  und  Vorrechte  von 
Staatsgütern  zuhaben,  und  in  die  reohüiehe 
Qualität  von  staatsbürgerlichen  Privateigenthum 
eintreten ,  dessen  Wirkungen ,  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten ,  soweit  sie  nicht  durch  die 
Bundesakte  ausdrüklich  modifizirt  sind,  sich 
auf  die  in  den  geltenden  Gesetzen  für  das  Pri- 
vateigenthum überhaupt  vorgezeichnete  Sphäre 
beschränken. 
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^9.  Das  Recht  2ur  hohen  xxnä  niedere»  Jagd 
nicht  nur  auf  ihren  eigenihümlichen ,  sondern 
auch  auf  den  Feldern  und  Waldungen  der  Ge- 
meinden. :und  übrigen  PrivatperfroDen,>  "vro  und 
-wie  sie  es  bisher  besessen  haben,  sammt  dem 
Rechtä'zu  den  hergebrachten  Jagdfrohnep. 

'  .  xo.  Das  Recht  zur  Fischerey  sowohl  auf 
den  schiffbaren  Flüssen,  als  in  andern  Bächen 
und  Teichen,  nach  dem  vormaligen  Besizstande. 

11.  Das  Recht  zum  Bergbau  f  d.  ,i.  d|t9' 
Recht»  alle'  Mineralien  und  Fossilien  entweder  - 
duvok  eignen  Bergbau  zo  Tage  zu  (ordern  {  oder 
andern  das  Schürfen  zu  gestatten,  und  ihnen 
den  Bau  zu  verleihen,  und  sich  dagegen  den 
Zehenten  und  andere  gewöhnliche  Bergabgiften 
voreirbehalten. 

12.*  Das  Recht  zum  ausschliefsenden  Salz« 
gewinn  ^us  Quellen  oder  durch  Bergbau  nach 
hergebrachten  Maafse. 

iS.  Das  Hütten-,  Hammer-  nnd  Mühlen- 
recht in  eigner  *  Anlage  sowohl ,  als  durch  Ver- 
willig6ng  gegen  einen  Wasserzinfs. 

14.  Das  Recht  zum  Salpetergraben ,  Pott- 
aschensieden ,  Lumpensammeln ,  und  deren  Ver- 
pachtung, wo  und  wie  solches  hergeuracht  ist. 

Diese  sechs  ,    in   diesem  §  aufgezählten  #  ? 
Rechte  gehören  unläiigbar  in  die  Klasse  der  nuz- 
baren  aufserwesentlichen  Regalien ,  somit  (nach 


( 
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%.  169)  in  die  Rechtssphäre  der  privilegirten 
Herren. 

i5.  Das  hergebrachte  Recht  zu  den  Zwangs- 
nutzungen aus  sogenannten  Zwangmühlen  9 
Zwangbrauereyen 9  Zwangbacköfen»  Zwangkai- 
tern  und  Zwangsaiten  spieL 

i6.    Das    Recht   auf  Herrschaf tsfrohnden , 

Hand«  und  Spanndienste  9  z.  R.  beym  Rauen  der 

• 

herrschaftlichen  Schlösser ,  Rewachen  derselben, 
Rotengehen,  Amtsgerichtsdiensto  u.  s.  w.;  des- 
gleichen auf  deren  Surrogat  in  Frohndreluitions- 
geldern,  wo  und  wie  solche  hergebracht  sind. 

17.  Das  Hecht  auf  die  Überfahrverpach- 
tung. 

i8.  Das  Recht  auf  Erhebung  des  Weg-  und 
Brückengelds  von  solchen  Wegen  und  Rrücken, 
die  sie  auf  ihre  Kosten  herstellen  und  unter« 
halten  lassen. 

19.  Das  Recht  auf  Judenschuz«-«  Holzan- 
weisungsgelder ,  auf  Rekognitionen  für  Gewerbs- 
komissionen »  als  Relohnungen  für  Funktionen 
der  niederen  Polizey »  und  auf  andere  ähnliche 
Belohnungen. 

20.  Das  Recht  auf  alle ,  zunächst  aus  dem 
Guts  •  und  Lehenherrlichen  Verbände  fllefsen- 
den»  Refugnisse  und  Einkünfte^  deren  Detail 
im  nächsten  Titel  folgen  wird. 

£1.  DiasRechty  im  Punkte  der  Resteuening 
ihrer  Güter  und  Einkünfte,  den  Domänen  und 
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Gütern  cler  Prinzen  des  HaiiS43s  •  unter  dessen 
Souveränität  sie  stellen,  oder  d(?r  privilegirtesten 
Klasse  gleich  gehalten  zu  werdcm. 

2£.  Das  Recht,  zur  Verwaltung  ihrer  Güter, 
Einkünfte  und  nüzbaren  Rechte  ein  eignes  Kolleg, 
unter  dem  Ti^tel  einer  Rent-  (nicht  Dpmänen») 
kam  in  er  zu  errichten,  die  Glieder  derselben 
ganz  nach  eignem  Ermessen  zu  wählen,  sich 
allein  zu  verpflichten,  und  mit  Dienstinstruktio« 
nen  zu  versehen.  Doch  versteht  es  sich  von 
selbst,  dafs  auch  diese  in  ihrem  Geschäftskreifse 
bey  Ausübung  der  angeführten  Rechte  an  die 
vom  Souverän  darüber  aufgestellten  Gesetze  ge- 
bunden seyen. 

Alle  andern ,  hier  nicht  namentlich  aufee* 
zählten  oder  unläugbar  unter  diesen  begriffenen. 
Rechte  sind  von  dem  Rechtsgebiethe  der  privi- 
legirten  Herren  ausgeschlossen  ,  soviel  deren 
auch  von  Schriftstellern ,  welche  für  die  leztern 
Farthey  ergriffen  zu  haben  scheinen ,  ihr  ein« 
verleibt  worden  seyn  mögen.  So  haben  z.  B« 
die  meisten  von  diesen,  Zoll  und  Akzise,  das 
JUS  consistoriif  Postfrey  heit,  das  Recht  auf  Hul- 
digung ,  und  dergleichen  mehrere ,  den  privile- 
girten  Herren  zugeschieden, 'die  doch  offenbar 
keinen  Anspruch  darauf  haben,  — «  indem  alle 
Zoll-  und  Akzisarten ,  sie  mögen  Namen  haben , 
und  früher  auf  eine  Art  erworben  worden  oder 
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entstanden  seyn ,  'wie  sie  wollen ,  und  sie  mögen 

von  andern  Regelten  noch  so  häufig  an,   ihnen 

'         -ff      • 
subordlnirte  ,    Stibjekte   unter  andern  Verhält- 

nissen  überlassen  worden  seyn,  unläugbar  ihrem 
wahren,  unwandelbaren  Karakter    nach    in    die 
Kategorie  des,    durch  die  Bundesakte  ausdrük- 
lieh  und  uneingeschränkt  den  Souveränen  ange- 
wiesenen»   droit  d'irnpots  ge]iören;  —    indem 
das  jus  consistoriif   da  es  nach  dem  protestanti- 
schen Kirchensystem   entschieden   ein  Ausflufs 
der,  nur  mit« der  eigentliche^  Staatsgewalt  ver- 
knüpften »  inneren  Kirchengewalt  ist ,  auch  nur 
den  Souveränen,  als  jetzigen  alleinigen  Inhabern 
der  Staatsgewalt,  gebührt;  —   indem  das  Post- 
Wesen  ]ezt  m  den  verbündeten  Staaten  ganz  und 
gar  nicht  mehr  unter  denselben  Verhältnissen 
und  Bedingungen  existirt,   unter  welchen  die 
fraglichen  Herren   ihre  Postfreyheit  erworben 
hatten;  —    indem   endlich  die  Bewohner  der 
vormaligen  Territorien  der  priviiegirfon  Herren 
jezt  gegen  diese ,  die  selbst  Unteilhanen  gewor- 
den sind,   und  gänzlich  aufgehört   haben,'  Re- 
genten zu  seyn,  auch  ganz  und  gar  nicht  mehr 
im  Unterthänigkeitsverbande,  sondern 
in   blofser    Amts  - ,    Guts  -    und   Lehenspflicht 
stehen ,    weshalb  sie  denn  auch  höchstens  zur 
Leistung  eines,  diese  Pflichten  bekennenden, 
Eides,    nicht  aber  zur  Leistung   eines  wahren 
Unterthaneneides  ,   oder  einer  förmlichen  Hui« 
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digung    von    jenen    angehalten    werden   kön- 
nen. 

Viele  haben  bis  jezt ,  .  zum  Zwecke  der 
Entscheidung  ihnen  zweifelhaft  scheinender, 
hierher  einschlagender  Fälle  >  sich  auf  die»  durch 
besondere  Verträge  bestimmten ,  Subjektions- 
verhältnisse ,    z.  B.  des  Kurfürsten  zu  Trier, 

und  des  Bischoffen  von  Speyer  zur  Krone  Frank- 

•'*"'■*' 
reich ,    der   Häuser    Hanau  -  Lichtenberg   und 

Hessen  -  Rothenburg  zum  Kurmrsten  von  Hesr 
sen»  der  Fürsten  und  Grafen  von  Fugger  zum 
Hause  Bayern  u.  s.  w. ,  als  analogische  Entschei- 
dungsquellen f  auch  wohL  gar  in  subsidium  auf 
das  vormalige  Territorialstaatsrecht  der  privile- 
girten  Herren ,  sich  berufen ;  aber  gröIstentheiU 
mit  Unrecht,  wie  ich  glaube.  Denn  wer  mogta 
dafür  bürgen,  dafs  jene  kontrahir enden  Sou* 
veräne  ganz  von  gleichen  Ansicliten  der  Sou* 
veränität ,  wie  sie  in  unserer  Bundesakte  ein  für 
allemal  gegeben ,  und  welche  jezt  unser  einziger 
Leitstern  sind,  ausgegangen  seyen?  Wer  dafür 
bürgen ,  dafs  nicht  manclierley  Rüksichten  ganz 
eigener  Art,  die  jezt  nicht  statt  finden,  jene 
Souveräne  zum  Nachgeben  dieses  und  jenen 
Punktes  bestimmt  haben  mögen  ?  Und  doch 
müfste,    nach  bekannten  Grundsätzen  über  den 

• 

Gebrauch  der  Analogie ,  jene  Gleichheit  der 
Ansicliten  und  dieses  Entferntseyn  •  differenter 
Küksichten  vor  allem   hergestellt  seyn,    bevor 
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analogische  Folgerungen  jener  Art  mit  Sicher« 
heit  gewagt  werden  könnten.     Wer  sollte  dem-- 
nach  nicht  einsehen  ,    da&  jenes   Berufen  bey 
dieser  Ungewifsheit  höchstens  nur  einen  sehr 
schwachen    und    schwankenden  ,     keineswegs 
durchgreifenden,  Entscheidungsgrund  gewähren 
könne  ?     Dafs  aber  mit  dem  Verschwinden  der 
ReichsverfassUing  im  Ganzen  und  in  ihren  Thei- 
len  auch  das,  atuf  diese,   als  auf  seine  Basis  ge- 
baute ,  Territorialstaatsrecht  der  subjizirten  vor- 
maligen ReichsiUände  rein  verschwunden  sey, 
mithin  jezt  gar  mcht  mehr  unter  die  geltenden 
EntscheidungsquoUen    gestellt   werden   könne » 
liegt  für  sich  am  Tage. 

Es  sind  überhaupt  die  vorliegenden  Bestim- 
mungen unserer  Bi\ndesakte  für  den  Kenner  des 
allgemeinen  Staatsrechts ,  der ,  frey  von  den 
Fesseln  des  alten  positiven,  ihren  Gehalt 
und  Umfang  vollkommen  auszumessen  versteht, 
zum  guten  Glücke  so  zureichend  ,  dafs  man 
eines  Rekurses  auf  jene  sogenannte  Analogie 
ganz  und  gar  nicht  bedarf,  sondern,  unter  Lei- 
tung jener  direkten  Bestimmungen  jeden  schein« 
baren  Knoten  ohne  grofse  Schwierigkeit  der 
Absicht  der  Bundesstifter  gemäfs  zu  löfsen  ver- 
mag. —  Ob  das  Wie  der  Auflöfsung  den  Wün« 
sehen  dieser  oder  jener  Parthey  entspreche,  oder 
nicht  ?  darf  den  unpartheyischen  Interpreten 
nicht  irre  leiten. 
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Zur  Ergänzung  der  Rechtssphllre  der  privi« 
legirten  Herren  gehört  noch  die  Darstellung 
ihres  gegenwärtigen  YerhäUnisses  zu  ihren  vor- 
maligen Uhterthanen,  weshalb  ich  unmittelbar 
zu  derselben  übergehe. 

III.       Titel, 

V*o  Ti    dem    Verhältnisse    der    privilegirten 
Herren  zuihren  vormaligen  Unterthanen, 

und  zwar: 

A.  Als  ihren    nunmehrigen   Amts- 
untergebenen. 

§.      176. 

JVLit  dem  Verschwinden  gerade  derjenigen 
Rechte  ,  welche  das  V^esen  ,  der  bürgerlichen 
Oberherrschaft  oder  Landeshoheit  ausmachen  t 
ohne  welche  die  Landeshoheit  schlechthin 
undenkbar  ist ,  —  nämlich  der  gesezgebenden » 
der  rechtsprechenden  und  Polizeygewalt  an  sich» 
der  Militär-  und  Besteuerungsgewalt  —  aus  der 
Keehtssphäre  der  privilegirten  Herren  mufste 
uothwendig  in  dem  gegenseitigen  Verhältnisse 
zwischen  diesen  und  den  Bewohnern  ihrer 
Distrikte  eine  wesentliche  Veränderung,  und 
zwar  dahin  eintreten,  dafs  beyde  Theile  aus 
dem,  bis  dahin  zwischen  ihnen  bestandenen, 
Hüheits-  und  Unterthänigkeiiäverbande  heiau^ 
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gingen;    denn  so  gevrik  lautere,    solange   die 
ersteren  ihre  Landesherren  waren  und  blieben, 
^uch   deren  Unterthanen   waren  und  bUeben^ 
so  gewi£s  mufsten »    nachdem   jene  durch  >  den 
Yerhist  jener   Rechte   aufhörten  ,    bürgerlielie 
Oberherren  zu  seyn,  auch  die^e,  deren  Unter- 
thanen  ;&u  seyn,   aufhören.     Bürgerliche  Ober- 
herrschaft 9  oder  Regenteogewait »  oder  Landes«* 
hoheit    und   Unterthänigkeit  5ind    schlc^cSithin 
relative  Verhältnisse,  und  so  wenig  die  erstere 
ohne  die  leztere  bestehen  kann,  so  wenig  kann 
leKtere  ohne  die  erstere  bestehen.     Dafs  es  aber, 
von  so  Vielen   es  auch  versucht  worden  seyn 
mag  f   ein  durchaus  eitles  Bestreben  sey,   den 
privilegirten  Herren  den  Karakter  eigentlicher 
Landeshoheit  retten  zu  wollen  1  dafs  vielmehr 
diese  durch    das    Urgesez    des   Bundes »    aller 
wesentlichen  Bestandtheile  bürgerlicher  Ober- 
herrschaft!  folglich  dieser  selbst  verlustigt,  in 
die  Klasse  wahrer  Unterthanen  versezt  worden 
seyen ,     habe    ich    voraus    mit  hinreichenden 
Gründen  erwiesen. 

Nun  können,  nach  dem  Geiste  desselben 
Urgesetzes,.  Unterthanen  eines  und  desselben 
Souveräns  —  dergleichen  die  privilegirten  Her* 
ren  und  die  Bewohner  ihrer  Distrikte  sind  -^ 
unter  sich  zwar  im  Verhältnisse  von  Beam« 
teten  des  Staats  und  Amtsuntergebenen,  von 
Guts-  und  Lehenherren,  und  Guts-  und  Lehen- 
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lauten  stehen ,  aber  durchaus  nicht  im  Verhält- 
nisse  von  Oberherren  und  Unterthanen ,  da  die 
Souveränität  der  Bundesfürsten  vollständig,  und 
demnach  kein  Staat  mehr  im  Staate  seyn  soll. 
£s  kann  daher  auch  hier  nur  von  Verhältnissen 
der  eben  bemerkten  ersteren  Art  die  Rede  seyn. 

5-  177- 
Da  die  Rechtspflege  und  Folizey  unläugbar 
nach  ihrem  ganzen  Umfange  wesentliche 
Hoheitsrechte  sind^  und  die  Bundesakte  selbst 
erklärt  hat»  dafs  nur  solche  Rechte,  die  der 
Hoheit  nicht  wesentlich  sind ,  für  die  Rechts« 
Sphäre  der  privilegirten  Herren  geeignet  s^yen , 
so  kann  sie ,  indem  sie  lezteren  das  Recht  der 
niederen  und  mittleren  Gerichtsbarkeit  und  das 
Recht  der  niederen  Folizey  überlassen  hat,  un* 
möglich  diese  Rechte  an  sich ,  sondern  nur  die, 
allein  von  der  Staatshoheit  trennbare,  Befug* 
n i fs  zur  Ausübung  dieser  Rechte  unterstellt 
haben,  und  da  die  Ausübung  wesentlicher 
Hoheitsrechte  von  irgend  welchem  Subjekte, 
aufser  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,    nur  Jm 

r 

Namen  der  lezteren  statt  finden  kann ,  was ,  weil 
es  sich  von  selbst  verstand ,  keiner  ausdrüklicheii 
Bestimmung  bedurfte ;  da  aber  Jeder  ,  der 
Hoheitsrechte  im  Namen  der  Staatsgewalt  zu 
üben  auktorisirt  ist ,  nach  dem  allgemeinen 
Sprachgebrauche  Organ  oder  Beamter  des  Staats 

5l 
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genannt  wird,  so  folgt,  dafs  dieser  Karakter^ 
weiin  gleich  die  Bundesakte  seiner  nirgends 
namentlich  erwähnt,  dennoch  mit  allem  Rechte 
den  privilegirtjBn  Herren  von  mir  beygelegt  wor- 
den sey,  und  eben  daraus  folgt  weiter,  dafs 
ihre  sonstigen  Unterthanen,  ob  sie  aufgehört 
haben,  ihre  Unterthanen  zu  seyn ,  und  in 
ein  unmittelbares  Unterthanenverhältnlfs  zu  den 
Bundesfürsten  übergetreten  sind,  doch  gegen« 
wärtig  noch  zu  ihnen  in  dem  Verhältnisse  von 
Amtsun terfi^ebenen  wirklich  stehen. 

So  wie  nun  erstere ,  als  Or^i^ane  der  Staats- 
cewalt,  die  Pflicht  auf  sich  habe^,  durch  eine, 
den  Gesetzen  entsprechende,  VerMaltuiifi:  der 
Rechtspflege  und  Folizey,  die  Rechtsstreitig« 
keiten  ihrer  Amtsuntergebenen  gesezjnäfsig  zu 
schlichten ,  Verbrechen  zu  verhüten  und  zu  be« 
Strafen,,  und  jene  im  ungestörten  Besitze  und 
Genüsse  ihres  ganzen  Eigenthums  zu  scbützei^, 
und  dadurch,. soviel  an  ihnen  ist,  zur  Erreichuiifi^ 
des  Staatszweks  kräftig  mitzuwirken, —  so  sind 
dagegen  leztere,  als  Amtsuntergebene;  verpflich« 
tet,  vor  den,  von  jenen  angeordneten,  Behör* 
4en  in  erster  und  zw'eyter  Instanz  Hecht  zu 
geben  und  zu  nehmen,  deshalb  ihre  Zitatlonen, 
Auflagen  und  Befehle  zu  respektiren,  ihren 
Ordinationen,    Bescheiden    und   Urlheilen,    in 

soferne  keine  Berufung:  an  die  höch.^te  Instanz 

,  .  ....  * 

des  Souveräns  eingelegt  werden  kann  oder  will 


> 
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unweigerlich  sich  zu  fügen ,  ihre  Polizeyanord« 
pungen ,  Gebote  und  Verbote  pünktlich  zu  be- 
folgen ,  in  Übertretungsfällen  ihren  gesezlichen 
Straferkenntnissen  sich  zu  unterziehen,  über- 
haupt  den»  als  Mittel  zur  Erreichung  des  Zweks 
der  Rechtspflege  und  Polizey  erforderlichen» 
Gehorsam  zu  leisten,  und  diese  Leistung  —  nach* 
dem  sie  zuvor  ihres  Unterthaneneides  entbunden, 
und  damit  an  den  Souverän  werden  verpflichtet 
seyn  —  eidlich  zu  versprechen. 

§•  178- 
Indem  sich  hiermit,  —  abgesehen  von  den^ 
sogleich  aufzuzählenden,  aus  dem  guts*  und 
lehenherrlichen  Verbände  fliefsenden  Ver- 
bindlichkeiten ,  die  jedoch  ohnediefs  von Un  ter- 
thanen  pflichten,  spezifisch  verschieden 
sind  —  der  ganze  Umfang  der  Obliegenheiten 
der  Bewohner  der  Distrikte  der  privilegirten 
Herren  gegen  diese  schliefst,  so  dient  dieser 
Umstand  zur  Ergänzung  des  Beweises,  dafs 
zwischen  den  benannten  Subjekten  kein  Ober- 
herrschafts ,j  und  Unterthanenverhältnifs  mehr 

• 

statt  finde  ^  um  sq  mehr ,  da ,  nach  ausdrüklicher 
Bestimmung  der  Bundesakte,  jene  Hechte  der 
Gerichtsbarkeit  undFolizey^  so  wie  alle  übrigen 
den  privilegirten  Herren  vorbehaltenen  Rechte  i 
in  deren  Händen  blofs  die  Natur  von  Privat- 
rechten haben  können  und  sollen,   und  der 
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Umfang  von  blofsea^  Privattechten,  sey 
dieser  auch  noch  so  grofs»  seine  Inhaber  der 
Natur  der  Sache  pach  durchaus  nicht  als  bürger- 
liche Ober-  oder  Landesherren  zu  karakterisiren 
vermag. 

Demungeachtet  ist  das  Band,  vi^elches  beyde 
hier  unterstellte  Theile  noch  jezt  zusammen 
verbindet,  immerhin  noch  sehr  wichtig,  indem 
jene  Untergebenen  von  jenen  ihren  Vorgesezten 
die  Befriedigung  ihres  ersten  und  dringendsten 
Bedürfnisses ,  der  Bedingung  alles  übrigen , 
nämlich  die  Handhabung  ihres  Rechts  und  ihrer 
Sicherheit,  zunächst  zu  gewärtigen  haben, 
und  darum ,  je  mehr  Aufwand  von  Kraft  und 
Sorgfalt  die  Bewirküng  dieses  Zweks  erheischt , 
sich  destomehr  zum  Gehorsame,  zur  Ehrerbie« 
tung,  Treue  und  Dankbarkeit  gegen  dieselben 
aufgefordert  und  verpflichtet  sehen  müssen. 

B.    Als    ihren     Gutsleuten. 

§.     *79-       ' 
Den  privilegirten  Herrn  sind  bekanntlich 

alle  jene  Herrschaftsrechte  vorbehalten 
worden,  welche  der  Souveränität  nicht  wesent- 
lieh  ankleben;  in  diese  Klasse  gehören  unver- 
kennbar alle  jene  Rechte,  welche  ihrer  Natur 
nach  blofse  Ausflüsse  einer ,  durch  erbliche  oder 
zeitliche  Überlassung  von  Gütern  gebildeten, 
Gutsherrschaft    sind ,    welche ,    abgesehen 
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von  aller  Staatsgewalt,  blofs  durch  den  Guts- 
verband ihr  Daseyn  und  Bestehen  haben  ,  und 
vrelche«  wenn  sie  auch  in  den  Händen  bürger- 
licher Oberherren  allmähli^r  als  landesherrliche 
geübt  worden  seyn  mögen,  dennoch  ihr  ur- 
sprüngliches Wesen  ,  d.  i.  ihre  privatrechtliche 
pjatur  nicht  ausgezogen  haben  können  ;  denn 
Gutsrechte  sind  ebendarilm,  weil  sie  nur  Guts- 
rechte sind,  keine  wesentliche  Hoheitsrechte » 
und  von  diesen  eben  so  spezifisch  verschieden , 
als  die  Gntsherrschaft  von  der  bürgerlichen  Ober- 
hertschaft wesentlich  verschieden  ist, 

'Wenn  ich  übrigens  gleich  in  Ansehung  der 
nur  einigermaafsen  beträchtlichen  deutschen 
Territorien  die  Behauptung  von  einem  wirk- 
lichen Grundeigenthum^  der  Territorialherren 
am  ganzen  Lande  für  eine  blofse  Fabel  halte« 
so  gebe  ich  jedoch  gerne  zu,  dafs  viele  Bauern 
ursprünglich  *ihre  Güter  aus  dem  Überfli^sse 
jener  Territorialherren  an  Liegenschaften  durch 
bedingte  Überlassung  erworben  haben ,  und  dafs 
die  vertragsmäfsigen  Schuldigkeiten  dieser  Kam- 
merbauern erst  allmählig ,  unter  verschiedenen 
Verhältnissen,  vorzüglich  aber  in  der  herrschen- 
den Periode  des  Lehenwesens  auch  auf  die  übri- 
gen Bauern  übertragen  worden  seyn  mögen. 

Dem  sey  indessen ,  wie  ihm  wolle ;  es 
kömmt  zum  Glücke  in  Ansehung  unseres  gegen- 
wärtigen   Zweks    gar    nicht    auf  die  Art   des 
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faktisclien  Ursprungs  eines  Hecbts  in  concreto , 
sondern  vielmehr  nur  darauf  an  ,  ob  ein  Recht 
in  abstracto f  seiner  Natur  nach,  in  die  Klasse 
gutsherrlicher  Rechte  gehöre,  um  gewifs  za 
seyn ,  dafs  dasselbe  zur  Rechtssphäre  der  privi« 
legirten  Herren  geeignet  sey.  Doch  versteht 
sich  von  selbst,  dals  der  Einzelne  von  diesen 
auch  die  Rechte  dieser  Art  nur  dann  und  in  dem 
Maafse  anzusprechen' befiigt  sey,  wenn  und  in 
wieferne  er  solche  zur  !Zei^  ^er  Bundeserrjch- 
tnng  bereits  besessen  hat ;  es  müfste  denn  seyn  > 
dafs  er  solche  Güter ,  die  er  bisher  unter  eigner 
Administration  gehabt  hat ,  jezt  oder  künftig 
erst  an  Dxittere,  erblich  oder  pachtweise  über- 
liefse,  als  auf  welchem  wese  es.  ihm  allerdings, 
auch  solche  gutsherrhche  Rechte,  die  er  vorher 
nicht  besessen  hätte,  zu  erwerben,  rechtlich 
mogUcK  wäre. 

§•     i8o. 

In  die,  den  privilegirten  Herrn  vorbehal« 
tene,  Klasse  von  gutsherr Höhen'  Siechten 
überhaupt  gehören  nun :  »   ,  » M  ^ 

1.  Das  Recht  auf  Leistung  mecnanischer 
Arbeiten  der  Bauern  zur  ländlichen  Ql^onomie, 
das  ist ,  auf  Frohnen  ( auph" Schaarwerk ,  Ro- 
bot  etc.  genannt) ,  die  Real  -  oder  Personallroh- 
nen,  Hand- und  Spanndienste,  ordentliche  und 
aufserordentliche ,  gemessene  und  ungemessene 
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seyn  Kotiheriy  desgleichen  Auf  d!fe1ierge1>hlchteii 

PÄliWreluitioiisgelder. 

-    "**4.  t)äs  Recht  auf  alle  Arten  hergebrachte^ 

ZTüfisen  ,    kls  da  sind,   Grund-  odet  Böden- 

zf nTsiän ,'  ^  JPa'ihtzinfsen ,    lErbeigenzinfsen ,  Leib- 

aHiifi^y;  *b(ökenngeld  u.  s.  w,,   die  entweder  iit  . 

baarem   Gelde,    oder  in   Naturalien   entrichtet 

I 

WeVden  tüti3sen ,  iti'  welchem  lezteren  Falle  sie 
meistisns  den  Namen  ^ Gülten^  tragen. 

3.  Das  ^ehentrecht,  d.  i.  dieBefugnifs, 
einen I  durch  Vertrag,  Gesez  oder  Herkommen 
bestimmten  Theil  der  gewonnenen  Früchte,  der 
gewöhnlich  der  Zehente  ist ,  von  ihrem  zehent- 
pßichtigen  Eigenthümer  zu  fordern  ,  welche 
Befugnifs  sich  nicht  nur  auf  Feldfrüchte,  son- 
dern auch  auf,  duVch  die  Landwitthschaft  ge- 
wonnene','''lebendige  und  andere  Sachen  er- 
strecken'fedhn.*'—  Die  hier' eintretende  Frage  : 
Ob  die  ptlvilfegirten  Herreir  auch  den  N  e  u  • 
btncKfe-^^'^Nov^i!'- oder  Rott-O  Zfehent'anzu-  * 
sprechen' beRi^  seyen?  glaubeich,  niciit' wie 
Herr  ßrW'ii€/t'(Sa2!  24.  seiner  Beyträge")  oTinfe 
Untersbhbidung  bejahen ,  sondern  dahin  beant- 
worten zu  müssen :  Wurde  in  dem  fraglichen 
Gebiethe  nach  seiner  vorigen  Verfassung  das 
Kecht  auf  den  Novalzehent  als  ein  tVegal  behan- 
delt, so  ist  auch  dieses,  als  ein  nlizbares,  nicht 
wesentliches ,  Regal ,  so  wie  alle  übrigen  Rega- 
lien dieser  Klasse ,  als  dem  fraglichen  privile- 
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girten  Herrn  vorbehalten  au  achten  ;'bey  ent- 
s  gegengesezter  Voraussetzung  kömmt  es  darauf 
an,  ob  nicht  wenigstens  das  Hecht  auf  öde  und 
wüste  Plätze ,  und  zur  Disposition  über  dieSe 
in  dem  fraglichen  Gebiethe .  als  Regal  herge- 
bracht gewesen  sey,  oder  nicht?  Im  ersteren 
Falle  i^t  auch  dieses  Regal ,  als  ein  aufserwesent- 
liches,  auf  den  fraglichen  privilegirten  Herrn 
unstreitig  übergegangen,  und  unter  dieser  Vor- 
aussetzung hängt  es  von  seinem  Willen  ab ,  die 
Kultur  eines  bisher  öden  Platzes  unter  der  Be- 
dingung eines  Novalzehentes  zu  gestatten.  Im 
zweyten  Falle  hingegen  kömmt  es  darauf  an , 
ob  der  jezt  urbar  zu  machende  Plaz  ein  Theil 
seines  Privatgrundeigenthums  seyi  oder  nicht? 
Bey  ersterer  Voraussetzung  kann  er,  wie  jeder 
Privatgrundeigenthümer ,  die  Urbarmachung 
«eines  Bodens  gestatten ,  und  sich,  gleich  andern 
Prästationen ,  einen  Zehent  davon  bedingen ; 
bey  der  leztern  Voraussetzung  hingegen  ist  er 

■ 

den  Anbau  des  fraglichen  Öden  Platzes  zu  ge- 
statten nicht  befugt,  und  daher  auch  denZelient 
von  den  nunmehr  darauf  gewonnenen  Früchten 
EU  fordern ,  aus  keinem  Grunde  berechtigt. 

4.  Das  Hecht  auf  den  Handlohn,  d.  i. 
diejenige  Abgabe ,  welche  äei  neue  Erwerber 
seiner  Gutsherrschaft  für  die  Einsetzung  in  das 
verliehene  Grundstiik  oder  Bauerngut  zu  entrich- 
ten hat,  nebst  den  Ab-  und  Zuschreibgebühren. 
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5.  Die»  entweder ,bey  der  Gatsüberlassimg 
bedungenen ,  oder  unter  der  Form  von  Dienst- 
barkeiten erworbenen.  Rechte  zur  Beholzung, 
zur  Eichellese  und  Mästung,  zur  Trift» 
Huth  und  Weide,  zur  Schäferey  nebst 
dem  P  f  e  r  c  h  e  u.  dgl.  m» 

6.  Das  Recht  des  Vorkaufs  und  Re« 
trakts  bey  bevorstehenden  ,  oder  wirklich 
vollzogenen,  erlaubten  Yeräulserungen  emphy« 
tischer  Güter. 

7»  Das  Rükf allrecht,  wenn  der  Emphy- 
teut  und  alle  dessen  Nächkommen  mit  Tod  ab- 
gehen. 

8«  Das  Abmeyerungsrecht  aus  gesez« 
liehen  Gründen,  nach  erfolgter  richterlicher 
Untersuchung  und  Entscheidung* 

§.     i8i. 

Sollte  sich  in  den  Gebiethen  der  privile- 
girten  Herren  noch  hier  und  da  der  Nexus  der 
Leibeigenschaft  vorfinden,  so  reihen  sich  un- 
mittelbar an  die  bisher  aufgezählten  gutsherr- 
lichen Rechte ,  als  leibesherrlicha 
Rechte  an : 

9.  Das  Recht  auf  den  Bedemund  oder 
Frauen zinfs,  d.i.  die  gesezlich  oder  her- 
kömmlich bestimmte  Abgabe  an  den  Leibesherrn 
für  die  Erlaubnifs  zu  heyrathen, 

10.  Das  Besatzungs-  oder  Sazrecht, 
welches  -^  gegründet  auf  die  JPflichrder  Leib« 
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eigenen ,  ohne  Bewilligung  ihres  Leil>herfn'£:eine 
Verfügung  über  oder  mit  ihrer  Person  iretten 
zu  dürfen,  wodurch  die  auf  ihr  haftende^ ZitilTs« 
oder  Dienstpflicht  geschmlilert  werden  IcoSnt^i^^ 
sich  durch  gerichtliche  Abforderiing  dfeir  i^ei-soÜ* 
des  Leibeigenen   äufsert,    sammt  den/»^^  ihm' 
gegenüberstehenden ,  A  b  a  ü  f s  e  r  u  n  g  s  r  e  ch  t e. 
11.   Das    leibherrliche   Dienst zwängs* 
recht,  und!'       '    "  ''    .«t,.  ...1...^?: 

IC.  Das  Recht  auf  den  sogenanilten  *l*o£P- 
tenzoli  oder  das  B  e  s  t  h  a  u  p^t  \  li.  f.^^s^ 
BauUbungs-'oder  dasTrauerredlir^'^^'^'^ 

Obgleich  von  allen  diesen  id  KectekrreÜ," 
unter  den  iin  Art  27  der  Bundesaßte  a^Ä^iVi-' 
legirten  Herren    vorbehatt(^n^n  iGereöKüsyineri ,' 
nur  das  einzige  Ähentrecht  (idfröii  äesaifnes^^ 
namentlich  aufgefiihi*t  ist,,  so  ist  deich  tiicht'*  zu 
läugnen«    dafs;  der  Anspruch  jener' Herfetf  au^ 
sie  alle,  als  in  (iie  Kategorie  iei  dröiii' sei^tmi^ 
riaux  non  esseniielleirient  ihlieräns  alhismA^^räi^ 
nett    g'ehorig,    ^una^  mithin   unter    aen'älikVTi 
scmblaVles    begriflFen  i     vollkommen  '  geg^ünd^^t 
sey.     Nur  darr  auch  hier  nicht  vergessen  wer- 
den,   dafs  auch   diese  Rechte  in  ihren  Händen 
dieNatur  ^ofser'Ta tri monialpr ivat rechte 
haben,    die  alf>o  nur  nach  den  vom  Souveräne 
geeebenen  Gesetzen  geübt  werden  dürfen ,  und 
bev  deren  Ausübung  alle  diejenigen  Vorrechte 
jezt  hinwegfallen,  die  vormals  blofs  därniii  statt 
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fanden  ,  weil  derjenige ,  d^r  sie  auszuüben 
hatte ,  gerade  der  Landesherr  war  »  wovon  ich 
nur,  als  einziges  Beyspiel ,  das  Vorrecht  anfiih- 
ren  will,  welches  die  landesherrlichen  Forde- 
rungen rükständiger  Zinfsen,  Gülten,  Hand- 
lohns u.  s.  w.  im  Konkurse  der  Gläubiger  rük- 
sichtlich  des  Vorranges  vor  andern  Forderungen 
cesezlich  zu  haben  pflegten. 

C.    Als  ihren  Lehenleuten  oner  Vasallen. 
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§.  i8s. 
Auch  alle  dieienisen  lehenherrlichen 
Rechte,  welche  der  Spuveränitilt  nicht  wesent-  / 
lieh  ankleben,  sind  im  Artikel  27.  der  Bundes- 
akte  den  privilegirten  Herren  ausdrüklich  vor- 
behalten.  .Hieraus  fokt,  dafs  -—  al>£:erechnet 
die  etwaige  Lehenherrlichkeit  dieser  Herren 
über  ihre  eigenen.  Souveräne,  als  welche,  wie 
bereits  erwiesen  worden ,  mit  der  Bundeserrich- 
tung  hinweggefallen  ist,  und  abgerechnet  das- 
jenige lehenherrliche  Hecht,  welches  der  Sou- 
veränität  wesentlich  anklebt  —  übrigens  die 
Sphäre  ihrer  Lehenherrlichkeit  ganz  unverändert 
geblieben  sey,  und  das  zwar  sowohl  in  Ansehung 
der  Vasallen ,  deren  Lehne  innerhalb  ihrer  vpr- 
maligen  Reichslande  gelegen  sind,  als  auch  in 
Ansehung  der  Vasallen,  deren  Lehen  auTserhalb 
dieser,  entweder  noch  im  Staate  ihrer  eigenen 
Souveräne,  oder  auch  au£serlialb  desselben,  in 
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dem  Staate  eines  andern  Bundesfürsten,  oder 
gar  aufserhalb  des  Bundesgebieths  selbst  gelegen 
sind.  Für  dieses  Fortbestehen  ihrer  Lehenherr- 
lichkeit'auch  über  die^e,  von  ihnen  releviren- 
ten,  anfserhalb  der  Gebiethe  ihrer  vormaligen 
Landeshoheit  gelegenen  f  Lehen  streiten  folgende 
Gründe :  • 

1.  Durch  die  Bundeserrichtung   haben    ihre 

Gebiethe  aufgehört,  eigene  geschlossene 
Territorien  zu  seyn,  sind  solche  vielmehr 
integrirende ,  durch  nichts  mehr  geson- 
derte, Bestandtheile  der  Bundesstaaten 
geworden;  es  kann  daher  auf  den  Ort, 
wo  sie  ein  Recht  auszuüben  haben,  gar 
nicht  mehr  ankommen,  gehört  nur  das 
fragliche  Recht  zur  Klasse  der  ihnen  vor- 
behaltenen Rechtel 

2.  Die  Bundesakte  selbst  hat  ihnen  ausdrük- 

lich  alle  lehenherrlichen,  der  Souve- 
ränität nicht  wesentlich  anklebenden. 
Rechte  vorbehalten,  ohne  zu  unterschei- 
den, wo  die  Objekte  ihrer  Lehenherrlich- 
keit gelegen,  seyen.  und  ohne  jene  auf 
Objekte  der  Art,  die  innerhalb  ihrer  Be- 
.  Kirke  gelegen  seyen,  einzuschränken.  Wo 
aber  das  Gesez  nicht  unterscheidet,  und 
weder  der  Buchstat>e  noch  der  Geist  des 
Gesetzes  eine  Einschränkung  eines  beste« 
henden  Rechtsgebieths  befiehlt,  da  darf 
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auch  der  Interprete  weder  unterscheiden 
noch  beschränken.  ' 

3.  Da  die  der  Souveränität  wesentlich  ankle- 

benden Rechte  aus  der  Sphäre  der  Lehen- 
herrlichkeit  der  privilegirten  Herren  ver- 
schwunden sind,  so  tritt  auch  wirklich 
unter  dieser  Voraussetzung  jener  auswär- 
tige Lehensverband  dieser  Herren  keines- 
wegs der  Souveränität  eines  Bundes* 
fiirsten  zu  nahe,  und  es  war  darum  kein 
Grund  vorhanden ,  denselben  aufzuheben. 
Endlich  steht: 

4.  Auch  der  im  Artikel  34  der  Bundesakte 

angeordnete  gegenseitige  Verzicht  hier 
gar  nicht  im  Wege ,  indem  dersell>e  auf 
die  Bundesfürsten  selbst  ausdrüklich  be- 
schränkt, somit  auf  die  hier  unterstellten 
Subjekte  ganz  und  gar  nicht  anwendbar  ist: 

§.  i83. 
Nach  dieser  Bestimmung  des  objektiven 
UmFanges  der  Lehenherrlichkeit  der  unterstellten 
Herren  fragt  sich's  noch  um  den  subjektiven 
Gehalt  derselben,  oder  bestiimmter  darum: 
Welche  lehenherrliche  Rechte  sind,  als  der  Sou- 
veränität wesentlicii  anklebend,  und  darum  der 
Lehenherrlichkeit  der  privilegirten  Herren  ent- 
zogen ?  Welche  sind  dagegen ,  als  ihnen  vorbe« 
halten,  zu  achten?--*  Nach  meiner  Überzeugung 
findet  sich  unter  den  Rechten  derLehenhenlicU- 
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keit   nur  eiä   einziges,    das  der   Souveränität 
wesentlich  anklebt ,  nämlich :  das  Recht ,  Kriegs- 
dienste von  Vasallen  zu  fordern.     Dieses  ist  der 
Staatsgewalt  wesentlich »  weil  nur  sie  im  Besitze 
aller  Militärgewalt  se.^n  kann »   darf ,  und  nach 
den  Bestimmungen   der  Bundesakte  seyn  soll. 
Mit  dem  Verschwinden  aller  Militärgewalt  aus 
dem  Rechtsgebietl^e  der  privilegirten  Herren  ist 
demnach   auch   ihr   bisheriges    lehenherrliches 
Recht,    ihre  Vasallen  zu  Kriegsdiensten  aufzu- 
biethen,  oder  — *  da,  wer  kein  Recht  mehr  auf 
die  Sache  selbst  hat,   auch  kein  Surrogat  dafür 
zu  fordern  berechtigt  seyn  k^nn  — -  ein  Surrogat 
dafür  an  Geld  oder  Soldmannschaft  zu  fordern, 
hinweggefallen,  und  an  die  Souveräne,  als  nun- 
mehrige  alleinige    Inhaber    der    Militärgewajt 
übergegangen«      Alle,  übrigen    lehenherrlichen 
Rechte  sind ,  als  der  Souveränität ,  wie  ich  am 
gehörigen  Orte  zeigen  werde,  nicht  wesentlich 
anklebend,   den  privilegirten  Herren   bevorge- 
blieben ,  und  können,  demnach  von  diesen  gegen 
alle  ihre  jetzigen  vpd  künftigen  Vasallen-  fort- 
dauernd nqch  gel{i;en4  gemacht  werden.' 

§.     184. 

Diese  übrigen  le^enh^rlichen  Hechte  sind 
folgende:  .    .        ,      .       . 

1.  Das  Rechf  ay^^Treue,  Ehrerbietung  und 
Gehorsam  der  Va^llen;  da  gar  häufig  gleiche 
Riechte  von  Privatpersonen ,  z.  B.  als  Dienstherren 
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über  ihre  Diener,  ausgeübt  werden»  und  durch 
jene  Fflichterfi^Uung  die  Erfüllung  der  Pflichten, 

womit  die  Vasallen  iier  unterstellten  Subjekte  als 

''.»1*1      *    ' ^  »  ^«1  *  Mf    ,<  ♦ 

Unterthanen  ihrer  Souveränen  verpflichtet  sind, 
ni<j;ht  ipi  mindesten  gestört  wird,  uind  im  etwai« 
cen  KoUisionsfalle  ohnehin  nach  allgemeinen 
Grund^ätz^en  die  Vasallentreue  der  Unterthanen- 
treup  nachsteh ex^^xtiufs,  so  ist  offenbar  jenes 
Rec^^^.  als  d^  p^ivi^egirten  Herren  über  ihre 
Vas^en  m\^  hinreichendem  Grunde  vorbehalten 
^nzuseh^H. ,  '  ^    . 

,  ,  ^ij.  ^a3  ]^ecbt;  auf  die  gesezlichen  oder  be* 
dupgep^ft  jL^ehendienste  und  Abgaben,  mit  Aus- 
|i,^hme  der,  Kri^sdienste  ^oder  deren  Surrogat; 
de^ .  aufser  .  den  ,K|:iegsdiensten  giebt  es  keine 
Axt  von  Diensten  ,  Ayelcbe  die  privilegirten 
Herren  von  ihren  Vasalle;i  f  ich  nach  ihrer  gegen- 
wärtigen Lage  nTcht  könnten  oder  dürften  leisten 
lassen. 

3.  Pas  Recht  auf  Beziehung  der  Lehen* 
waare  (des  Laudernji^^  da  diese  nicht  untet  die 
JClas^e  der  Staatsauflagen  gehört. 

4.  Das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  über  ihre 
Vasallen,  als  solche«  Herr  Brauer  räumt 
zwar  (Saz  so  seiner  Beyträge)  den  privilegirten 
Herren  die  Lehengerichtsbarkeit  über  ihre 
Vasallen  innerhalb  ihres,  von  ihm  sO£enannten, 
Standesbezirks  exn,  will  ihnen  aber  dieseibd 
aulserhab  dieses  Bezirks  entzogen  wissen.  Allem 
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da  a)  die  Lehengericht^^barkeit  utiläugbar  al^ 
eine  specits,  unter  der  Gerichtsbarkeit  en  mattere 
civile,  als  dem  genuSf  enthalten;  da  b)  diese 
Gattung  der  Gerichtsbarkeit  mit  ihren  Arten 
den  privilegirten  Herren  vorbehalten  wor- 
den« mithin  ihnen  geblieben  i^ty  wo  und  wie 
solche  ihnen  vorher  zuständig  war,  die  voraus 
schon  bemerkten  Modifikationen  abgerechnet; 
da  c)  die  Standesbezirke  nicht  mehr  als  geschlos-* 
sene  Territorien  in  den  souveränen  Staaten  zu 
betrachten  sind  i  es  mithin  auf  den  Ort .  wo  ein 
Recht  9  das  einmal  überhaupt  zum  Recht^gebiethe 
der  privilegirten  Herren  gehört ,  von  ihnen  aus« 
geübt  werde  9  gar  nicht  ankommen  kann;  und 
demnach  d)  die  Lehengerichtsbarkeit  von  ihnen 
aufserhalb  ihres  Srandesbezirks  eben  so  gut  als 
ein  Privatrecht  besessen  und  geübt  werden 
kann »  als  jeder  andere  Besitzer  z*  B.  eines  Fri- 
vatguts  mit  seiner  Markung ,  auph  aufserhalb 
dieser  Markung  Frivatgutsrechte  besitzen  und 
ausüSen  kann ,  ohne  dafs  *  darum  diese  Rechte 
aufhörten ,  Frivatrechte  zu  seyn ,  oder  seyn  zu 
können ,  nachdem  einmal  die  Gerichtsbarkeit 
überhaupt,  in  diesen  Händen  als  F  r  i  v  a  t  re  c  h  t 
karakterisirt  ist;  und  es  endlich  e)  auf  die  fak- 
tische Art  des  Ursprunges  und  Erwerbs  der 
Lehengerichtsbarkeit  eben  so  wenig  anzukom* 
men  hat,  als  auf  den  faktischen  Ursprung  und 
Erwerb    der^  übrigen    Gerichtsbarkeiten ,    uoi 
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'darnach  zu  entscheiden,  ob  sie  den  privilegirren 
Herren  gebühret  oder  uicbt,  so  glaube  ich  mit 
mehr  Grund  zu  verfahren ,  wenn  ich  die  Lehen- 
gerichtsbarkeit, es  versteht  sich  in  den  unte- 
ren Instanzen,  über  alle  ihre  noch  jezt  vorhan- 
denen Vasallen  den  privilegirten  Herren  zu« 
scheide. 

5.  Das  ^  Recht  zur  Vormundschaft  über 
unmündige  oder  minderjährige  Vasallen,  ab 
solche ,  als  Ausflufs  des  Lehenobei^eigenthums. 

6«  Das  Recht  r  Belehnungen  zu  ertheiient 
oder  die  ertheilten  zu  erneuern,  und  dabey  den 
Lehenseid  sich  leisten  zu  lassen,  als  welcher 
vorn  Unterthaneneide  sich  wesentlich  unter- 
scheidet. 

7«  Das  Eigen thumsrecht  an  der  Substanz 
der  von  ihnen  relevirenten  Lehen. 

8.  Das  darinn  begründete  Heimfalls-  oder 
Konsolidationsrecht  in  EröffnungsPällen ,  wo- 
durch das  den  Vasallen  verliehene  Nuzeigenthum 
mit  dem  Obereigenthume  wieder  vereinigt, 
und  das  vollständige  Eigenthum  wieder  herge- 
stellt wird* 

9«  Das  Recht,  >  Anwartschaften  auf  die 
Lehen  ihrer  Vasallen  zu  verleihen« 

lo.  Das  Einwilligungsrecht  bey  Veräufse« 
rungen,  Verpfändungen  oder  sonstigen Beschwe-' 
rungen  ihrer  Lehen. 
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11.  Das  Vorkaufs»  oder  Näberr«clit»  nad 
das  Einstands*  oder  Abtriebsrecht  bey  vorseyea- 
den  oder  geschehenen' rechtlichen  Veräufseruiif- 
gen  ihrer  Lehen.     Endlich 

1  c.  Das  Recht  zu  Lehensviisitationen  f  bey 
vorkommenden  Deteriorationen  ihrer  Lehen» 
als  AusAufs  ihres  Eigenthums  daran. 

§•     i85. 

Aus  jener  Vorbemerkung  and  dieser  Au& 
zsdüung  der,  der  SouverSnität  nicht  wesentlix^h 
anklebenden  ^  und  darum  den  privilegirten  Hen- 
ren  vorbehalten  zu  achtenden »  lehenherDÜcheB 
Rechte  folgt  von  selbst,  dafs.  Herr  B^r  auer 
— -  indem  er  (Saz  so)  den  privilegiiten  Heixma 
das  Forderungsrecht  der  Kriegsdienstleistung» 
der  Gerichtsstandschaft  vor  dem  Lehenhofe,  und 
Besitzung  des  Lehengerichts  unter  dem  Titel  von  - 
hohen  LehenpAichten,  entzog,  und  dagegeot 
blofs  Erneuerung  der  Lehen  bey  jedem  FalL» 
Erhaltung  derselben  in  Stand  und  Ehren ,  und 
Bewilligungseinholung  zu  Veräufserung  oder 
Belastung  derselben,  unter  dem  Titel  von  nie* 
derenLehenspAichten,  einräumte  — den  unter« 
stellten  Subjekten  unter  dem  Titel  der  ersteren 
zu  viel  entzogen,  und  unter  dem  Titel  der  lezte« 
rep  zu  weciig  eingeräumt  habe,  indem  kaum 
dürfte  bewiesen  werden  können^  dafc^j  nach  den 
Bestimmungen  der  Bundesakte  ^    wt^iche  untdr 
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andern  nur  das  Recht  der  obersten  Gerichts- 
barkeit überhaupt  der  Souveränität ,  als  ihr 
wesentlich,  vindizlrt»  irgend  eine  der  angege- 
benen 1 Q  Recbtsart^n  der  Lehenherrlichkeit  als 
^er  Souveränität  wesentlich  anklebend,  und 
darum  aus  dem  Lehenherrlichkeitsgebiethe  der 
privilegirten  Iterren  ausgeschieden  zu  achten  sey. 

Die,  diesen  lehenherrlichen  Rechten  der 
leztern  entsprechenden,  Pflichten  ihrer  Vasallen 
ergeben  sich  übrigens  aus  jener  Aufzählung  von 
selbst,  und  bedürfen  also  keiner  eigenen  Auf- 
führung, um  dasVerbältnifs  zwischen  deu  unter- 
stellten Subjekten,  als  Lehenherren  und  ihren 
Vasallen  vollständig  übersehen  zu  können,  aber 
auch  zugleich  die  Überzeugung  zu  haben  ,*  dafs 
die  Vasallenpflichten  von  Unterthanenpflichten 
wesentlich  verschieden  seyen. 

Es  unterliegen  vielmehr  die  Lehen  der  pri- 
vilegirten  Herren ,  so  wie  sie  selbst ,  als  Lehen- 
herren, und  ihre  Vasallen  in  Ansehung  ihrer 
Lehenverhältnisse  der  Souveränität  der  Bundes- 
fürsten ,  in  deren  Staaten  sie  sich  vorfinden ,  und 
ein  besonderer  Zweig  dieser  Souveränität, 
nämlich  die  Lehenhoheit,  hat  in  ihnen 
Objekte  ihrer  Thätigkeit,  die  sich  vorzüglich 
äufsert  durch  GesezgeBung  im  Fache  des  Lehen« 
Wesens  r  durch  Ausübung  der  Lehengerichtsbar- 
keit in  höchster  Instanz,  und  Führung  einer 
dem  Staatszwecke  entsprechenden  Oberaufsicht, 
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um  alles  das  zu  verhindern  oder  zn  entF^^men  t 
was  am  Lehen wesen  der  EiTeichime  des  Sual5- 
zweks  gefährlich  5eyn  oder  werden  köi  nte.  — ■ 
Dafs  endlich  die  von  den  privilegirten  Herren 
an  Drittcre  etwa  vormals  zn  Lehen  gegeb?nen 
Mresentlichen  Hohei'srechte  aus  tien  Lehen- 
briefen gestrichen  werden  müssen ,  bedarf  kaum 
einer  Erinnerung  9  indem  die  Lehengeber  felbst 
desBesitzes  solcher  Rechte  entsezt  worden  sind, 
und  also  natürlich  etwas ,  das*  sie  selbst  nicht 
mehr  haben,  auch  nicht  mehr  zu  Lehen  geben 
können. 

§,     186.. 
Alle  die  bisher   aufgezählten  Privilegien, 
guts«  und  lehenherrlichen   Rechte,    sogar  die 
ihnen  als  Staatsbeamten  vorhebaltenen  Hechte 
sind  die  privilegirten  Herren  unlängbar  auf  ihre  * 
Nachkommen  zu  vererben  berechtigt ;  der  Um- 
stand, dafs  der  ganzen  ihnen  überlassenen  Hechts- 
Sphäre  der  Karakter  von  Stammprivateigenthiim 
angeeignet  ist,  sezt  nun  zwar  aufser  Zweifel: 
Erstens.  Dafs,  so  lange  Glieder  ihrer  Familie 
vorhanden  sind ,  ihnen  jene  Hechtssphäre 
von  keinem  zeitlichen  Besitzer  derselben 
geschmälert,     und   in  der  Regel  nichts 
davon  veräufsert  werden  dürfe. 
Zweytens.  Dafs  bey  der  Succession  darinn 
.  weder  die  Grundsätze  des  Lehenrechts, 
z,  B.  über  Successionsfahigkeit  und  Suc- 
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cessionsordnuns: ,     noch    die,    nunmehr 
ungültigen  9     reichsgesezlichen    Bestim- 
mungen über  Mifsheyrathen  und  deren 
Folgen,  als  lehen-  oder  relch^gesezliche 
Bestimmungen,  mehr  anwendbar  seyen. 
Drittens.  Dals  zwar  der  Mannsstamm  aller« 
dings  einen  Vorzug  habe,    nach  dessen 
Ausgang  aber  auch  die  weiblichen  Fami* 
lien'gUeder  und  deren  Deszendenten  ohne 
Anstand  zur  Succession  zuzulassen  seyen. 
Allein   über   die   bestimmte  Vererbungsweise» 
ob  z.B.  jedesmal  nur  Einer ,  und  Welcher?  oder 
ob  mehrere  zugleich  zur  Succession  zuzulassen 
seyen?  desgleichen  über  die  Gränze  der  Verer« 
bungsbefugnifs,  ob  z.  B.  das  lezte  Familienglied« 
im  Falle  kein  vertragsoiäfsiges  Erbrecht  existirt» 
durch  Testament  darüber  zu  disponiren  befugt 
sey?  ist  keine  positive  Bestimmung  gegeben.  -^ 
Wo  nun  in  vorhandenen  Haus-  oder  Familien« 
gesetzen  über  den  ersteren  Punkt  so  disponirt 
ist,    dafs  diese  Disposition    der,    z«  B.  wegen 
hinweggefallenem  Lehensverbande  und  erlösche^ 
ner  B>egente/i würde  eingetretenen ,  wesentlichen 
Veränderung  der  Verhältnisse  ungeachtet,  auch 
jezt  noch  pafst,   da  wird  auch  diese  familien« 
gesea^liche  Ordnung  der  Succession,  wenn  nach 
erfolgter  deren  Vorlegung  die  Staatsgewalt  aus 
Rüksichten   des  Staatszweks   nichts,  dabey*  zii 
erinnern  lindety   ferneir  ein^^uhaiten  seyn.     Im 
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leicht  und  erträglich  zu  machen ,  als  es  die  N&tar 
der  Sache  zulieCs »  ihnen  za  erhalteh ,  was  ihneiit 
ohne  Verletzung  des  Hauptgrundsatzes  der  Kon- 
föderation f  nur  immer  erhalten  werden  konnte» 
und  die  ihnen  vorbehaltene  Rechtssphäre  gegen 
alle  Gefahr,  womit  die  Willkühr  sie  bedrohen 
konntet  zu  schützen. 

Gesezt,  das  deutsche  Reich  Ward  durch 
eine  innere  Revolution  umgestürzt ,  oder  durch 
die  Macht  eines  fremden  Eroberers  unterjocht 
worden,  so  würde  unfehlbar  das  Scbiksal  der 
vormaligen  kleineren  Helchsstände  noch  weit 
trauriger  seyn,  als  es,  selbst  ihrer  eigenen 
Meinung  nach,  jezt  ist,  man  müTste  denn  die» 
dann  mögliche ,  Schadenfreude  mit  in  Anschlag 
bringen ,  dafs  auch  ihre  stärkeren  Nachbatn  sich 
mit  ihnen  in  dasselbe  Loos  theilten.  Oder 
gesezt,  die  Urheber  der  Bundesakte  hätten  sich 
auf  die  einfache  Erklärung  beschränkt ;  da(s  die 
Souveränität  über  die  Besitzungen  «der  privile* 
girten  Herren  mit  allen  ihren  Ausflüssen  an  die 
Bundesfiirsten  übergehen  solle :  wie  sie  dies  in 
Anselmn'g  der  Reichsritter  wirklich  gethan  haben. 
Hätte  dann  nichts  bey  der  Vieldeutigkeit  der 
hierinn  au5gesprochenen  Hauptbegriffe,  ihrem 
Sinne  eine  unbestimmbare  Ausdehnung  gegeben, 
ein  alles  verschlingendes  Acqui^tionssystem 
unter  scheinbaren  Titeln  geltend  gemacht,  und 
dieses  bis  zur  gänzlichen  Unterdrüdiuii§f  jener 
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Herren  gesteigert  werden  können  ?  Wie  prekär 
wäre  dann  nicht  wenigstens  ihre  Lage  gewesen! 
W^ils  man  doch,  dafs. selbst  über  die  wirklich 
gegebenen  Anordnungen  nicht  einmal  ihre 
authentischen  Ausleger  im  völligen  Einverständ« 
nisse  seyen, 

§.     i88. 

Die  Bandesakte  hat  aber  der  Willkühr  einen 
gesezlichen  Zaum  angelegt,  mit  sichtbarer 
Sorgfalt  die  Rechte  und  Einkünfte  der  privile- 
girten  Herren  bestimmt»  ihnen  selbst  solche 
Nutzungen  und  Befugnisse  eingeräumt «  die 
nach  dem  vorigen  Staatsrechte  unter  die  Rega- 
lien gezählt  zu  werden  pflegten;  sie  hat  dem 
Besteuerungsrechte  der  Souveräne  in  Ansehung 
ihres  Eigen thums  Ziel  und  Maafs  gesezt»  ihnen 
in  Strafiallen  eine  Austrägalinstanz  bewilligt, 
die  Konfiskation  ihrer  Güter  unmöglich  ge« 
macht,  und  sogar  für  ihre  Diener  gesorgt. 
Solche  Bestimmungen ,  ohne  Einflufs  der  privi- 
legirten  Herren  selbcjt,  und  ohne  Vorspräche 
Dritterer  gemacht ,  konnten  doch  wohl  nur  aus 
einem  sehr  wohlw^Uenden  Geiste  kommen ,  der 
die  für  eine  Parthey  nachtheiligen  Folgen  seiner 
Anordnung  soweit ,  ab  es  nur  immer  die  Reali- 
sirung  seines  Hauptgedankens  gestattete^  zu 
miklem  strebte. 

Wer  mögte  es  bey  so  bewandten  Umstän« 
den  eine  unbillige  Anforderung  an  die  privile» 
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gtrteti  Herren  nennen ,,  daß;  Sie  jenes  W<^lvroU 
4en  von  Seit»  ^iner  Macht  dankbar  anerkettoeii« 
die  ihnen  eben  so  gut  noch  ungleich  j^öfhcre 
Opfer  hätte  abzwingen  bönnen,    dais  die    miah 
gegen  -ein  unvermeidliches  Schik^al  nickt:  suttu- 
ben^     über   den    Verlust    unwiederlnrii^licker 
'Vortheile  sich  nicht  grämen,  und  dafi  sie    die 
Handlungen  ihrer  jetzigen  Souveräne  mit  eben 
«^dem  schonenden  Sinne  erklären  mö^n«     «l^n 
isie^ehemals auch  für  sich  ansprachen«  mo  mke, 
«lals  iLaddesherren  ,    oft  durch   die  -  Getralt    ekr 
Umsiände  zu  Schritten  gezwungen  wa«env^^^e%i 
die  ihr  eignes  Herz  sich  gesträubt  haben  mogle. 
Gerne  werden  daiin  auch  die  neuen  Souveräne 
die  Billigkeit  der  Forderung  an  aie>  erkennen , 
dafa  sie  dafs  Eigenthiun  der  privilegirtela  Herren 
nicht  als. eine  Beute  betrachten  dürfen t  über 
die  man  Niemanden  Rechenschaft  schuldig  seyt 
(dafs  sie  gewissenhaft  den  Weg  einhaken  müeient 
den  ihnen  eben  das  Urgesez  vor  zeichne  t,  dem 
6ie  selbst  ihre  gegenwärtige  Existenz  und  Unab- 
hängigkeit zu  verdanken  haben »  daCi  sie  ihre 
£hre  darein  setzen  sollen,    ^en  Buchstaben  des 
Gesetzes  zu  übertreffen  t   indem  sie  den  Geist 
desselben  sich  aneignen ,   und  dals  sie  sich  alle 
mit  ttnander   verständigen   sollen 9    um* jenes 
Urgesez  auf  eine   gleichförmige  Weise 
au  vollziehen,    damit  keiner  den  Verdrufs  ex^ 
lebe^,    sich  von  dem  andern  an  Gerechtigkeit 
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und  Edelmuth  übertroffen  ,z^,  sehen,  •^—  Nur 
dadurch»  dafs  beyde  Theile  diesen  Ai^^o/rc^r^i^- 
gern  an,.sie  pünktlich  entsprechen^  wir4^riedo, 
£]nträcht  und  Zutrauen  in  den  Staaten  defBqm- 
des  Wiohnei)  i  und  fremde  Hülfe  zur  Schlichtung 
unserer  Streitigkeiten  nie  einzuschreiten  .noihig 
h^ben  ,(S.d*  ao»8tük  der  Kronik  der  Deutschen 


Zweite   Abtheilüng. 
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Rechtsverhältnifs   der   unterworfenen  ene- 
.     '  '^    '"   mliHgen  Heicbsritter«  '' 
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do  wohlwollend  vnd  apezieU  die, » Bundesak^a 
das  Rechtsrerhältnifs  der  unterworfenen  ehema- 
ligen  Reichsstände,  ihre  Vorzügo  und  Pri- 
vilegien bestimmte,  so  generell  luit  sie  dagegen 
aber  jenes  der  vormaligen  Heichsritter  ver- 
fügt, indem  sie  sich  hinsichtlich  dessen,  auf  die 
einzige>»  im  Art.  s5  aufgestellte,  Bestimmung 
beschränkte.  »Jeder  der  verbündeten  Könige 
und  Fürst^en  wird  die ,  im  Umlange  seiner  Be- 
sitzungen liegenden,  ritterschaftlichen  Güter 
mit  voller  Souveränität  besitzen,  **  worinn  nicht 
einmal  der  Reichsritter  selbst  für,  ilM^e  Personen 
Erwähnung  gescheben  ist«  IMLancher  mag  zwar 
auf  den  ersten  Anblik  des  Glaubens  gewesen 
seyuj  dafs  der  Art«  c  7  und  die  jFolgenden,  auch 
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auf  die  Beichsritter  anwendbar  seyen  9  oder  dafs 
weni^^itens  die  Norm  des  Art.  s6  zugleich  als 
Gränze  der  Regierungsein Wirkung  der  Souveräne 
auF  die  ehemaligen  Reichsritter  und  deren  Güter 
gelte.  Eine  nähere  unbefangene  Prüfung  der 
erwähnten  Artikel  muCs  aber  unläugbar  zu  dein 
entgegengesezten  Hesultate  fuhren. 

Denn  die  Art.  27,  s8»  3o  und  3i  schränken 
nicht  nur  ihre  Bestimmungen  ausdrüklich  auf 
die,  der  Souveränität  unterworfenen ,  Fürs  te  n 
und  Grafen  ein.  sondern  sie  schliefsen  auch 
durch  den  Beysaz  des  karakteristischen ,  nur 
den  reichsständischen  Landesbesitzern ,  nie  aber 
den  einzelnen  Rittergutsbesitzern  zuständigen, 
Bey Worts  ^ actuelleinent  regnans*^  die  blofsen 
Bittergutsbesitzer  vollkommen  deutlich  davon 
aus.  Man  kann  also  nicht  sagen ,  dafs  die  Aus« 
drücke  „les  princes  et  cointes^  nur  als  eine  Be«- 
nennung  der  Hauptpersonen  eingeflossen  seyen, 
ohne  dafs  darinn  eine  ausschliefsende  Bestim- 
mung habe  liegen  sollen,  um  so  weniger,  je 
gewisser  die  Konzipienten  im  entgegengesezten 
Falle ,  statt  der  speziellen  Benennung  der  Für- 
sten und  Grafen ,  die  sich  in  allen  jenen  Artikeln 
wiederholt  findet,  die  kürzere  Bezeichnung 
^  alle  der  Souveränität  unterworfenen  Herren  *• 
gewählt  haben  würden  und  müfsten. 

Der  Beysaz  jenes  karakteristischen  Prädi- 
kats ,  und  die  wesentliche  Verschiedenheit  der 
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Verhältnisse  der  vormaligen  wirklichen  Reichs- 
stände und  der  blofsen  Reichsritter  verbietet 
sogar  jeden  analogischen  Schlafs  von  den  Be* 
Stimmungen  der  jetzigen  Verhältnisse  der  unter« 
"worFenen  Fürsten  und,  Grafen  auf  die  jetzige 
Lage  der  Rittergutsbesitzer,  und  es  laDt  sich 
demnach  keineswegs  behaupten  ,  dafs  leztere» 
nach  dem  Geiste  und  Buchstaben  der 
Bundesakte,  auf  dieselben  Rechte,  welche 
den  unterworfenen  Reichsständen  vorbe- 
halten wurden  «»  unter  denen  sich  manche 
aufgezählt  finden ,  welche  entschieden  kein 
Reichsritter  jemals  besessen  hat;  ich  nenne  nur 
z.  B.  das  droit  de  moyenne  Jurisdiction.  Eine 
Ergänzung  des  Beweises,  dafs  man  dabey  die 
Reichsritter  nicht  unterstellt  habe  *-  auf  gleiche 
Behandlung  in  der  Besteuerung  ihrer  Güter  und 
Rechte,  auf  ein  Austrägalrecht  in  peinlichen 
Fällen  und  die  Unzuläfsigkeit  der  Konfiskation 
ihrer  Güter ,  auf  Theilung  der  auf  ihren  Gütern 
haftenden  Schulden ,  auf  freye  Wahl  ihres  Auf- 
enthalts und  Abgabenfreye  Beziehung  ihrer  Ein- 
künfte oder  Kapitalien,  rechtlichen  Anspruch 
hätten« 

Eben  so  wenig  läfst  sich  behaupten ,  ^(9 
der  Art.  fi6  als  Gränze  der  Regierungseinwir- 
kung der  Souveräne  auf  die  ihnen  unterworfenen 
ehemaligen  Reichsritter    und  deren  Güter   zu 
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betrachten ,  und  dafs  durch  ihn  wenigstens 
indirecte  die  gegenwärtige  Rechtssphäre  der  lez- 
teren  bestimmt  sey;  denn»  dafs  die,  dort  be* 
findliche,  Aufzählung  der  SouverähitStsrechte 
nicht  zur  Absicht  habe ,  die  Elechte  der  Souve- 
ränität  überhatip't  zu  bestihimeb  ,  ist  für  sich 
klar,  da  die  Souveränität  überhaupt  doch 
wohl  offenbar  nicht  blois  das  ftecht  der  ober- 
sten Gerichtsbarkeit  und  der  hohen  Folizey 
in  sich  begreift.  Dagegen  leuchtet  aus  den,  den 
Bestimmungen  des  Art.  &6  genau  korrespondi- 
renden,  Bestimmungen  des  Art«  37  unverkenn* 
bar  hervor,  dafs  der  Art.  aß.  blofs  zur  Absicht 
habe,  diejenigen  Regierungsrechte  zu  bezeich- 
nen ,  welche ,  als  der  Souveränität  wesentlich 
anklebend,  aus  den  Händen  derjenigen,  wovon 
der  Art.  27  handelt,  in  die  der  Souveräne  über- 
gehen sollen. 

Erwägt  man  nun ,  dafs  zwar  wohl  die  vor- 
maligen Reichsscände,  nie  aber  die  einzelnen 
H^ichsritter  ein  Recht  der  Gesezgebung,  der 
Gerichtsbarkeit  in  zw  eyt  er  Instanz,  der  Mi- 
litärkonskriptton und  der  Besteuerung  hatten, 
so  wird  man  sich  der  Überzeugung  nicht  erweh« 
ren  können,  dafs  der  Artikel  lG  nicht  bestimmt 
seyn  könne,  die  Gränze  der  Regierungseinwir- 
kung der  Souveräne  auf  die  vormaligen  Reichs« 
ritter  und  deren  Besitzungen  zu  bezeichnen: 
Wäre  doch   sonst  den  einzelnen  Reichsrittera 
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•das,  von  ihii«n  nie  bec^essene,  Recht  der  mitt- 
leren Gerichtsbarkeit  in  ZiviNuiid  Kriminal*- 
Pälien  überlassen !  Dafs  aber  diese  Überlassang 
im  Plane  der  Bundesstifter  gelegen  sey»  könnte 
wohl,  ohnie  sich  lächerlich- zu  machen,  von 
Niemanden  behauptet  werden  wollen.  Es  kann 
sonach  auch  nicht  der  Grundsas  aufgestellt  wer* 
den,  dafs 'die  unterworfenen  Reichsritter  nach 
Maafsgabe  der  Bundesakte  auf  den  Fortbesiz 
aller  derjenigen  Rechte  Anspruch  zu  machen 
hatten,  welche  nicht  in  die  Kategorie  der  im 
Art.  s  6  aufgezahlten  SonveränitStsrechte  gehören» 
da  dieser  Artikel  dem  eben  angefahrten  s&ufolge 
auf  die  Reichsritter  sich  gär  nicht  beziehen  kann. 

« 

Indem  also  die  Bundesakte  die  Reicbsritter- 

schaftlichen  Besitzungen  den  Bundesfürstd^  zur 
vollen  Souveränität  überweifst,  ohne  die  Grän« 
zen  ihrer  Regierungseinwirkung  auf  jene  spe- 
ziell zu  bezeichnen ,  mufs  ntan  ihr  nothwendig 
die  Absicht  unterstellen,  die  gegenwärtigen 
Rechtsverhältnisse  der  unterworfenen  Ritter- 
schaft von  den  Souveränen  selbst  nach  den 
Normen  des  allgemeinen  Staatsrechts  bezeichnen 
t{a  lassen ,  und  sie  hierinn  durch  positive  Vor- 
schriften nicht  zu  beschränken ,  noch  jenen  be- 
sondere Vorzöge  und  Privilegien  vorzubehalten. 
Die  Richtigkeit  dieser  Uutersiellung  scheint  mir 
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durch  den »  in  der  Konstitution  (lir  da^  Kö^ig* 
reich  Westphalen  hinsichtlich  des  Adels  aus« 
gesprochenen,  Grundsaz  allem  Zweifel  enthoben 
zu  seyn;  denn  durch  sj^inen  Beytritt  zum  Bunde 
fiel  jenes  Königreich  unter  die  Verbindlichkeit 
miserer  Bundesakte  t  und  mac  mufs  also  voraus- 
setzen, dafs  in  seine  Konstitution  keine  Bestim- 
mung eingeflossen  sey,  welche  mit  dem  Buch« 
Stäben  und  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  in 
irgend  einer  Beziehung  im  Widerspruche  stünde« 
Gleichheit  der  Bechte  aller  Staatsglieder,  Ver^ 
nichtung  aller,  mit  dieser  Gleichheit  unverträg- 
lichen ,  Privilegien  und  Dienstbarkeiten ,  und 
ausnahmlose  Theilnahme  aller  an  den  Staatslasten 
«ind  Hauptprinzipe  dieser  Konstitution ,  und  ea 
läfst  sich  gar  nicht  zweifeln,  dafs  der  grofse 
Urheber  derselben  bey  Bealisirung  der  Idee  un« 
seres  Bundes  durch  die  Bundesakte  allenthalben . 
da,  wo  er  nicht  ausdrükliche  Ausnahmen  machte^ 
gleiche  Prinzipien  unterstellt  habe  9  und  dem- 
nach in  allen  übrigen  Staaten  des  Bundes  diesel« 
ben,  den  Forderungen  des  allgemeinen  Staats* 
rechts  so  vollkommen  entsprechenden,  Prinzi- 
pien allgemein  adoptirt  zu  sehen »  recht  sehr 
wünschen  mogte. 

§•     192. 
Aus  der  Voraussetzung,  dafs  die  vormaligen 
Reichsritter  durch  die  Bundesakte  unbedingt» 
der  Souveränität  der  Bundeafursien  unterworfen 
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worden  seyeiii  iliersexii  wenn  man  ihr  gegen- 
wärtiges Verhältnifs  nach  denGrundsätzen 
des  allgemeinen  Staatsrechts  feststellen 
will,  folgende  drey  generelle  Normen 
dieser  Feststellung. 

Erstens:  Alle  jene  Rechte ,  welche  ihrer 
Natur  nach  Ausflüsse  der  Staatsgewalt,  d.i. 
wesentliche  Hdheitsrechte  sind,  stehen 
nunmehr  den  Bundesfürsten  über  die  innerhalb 
ihrer  Staaten  gelegenen  ritterschaftlichen  Be* 
Sitzungen  und  deren  Bewohner  ausschliefsend 
und  ohne  Ausnahme  zu,  und  diejenigen  Rechte 
der  Art,  welche  sich  vormals  in  den  HSlnden 
der  Rittergutsbesitzer  befunden  haben ,  sind  von 
diesen  an  ihre  nunmehrige  Souveräne  über« 
gegangen. 

Z^eytens:  Die  vormaligen Reich^itter 
so  wie  ihre  Gutshintersafsen  sind  in  die  Klasse 
ümitittelbarer  Unterthanen  9  und  dadurch  in 
dieselben  Rechte  und  Verbindlichkeiten  einge« 
treten ,  welche  den  übrigen  Unterthanen  dessel« 
ben  Staats  zustehen  und  obliegen. 

Drittens:  Bevorgebiieben  ist  den  Reichs- 
rittern jedes,  mit  dieser  Unterthänigkeit  ver- 
trägliche, persönliche  sowohl,  als  dingliche 
Recht  in  Ansehung  ihrer  Güter  und  Gutsleute, 
welches  kein  wesentlicher  Ausfiufs  der  Staats« 
gewalc,  sondern  ein,  seiner  Natur  nach 
privatrechtlicher  Eigen  thumsgegenstand  ist. 

53 
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§.     193. 
Aas  der  ersteren  dieser  Nonnen  folgt , 

AsSsf    da    die  Gerichtsbarkeit   und   Polizey  in 
ihrem  ganzen  Umfanget  so  wie  das  Recht 
der  Besteuerung,    unleugbar  ihrer  Natur  ndch 
Ausflüsse    der    Staatsgewalt »     wesentliche 
,  Hoheitsr eichte  sind,   keiner  der  unterwor- 
fenen Reichstitter  mehr  auf  die  Gerichtsbarkeit 
in  erster  Instanz  9   auf  die  niedere  Polizey  über 
seine  Güter  und  Gutsleute ,  und  auf  die  Bezie- 
hung irgend  einer,   direkten  oder  indirekten, 
wirklichen  Steuer  von  denselben,   nach  den 
bemerkten   Grundsätzen  rechtliichen  An- 
Spruch  habe,  sondern  dafs  aHe  diese  A.echte  an 
ihre  nunmehrigen  Regenten,  als  wesentliche 
Bestaudtheile  4hrer  vollen  Souveränität,  ^Über- 
gegangen  seyen,   und  dafs  lezteren  allein  imd 
ausschliefsend  über  jene,  deren  Güter  und  Guts- 
leute,   nunmehr   die  Gesezgebung   nach  ihrem 
ganzen  Umfange,    die  Gerichtsbarkeit  in  allen 
idrey  Instanzen  ^  die  Polizey  in  allen*  ihren  Gra- 
den und  Zweigen ,    die  Militär  -  und  Besteue- 
rungsgewalt zustehe,   weil  eben  diese  Rechte 
das  Wesen,  der  Staatsgewalt  ausmachen,  und 
ihr  keines  derselben  fehlen  darf,  wenn  sie  voll- 
ständig seyn  soll« 

Man  kann  dagegen  nicht  einwenden,  dafs 
doch  der  Art.  27  der  Bundesakte  das  Recht  der 
Gerichtsbarkeit  in  erster  und  zweyter  Instanz, 
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5a  wie  das  Recht  der  niederen  Folizey  für  Pri« 
vatreohte  erklärt  habe,  und  daC?  darum  diese 
Rechte  ^  so  weit  sie  vorher  von  den  Reichsrit- 
terii  be^ssen  worden  seyen  $  in  die  Klasse  des 
ihnen  ^inentreifsbaren  Frivateigmthuros  gehör« 
ten;  d^nn  diese  Voraassetzung  ist«  wie  sie  hier 
li€^9  JUschc  der  Art.  ay  sagt  nur,  daß  das  Recht 
deff  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  erster  und 
zweyter  Instanz,  so  wie  die  niedere  Folizey 
ferner  von  den  unterworfenen  Fürsten  und 
Gräfe n^als  Bestandtheile  ihres  Frivatguts  sollen  • 
fortbeiessen  werden  können ,  weil  man  gerade . 
diesem  Subjekten  einen  Vorzug  einräumen 
wollte;  darum  kann  man  aber  nicht  behaupten^ 
d^Cs  jener  Artikel  die  bezeichneten  Rechte  für 
einen  seiner  Natur  nach  privatrechir 
liehen  Eigenthumsgegenstand  erklärt  habe» . 
und  doch  milfste  diefs  der  Fall  wirklich  seyn , 
u|id  jene  Rechte  deswegen  den  unterv/orfenen 
Reichsständen  zugesprochen  worden  seyn ,  wenn 
auch  die  unterworfenen  Ritter  daraus  einen 
An$pru.ch.^^f  das  Behalten  derselben  Rechte  für 
sich  sqll^ep  herleiten  können. 

Aus.ji^er  ersteren  Norm  folgt  aber  auch 
weiter«  dafs  die  Bundesfürsten  nicht  befugt 
seyen,  den.  jRittern»  aus  dem  Titel  der  über  sie 
erlangten  SouK^ränicät ,  jene  Rechte  zu  ent* 
ziehen»  welche  in  di^  Klasse  der  aufserwe* 
seitlichen  oder  nuzbaren  Regalien  gezählt 
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zu  werden  pflegen:  denn  i)  sind  alle  diese 
Rechte «  z.  B.  das  Recht  der  Jagd  und  FLschere)^ 
der  Benutzung  der  Salzquellen  und  Bergwerke 
auf  eignem  Grund  und  Boden ,  u.  s.  w.  t  ent- 
schieden ihrer  Natur  nach  Ausflüsse  des 
Privateigenthumsy  ihrer  Natur  nach  privatrecht« 
liehe  Eigehthumsobjekte ,  welche  mithin ,  als 
solche,  von  den  Rittern»  ihrer  erfolgten  [7nter-> 
werFung  ungeachtet,  fortbesessen  werden  kön- 
nen*; und  2)  sind  jene  Rechte  weder  in  abstracto 
wahre  Regalien ,  da  sie  der  Staatsgewalt  nicht 
wesentlich  ankleben,  noch  sind  sie  in  concreto^ 
d.  i.  in  Beziehung  auf  die  unterstellten  Subjekte, 
Regalien;  denn  jene  ursprünglichen  AusAü^-se 
des  Privateigen thums  haben  die  Natur  von  Re- 
galien  nur   da  und  nur  in  soweit  angezogen, 

* 

wo  und  in  wie  weit  sie  entweder  durcli  Verträge 
oder  verjährenden  Besizstand  in  den  ausschlies- 
senden  Besiz  der  Regenten  gekommen  sind. 
Da  nun  das  begründete,  nämlich  das,  durch  Ver- 
trag oder  Verjährung  erworbene  Recht,  nicht 
weiter  geht  als  sein  Grund,  nämlich  der  Vertrag 
oder  der  Besizstand  selbst,  die  unterstellten 
Rechte  aber  von  den  fraglichen  Kegenten  gegea 
die  ihnen  jezt  unterworfenen  Ritter  und  deren 
Güter  nie  besesj^en  worden  sind ,  so  folgt ,  da£s 
auch  in  Beziehung  auf  leztere  die  unterstellt« 
Rechtsgattung  gar  nicht  in  die  Kategorie  von 
Regalien  gehöre,  dafs  folglich  kein  Grund  vor» 
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banden  sey »  der  die  BundesFürsten  berechtigen 
könnte,  Rechte  der  fraglichen  Art,  -weil  sie 
sonst  als  Regalien  betrachtet  zu  werden  pflegen, 
den  ihnen  unterworfenen  Rittern  zu  entziehen. 
Der  Erwerb  der  vollen  Souveränität  über  diese 
kann  jene  nur  zur  Vindikation  solcher  Rechte 
ermächtigen ,  welche  nach  Grundsätzen  des  all* 
gemeinen  Staatsrechts  der  Staatsgewalt ,  als 
solcher ,  wesentlich  angehören ,  und  solche 
Rechte  sind  ausschliefsend  nur  die  im  Eingange 
des  §  angegebenen. 

Korvolarien  der  (§.  19c)  aufgestellten  z  w  e  y- 
ten  Norm  sind:  1)  d^fs  die  unterworfenen 
Bitter  und  deren  Gutsleute  verpflichtet  sind, 
den  betreffenden  Regen t^ii  den  Unterthänig- 
keitseid  zu  leisten ;  2)  dafs  sie  bey  ihren  Hand- 
lungen überhaupt  sowohl,  als  bey  Ausübung 
der  ihnen  be vorgebliebenen  Rechte  insbeson- 
dere, an  die  Gesetze  des  Staats  gebunden  sind; 

3)  dafs  sie  bey  den  ihnen  angewiesenen  Gerichts- 
stellen  ihrer  nunmehrigen  Regenten  in  Fällen 
der  willkührlichen  wie  der  streitigen  Gerichts- 
barkeil  Recht  £u  geben  und  zu  nehi^ien  haben ; 

4)  dafs  sie  der  Wirksamkeit  der  Staatspolizey  in 
allen  ihren  Zweigeb  unterliegen ;  A)  dafs  sie  der 
Militärkonskriptiou  unterworfen  sind ,  in  soweit 
sie  nicht  nach  den  bestehenden  Konskriptions- 
gesetzen zur  befrey ten  Klasse  gehören ;  6)  daf{| 
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-  516  v€rbanclen  sind,  von  allen  ihren  Besitzungen 
und  Einkünften  gleich  Bildern  Stant^iedem 
rerhäUrnfsmärsige  BeytrSge  2ur  Bestreitung 'des ' 
Staatsaufwandes  zu  entrichten;'  7)  da&  sie  fkfer 
auch  berechtigt  sind»  auf  vöUkommlien  Schtis^ 
ihrer  Persotieh,  Rechte  und  Haabe  roo  Seite 
des  Staate,  so  yfie  auf  die  den  übrigen 'Staab* 
gliedern  etwa  zuständigen  Itid(geiiats^tmßüge 
gleich  allen  andern  Unterthaiielri '  Aüsttfübh  zu 
machen.  •'*  •  •  *♦  ''^ 

Bey  M' bewandten  VevlHLUnteseii  dle^GiAs- 
leute^der  uncerwotfecten   Bfltfet  ab  JM^^drint- 

.  -unterthuiAetn  ^beis€fi<^en%tt  '"^Mteiiri  daför 
ist  kein;  zureioUewfertifund erfiudli^ >  'und- die 
wiKküfarlidiie  'Adoptimu  jener  B^seiÜinung  we« 
gen  daraniS'&u'  niachesder  Konsequenzen  dnreh- 
aiia  unrathsam.  '  Es  ^iilMl'  jene'  Gnisleute  durch 
die  Unterwerfung  ihrer  Gut39herMn  seibat  nn* 
läugbar  unmittelbare  Unterthanen  Aer  Bnn- 
desfürsten  geworden,  und  als  jtolc'he  in  Be- 
ziehung aof  die  Staatsgewalt  knit  1  ihren  Guts^ 
herrn  in  völlig  gleiche-  K^regorie.  getnet^it 
und  sie  haben  daher  auch  auf  den  «»mittel- 
bar e  n  Schuz  des  Staats  unstreitigen  Ansprach. 
Selbst  wenn  die  Staatsgewalt  den  unterw^otfeiien 
Rittern  die  Ausübung  der  Geriehubarkeit  in 
erster  Instanz  und  der  niedere»  PoliBey  aua 
f reyem  Willen  belassen  wollte  -^  denn  dals  sie 
dazu  nicht  verpflichtet aey 9  ist  ünbeatreit- 
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bare  Folge  der  er^teren  Norm  — ,  w^rde 
jene  Bezeichnung  auf  die  fraglichen  Gutsleute 
eben  so  wenige  als  auf  die , Untergebenen  ande- 
rer Staatsbeamten  anwendbar  seyn. 

m 

m 

§.  195. 

Nach  Maafsgabe  der  voraus  aufgestellten 
dritten  Norm  befafst  gegenwärtig  das  Rechts- 
gebieth  der  unterworfenen  vormaligen  Reichs- 
ritter folgende  Rechte: 

1.  Das  Recht  des  persönlichen  Vorrangs  vor 
andern,  bürgerlich  gebornen ,  blofs  als  solchen. 

fi.  Das  Recht  auf  ein  privilegirtes  fqrwn^ 
so  lange  unsere  Staaten  überhaupt  noch  Privi- 
legien in  Beziehung  auf  den  Gerichtsstand,  so 
wenig  ^ich  diese  auch  rechtfertigen  lassen, 
dulden. 

> 

3.  Das  Recht  auf  Befreyung  ihrer  Personen 
und  Kinder  .von  der  Militärpflicht  f  danach 
allen  bestehenden  deutschen  Militärkonskrip- 
tionsgesetzen der  Adel  zur  Klasse  der  Exemten 
gehört. 

4«  Das  Privatpatronatsrecht,  nach 
dem  Umfange  des  bisherigen  Besizstandes. 

5.  Das  Recht  zur  Jagd  und  den  Jagdfroh- 
nen,  wie  sie  solche  bisher  besessen  haben. 

6.  Das  Hecht  zum  Bergbau  und  Salzgewinn 
auf  eignem ,  wie  auch  auf  dem  Grund  und  Boden 

r 

ihrer  Gutsleute« 
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7»  Das  Hätten-^  Hammer  •  und  Mühlen-* 
recht  in  gleicher  objektiver  Ausdehnung^  ^ild^t 
minder: 

8«  Das  Recht  zu  den  erwähnten  sogenann* 
ten  Zwangsnutzungen.  Denn  alle  diese  (unter 
den  N^'^  5  —  8 )  angeführten.  Rechte  sind  ihrer 
Natur  nach  Ausflüsse  des  Privateigenthums » 
mithin  ihrer  Natur  nach  privatrecht- 
liche Eigen thumsobjekte ,  welche »  wie  schon 
bemerkt  wurde»  aus  dem  Grunde,  weil  sie  sonst 
unter  die  nuzbaren  Regalien  gerechnet  zu  wer- 
den pflegen  I  den  unterstellten  Subjekten  nicht 
entzogen  werden  dürfen. 

9«  Alle  aus  dem  Verbände  der  Gutsherrlich* 
keit  abfliefsenden  Rechte  über  die  Gutsleute  und 
deren  Besitzungen ,  nach  D^aaü^gabe  des  Besiz- 
standes»  als  da  sind,  das  Recht  auf  Frohnen, 
Zinfsen ,  Zehent.  und  Gülten »  den  Handiohn» 
das  Recht  zur  Beholzung ,  Eichellese  und  Ma* 
stung,  zur  Trift,  Huth  und  Weide«  zi^ir  Schä- 
ferey  nebst  dem  Pferche ,  alles  nach  M^pfsgabe 
des  Besizstandes ,  das  Recht  des  Vorkaut« und 
Retrakts,  dasRükfall-  und  A^meierungarecht* 
Ferner  alle  aus  dem  etwa  bestehenden  Nexus  der 
Leibesherrlichkeit  fliefsenden  Rechte,  wie  solche 
schon  bcy  einer  andern  Gelegenheit  ($.  i8i)  auf^ 
ge/^ählt  wurden, 

lo.  Das  Recht,  zur  Verwaltung  ihres  Eigen« 
thums  und  Wahrung  dieser  ihrer  Rechte,  eigene 
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ÖkonoAuevenvalter  aufzusteU^n ,  deren  Ge- 
adbäfl^e  ausschllefsend  zu  bestimmen  und  za 
ieiten. 

Hiermit  ist  die  Rechtssphäre  der  unterstell« 
fetnt  Subjekte  nach  ihrem  gegenwartigen  Verhält« 
akse  9  wenn  man  dasselbe  nach  Grundsätzen  des 
allgemeinen  Staatsrechts  bemifst,  geschlossen  9 
und  dafe  sie  bey  Ausübung  dieser  Hechte  an 
^e  9  in  d^r  Gesezgebung  des  Staats  darüber  etwa 
bestimmten»  Normen  gebunden  seyen,  versteht 
^tii  als  unmittelbare  Folge  ihrer  Qualität  ab 
4LJntenhaneii»  von  selbst. 

.  ^  §.     196. 

Ich  habe  ausdrüklich  bemerkt»  dafs  diese 
meine  Zeichnung  des  gegenwärtigen  Verhält« 
nisses  der  unterworfenen  ehemaligen  Reichs- 
ritter T*«  zufolge  welcher  diesen  blofs  gutsherr* 
liehe  und  allenfUU  auch  leibesherrliche  Rechte 
über  ihM  Gutsleute  und  deren  Besitzungen  zuste- 
hen, aber  keines  jener  Hechte,  welche  ihrer 
Natur  nach  nur  Ausflüsse  der  Staatsgewalt  sind, 
zufolge  welcher  also  auch  jene  Gutsleute  in 
keiner Hin5icht  mehr  als  Unterthanen  dersel« 
ben  zu  betrachten  sind,  — -  nach  Prinzipien 
des  allgemeinen  Staatsrechts  entworfen 
sey,  und  es  bedarf  daher  meiner  Erinnerung 
kaum»  dafs  es  von  dem  gesezgebenden  Willen 
der    betrefifenden    Souveräne    abhänge,    jener 


622 

BecbtJiiphäre   d«r  Urnen  unterwor&iien .  |\iuer 

Vi$b«r  faer^U  ge^cbiebaB  istt ,  fiqd.  gewjü^^  V^IJ^ 
gönnt  je^ep.  Htrr^n  das,  . was. ihnen  dia;K^Il^i- 
gung  uo/d  (rroT^muth  ihrer  Souvf^rMif  e.  übej^  jene 
Spbaca  hiiviiia »  hin  und  wieder  in  3Q  reichUchem 
Ma^^e«  £i|getheilc  hat.  Niemand,  weniger  als  ich. 
Allein    der    Standpunkt   des    öffentlichen 
Rechts,  .anf. welchem  ich  jezt  stehet,  unfi.yoii 
walchemans  iq)i  Hur  beurtheilt  werden, da^rft.gie* 
bietet  mir,,  zu  bemerken:  dafs  die  Willkühr  der 
Bupd^sßursten  in  Bestimmung  des gegenwliftigen 
Vef;;bäknisses  der  ihnen  untergebenen  IVittei^chaft 
an  diesdlbea  Schranken  gebunden  sey,  welche 
ihnen! im  Gebrauchte  ihrer  Souveri^ität  über* 
haupt,  wie  ic^  schon  voraus  gezeigt, habet  durdi 
den  Begriff,   das   Wesen   und   den  Zwjek.  .der 
Staatsgewalt  selbst  gesezt  sind,  dafs  niipht  aul^er 
Acht  gelassen  werden  dürfe ,  dafs,  djie  ,Gutsleute 
der  Ritterschaft  dadurch,  dafs/^Q^u|:c|i,di^,Bun* 
d^akte   in   die  Klasse    der   unmittelbaren 
UnteJ^thanen  der  Bundesfürsten  gesezt  i^urden, 
auch  Teohtlich^n  Anspruch  auf  ünm.ittf^i ba- 
ren Schuz  derselben  erworben  hab^.,  und  dafs 

•  *  ^  -'11"         : 

die  möglichste  Herstellung  imd  Einhaltung  einer, 
Awar  nicht,  wie  sich  von  selbst  vensteht,  .maie- 
riellen,  aber  doch  formellen  Rechtsgleichheit 
aller  Staatsbürgerklassen  das  Streben  jeder  guten 
ti«d  gerechten  Regierung  ausmachen  mü^e* 
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Zwar  ist  mir  ni^ht  etitgangen  ^  dafs  man  die» 
Weiin  gieich  rielfeiehi:  auf  Kosten  dteserReobtts* 
gt^ichhett  hin  und  wiedcft  gegebenian;  Biweise 
larideshendicher  Grofsmuth  und  Aohfättg"  fttr 
bisher  bestandene  Formen ,  wie  mm  sith  ans« 
zudrücken  beliebte,  mit  einem«lächdiBden  Sei« 
tehblioke  auf  jenes  Prinzip  der  Rechtsgleldhhelt, 
hbebztkprei&en  rersocht  habe:  diein  in  dieser 
Stimme  hat  sieh  «mKogbat  eines  Theils  der 
iMangei  an  'Keuntnifs  des  wahren  'Wesens  des 
Staats,  undundern  .Theüs  cler  ÜberAufs  >an  Par« 
theylii^hkeitllviid  EgoSamns  nn  dentlicb  •  niftsge- 
sprobhen^  «bdafs  durebfiedie,  imallgemeitten 
S taat .unrechte  längst  anerkannt«,' GVineingüI- 
tigkeit  jenes  «Prinzips  in  der  Theorie  wie  in  der 
Praxis  nur  im  geringsten  hitte  waidcendgemaoiit 
werden  können ,  und  man  ist  ^u  sehr  darüber 
einig,  dafs  auf  Vergleichungen  an  eln^ti' Theil » 
die  auf  Kosten  und  mit  Beeintrftohttgung  des 
andern  Theils  gemacht  werden »  die  Bezeichnung 
„Grofsmuth"  nicht  vollkommen  passe,  und 
dafs  die  bisher  bestandenen  Formen  k^i- 
neswegs  immer  di^  besten,  und  darum,  so  viel 
thunlich  beyz.ubehalten  &eyen. 

'Diefs  fahrt  mich  indessen  zur  Behandlung 
der  Frage :  Ob  ea  für  die  Bundesfiirsten  und  die 
ihnen  unterwoifene  Ritterschaft  selbst  raihsam 
t|nd  wesendich  .wohlth'atig  sey ,  lezterer  manche 
Reclue ,  z«  B.  die  Wohltbat  der  Kompetenz »  und 
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die,  unlaagbar  wesentlichen  f  und  darum,  durch 
die  Bundefakte  den  Bundesfürsten  unslreiti|; 
heimgefallenen 9  Hoheitsrechte,  der  Gerichts- 
barkeit uild  Polizey  nämlich«  ak  vererbiiche 
oder  Patrimonlalrechte,  zurükzugeben ?  Ob  die 
PatrimoniaVverfassung,  bekanntlich  eine 
aus  dem  Mittelalter  übrig  gebliebene  Ruine , 
eine  jener  Formen  sey  9  welche  die  Achtaoo^  und 
Schonung  der  Staatsgewalt  verdiene? 

5-     197* 

Was  Fürs  erste  die  Wohlthat  der  Kompe- 
tenz betrifft«  so  dürfte  nicht  wohl  zu  verkennen 
seyn,    dafs  eines  Theib   die  wohlerworbenen 
Rechte  derGlSubiger«  deren  BeCriedigungdtirrb 
jene  Wohlthat  wo  nicht  ^atit  vereitelt,    doch 
bedeutend  veri&ögert  wird»    durch  Yerleibnng 
jener  Wohlthat  an  eine  Klasse  von  Staatsbürgern 
beträchtlich    beeinträchtigt,     und   da(s  andern 
Theils  eben  darum  der  Kredit  dieser  Klasse  von 
Staatsbürgern  durch  jene  Verleihung  wo  nicht 
ganz  untergraben ,  doch  ge wifs  sehr  geschwächt 
werde,  dafs  also  jene  Wohlthat,  nebstdem,  dafs 
durch  sie  die  formale  Rechtsgleichheit  verlest 
ist,  aufhöre,  für  diejenigen ,  denen  sie  gegönnt 
ist,  wahre  Wohlthat  zu  seyn. 

Die  Patrimofiialverfassung  war  allerdings  in 
jenen  Zeiten  ein  nüzlicher  Nothbehelf,  in 
welchen  es  noch  überhaupt  an  richtigen  Bcjgrif* 
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fen  vom  Staate,   an  richtigen  Prinzipien  über 
den  umfang  der  Regierungsrechte,  an  bestimm- 
ten Grundsätzen  über  Staatsverwaltung  gebrach, 
wo  also  auch  der  von  der  Staatsgewalt  ausgehende 
Organismus  noch  lückenhaft  und  unzureichend 
war:    In   solchen  Zeiten  mag  jene  Verfassung 
sogar  gut,   und  für  Ausfüllung   der  von   oben 
herabgelassenen   Lücken   zwekmäfsig   gewesen 
seyn.     Seitdem  man  ^ber  das  wahre  Wesen  des 
Staats  richtig  aufgefafst  und  durchdrungen,  und 
seinen   Or^nismus  in    der  Art  erweitert   und 
vervollkommnet  hat,   dafs  sein  Oberhaupt  ein » 
mehrere  hundert  Stunden  entferntes,  Dorf  ver- 
mittelst zwekmärsig  eingereihter  Orgape  eben 
'  so  unfehlbar  zu  regieren  vermag,  als  die  Stadt, 
die  es  selbst  bewohnt ,  seitdem  ist  die  Patrimo« 
niai Verfassung  nicht  nur  zweklos  und  überflüssigp 
sondern  iselbst  schädlich  geworden,  indem  sie, 
selbst  voran sgese zt ,    dafs   der  Patrimonialherr 
die  Aufsicht  der  Staatsgewalt  nicht  hintergehen 
könnte  oder  wollte,    doch  Mcher  den  raschen 
Gang  der  Staatsmaschine  hemmt,  und  die  Unter* 
thanen  desselben  Staats  in  zwey  spezifisch  ver- 
schiedene Partheyen  trennt,  folglich  die  Einheit 
der  Interessen  und  Gesinnungen,    welche  dio 
Irrste  Bedingung  eines  richtig  verstandenen  Staats- 
wohls ist,  schlechterdings  unmöglich  macht. 

In  einem  Systeme  reiner  Alleinherrschaft, 
wie  es  unsere  Bundesakte  reatisirC  wissen  will» 
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iAt  sie  irolUii4B  ein  offenbar  heterogenes  GlIecL, 
nicht  nur. völlig  entbcthriich  für  dieZentraltrieb^ 
feder  nnd  für  die  durch  dieselbe  gelenkten 
Kräfte f  sondern  auch  die  Kreifscy  welche  jene 
bestimmt,  und  die  ^se*  beschreiben ,  iinauf* 
hörlich  durchkveitMnd.. £r k d^n «Uein  inseinem 
Staate  regieren  t  der  aU^in  Hiisbter  und  Bescfaüs«* 
zer  seines  ganzen  Volks«  seyn^^L».  kann  unmög^ 
lieh  untrennbare  Be^tandth#üe  seines-  Wesens 
als  Erbgut  an  seine  Untertbaeen.  veräulsernt 
ohne  seine  eigene  Rcgenteogewalt  zu  veipf  tüm^ 
melnt  und.  eine  Anomalie  in  seinem  Staate  2^a 
statnirent  die,  wie  alle . Abweichun^n  v^.der 
Hegel«  den  Zusammenhang,,  den  Einklang  und 
die  Energie  des  G^qzen  hindern  mufs« 

Darum,  scheint  $s  mir,  wäre  es  den  Bun- 
desfiirsten  gerathener  gewesen,  sich  des,  durch, 
die  Bundesakte  ihnen  geöffneten,  Rechts  zur 
Einziehung  der,  bis  dahin  in  den  HHoden  der 
Ritterschaft  befindlichen ,  Patrimonialgerichts- 
barkeit und  Folizey,  als  wesentlicher  Hoheits^ 
rechte,  zu  bedienen ,.  und  die  Ritterschaft  für 
den  ihr  dadufrch  etwa  entgehenden  haaren  Gewinn 
SU  entschädigen,  als  eine,  der. so  sehr  einleuchf 
tenden  Nothwendigkeit  einer  gleichförmigen 
Administration  im  Staate  widersprechende,  die 
Staatsgewalt  selbst  verstümmelnde,  Anomalie 
durch  eigene  Gesezgebung  neuerdings  zu  bestä- 
tigen ,  dadiurch  sich  selbst  die  H^nde  zu  binden« 
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und  so  eitle  unpassend  ge^vroi^dene  Fcfttn 
gerade  durch  ihre  Erschütterung  nur  de^nyCesteM 
Wurzel  Kissen  zu  lassen. 

§.   198- 

Aber  atich  der  Ritter^chafit  selbst,  'dilncht 
mich',  Svkre  jenes  V^rfahren^  gerathener  gewe* 
s^ti;'  denn  yhks  ist  es  denn  eigentlich ,  das  ihr^ 
dieSiidte  beytn  Lichte  betraditet»  durch  Ge» 
iicHIrfMI^g  der  Patrimoniahrerfawung  in  ihrer 
jetzigen  Ldge  und  Gestalt  eingeräumt  wordM 
is^?  —  DA  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  und 
PolFzey  äüf  j6deii  Fall  nicht  im  Namen  ihreir 
Elgehthüiners  /  sondern  nur  im  Namen  desLan* 
desherrn,  genku  nach  der  Von  leeterem  vorge* 
zeichneten  Norm  ausgeübt  werden  mufs,  ihr 
Inhaber  gar  nichts  verfügen  kann,  'was  nicht 
dem  Buchstaben  und  Geiste  der  landesherrlichen 
Gesetze  ^nd  Verordnungen  gemäß  ist»  und, 
-weil  die  meisten ;  man  kann  sagen ,  alle  Ritter 
sich  der  persönlichen  Ausübung  jener  Befugnisse 
entziehen,'  der  von  ihnen  gewünschte  Beamte 
erst  vom  Landesherrn  geprüft,  bestätigt  und 
verpflichtet  werden  mufs ,  welcher ,  diesem  vor* 
gängig,  nicht  mehr  dem  Ritter,  sondern  allein 
der  Staatsgewalt  wegen  seiner  Amtshandlungen 
terant-vf ortlich  i^t,  —  Einrichtungen^  welche 
durchaus  erforderlich  sind ,  um  die  Nachtheile 
jener  Anomalie   möglichst  zu  mindern  — *  so 
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bleibt  deon  doch  in  der  Tbat  für  det» Ritterguts- 
besitzer nichts  weiter  übrige  als  das  Recht,  einen 
Beamten  vorzuschlagen,    und  die  Pflicht, 
diesen ,   wenn  er  bestätigt  wird ,    zu  besolden  , 
wie  auch  die  zur  Realisirung  der  mancherley 
Lokalpolizeyanstalten  erforderlichen  Kosten  zu 
bestreiten.     Es  ist  nun  zwar  möglich »    da&  ich 
mich  irre,  aber  es  scheint  mir,  daCs  der  Total- 
betrag der  rechtmäfsigen  fructus  jurisdictionis 
et  politiae  my^riorif  unmöglich  zureichen  Manet 
die  Kosten   aller  erforderlichen  Gerichts-    und 
Folizeyanstalten ,  für  deren  unerlafslicbe  Reali- 
sirung die  Staatsgewalt  Sorge  zu  tragen  rerpflidi* 
tet  ist ,  zu  bestreiten ,  da£s  demnach  durch  den , 
zur  Au^(uhrung  jener  Anstalten  nothwendigen, 
Zuschuls    aus    eigenem   Privatvermögen   jenes 
Recht»     einen    Beamten    vorzuschlagen i    sehr 
theuer  bezahlt  werden  müsse. 

Gesezt  aber  auch,  die  Rittergutsbesitzer 
wollten  sich  bequemen»  persönlich  ihre  Patri- 
monialrechte geltend  zu  machen,  und  sich  selbst 
als  Justiz-  und  Polizeybeamte  des  Staats  zugerL- 
ren ,  so  läfst  sich  mit  Gewifsheit  vorhersagen » 
daCs  jene  Rechte  ihnen  sehr  bald  zu  einer  drük- 
kendenLast  werden  müssen,  ihnen,  die  an  eine, 
durch  die  lockeren  Bande  der  Reichsverfassung 
modifizirte ,  Gewalt  gewöhnt  waren ',  denn  bey 
den  vielen,  ihnen  in  so  vielfältigen  Beziehun- 
gen nun  zur  Pflicht  gemachten,  untertliänigsica 
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Anfragen  f  Berichtserstattungeii  t  Beslätigungs« 
einbolung^n  müssen  sie  täglich  an  die  Schranken 
anstofsen ,  die  sie  in  der  jetzigen  Ordnung  der 
Dinge  einengen.  Diefs  wird  sie  unaufhörlich 
an  die  vorige  Unabhängigkeit  erinnern ,  und 
eben  diese  fortdauernde  Erinnerung  ihnen  ihr 
Verhältnifs  zu  der  souveränen  Macht  stets  lästig 
und  unangenehm  machen.  Sie  würden  viel 
glüklicher  seyn,  wenn  aus  ihrem  jetzigen  Wir- 
kungskreifse  alles  entfernt  wäre»  was  ihnen  die 
Vorzüge  ihres  ehemaligen  Zustandes  vergegen- 
wärtigen kann.  —  Man  erwarte  nur  den  Ablauf 
der  Zeitf  die  erforderlich  ist,  um  gewisse  tau« 
sphende  Gefühle  zum  Schweigen  zu  I^ringeUt 
und  unbefangen  über  das  wahre  Wesen  seiner 
X^9ge  reflektiren  zu  können,  und  ich  bin  gewifs, 
daf^  mir  dann  selbst  diejenigen  beyslimmen 
werden ,  welche  vielleicht  jezt  am  geneigtesten 
sind,  mich  einer  irrigen  Ansicht  der  Sache  zu 
beschuldigen. 

^  Gerne  bescheide  ich  mich  jedoch  ,  dafs 
— -  wenn  gleich  die  Restätigu^g  der  Patrimonial- 
verfassung  mir,  auf  meinem  nicht  durch  Empfin- 
dung, sondern  durch  die  Prinzipien  des  allge« 
meinen  Staatsrechts  bestimmten»  Standpunkte, 
mit  anerkannten  Begriffen  von  dem,  was  in  der 
Staatsverwaltung  die  Vernunft  anspricht,  .minder 
vereinbarlich  scheint  — -  nichts  desto  weniger 
manche  9  meinem  vielleicht  zu  beengtezf  Blicke 
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eotgangenei  Gründe,  ^.  B.  in  finana^ieller  Hin- 
sicht, vorhanden  gewesen  seyn  mögen,  welche 
die  gesezgebende  Klugheit  der  Bundiesfiir^ten  x,u 
jener  Bestätigung  bestimmten ,  und  eben  so 
gerne  bekenne  ich  öffentlich  und  laut,  dafs  ich 
der,  durch  jene  Bestätigung  der  neu  erworb^r 
nen  Staatsbürgerklasse  bewiesenen,  Schonung 
in  Ansehung  des  ihr  zu  Grunde  liegenden  mora« 
lischen  Prinzips  meine  volle  Achtung  zolle  p 
so  wie  jeder  rechtliche  Mann  mit  mir  die  sichere 
Erwartung  hegto^  uwCSf  dafseb^i  jene  >teaiits* 
bür^t^lasse  sich  nicht  durch  Äufserungen  einer 
undankbaren  Unzufriedenheit  der  ihr  bewiese- 
nen  Schonung  unwerth  machen ,  vielmehr  dem 
in  sie  gesezten  Vertrauen  vollkommen  am  ent-« 
sprechet!',  redlich  sich  bestreben  wefde« 


j 


Allgemeine  Reflexionen  zum 

Schlüsse. 


U^^^^^^x^*>^^r  ^"^  ^^^  Karaktere  der  Zwek* 
mär^igkeit,  der  Harmonie  und  Festigkeit  aq  den, 
dui:Gh(  die  Bundesakte  vom  ic.  Juli  lÖpG  g^e- 
bene»,  durch  die  bisherige  Darsteilting  näher 
entwickeltet,  Elementen  unseres  Bimdes,  gleich- 
wie er  selbst  in  seinem  Wesen,  wie  in  seineiii 
Zwecke^  dem.  Idieale  eines  . rechtlichen  .V^cetni 
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unter  Staaten  vollkommen  entspricht.  Die  eigent- 
liche Konstruktion  desselben,  und  die  Anord« 
nung  der  Mittel,  wodurch  derselbe  ins  wirkliche 
Leben  eingeführt,  und  die  Erreichbarkeit  seines 
Zweks  gesichert  werde,  mit  einem  Worte, 
die  nähere  Feststellung  und  Vollendung  seines 
Organismus,  erwarten  wir  von  dem,  durch 
jene  Bundesakte  selbst  verheissenen ,  Funda- 
mentalstatute, auf  dessen  Hervortritt  der 
Blik  jedes  Deutschen,  dem  das  Wohl  seines 
Vaterlandes  am  Herzen  liegt,  mit,  auf  den 
höchsten  Grad  gesteigerter,  Sehnsucht  gerich- 
tet ist. 

Der  Zwek,  der  durch  die  Organisirung 
oder  Konstituirung  eines  Staats  oder  Staaten- 
Vereins  einzig  und  unverrükt  verfolgt  werden 
mufs,  kann  nur  der  seyn,  die  Glieder  des  Vereins 
in  ein  solches  Verhältnifs  zu  setzen,  durch 
welches  jede  ihrer  Kraftäuf^erungen ,  welche 
unmittelbare  oder  auch  nur  mittelbare  Beziehung 
auf  das  Ganze^hat,  zu  der,  dem  Zwecke  des 
Vereins  selbst  entsprechenden,  Richtung  ' 
bestimmt  und  genöthigt  werde;  denn 
durch  den  Akt  der  Vereinigung  selbst  zum  ge«  • 
meinschaftlichen  Zusammenwirken  zur  Errei- 
chung eines  gemeinschaftlichen  Zweks  hat  jedes, 
in  der  Vereinigung  begriffene,  Glied  ein  gegen- 
seitiges Zwangsrecht  auf  diese  Richtung  der 
Wirksamkeit  des  anderen   erworben,   welches 
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nicht  der  individudlles  WiiU^ühr  4e»  aiMi)0tii 
überlassen  vrerden  darf,  solidem  dunfti 'di« 
erforderlichen  ZvrangsaiiMidteii  UMiidblcibÜ^« 
realieirt  «werden  mufe ,  w^n  -  dÜe-'Enam^vftkg- 
des  Zweks  des  Vereins  eelbM  gesichert «eym  Mit. 
Wollte  man  sieh  atif  ^egetn^iige  Trtdüe>*uad 
Glauben  hingeben  v^ob^  jedes.  G4ied*deB^>gie#ielA* 
schaftliohen  Zwecke  nicht  nyr  mcht  etotgfeg«*« 
wirken,  sondern  vielmekt  thätig  iM  dia««t»m 
mitwirken  werde «  dann  bedürfte  es* (r^iticli^r 
keiner  Konstitution.«  dann  Wtee  aber  audi'dit» 
Erreichung  des -Verein  igungszweks,  und  didtfeh 
die  Existenz  des  Vereins  selbst  dem  blofsea 
Zufalle  überlassen. 

Eben  auf  jenes  Anordnen  him^eichender 
Zwangsanstalten,  -^  um  jedes  Glied  unseres 
Bundes  nicht  nur  zu  hindern,  dfifs  es  äeta 
Zwecke  des  Bundes  entgegenwirke,  smrdeirn 
auch  zu  nöthigen  9  dafs  es  zur  Erreichung  dieses 
Zweks  positiv  mitwirke,  -^  dürfte  demnach, 
wie  mir  scheint,  bey  dem  Entwerfen  jenes, 
gewifs  die  Sicherung  der  Existenz  des^ 'Btitidea 
und  der  Erreichung  seines  Zweks  bezi^letiden, 
Eündamentalstatuts  ein  Hauptaugi^nnierk  gerich- 
tet werden  müssen ,  und  zwar  um  so  mc^t* ,  je 
mehrere  Akte  selbst  in  den'  neuesrten  'Zeiten 
zum  Vorschein  gekommen  sind ,  an  denen  der 
unbefangene  Beobachter  zu  seinem  grö£$ten  Be- 
dauern  die  unzweydeutigsten  Symptome,    ich 
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wiUrQJidif?  IfigHÜ  9rv«ii}««rlbrtheiT5elieiiden  Geistes 
.  dtfr  nF.MMi(tngi<  fAyiir  diach  eines  fortdauernden 
AIttiig«|$>  4Uai  fV^cea  Geiites  der  Einheic  und 
^^f^ef.sDrkedv  Steigung  «um  > Isoliren  und  Verein- 
a^nen.^l^Kf nahmen  inüfste^  »Wird  doch^, 
4^  tA^  IVöMUStM  däet^  ubpr  ^nm  rheinkdien 
Stiaf9dr#^)4Ätn4Qffen>  Schriften  ^in  dei^  Jenaischen 

>»>  ft^m^M.  iffk^i¥^tedwi^#i«gfawtM.d$  wl^r«  der 
Bund  fertig.     Die  Souveräne  stellen  sich-  bereits 
«i€»29)<»  d§14toii^«^Fla9^^4Mff4MBoQd.^elassen 
/yrjpk44lii  i{t#st^iqh^9UgmM!i«ieBlMdjfü 
j|ii^4<*^Mfl»fsfi^€Ai»ii9mr^%e^uiidi«iiixun€hten    ' 
ü  udr )  daloie«  1  tttJh  3  ^emeikisdbtfiUehflMi  a  Bttsakhung 
»uf  denrBünfkltagttsI  gMigpQt/^äiiei!ivhh?di  nach 
Par  ükulumlÄt^ii  fm«mitm$>  jeder  Sonvtcrän  richter 
aidt  f4ir<.«idiL  wo^ilficbi  für'das.GM(te#  ^ünd  mit 
de»iGanz«»s'^>lMi^«(wde  esN^.Beo^vSyo  heifst) 

auf  einen  (iv^Boisttkis  tmxm  inneren  Wohle  des 
ganieii'Dünides'BAiksijeht  zu  nehmen ;  und  ^venn 
«"sliüf  dehn  bifihet  eingesc^higenen  Wege  so  fort 
g^hr^'  sa^ird  esam Ende  noch  dahin  kommen, 
dftfs  eiar  jieder-  doaverän  verlangt ,  es  solle  von 
deviien  Untenhanen  nicht  anders,  als  in  dem 
IMäleklit« seines tsonveränen  Landes,  gesprochen 
lind  ^es^lariabett* werden.  Dabey  hat  das  Ganze, 
der  Buhdl  lüchl  einmal  einen  Fürsprecher  oder 
Veatreaer  gegea*  das  Einzelne.  Man  erblikt 
lautet  Liquidantea>  und  der  i^anJtradictor  fehlt, 


d^r  von  der  Masse  und  Für  das  Ganze  so  viel,  als 
möglich  zu  erhalten  wünscht.**  Eben  dieser, 
\)ey  solchen  Erscheinungen  so  höchst  nölhige, 
Co^tradictor  ist  es,  vrelcher  im  Fundamental- 
statute vor  allem  andern  durch  Aufstellung  der 
bezielten  Zwangsgesetze  herbeygeschafFt  werden 
müCste ,  wenn  nicht  der  Bund  im  Inneren  ein« 
Idee  ohne  Realität  verbleiben  solL 

Doch!  Zwangsanstalten  sind  für  freye 
Wesen  weder  die  würdigsten ,  noch  immer  für 
die  ganze  Dauer  sichersten,  Mittel  zur  Errei- 
chung eines,  ihnen  durch  ihre  eigene  Natur, 
als  vernünftige  und  freye  Wesen ,  aufgegebenen 
Zweks,  indem  freye  Wesen,  eben  als  solche, 
dem  Zwange  zu  widerstehen,  auch  wohl  densel- 
ben zu  überwinden  vermögen ,  und  der  unserem 
Bunde  vorgestekte  Zwek  ist  gerade  von  der  Art, 
da(s  jeder  Zwang  zur  Erreichung  desselben  in 
eben  dem  Grade  unnöthig  wird,  in  welchem 
der  Geist  wahrer  Einheit  unter  den  Gliedern 
des  Bundes  erwekt  und  genährt  seyn  wird; 
denn  Einigkeit  und  Feindseligkeit  «ind  ja  absolute 
Gegensätze,  und  die  Zwietracht ,  als,  in  ihrer 
Gattung  >  die  einzig  mögliche  Quelle  aller  Stö- 
.  rung,  Reibung  und  Feindseligkeit  unter  den 
deutschen  Völkern  mufs  deinnach  in  eben  dem 
Vtrhältnisse  versiegen,  in  welchem  erstere 
unter  sie  zurükkehren  wird;  und  auch  gegen 
äufsere    Feinde   werden    die   wieder   einig 
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.(j,e  vv  o,r^  ^J"  P  Öeutscheu  vop  selbst  und  oline 

svZivMlng^kritftig  aiisaHimeawirketi. 

•  «1.  l'iiHi^^rdQroh  döjffte  der  Wüdsck  allerdings 
j^erechifertigt  seyn  %    dafs   bey    dem  Entwerfen 

;)ei|e;i.Funda^ientalstatuu,   nebst  den  schon  be» 

'  '  onenkten  Eunkl^en ,  auch  vorzügliche  Aufmerk* 
falfnkeit  gerichtet  werden  möge  auf  Anordnung 
der  Mutel»  wodurch  jener  Geist  der  Einheit 
unter  den  Deutsch^  gewekt«  ein.  wahi^^r  Ndüo- 
nalgemeinsinn  unter  ihoea  erSDneugtond'ierhtflcea 
werden  mii&tei  und  t\%  die  passendsten  Mittel 
zu  diesem  Zwecke  scheinen  sich  upve^k^mibar 
rnfzudringeq,  die  Her^telhiog  einher » .wel^ijgdrtfns 
in  den  Haupt  otomönten,  gleiebfbritijgeil  Slttdts- 
verfasw^ung,  Gesezgebung  und  Rechtspflege,  der 
möglichsten  Gleichheit  in  dein  JVlün^wesej»,  in 
den  Abgaben-  und  MilUärsystemen,  wiein.den 
Zuniteinrichtungen,  endlich  einer  gegenseitigen 
vollkommenen  Freyheit  des  Verkehrs  und  Han- 
dels unter /^}immtlichen  verbündeten  St^af^i?; 

Zwar  mögte  es  auf  den  ersten  Anblik 
Manchem  scheinen,  als  ob  durch  bundesge- 
seziiche  Anordnunc;en  der  Art  die  Souveränität 
der  einzelnen  Bundesfürsten  angetastet  würde; 
allein  dieser  Schein  miiTs  mit  der  Erwägung 
sofort  verschwinden »  da(s  erstens  nicht  etwa 
ein  einzelner  Bundesfürst  allein ,  sondern  dals 
alle  zusammen  für  souverän  erklärt  wor- 
den aeyen,  womit  denn  eben  die  Verbindlichkeit 
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eines  jeden  ausgesprochen  Ist ,  sich  im  GeBraüche 
seiner  Souveränität  auf  die  Bedingungen  des 
Bestehens  der  Souveränität  Aller  mit  und  neben 
der  s^inigen  nothwendig  zu  beschranken;' dals 
zweytensiler  Bund  eben  die  Absiebt  habe, 
diese  Bedingungen  des  Zusammenbestehens  der 
Souveränität  Aller  mit  ^unausbleiblichen  EfFekte 
geltend  zu  machen;  und  dafs  endlich  drittens 
der  Bund  unläugbar  berechtigt  sey,  alle^diej^e- 
nigen  indirekten  sowohl  als  direkten,  Mittel 
anzuordnen  und  auszuFühren,  wodurch  die 
Erreichung  seines  Zweks  befördert  und  gesichert 
wird;  woraus  zugleich  folgt,  dafs  die  einzelnen 
Bundesfürsten  die  nähere  Begränzung  ihrer  Kon* 
Souveränität  eigentlich  erst  hätten  abwarten 
sollen,  ehe  sie  in  manchen  Beziehungen  voran- 
schritten ,  und  dafs  sie  es  nur  sich  selbst  zuzu- 
schreiben  haben,  wenn  sie  vielleicht  durch  die 
Konstitution  des  Bundes  in  die,  allerdings  unan- 
genehme,  Lage  kommen  sollten,  manche  Schritte 
Tükwärts  zu  machen.  ,,  Denn  **  sagt  der  schon 
angeführte  Rezensent  (a.  a.  O.  N**.  28c  S.  438), 
»es  handelt  eine  Person  gegen  ihre  Befugnifs 
nicht  blofs  dann ,  wenn  sie  gegen  die  Gränzen 
ihrer  Gewalt  etwas  vornimmt  1  sondern  auch, 
wenn  sie  handelt,  ohne  die  Gränzen  ihrer  Gewalt 
zu  kennen,  die  ihr  erst  noch  näher  bestimmt 
werden  sollen ,  und  deren  Bestimmung  sie  schul- 
dig ist  abzuwarten  1  und  es  ist  ein^  alte  Regel: 
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ne  ifüiä  Ute  penäente  ihn&Detur}**  -4--  W^nn- 4s 
nun  ukimöglifch  wiaer$|>rdch<Hii  'W^r^tfti*  kawi, 
dafö  jene  bezeichneten  Ahbrdtttmgto  1ftie  «Miet- 
iieti  Mittelseyen,  :uma)leQüelfet>ftur'Etfeirraciir 

« 

iinH  Reibung  unter  den  Völkern  XxiSi  0iütetfüiatl6n 
d^r  Slundesfürsteti  9  woraus  Unrubtä^n^  ervrachsim 
kötanten,  zu  verstopfen,  und  eid^ ,  ztl^ ^Be- 
gründung des,  rom  Bunde  bez^ekten,  dauern- 
den Friedenszustandes  unter  denselben  linmia- 
gänglich  nöthlgen,  Gemeinsinn  lier£iU5(!^lleftft 
dafs  also  jene  Anordnungen  eiik  vchtiM^üdlMs 
und  kaum  entbehriicbes  Mittel  zur  Etreiehung 
des  Zweks  des  Bundes  selbst  seyen ,  so  mufs 
milSugbat  jeder  Zweifel  Über  die  Befngnifs  des 
Bundes,  Anordnungen  jener  Art  als  Bundeit« 
gesetze  aufzustellen,  bis  auf  die  tezteSput  ver- 
schwinden. 

Auch  der  schon  einigemal  angeführte  Jenaer 
Rezensent  hat  sich  sehr  eiiiergiscih  fUr'die  Noih* 
wehdi'^köit  der  Wiederherstellung  der  E  i^heit 
im  Inneren  von  Deutschtand  erklärt^  ulid 
seine  Wö^te  sind  zu  merkwürdig,  als  dafe  sie 
nicht  eine  Wiederholung  an  dieser  Stelle  ^«NSt- 
dieneh  sollten.  „  Die  Konföderationsakte  s^ibst 
will,"  heifstes  a.  a.  O.  N^  3oo  S.  677,  ^düfs 
das  Band  der  Einheit  innei'lich  noch  enger  ge- 
knüpft werde,  als  es  in  jener  geschehen,  ZtL 
dem  Ende  dienen  darinn  die  Stipulationen  wegen 
der  Bunde|tage.    Napoleon  hat  auch. seiner 
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'  Seits  au^  dieser  Akte  ein  Vertragsrecht  erworben« 
.^n  orerlfngßBf  da&  z«r4olf)beiii.2^w(e^e}<ib  Bun- 
«iMtage*  iitoi  ^ng  ALOinnMiii ,  itnd-^fs  •  d0e  >  Etriöh« 
tting  deirläiixtd^sstattiten  nicht  unterl^IeiVe*  '  'Er 
will  tinter  je^ner  Konföderation  nicht. eixie  Ge^ 
iS^schaft.  viQii  Mi^Uedern,  die  aiek  •  ntir  •  die 
HanA'  teieht»' »  wenfn  sie  äufderlich  gedrilngt 
-w^erdenl  übrigens  aber  sich  blofs  mit,  den  Fin- 
gerspitK,eQ  bjerühren.  Alle  einsichta^oU^n  IVKin« 
neari»  Deütiobiand  bekennen  sich  su  gleMtism 
Wünsche}  hofFen  auf  Einheit  in  rechtlidheri  und 
administrativen  Einrichtungen ;  hoffen  <auf  Aner* 
kenn\mg  u^d  möglichste  Bealisirung  4e^r^in* 
stpyeines  ^gemeinsamen  inneren  Wohls ;  hbffta , 
dafe  der  'wichtige  Vortheil^  den  DeotscMand 
mit  der  geographischen  Regehnäfsigkeit  ei^lapgt 
hatr  für  jenes  Prinzip  <  nicht  unbewi^f  .bleibe, 
damit  dae  Vaterland  nidit  gleich  "wferd«  den 
Weseq»  die  sich'  äu&erlich  in  eihem  einigen 
Körper  darstellen,  aber  im  Inneren. n;iit  sic^i  in 
Widere^pruch  stehen  ^  und  im  Streite  der  teigetoen 
Kräfte  sich  selbst  ^^erstöreUv  Mit  dergeo^a* 
phisdien  Cöa'gulation  allein  ist  es  nicht  ausge^ 
macht  I,  und  man  mag  nur  dahip  5ehen»  dafs  in 
den  geographischen  Coagulis ,  dadurch , .  dafs 
man  den  Prozefs  nicht  voUst&ndig  mit  ihnen  be* 
endigt ,  keine  Säuerung  entstehe ,  die  oft  in 
Abgeschmaktheit  ausartet.  —  Dazu  kommt, 
(Fährt  derselbe  S»  CSq  fort,)  dafs  D|Utsdiland, 
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wenn  der  Geist  des  Bundes  nicht  auch  im  Inne- 
ren riaalisirt  wird»  unmöglich  glüklich  «seyn 
kann;  am  wenigsten  in  der  gegenwärtigen  G^ 
neration  seiner  Bewohner.  Kann  es  mit  dem 
Glücke  einer  Nation  bestehen ,  w^nn  sie ,  Eins 
bisher  durch  Sprache  und  Sitten ,  durch  so 
manche  Einrichtungen  in  Verfassung  und  Regie- 
rung, durch  eine  gewisse  Einheit  der  Rechte 
und  Justizpflege,  durch  vielfache  Verkettung 
des  Familieninteresses ,  des  kommerziellen  Ver- 
kehrs, und  anderer  Privatangelegenheiten,  — > 
wenn. sie  nun  plözlich  in  Portionen  zerstückelt 
wird,  wovon  je'de  in  völkerrechtlicher  Strenge, 
die  noch  dazu  nach  der  neueren  Praxis  die  Pri- 
vatpersonen mit  ihren  Rechten  und  Gütern  eben 
so  gut,  als  die  Staaten,  unerbittlich  ergreift, 
sich  gegen  die  andern  selb^tgenügsam  abzu- 
schließen trachtet?  Deutschland  hatte  sich  all* 
mählig  aus  einem  Ganzen  in  Theile  ausgebildet^ 
aber  ohne  Todtheilüng,  vielmehr  mit  rükwärts 
fortdauernder  Verbindung  der  Zweige  mit  dem 
Stamme.  Und  nun  sollte  es  mit  einem  Male , 
ohne  allen  Ersaz  durch  eine  neue  Vereinigung, 
von  den  rükwärts  zusammenlaufenden  Fäden, 
und  danrit  von  sich  selbst  und  seiner  Geschichte, 
abgeschnitten^  nun  sollte  es,  wie  ein  Gewürm, 
in  Segmente  zerhakt  werden ,  in  der  Hoffnung 
und  mit  dem  Tröste,  dafs  die -Segmente  sich 
nur.  eine  Z^tlang  krümmen,  aber  doch  am  Ende, 


5^0 

icUi0ch  "die  KxftCt^der  Reg^neralioilf  fMi^'efgenen 
.X[$rp^n^ .wieder  geti#9en  würden?  Und'Vttin 
imurD^iUfflUeild  im  Inneren  mcht  gltiklieb  wisd, 
'Was'kUft !ef  dann ,  dafi^  es  aafiserttch  ^h0iviilebt# 
•defs .  e»  gegen  Europa  9  ja  g^ff^  Sonne  i^JH^d 
und;  Bteirpe  gedekt  ist?  Weti  bedarf  lesietoer 
Sohlld wache  vor  >dte  Hütte  de^  Annet.?i  *  Und 
-^weaibieibt  am.  Ende  übrig ,  •  als  idee  je«ige0  §  der 
die-i^aioht  d»  BewMbiM^  i&bereotnnimi.lifft, 
emdn  7I1WI  nefainen  zu  lassen  ^m  denScft^ev  dttfs 
dUr^Ge^efekstatiliekr  Bewäch«i%\«iaa;iherbqr^- 
adboftv  üm'^iiaokhev.daiMr  isfahan^BiiiilEihmati, 
dafs'er.  tfidu:  «w^getrageii  «ivtanle  ?n  ^i^Ia'  der 
fEhat)/  Wba  diese  «A^flejBidnieii'fiitokf;;  mir  <be4rb* 
^ioht igten  Übei^ugtii^  fiUirea/:der:kj^nn>jikiGliC 
'Vendeoi'ts'oh^m  Blute  entsprossen*  aeyn^i  uiid 
^rdl^ntden  Namen  eines  DeBtscheji.iiielit* 
*  '  Weil  ^'edoeh  der,  durch  Anordnungen  der 
^^rotBxu  angeführten  Art  bezielte  9  Geist  der  £in- 
li^lt ,  der  defutsche  Nationalgetneinsicto  immer- 
'hin  ein )  erst  noch  zu  erwartendes ,  l^rodukt 
i^,-  deifeen  Waöhsihutn  nnd  Reife  um  ^  länge- 
^rerZeit  bedürfen  wird ,  je  mehr  sein  Erstorben* 
seyn  zur  Zeit  der  fiundeserrichttli)g  öffentlich 
anerkannt  wurde,  so  folgt  von* selbst  ^  dafTs  jener 
Anordnungen  ungeiichtiet  '  dennoch  au(^h  die 
Arüher  behielten  ZwäugB^iittet-  realisirt  w^den 
müssen,  damit:  durch  sie  bis  dahin  def  altent- 
halbdn  sich  vdidrSrigeade  Egtiismhs  in  den  ge- 
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biihreodeiiSchraiiinefi'gelidte»5*iiiid  cU«i»iBftel* 
nen  Bundesglitder  verhindert  *werd«ii/<««f  der 
unglttkUchen  Politik  am*  «rvrhanreo,  ihre  fcidivi» 
dmalttat  •  nitt  YertiaeMi&igwig'^  uad*  auf  Kof^n 
des  Ganzen  ^i  T4^rheifrlkhita ,  und  so  dem  Ge* 
deiheh  der-  geMrüniniiUb  fiioheic  enige^enzu« 
wirken.  Erst  dann^^'  -«reliti  Itetere  unter  den 
Fürsien  des  Bundes;  ^ wie ^uiAer  ihnren  Völkern 
virilkommen  kergestelli?  seyn  -^ird ,  werden  jene 
Zwangsmittel  überAfnsig  wetden »  indem  al5- 
denn  ^s  ans  inneren  Motiven  erMgen  wird, 
was  jene  äufseren  Maafsr^eln  bezwekten ;  denn 
fOr  den ,  der  aufrichtig  und  ununterbrochen  den 
Zwek  des  Bundes  wiU»  und  durch  ehe»  diesen 
Willen  bey  allen  seinen  HanAungen  geleitet 
wird,  ist  gar  kein  Zwangvg^sez  nÖlhigy  als 
welches  nur  auf. den,  möglichen,  a^t^ge^ge« 
sezten  Willen  berechnet  seyn  kann, 

Dafs  die  ausnahmlose  Unt^werfong  aller» 
unter  den  verbündeten  Staaten  unter  sich  etwa 
entstandenen,  Streitigkeiten  unter*  die  Heehts* 
entscheidung  der  Bundesversammlung  undt4a&- 
liehe  Bedingung  der  Erreichung  des  Bundes« 
sweks  sey,^  habe  ich  bereits  am  gehörigen  Orte* 
nachgewiesen. 

In  der  vollständigsten  QuaHfikstion  aller 
Theile  eines  organischen  Ganzen  2ur  Erreichung 
seines  Zweks  besteht  das  wahre  Wohl  dieses 
Ganzen,  v<^d  das  wahre  Wohl  unseres  Bundes 


wird  demnach  in  demselben, Grade  gedeihen,  io 
welchem  durch  seine  organischen  Gesetzte  die 
stete  Qualifikation  aller  seiner  Theile  zur  Er- 
reichung des  ihm  rorgestekten  Zweks  erzengt 
und  gesichert  werden  wird« 

Vergebung !  dem  Deutschen »  der  sich  nur 
durch  sein  >  eben  so  warmes  als  reines ,  Inter- 
esse an  dem  Wohle  seines  Vaterlandes,  für  das 
er  den  Bund  ansieht ,  konnte  bestimmen  lassen, 
die  vor2.üglichsten  generellen  Anforderungen 
an  das  verheifsene  Fundamentalstatut  hier  zur 
Sprache  zu  bringen ,  die  ohnediefs  der  Weisheit 
des  Protektors  und  der  Fürsten  des  Bundes  nicht 
entgehen  werden  ;  Sein  Vertrauen  auf  ,  Ihre 
Weisheit  ist  darum  nicht  minder  unbegrenzt, 
.  und  er  freuet  sich  z^um  voraus,  dafs  er,  —  so 
*  wie  er  mit  der  innigsten  Ober  zeugung  von  der 
Vortrefflichkeit  der  durch  die  Bundesakte  gege* 
benen  Elemente  des  Bundes  der  vorliegenden 
Arbeit  sich  unterzogen  hat  —  wenn  das  Funda? 
mentalstatut  erschienen  seyn  wird ,  mit  gleicher 
Überzeugung  von  der  vollkommenen  Zwek- 
mäfsigkeit  der  darinn  aufgestellten  organischen 
Verfügungen  sich  einer  ähnlichen  Darstellung 
derselben  werde  unterziehen  können. 

§.     soo. 

Vorliegende  Darstellung  führt  durch  sich 
selbst  zu  der  Bemerkung ,  dafs  nach  der  gegen- 
wärtigen Lage  der  öffentlichen  Verhältnisse  die 
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Theorie  unseres  öffentlichen  Rechts  in  z^wey 
T  h  e  i  1  e  aerfalle »  nämlich  in : 

h  *Das «offemliclie Recly;  dea Hundes^  unci: 
IT;  Däs'«ff€tatliche  Recht  der  rerbtind^^ 

,ten'Staaten, 

•  . .      iii «   • »  •  •  •  - 

.  . 2^e  |{9upf:obJ6kie  des   erstereq  w#rden 
dre^i!'»  i^deb'  Abscknitien  I*^VII,  mnd  dem 
ersteh  Titel  des  Abschnitts  YlII  dieser  Dar» 
stlilluiig^^tlphfUfdeUeiv»    Gegenstände  ausmachten  . 
mjiMsfn  ,^  und  die  Bundesakte  vooi.  i  d.  Ja].'  1*806 
mitf  de^  ^  ds;  Besliaiidtfaeile  derselben  anzusehen* 
dei^  9 'tiabhgeträgenen  einzelnen  Beytrittsyerträ*  * 
gen»  sodann  das  Fundamentalstatut  und  die  Be« 
Schlüsse    des   Blindes-  werden    seine  positiven 
Hauptquellen ,  und  die  Normen  der  Behandlung 
jener  Gegenstände  seyn.     Die  Hauptobjekte  des 
lezteren  sind  auf  jeden  Fall  A)  die  Verfas« 
sungyund  B)  die  Regierung  oder  Verwal- 
tung der  unterstellten  Staaten ;   und  die  unter 
diesen  beyden  Rubriken  zu  behandelnden  Gegen-* 
stände    sind    durch   das   alleemeine  Staatsrecht  . 
hinreichend  vorgezeichnet. 

Ob  es  nun  aber  in  Zukunft  eiui  allen  ver- 
bündeten Staaten  gemeines,  positives 
Staatsrecht 9  oder  ob  es  so  vielerley  posi  tiv.e 
besondere  Staatsrechtssysteme  geben  werde f 
als  wie  viele  einzelne  Staaten  im  Bunde  be- 
griffen  sind ,  wird  einzt^pr  davon  abhängen ,  ob 
künftig  in  den  verbündeten  Staaten»  kraft  eines 
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« 

Buvdtsg^^et«^  od^r  einer  fireye;i,Objereink 
der  vexbüDdeten  Fürsten ,  eine  Gleichförtnig 
der  Verfassung  und  Yerwaltung,  wenigstei: 
ihren  Hauptmomenten  t  eingeführt  werden  ^ 
oder  nicht? 

Dafs  die  freiere  dieser  yordU5setzar 
eintreten.^n^e^  ist  ein»  berej.ts  vulch.t  nur  { 
mir,  sondern,  .i^i^  von  melurereA.A^deriq 
öffentlichen  .SAltlern »  sehnlich  geämCse: 
Wunschi  dessen  Motiv  unverkennbar  kein 
A^VBs  ifit,.  al^  die  JEinsicIit,  dafs  der  Pund  ] 
m  dem  Maafs«  ersjUurken .  werde » ,  in  welcl^ 
die  Glei^hfÖmiigkeit  in  den  Maximen  und  P| 
dukten  seiner  einzelnen  Staaten  hergestellt  se 
wirdf  daCs  jene  Gleichförznigkeit.  ihrer  Verfi 
5iing  und  Verwaltung  das  einzig  zureichen^ 
Mittel  sey,  das  natürliche  Band  der  deu 
sehen  Nation  zu  erhalten,  unsere  Sprache,  ui 
sere  Kidtur  und  unseren  Karakter  auf  di^.  Nach 
iff elt  pa  bringen ,  und  uns  den  NationaUinn  uncj 
die  Nationalehre  wieder  zu  erwerben ,  die  bishei 
80  gänzlich  erstorben  sind,  —  Mögteo  doc] 
unsere  jeztlebenden  deutschen  Fürsten  zu  dem 
ihre  Namen  vjerewigten.,  Verdienste»  zur  ^^ 
forma tion  der  Öffentlichen  Verfassung  Deutsch 
lands  mitgewirkt  zu  haben ,  auch  noch  das  hini 
zusetzen,  die  Restauratoren  deutsche) 
Nation  zu  seyn! 
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reuilu  §.     ^oi« 

irmkli  Grofs  und  edel,    Ihnen  und  uns  in  Ihren 

.  und  unseren  Nachkommen  eine  ungleich  bessere 

pm  r^^^^f^  eröffnend  ,  vrürde  dieCs  Streben  und 
leovt  Zusammenwirken  zur  Wiedergeburt  deutscher 
Nation  und  Nationalehre  seyif.  «^  Aber  das 
Geftihl  der  Ehre  kann  neben  dem  Gefühle  der 
Ohnmacht  nicht  \/vohl  gedeihen,  und  aller  auf« 
nur  ^  5trebende  Schwung  den tscherNationalehre  müfste 
jerni  an  dem  Gefühle  deutscher  Nationalohnmaciit  er« 
^ji  lälimen,  wenn  sich  nicht  zu  jener  Gleichförmig« 
keit  in  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  rer- 
^^^^ '  bündeten  Staaten  ein ,  in  ihnen  allen  gleichfot« 
lod  P  miges ,  Streben  auf  Erweckung  und  Erhöhung 
r^]^]a  deutscher  Nationalkraft  hinzugesellte,  um 
der  wiederbelebten  Nationalehre  die  nöthige 
Stütze  zu  geben ;  und  um  zu  diesem  Ziele  zu 
Ibi^?  gelangen,  giebt  es  nur  ein  einziges,  wirklich 
^i£^  durchgreifendes,  und  alle  übrigen  umfassendem, 
Mittel. 

Ich  meine  nicht  etwa  ein  thätigeres  posi- 
tives Einwirken  der  Regenten  auf  Erhöhung 
^  des  Nationalvermögens  im  engeren  Sinnei 

^  denn  nach  meiner  Überzeugung  können  die  Re- 

genten nichts  besseres  thun,  ab  ihre  Wirksam« 
keit  in  dieser  Beziehung  darauf  zu  beschränkent 
^  dafs  sie  blofs  die  Hindernisse  der  freyen  Thätig« 

j  keit   ihrer  Bürger  hinwegräumen,    und  ihnen 

den  Gewinn  und  Genufs  sichern;   denn  unter 

1*1 

dieser  Voraussetzung  werden   der  menschliche 
Eigennuz  und   die  nacheifernde  Gewinngierde 
•^       ,    die  Thätigkeit  der  Bürger  von  selbst  in  Bewe« 
;^  gun£  setzen  ,   ihre  Betriebsamkeit ,    ihren  Ge« 

werbs«,  Kunst-  und  Handebfleifs  erwecken^ 
und  bis  zxxjsinem  höheren  Grade  erheben  und 
verfeinern ,  als  es  irgend  einer  Staatsgewalt 
durch  alles  ihr,  meistens  nur  störendes»  positi« 
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ves  Einwirken  auf  alle  diese  Dinge  möglich  seyn 
dürfte. 

Ich  meine  nicht  die  Nothwendigkelt  einer 
gröfseren  Sparsamkeit  in  der  Staatshaushaltung ; 
und  vorzüglich  einer  Beschränkung  so  manchen , 
dem  eigentlichen  Staatszwecke  ganz  fremden  9 
Aufwandes;  denn  jene  Sparsamkeit  und  diese 
Beschränkung  werden  sich  —  bey  den,  durch 
langwierige  Kriege  und  andere  änfsere  Veihält- 
nisse  eines  Theib  immer  mehr  versiegten,  Hülfs« 
quellen,  und  bey  dem  anderen  Theils,  durch 
erhöhten  Rang,  durch  die  Unterhaltung  einer 
weit  stärkeren  Militärmacht,  und  die  neue«  auf 
kräftigere  und  schnellere  Wirkungen  zielende, 
Administrationsart  immer  mehr  erhöhten ,  Staats« 
bedarf —  nothwendig  von  selbst  lehren,  wenn 
man  es  nicht  auf  das  ,  gefahrvolle ,  Äufserste 
ankommen  lassen  will. 

Ich  meine  ein  eben  so  einfaches,  als  siehe« 
res,  Mittel,  welches,  so  sehr  es  auch  durch  die 
neuesten  Erfahrungen  erprobt  worden  ist,  den- 
noch auch  jezt  in  Deutschland  noch  bey  weitem 
nicht  allenthalben  anerkannt  und  gebraucht  zu 
werden  scheint';  nämlich  das:  dem  Genie,  wo 
es  sich  auch  immer  findet,  eine  Laufbahn- zu 
eröffnen ,  die  Talente  und  Tugenden  ,  von 
welchem  Stande  und  Range  sie  auch  immer  seyn 
mögen,  aufzumuntern,  reelle  Kenntnisse  und 
Verdienste  bey  Besetzung  eigentlicher  Staate* 
ämter  im  Zivil  -  wie  im  Militärfache  dem  blofs 
idealen  Werthe  der  Geburt  vorzuziehen,  und 
durchgängige  Gleichheit  der  Anspräche 
herzusteilen.  —  »Eine  Reihe  von  Jahrhunder-* 
ten ,  ^  heifst  es  im  Westphälischen  Monittur  vom 
i5.  Febr  dieses  Jahrs,  «und  sogar  von  aufge- 
klärten Jahrhunderten,  bedurfte  es,  ehe  man  es 
wagen  durfte,  einen  Grundsa^  auf  diie  Bahn  zu 
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bringen  f  dessen  Aufstellung  das  ganze  Weltall 
wegen  des  öffentlichen  Bannes  bedurfte,  derauf 
Millionen  Menschen  lag.  Aber  seit  einigen. 
Jahren  wird  die  politische  Gleichheit  unter  den 
Bewohnern  eines  und  desselben  Landes  nicht 
mehr  als  ein  vermessenes  System  betrachtet, 
gegen  das  man  die  Bache  der  Gesetze ,  die  Ma- 
jestät des  Thrones,  und  die  Blitze  der  Kirche 
aufbiethen  müfste.  Sie  ist  vielmehr  in  unseren 
Tagen  eine,  als  moralisch  und  nüzlich  aner- 
kannte, Wahrheit,  ein  Bedüritiirs  für  die  Ge- 
5e2gebung,  eine  Anforderung  der  Gerechtigkeit 
an  die  Könige,  und  ein  Gesez  der  geistlichen 
Macht''  u.  s.  w. 

Es  ist  ausgemacht ,  dafs  nur  der  volle  Ge« 
brauch  dieses  Mittels  Frankreich  auf  die  Stufe 
seiner  jetzigen  GrÖfse  erhoben  habe.  Durch 
die  Gleichstellung  der  verschiedenen  Stände  in 
der  unterstellten  Beziehung  wurde  die  ganze 
Nationalkraft  des  französischen  Volks  bis  zu 
einem  noch  nie  gekannten  Grade  belebt  und  in 
Thätigkeit  gesezt,  wurde  die  lebendige  Kraft 
in  den  Menschen  und  die  todte  der  Güter  bis 
zu  dem  Grade  gesteigert,  welchem  die  Kraft 
Anderer  Nationen  unterliegen  fnufste.  Durch 
jene  Gleichstellung  kamen  an  die  Spitze  der 
Armeen  wirklich  grofse  Helden  ,  und  an  die 
ersten  Stellen  der  Regierung  wirklich  gcofse 
Staatsmänner  ,  und  endlich  an  die  Spitze  des 
ganzen  Volks  der  gröfste  Mensch  aus  seiner 
Mitte  s  und  nur  auf  diesem  Wege  war  das 
Erringen  des  Übergewichts  über  andere  Natio- 
nen möglich,  —  weil  diese  den  Gebrauch  jenes 
Mittels  gänzlich  vernachläfsigten. 

Jezt  kömmt  es  im  Wettkampfe  der  Kräfte 
verschiedener  Nationen  nicht  mehr  allein  an  auf 
die   Anzahl  der  Menschen  9    der  Pferde ,   der 
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Festungen  und  der  todten  Naturkröfte«  sondern 
atich,  und  z>yar  vorzüglich  aaf  dieSumme  geizi- 
ger Kräfte,  vrelche  in  der  Gei^alt  der 'Nation 
sind ;  denn  jezt  entM^heiden  das  Spiel  und  der 
Schwung  lebendiger  Kräfte,  die  Macht  der  Be- 
geisterung, die  Schläge  eines  elektrisch  gereizten 
Mn(h<(.  Die  jetzige  Zeit  braucht  frische  Kt^ft 
nnd.That,  gleichviel,  ob  ohne,  oder  mit 
alten  Namen,  alten  Titeln  und  Pergamenten! 
Nur  dann,  wenn  unsere  Fürsten  ohne  Ausnahme 
diese  frische  Kraft  und  That,  in  welchem  Stande 
sie  sich  auch  finden  mag,  hervorrufen  ,  ihr  den 
angemesfienen  Wirkungskreifs  eröffnen ,  und 
ihren  Völkern  den  ununterbrochenen  Sebrauch 
dieser,  durch  die  Natur  der  Sache  hinreichend 
gerechtfertigten ,  Reglerungsmaxime  durch  die 
Erziehungsweise  ihrer  Prinzen  sichern  werden  ; 
nur  dann  l&fst  sich  mit  ßewifsheit  hoffen , 
dafs  in  allen  verbündeten  Staaten  an  die  Spitze 
ihrer  Verwaltung  in  allen  ihren  Zweigen  wirk- 
lich grofse  Staatsmänner  treten  werden ,  durch 
deren  kräftigern  Mitwirkung  die  Regeaten  im 
Stande  seyn  werden ,  den  Zustand  zu  reaiisiren , 
in  welchem  dem  wahren  Fortschreiten  in  der 
Ausbildung,  den  edelsten  Trieben,  den  Trieben 
der  Thätigkeit ,  des  Strebens,  Wirkens  und 
Schaffens  von  Innen  heraus  nach  Jedes  Kräften-^ 
maafs  das  pöthige  Feld  geöffnet  seyn ,  Sicherheit 
der  Person  und  Ehre,  des  Erwerbs  und  des  Ge« 
winns  statt  finden ,  in  welchem  also  auch  Jeder, 
durch  nichts,  als  die  rechtliche  Unverlezbarkeit 
seiner  Mitbürger  gebunden«  übrigens  frey  sich 
wird  regen  und  bewegen,  Kopf  und  Hdnd  ge- 
brauchen, Kräfte  und  Eigenthum  nach  freyer  Wahl 
benutzen,  und  so,  nach  eigner  Selbstbestimmung, 
das,  seiner  Individualität  anpassende,  Wohl  wird 
fransen  können ,  in  welchem  also  auch  wahrer 
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Aufschwung  des  Menschen  im  Geistigen  wie  im 
Physischen  unfehlbar  erfolgen  wird. 

Nur 'Unter  jetier  Voraussetzung  IBfst  sich  mit 
Gewi&heit  hoffen  t  da£i  an  ^die  Spitze- unserer 
Heere  wirklich  grofse  Mäuner  treten  werden, 
welche  die  ihnen  untergebenen  Krieger  als  selbst- 
ständige  und  freye  Wesen  zu  behandeln,  und  den- 
noch im  Gehorsame  zu  erhalten ,  den  ächten  mili- 
tärischen Sinn ,  der  unsere  Vorelterti  so  unüber- 
windlich machte  9  in  ihnen  wieder  zu  erwecken, 
durch  Triebwerke ,  angelegt  auf  ihr  Herz,  gröfsere 
Tbaten ,  als  es  je  der  despotische  Geist ,  der  bisher 
den  Soldaten  ab  Maschine  behandelte ,  rermogt 
bat»  mit  ihnen  auszurichten  verstehen,  und  so 
den  alten  Ruhm  germanischer  Tapferkeit  wieder 
herstellen  werden.  Nur  unter  jener  Voraussetzung 
können  wir  also  auch  mit  zureichendem  Grunde 
die  Hoffnung  schöpfen,  dafs  die  deutsche  Nation 
von  ihrer  langen  Niederlage  sich  endlich  wieder 
zu  neuer  Kraft,  wie  zu  neuer  Würde,  erheben 
^werde. 

Wenn  nun  die  Fürsten  deutscher  Nation 
unmöglich  die  Pflicht  mifskennen  können,  ihr' 
wieder  zu  neuer  Kraft  und  Würde  zu  verhelfen , 
so  werden  «ie  auch  eben  so  wenig  mirskennen , 
dafs  «s  ihrfe  Pflicht  sey ,  jenes  unumgängliche 
Mittel  zo  diesem  Zw^ecke  zti  gebrauchen,  Sie, 
die«  da  sichMUe  Ihnen  hingeben,  auch  für  Alle 
gleich  da  zu  seyn  verbunden  sind,  und  die 
Unterstützung ♦  derer  ihre  Thronen  bedürfent 
in  ungleich  kräftigerem  Maafse  bey  denen  ßnden 
werden«  die  alles  das,  was  sie  sitid,  durch 
sich  s^elbst  sind,  als  bey  denen,  die  alles, 
was  sie  sind,  ihrer  Geburt  zu  verdanken 
haben. 

So  wie  nicht  gelängnet  werden  kann,  dafs 
ein  ZusammenAufs  ungünstiger  Umsi&nde  dem 
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Erreichen  des  Ziels,  wo  die  Völker  ihr  Heil  zu 
finden  glauben,  jezt  vi«le  Hindernisse  in  den  Wefi; 
lege  t  und  dafs  der  Versuchungen ,  willkührlich 
und  ungerecht  zu  handeln,  so  mancherley  seyen, 
so  kßnn  aber  auch  nicht  verkannt  werden ,  dafs 
unsere  Fürsten  im  Inneren  ihrer  Staaten  nie  so 
fireye  Hände  halten,  ihren  erhöhten  Sinn  und 
Muth  (ur  das  Recht  dadurch  zu  bewähren,  dafs 
sie  jene  Hindernisse  standhaft  überwinden,  und 
jenen  Versuchungen  unerschütterlich  widerste* 
ben.  Durch  das  Erringen  der  Souveränität  sind 
sie  von  den  Fesseln  entbunden  worden ,  welche 
bis  dahin  vielleicht  oft  ihren  Willen,  bessere 
£inrichtungei|  zu  treffen,  niederhielten,  ist 
ihnen  aber  auch  die  Verbindlichkeit  aufgelegt 
worden,  die  Sphäre  ihrer  Regentenpflichten ^ 
wie  sie  das  Ideal  des  Staats  vorzeichnet,  desto 
Toiikommener  auszufüllen. 

Der  innigsten  Beherzigung,  und  darum  der 
öfteren  Wiederholung  würdig  sind  die  geist- 
vollen Worte,  mit  denen  einer  unserer  achtungs- 
würdigsten deutschen  Schriftsteller',  Johann 
von'Müller,  sich  über  diesen  Punkt  (in  der 
Jenaer  allgem.  Literaturzeitung  1807,  N^.  16) 
erklärt  hat:  „Man  niufs  dem  grofsen  Stifter 
nachsagen ,  dafs  er  es  den  Gliedern  des  Bundes 
an  Gelegenheit ,  so  wie  an  dem  Vermögen , 
Gutes  zu  thun,  durchaus  nicht  hat  fehlen  lassen; 
er  hat  nicht  mehr  als  die  Grundlinien  vorge- 
zeichnet; was  den  Bund  nationalisiren,  was 
jedem  Deutschen  werth  machen  rouls,  in  diesen 
Kreifsen  zu  leben,  diefs  einzurichten,  überliefs 
er  i  h  r  e  r  Weisheit.  Nicht  mit  Unrecht,  noch 
AUS  übertriebenem  Vertrauen.  Der  Verstand« 
fiuf  welchen  er  bey  den  Deutschen  rechnen  zu 
3ollen  glaubte,  mufs  Jeden  lehren,  der  Souve« 
länilätserklärung  sich  fürstlich,  nicht  wie  Jung* 
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linge»  die  vom  Hofineisterjoche  loskommen  t 
zu  bedienen.  Alles,  sagt  er,  mögel:  ihr  nun 
thun.  •  Aber  er  sagt  nicht ,  alles ,  was  immer  ihr 
vornehmt,  ist  recht  und  nüzlich.  Wenn  die 
Unterthanen  unzufrieden  würden,  und  öfters 
der  Protektor,  auch  wohl  mit  Macht,  einschrei- 
ten müfste;  wenn  durch  die  Verstophmg  der 
gesezlichen  Äxifserung  öffentlicher  Meinung 
rohe  Ausbrüche  gereizt  würden,  wenn  durcki 
die  Vernichtung  ordnungsmäfsiger  Schuldenga«» 
rantien  der  Kredit  eben  dann  fiele,  wo  man  seii^ 
öfter  bedürfte,  und  endlich  die  Völker,  wie 
für  den  Fürsten  die  Treue ,  so  für  das  Vaterland 
den  Muth  einbüfsten,  und  bessere  £xisten2 
unter  fernen  Himmelsstrichen  dem  Sklaven- 
und  Bettlerleben  zu  Hause  vorzögen :  was  könnte 
man  mehr  beklagen,  als  den  Mifsverstand  über 
den  Geist  der  neuenOrdnung  der  Dinge?  Formen 
wurden  durch  dieselbe  gelöist,  welche  als  Schul« 
digkeit  Manchem  lästig  seyn  mochten ,  deren 
Erneuerung  und  Vervollkommnung  aber  ans 
freyer  Gnade  das  erste  Pfand  einer  guten  Regie- 
rung werden  kann.  Überhaupt  wir  alle ,  Kegen- 
ten und  Völker,  laborirtenan  dem  Aberglauben» 
an  längst  erstorbenen  Namen  und  Formeln ;  die 
ersten  edlen  Zwecke  waren  über  dem  Schlen- 
drian vergessen;  es  war,  wie  in  Religionen  zu 
geschehen  pflegt,  Zeremoniendienst  geworden, 
ohne  Wahrheit,  ohne  Leben.  Dieser  Todes- 
schlaf wurde  durch  gewaltige  Stöfse  gestört. 
Sollte  der  Friede  darinn  bestehen,  dafs  derGrofs- 
vaterstuhl  wieder  an  seinen  Ort  gesezt  würde, 
damit  wir  fein  fortschlummern?  —  Nein,  all 
der  todte  Buchstabe ,  all  die  eingebildeten  Stüz- 
zen,  an  die  man  sich  'zu  lehnen  pflegte,  es  ist 
alles  ab;  alles  reduzirt  sich  auf  Geist  und  KraF'. 
Nach  dem  Gesetze  vermag  der  Fürst  alles;  aber 
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seine  Lage  schreibt  ihm  vor,  was  er  wollen 
darf;  kein  Reichsgericht  verpflichtet  ihn,  aber 
das  ,  klare  Interesse  seiner  Existenz.  Der 
Nation  ist  in  der  Bundesakte  eben  sehen  er- 
wähnt,—  weil  sie  sich  von  selbst  ver- 
steht. Ohne  sie,  wider  ihre  öffentliche 
Meinung,  die  so  mancherley  Organe  hat,  wird 
keiner  dieser  Ftirsten  sidier  und  glüklich  regie- 
ren zu  können  glaubten.  So  wenig  ei|i  Gesez 
nöthig  war,  dafs  die  Menschen  im  rheinischen 
Bunde  ferner  von  Speifs  und  Trank  leben  sollen ; 
so  wenig  durfte  gesagt  werden,  dafs  die 
Gröfse  seiner  Fürsten  gan^  eigentlich 
von  ihrem  Einverständnisse  mit  der 
JNation  herkommt.** 
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—  5ii  Zeile  8,  lies:  einzureihen .    statt:  eint^ureichen 

—  ^^if)  Zeile  G  von  nnteii,  liea :  £inrcikiui^,  statt;  Rinreichimg 

—  355     —   16 ,  lieg :  daTs  nun  ,    statt :  da  nun 

—  55S     —     Ö,  lies:  ihre FTCjgebigkelt,    statt:  sich 

—  5()6     -*     I,  lies:  privilc^ii,    statt;  privilefio 

—  ^93     —     3  von  nnten ,  Ues:  nach  ihrer,    statt:  nach  Ihrw 
<*.  409     -^     7 ,  lies :  Gerechtsame ,    statt :  Gesetz« 

—  408     •-     \ ,  lies  ;  darum  9    statt :  dariuu 
^W    "   i3,  lies:  jene,   statt:  Jenen 


